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Vorwort. 


Die  folgenden  Vorträge  und  Aufsätze  sind  in  den 
Jahren  1899  —  1904  entstanden  und  spiegeln  die  Fort- 
schritte, welche  in  der  nationalökonomischen  Behandlung 
der  Wohnungsfrage  in  dieser  Zeit  gemacht  worden  sind, 
ebenso  wieder  wie  die  Verschärfung  und  Steigerung,  welche 
das  Problem  selbst  in  der  gleichen  Zeit  erfahren  hat.  Sie 
sind  mit  Ausnahme  des  ersten  Vortrags  erstmalig  in  der 
Fachliteratur  veröffentlicht  und  hier  in  Buchform  zusammen- 
gestellt worden,  um  sie  weiteren  Kreisen  als  den  sich  ex 
professo  mit  der  Wohnungsfrage  beschäftigenden  zugänglich 
zu  machen.  Sie  sind  daher  auch  in  der  Hauptsache  — 
von  der  Fortführung  in  den  Anmerkungen  auf  den  heutigen 
Stand  und  verschiedenen  Erweiterungen  der  Aufsätze  über 
England  abgesehen  —  ohne  Rücksicht  auf  einige  Wieder- 
holungen unverändert  gelassen  worden  und  sind  zugleich 
gedacht  als  Prolegomena  zu  einem  im  nächsten  Jahre  in 
dem  gleichen  Verlag  erscheinenden  gröfseren  „Handbuch 
der  Wohnungsfrage  in  Deutschland  und  im  Ausland". 

Die  Bedeutung  der  Wohnungsfrage  für  unsere  ganze 
moderne  Volkswirtschaft  ist  so  grofs,  dafs  immer  wieder 
darauf  hingewiesen  werden  mufs,  um  die  öffentliche  Meinung 
allmählich  für  die  hier  notwendigen  eingreifenden  Reformen 
reif  zu  machen. 

Freiburg  i.  B.,  11.  September  1904. 


Carl  Johannes  Fuchs. 
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Erster  Teil. 

Zur  Geschichte  und  Theorie  der  Wohnungsfrage. 


Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage. 
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I. 

Der  heutige  Stand  der  Arbeiterwohnungsfrage 
in  Deutschland. 

(1899.) 


1* 


Der  aufserordentliche  Aufschwung,  in  dem  sich  schon 
seit  einiger  Zeit  unsere  ganze  Volkswirtschaft  und  vor  allem 
unsere  Industrie  befinden,  hat  zugleich  —  und  das  ist  die 
Kehrseite  der  Medaille  —  immer  gebieterischer  ein  Problem 
in  den  Vordergrund  gedrängt,  das  schon  ziemlich  lange, 
etwa  seit  der  Ausbildung  der  modernen  Volkswirtschaft,  in 
allen  Industriestaaten  aufgetreten,  in  Deutschland  aber  doch 
erst  seit  dem  jüngsten  Aufschwung  so  brennend  geworden 
ist  —  die  Arbeiterwohnungsfrage. 

Sie  ist  vor  allem  bekanntlich  in  den  grofsen  Städten, 
insbesondere  den  Industriestädten  zuhause,  aber  —  wie  ge- 
rade neuere  Untersuchungen  überzeugend  dargetan  haben  — 
keineswegs  nur  da,  sondern  auch  vielfach  relativ  ebensosehr, 
ja  mitunter  in  höherem  Mafse  in  den  mittleren  und  kleineren 
Städten.  Sie  hat  ihre  letzte  Ursache  immer  darin,  dafs  die 
private  spekulative  Bautätigkeit  aus  verschiedenen  Gründen 
mit  der  grofsen  Vermehrung  der  Arbeitskräfte  in  der  In- 
dustrie und  dem  hauptsächlich  dadurch  hervorgerufenen 
starken  Einströmen  in  die  Städte  nicht  Schritt  hält,  und 
sie  besteht  bekanntlich  darin,  dafs  das  Wohnungsbedürfnis 
der  arbeitenden  Klassen  in  grofsem  Umfang  erstens  zu 
schlecht  befriedigt  wird  —  durch  zu  wenige  und  zu  kleine, 
vielfach  menschenunwürdige  Räume  —  und  zweitens  trotz- 
dem gleichzeitig  zu  teuer:  die  Ausgaben  für  die  Wohnung 
stehen  im  umgekehrten  Verhältnis  zur  Einkommenshöhe  der 
verschiedenen  Klassen,  bei  den  arbeitenden  Klassen  selbst 
aber  steigen  sie  im  gleichen  Verhältnis  zur  Gröfse  der  Stadt, 
ohne  gleich  starkes  Steigen  der  Löhne.    Aus  den  zu  hohen 
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Preisen  kleiner  Wohnungen  hat  sich  dann  vor  allem  das 
verhängnisvolle  Schlafgängerunwesen  entwickelt.  Dazu  kommt 
endlich  die  auch  mit  dem  Überwiegen  der  Nachfrage  nach 
kleinen  Wohnungen  wachsende  Unsicherheit  des  W^ohnens 
bei  Vermehrung  der  Familie,  die  Schwierigkeit,  oft  Unmög- 
lichkeit, bei  gröfserer  Kinderzahl  überhaupt  Wohnung  zu 
finden.  Immer  häufiger  werden  die  Fälle,  wo  zahlungsfähige 
and  -willige  Familien  im  Armenhaus  vorläufig  untergebracht 
werden  müssen. 

So  ist  die  Arbeiterwohnungsfrage  an  vielen  Orten  heute 
zu  einer  öffentlichen  Kalamität  geworden,  die  mit  Recht  die 
allgemeine  Aufmerksamkeit  in  immer  höherem  Grade  auf 
sich  zieht.  Im  letzten  Winter  hat  der  Verein  für  Social- 
politik  eine  neue  Enquete  darüber  beschlossen,  im  nächsten 
Jahr  wird  der  Evangelisch  -  soziale  Kongrefs  zu  Karlsruhe 
darüber  verhandeln,  heute,  am  16.  Mai,  beschäftigt  sich 
die  Konferenz  der  Zentralstelle  für  Arbeiterwohlfahrts- 
einrichtungen in  Stuttgart  mit  einem  Teil  des  Problems. 
Aber  von  den  verschiedensten  Seiten  her  hat  man  in  der 
jüngsten  Zeit  unter  dem  Drang  der  Not  auch  angefangen, 
die  praktische  Lösung  des  Problems  durch  Vermehrung  des 
Wohnungsangebots  energisch  in  Angriff  zu  nehmen,  die  bis 
dahin  in  Deutschland  im  Gegensatz  zu  anderen  Ländern 
noch  nicht  recht  in  Flufs  gekommen  war. 

Über  diese  verschiedenen  in  der  neuesten  Zeit  ein- 
geschlagenen Wege  zur  positiven  Lösung  der  Arbeiter- 
wohnungsfrage sei  zunächst  ein  Überblick  gegeben,  um  dann 
ihre  relative  Bedeutung  für  die  Lösung  des  Problems  zu 
untersuchen,  jedem  dieser  Versuche  die  Stelle  anzuweisen, 
die  ihm  meines  Erachtens  gebührt. 

Fünf  Faktoren  sind  es,  die  wir  heute  am  Werk  sehen, 
an  Stelle  der  versagenden  privatkapitalistischen  Bautätig- 
keit, das  Wohnungsbedürfnis  der  unteren  Klassen  zu  be- 
friedigen: Arbeitgeber,  einzelne  Privatleute,  gemeinnützige 
Baugesellschaften,  Arbeiterbaugenossenschaften  und  Staat, 
Stadtgemeinden,  Kreise  etc. 

Eine  stattliehe,  jährlich  wachsende  Zahl  von  Arbeit- 
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gebern  —  insbesondere  von  gröfseren  —  hat  heute  auch 
in  Deutsehland  für  ihre  Arbeiter  selbst  Wohnungen  ge- 
schaffen, und  zwar  hauptsächlich  im  westlichen  Industrie- 
gebiet Deutschlands,  im  Rheinland  und  Südwestdeutschland, 
während  im  Königreich  Sachsen  noch  verhältnismäfsig  wenig 
auf  diesem  Gebiet  geschehen  ist.  Nur  die  wichtigsten  seien 
kurz  aufgezählt:  Krupp  in  Essen  (bis  Ende  1891  über 
3700  Arbeiterhäuser  mit  ca.  26000  Bewohnern,  dazu  neuer- 
dings die  Kolonie  Alfredshof  mit  500  Wohnungen)  \  die  Anilin- 
und  Sodafabrik  in  Ludwigshafen  (444  Wohnungen),  die 
Zuckerfabrik  Frankenthal  (200  Wohnungen),  die  Höchster 
Farbwerke  (1896  305  Aufseher-  und  Arbeiterwohnungen, 
60  Wohnungen  in  dem  Arbeiterheim  und  96  Schlafstellen  in 
drei  Logierhäusern)  ^ ,  Villeroy  &  Boch  in  Mettlach  (1874 
bis  1893  172  Häuser),  Spiegelfabrik  Waldhof -Mannheim 
(345  Wohnungen),  die  Zellstofffabrik  und  die  Fabrik  von 
Bopp  &  Eeuther  ebenda,  die  Chemische  Fabrik  Wohlgelegen 
in  Mannheim,  die  Burbacher  Eisenhütte,  Peters  &  Co.  in 
Neviges,  Cornelius  Heyl  und  Dörr  &  Reinhardt  in  Worms, 
Ten  Brink  in  Arien,  Amt  Konstanz,  Köchlin,  Baumgartner  &  Co. 
in  Lörrach  u.  a.  m. 

Dabei  sind  die  verschiedensten  Systeme  in  technischer 
Hinsicht  zur  Anwendung  gelangt:  Einzelhäuser,  Mehr- 
familien-, grofse  Mietshäuser.  Uns  interessiert  besonders  die 
Frage,  ob  durch  die  Arbeitgeber  für  ihre  Arbeiter  Wohnungen 
und  Häuser  nur  zum  Mieten  oder  sogenannte  „Erwerbs- 
häuser", zum  allmählichen  Erwerb  durch  Abzahlung,  ge- 
schaffen worden  sind;  es  scheint,  soweit  ersichtlich,  letztere 
Form  die  überwiegende  zu  sein. 

Durch  einzelne  Privatleute,  insbesondere  reiche  Philan- 
thropen, ist  in  Deutschland  nicht  annähernd  so  Bedeutendes 
geleistet  worden,  wie  in  England  durch  die  grofsen  Stiftungen 
von  Peabody  und  Guinnefs  und  die  aufopfernde  Liebesarbeit 
von  Octavia  Hill.  Doch  können  der  Konsul  de  Liagre,  Frau 
Hasse  in  Leipzig  und  der  verstorbene  Landgerichtsdirektor 
Aders  in  Düsseldorf  hier  genannt  werden. 

Dagegen  haben  die  sogenannten  „gemeinnützigen 
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B au ges el  1  Schäften"  auch  in  Deutschland  zum  Teil 
Hervorragendes  geschaffen.  Sie  sind  kapitalistisch  in  Leitung 
und  Geschäftsführung  —  in  der  Eegel  in  der  Form  von 
Aktiengesellschaften  — ,  aber  die  Dividende  ist  in  der  Höhe 
beschränkt,  gewöhnlich  auf  4  Prozent. 

Die  älteste  ist  die  schon  1848  gegründete  Gemeinnützige 
Baugesellschaft  in  Berlin,  die  Erwerbshäuser  gebaut  hat. 
Dann  kommt  die  1853  gegründete,  allerdings  wesentlich  aus 
Arbeitgebern  bestehende  „Mülhausener  Gesellschaft  für 
Arbeiterkolonien"  (cite  ouvri^re),  welche  ebenfalls  Erwerbs- 
häuser gebaut  hat,  von  denen  sich  keines  mehr  im  Besitz 
j  des  ersten  Erwerbers  und  die  meisten  gar  nicht  mehr  im 
Besitz  von  Arbeitern  befinden.  Von  neueren  sind  zu  nennen 
die  Gemeinnützige  Baugesellschaft  in  Freiburg  i.  B.,  die  in 
der  Freiau  —  mit  weitgehender  Unterstützung  durch  die 
Stadt  durch  Gewährung  von  billigem  Boden  und  billigem 
Geld  —  50  Häuser  mit  150  Mietswohnungen  geschaffen  hat ; 
die  1890  gegründete  „Aktiengesellschaft  für  kleine  Woh- 
nungen" in  Frankfurt  a.  M.,  der  „Verein  für  die  Erbauung 
billiger  V^ohnungen  Leipzig-Lindenau"  (1894  353  Wohnungen), 
der  „Gemeinnützige  Bauverein"  in  Dresden,  eine  ähnliche 
Gesellschaft  in  Darmstadt,  der  Gemeinnützige  Bauverein  zu 
Eemscheid  (nur  Erwerbshäuser),  die  Aktienbaugesellschaft 
zu  München-Gladbach,  die  Baugesellschaft  zu  Barmen,  die 
Gemeinnützige  Baugesellschaft  zu  Hamburg,  vor  allem  aber 
die  gröfste  Schöpfung  auf  diesem  Gebiet,  die  Arbeitervillen- 
kolonie „Ostheim"  bei  Stuttgart,  geschaffen  vom  „Verein  für 
das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen"  in  Stuttgart.  Sie  umfafste 
1896  an  zehn  Strafsen  228  Häuser  mit  702  Wohnungen  und 
ca.  4000  Bewohnern.  Die  Mehrzahl  sind  Erwerbshäuser. 
Die  Unterstützung  der  Stadtgemeinde  beschränkte  sich  auf 
Herstellung  und  Unterhaltung  der  Strafsen.  Eine  ähnliche 
weitere  Kolonie  „Nordheim"  ist  in  der  Ausführupg^. 

Erst  verhältnismäfsig  spät  haben  die  Nächstbeteiligten,  die 
Arbeiter  selbst,  auf  dem  Wege  der  Selbsthülfe  die  Lösung 
der  Arbeiterwohnungsfrage  unternommen  in  der  Form  der 
Arbeiterbaugenossenschaften.   Diese  konnten  einen  gröfseren 
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Aufschwung  erst  nehmen,  nachdem  durch  das  Gesetz  von 
1889  die  Form  der  Genossenschaften  mit  beschränkter  Haft- 
pflicht auch  in  Deutschland  eingeführt  war.  Seitdem  haben 
sie  sich  sehr  rasch  entwickelt,  jedes  Jahr  bringt  eine  grofse 
Zahl  von  Neugründungen. 

Dabei  sind  aber  wieder  zwei  Formen  zu  unterscheiden : 
eine  ältere,  wie  die  Berliner  Baugenossenschaft  und  der 
Flensburger  Arbeiterverein,  nach  dem  Muster  des  Kopen- 
hagener Ärbeiterbauvereins  ins  Leben  gerufen,  die  noch  an 
dem  alten  Ideal  der  Erwerbshäuser  festhält,  und  eine 
neuere,  die  diese  prinzipiell  verwirft,  entweder  tatsächlich 
nur  Mietshäuser  baut,  die  immer  Eigentum  der  Genossen- 
schaft bleiben,  oder  dies  sogar  in  den  Statuten  ausdrücklich 
vorschreibt. 

Diese  neueren  Arbeiterbaugenossenschaften  heifsen  ge- 
wöhnlich „Spar-  und  Bauverein"  oder  auch  nur  „Bauverein" 
und  sind  alle  nach  dem  Muster  des  im  Jahre  1886  ge- 
gründeten Spar-  und  Bauvereins  zu  Hannover  ins  Leben 
gerufen  worden,  der  zuerst  eine  solche  Bestimmung  in  den 
Statuten  hatte.  Das  Wesen  dieser  Spar-  und  Bauvereine 
besteht  darin,  dafs  die  niedrigen  Anteilscheine  der  Genossen 
(100 — 300  Mk.),  wenn  sie  nicht  bar  eingezahlt  werden  können, 
durch  wöchentliche  Ratenzahlungen  gebildet  werden;  und 
da  ein  Genosse  nicht  mehr  als  eine  beschränkte  Anzahl 
Anteilsscheine  (10—20  =  2000  Mk.)  besitzen  darf,  so  ist 
der  kapitalistische  Charakter  ausgeschlossen,  bis  zu  dieser 
Höhe  aber  die  Beteiligung  von  Angehörigen  wohlhabender 
Klassen  erwünscht  und  ihre  Mitwirkung  bei  der  Vereins- 
leitung in  Vorstand  und  Aufsichtsrat  unentbehrlich;  aufser- 
dem  aber  ist,  da  eine  mäfsige  Dividende  (3V2 — 4  Prozent) 
erzielt  werden  soll,  billiger  Kredit  seitens  des  Staates,  der 
Gemeinden  , und  öffentlichen  Kassen,  wie  insbesondere  der 
Alters-  und  Invaliditätsversicherungsanstalten  erforderlich. 
Aufser  den  Einzahlungen  auf  die  Geschäftsanteile  werden 
auch  bei  einem  Teil  der  Vereine  Spareinlagen  angenommen. 

Der  Spar-  und  Bauverein  zu  Hannover  hatte  1895 
2783  Mitglieder  mit  893000  Mk.  Einzahlungen  und  hatte 


Ende  1895  64  Häuser  mit  336  Wohnungen  gebaut.  Nach 
seinem  Muster  ist  dann  zunächst  der  Spar-  und  Bauverein 
_zu  Göttingen  und  der  Berliner  Spar-  und  Bauverein  ge- 
gründet worden,  letzterer  von  den  Männern  der  Zentralstelle 
für  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen,  Geheimrat  Post  und 
Prof.  Dr.  Albrecht.  Auch  dieser  hat  unter  den  besondreren 
Schwierigkeiten  der  Grofsstadt  Berlin  während  der  fünf 
ersten  Jahre  seines  Bestehens  Glänzendes  geleistet,  grofse 
künstlerisch  und  hygienisch  vollkommene  Mietshäuser  mit 
im  ganzen  231  Wohnungen  geschaffen*. 

Aus  der  grofsen  Zahl  der  seitdem  ins  Leben  getretenen 
ähnlichen  Vereine  ist  noch  der  Greifswalder  Spar-  und 
Bauverein  hervorzuheben,  der  in  sehr  kleinen  Verhältnissen 
in  den  ersten  drei  Jahren  mit  nur  300  Mitgliedern  106  Woh- 
nungen in  16  Häusern  geschaffen  hat.  Weitere  solche  Vereine 
bestehen  heute  in  Hamburg,  Altona,  Bremen,  Halle  a.  S., 
München,  Breslau,  Spandau,  Magdeburg,  Görlitz,  Stralsund, 
Dresden,  Mannheim,  Freiburg  und  an  vielen  anderen 
Orten» 

Endlich  ist  in  der  neuesten  Zeit  auch  von  Staat,  Ge- 
meinde etc.  in  vielen  Fällen  die  Pflicht  zum  Eingreifen  in 
diese  Fragen  erkannt  —  und  neben  oder  anstatt  der  Unter- 
stützung eines  der  vorgenannten  Faktoren  —  zum  eigenen 
Bau  von  Häusern  und  Wohnungen  geschritten  worden;  und 
zwar  entweder  durch  Staat  oder  Gemeinde  als  Arbeitgeber 
für  ihre  eigenen  Arbeiter  und  Angestellten  —  so  vom 
preufsischen  Staat  in  den  fiskalischen  Steinkohlengruben  im 
Saar  gebiet,  von  den  Stadtgemeinden  Frankfurt  a.  M., 
Dresden,  Ulm  a.  D. ,  Karlsruhe  —  oder  darüber  hinaus 
in  weiterem  Umfang  ganz  allgemein,  in  Konkurrenz  mit  den 
anderen  Faktoren  oder  an  deren  Stelle,  von  den  Städten 
Freiburg  i.  B.^,  Strafsburg  i.  E.,  Eberbach,  Heidelberg  (in 
Verbindung  mit  der  Sparkasse),  Ulm^,  durch  den  Orts- 
armen  verband  Münster  und  den  Kreis  Merzig.  Besonders 
hervorzuheben  ist  die  Tätigkeit  der  Stadtgemeinde  Freiburg, 
die  in  drei  Häusergruppen  168  Wohnungen  geschaffen  und 
weitere  33  Häuser  mit  99  Wohnungen  projektiert  hat. 
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Versuchen  wir  nun  eine  Kritik  dieser  verschiedenen 
Tätigkeiten,  die  Prüfung  der  Frage,  ob  eine  von  ihnen  als 
der  beste  Weg  zu  bezeichnen  ist,  eventuell  die  Abgrenzung 
ihrer  Anwendungsgebiete. 

Der  in  Deutschland  vorläufig  am  weitesten  verbreitete 
Bau  von  Wohnungen  oder  Häusern  durch  die  Arbeit- 
geber ist  nun  meines  Erachtens  jedenfalls  im  allge- 
meinen nicht  der  beste  Weg,  und  zwar,  weil  auch  dann, 
wenn  diese  „Wohlfahrtseinrichtung"  nicht  geradezu  mit 
einem  Verzicht  auf  die  Organisationsfreiheit  bezahlt  werden 
mufs,  darin  immer  eine  Beschränkung  des  Arbeiters  in 
seiner  Freizügigkeit,  in  dem  Kampf  um  bessere  Arbeits- 
bedingungen liegt,  wenn  er  mit  Aufgabe  seiner  Stelle  zu- 
gleich auch  die  Wohnung  verliert.  Damit  soll  nicht  gesagt 
werden  —  wie  es  von  fabrikantenfeindlicher  Seite  in  der 
Arbeiterschaft  wie  in  der  Wissenschaft  geschieht  — ,  dafs 
diese  Einrichtungen  von  den  Unternehmern  überhaupt  nur 
mala  fide  zur  Knebelung  und  Knechtung  ihrer  Arbeiter 
geschaffen  worden  sind :  neben  der  drängenden  Not  und  dem 
berechtigten  Bestreben,  sich  einen  Kern  von  tüchtigen 
Arbeitern  durch  Gewährung  besonderer  Vorteile  zu  sichern, 
hat  ohne  Zweifel  dabei  auch  vielfach  warmes  Interesse  für 
ihre  Arbeiter  den  Fabrikanten  die  Hand  geführt,  aber  die 
Wirkung  ist  allerdings  in  den  meisten  Fällen  (namentlich 
bei  jüngeren  Arbeitern)  die  von  jener  Seite  zuerst  hervor- 
gehobene, oben  bezeichnete.  Ganz  besonders  gilt  dies  natür- 
lich von  den  „Erwerbshäusern".  Diese  sind  heute  über- 
haupt —  wenigstens  in  den  Städten  —  nicht  mehr  das  Ideal 
der  Lösung  der  Arbeiterwohnungsfrage.  Und  zwar  des- 
wegen ,  weil  die  Erfahrung  gezeigt  hat ,  dafs  der  Arbeiter 
als  Hauseigentümer  eines  Mehrfamilienhauses  seine  bei  ihm 
zur  Miete  wohnenden  Berufsgenossen  nicht  minder  ausbeutet 
wie  der  berufsmäfsige  „Hausagrarier",  dafs  auch  ursprüng- 
liche Einfamilienhäuser  allmählich  durch  Aufnahme  von 
Mietern  überfüllt  werden  und  der  schliefsliche  Übergang 
dieser  Erwerbshäuser  in  Spekulantenhände  nicht  verhindert 
werden  kann,  der  Wohnungswucher,  der  durch  sie  beseitigt 
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werden  soll,  sich  also  auch  in  ihnen  auf  die  eine  oder  andere 
Weise  wieder  einnistet.  Aber  auch  bei  blofsen  Miets- 
wohnungen der  Arbeitgeber  gilt,  wenn  auch  in  geringerem 
Mafse,  im  allgemeinen  doch  jene  Beeinträchtigung  der  wirt- 
schaftlichen Unabhängigkeit  des  Arbeiters.  Ferner  sind 
diese  Wohnungen  oder  Häuser  in  den  meisten  Fällen  ohne 
Mitwirkung  der  Arbeiter  und  daher  auch  nicht  nach  ihrem 
Geschmack  gebaut  und  eingerichtet ;  sie  sind  nach  dem  alten 
patriarchalischen  Grundsatz  nur  für  die  Arbeiter,  nicht 
durch  sie  geschaffen  und  werden  daher  von  ihnen  leicht 
als  Almosen  empfunden  und  wenig  geschätzt.  Es  darf  wohl 
im  allgemeinen  gesagt  werden,  dafs  sie  bei  den  Arbeitern 
nicht  beliebt  sind,  sobald  irgend  eine  andere  Möglichkeit 
des  Unterkommens  vorhanden  ist. 

Dies  ist  aber  allerdings  oft  nicht  der  Fall,  und  damit 
kommen  wir  zu  einer  wesentlichen  Einschränkung  dieses 
allgemeinen  Urteils.  Überall  da  nämlich,  wo  sich  sonst 
überhaupt  kein  Unterkommen  für  gröfsere  Arbeitermassen 
findet  und  auch  die  anderen,  im  folgenden  besprochenen 
Abhülfen  nicht  möglich  sind  —  also  insbesondere  bei  isoliert 
auf  dem  Lande  liegenden  Industrien  — ,  ist  der  Bau  von 
Wohnungen  durch  den  Arbeitgeber  eine  Notwendigkeit,  und 
die  Nachteile  müssen  in  den  Kauf  genommen  werden.  Sie 
treten  übrigens  auch  umsomehr  zurück,  je  allgemeiner  in 
einer  Industrie  der  Bau  von  Wohnungen  durch  die  Arbeit- 
geber ist,  und  verschwinden  bei  einer  Konjunktur  wie  der 
gegenwärtigen  unter  Umständen  ganz,  wo  die  Schaffung  von 
Wohnungen  durch  den  Arbeitgeber  gar  nicht  mehr  Wohl- 
fahrtseinrichtung ist,  sondern  ein  Mittel,  um  die  notwendigen 
Arbeitskräfte  überhaupt  zu  gewinnen. 

Die  gemachten  Einwendungen  gelten  jedoch  nicht  ebenso 
für  die  Bauten  von  Staat  und  Städten  zu  gunsten  ihrer 
Arbeiter  und  Angestellten.  Denn  diese  haben  im  ganzen 
ein  weniger  stark  ausgeprägtes  Freiheitsbedürfnis,  sondern 
mehr  oder  weniger  Beamtencharakter  und  betrachten 
solche  Wohnungen  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Dienst- 
wohnungen. 
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Von  der  Tätigkeit  einzelner  Privater  kann  wegen  ihrer 
geringen  Bedeutung  hier  abgesehen  werden,  dagegen  sind 
die  gemeinnützigen  Baugesellschaften  in  jüngster 
Zeit  in  gesteigertem  Mafse  hervorgetreten.  Bei  ihnen  fehlt 
nun  allerdings  die  Abhängigkeit  vom  Arbeitgeber  und  damit 
die  direkte  Behinderung  im  Kampf  um  die  Arbeitsbedingungen, 
aber  eine  mittelbare  Beschränkung  liegt  auch  bei  ihnen, 
soweit  sie  Erwerbshäuser  bauen  —  und  das  ist  bei  den 
meisten  der  Fall  — ,  für  den  Arbeiter  vor.  Und  auch  so- 
weit sie  Mietswohnungen  bauen,  fehlt  die  Mitwirkung  der 
Arbeiter  selbst ;  diese  sind  nur  Mieter ,  der  Gegensatz 
zwischen  Mieter  und  Hauseigentümer  bleibt  bestehen,  die 
geistigen  und  materiellen  Opfer,  welche  Angehörige  der  ge- 
bildeten und  besitzenden  Klassen  in  der  Vereinsleitung  und 
Kapitalgewährung  bringen,  werden  leicht  nur  als  Almosen 
empfunden  und  im  allgemeinen  auch  nicht  sehr  geschätzt; 
das  Mifstrauen  des  Arbeiters,  dafs  jene  doch  irgend  ein 
verstecktes  Geschäft  dabei  machen,  bleibt  bestehen. 

All  dies  ist  nun  aber  anders,  wenn  die  Arbeiter  selbst 
bauen,  also  beiden  Arbeiterbaugenossenschaften, 
insbesondere  den  neueren,  den  Spar-  und  Bauvereinen. 
Hier  schaffen  sich  die  Arbeiter,  welche  die  Mehrheit  des  \ 
Vorstands  und  Aufsichtsrats  stellen,  die  Wohnungen  selbst,  \ 
ganz  so  wie  sie  sie  haben  wollen;  die  Mitwirkung  gemein- 
nützig gesinnter  Männer  aus  den  wohlhabenderen  Klassen, 
hauptsächlich  in  der  Vereinsleitung  wird  hier  nicht  als 
Almosen  empfunden,  das  instinktive  Mifstrauen  dagegen 
wird  hier  überwunden,  weil  die  Uneigennützigkeit  ihres 
Handelns  deutlich  verfolgt  werden  kann ;  die  Arbeiter  lernen 
die  Grenzen  ihres  eigenen  Könnens  ermessen,  die  Überlegenheit 
nicht  nur  des  Kapitals,  sondern  der  höheren  Intelligenz  und 
Bildung  erkennen  und  achten  und  ihre  gesellschaftliche 
Notwendigkeit  begreifen.  So  wirken  diese  Spar-  und  Bau- 
vereine in  hohem  Mafse  sozial  versöhnend  und  werden  zu- 
gleich ein  kräftiger  Hebel  für  soziale  Bestrebungen  auf 
anderen  Gebieten.  Dies  zeigt  besonders  deutlich  die  junge 
Geschichte  des  Spaj--  und^  Bauvereins  in  Berlin,  wo  aus 
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der  Arbeitsgemeinscliaft  zwischen  den  in  ihm  geeinigten 
Arbeitern  und  den  Männern  der  Zentralstelle  ein  erfolg- 
reiches Zusammenwirken  auf  verschiedenen  Gebieten  der 
Volkserziehung  (populäre  Konzerte,  Museumsführungen  etc.) 
erwachsen  ist ,  und  auch  die  Berliner  Hochschulkurse  nur 
durch  diese  Beziehungen  auch  sozialdemokratische  Arbeiter 
heranzuziehen  vermocht  haben.  Zu  dieser  eminent  sozialen 
Bedeutung  kommt  die  nicht  minder  wichtige  erziehliche 
Bedeutung  des  Wohnens  im  eigenen  Haus,  ohne  die  Nach- 
teile eines  Erwerbshauses.  Der  Arbeiter  wohnt  im  Genossen- 
schaftshaus ebenso  sicher,  nimmt  die  Wohnung  daher  auch 
ebensosehr  in  acht,  wird  durch  Genossen  als  Vizewirte 
darin  streng  —  aber  eben  von  Genossen!  —  überwacht  und 
kann  doch  durch  Austritt  aus  dem  Verein  sich  loslösen, 
wenn  er  will  oder  mufs,  ist  also  nicht  gebunden,  wie  bei 
einem  privaten  Erwerbshaus  und  kommt  nicht  in  die  Lage, 
selbst  Ausbeuter  zu  werden.  Diese  psychologische  Seite  der 
Sache  ist  von  der  allergröfsten  Wichtigkeit.  In  ihr  ruht 
die  prinzipielle  Überlegenheit  dieser  Organisationsform. 

Aber  die  Anwendbarkeit  dieser  Form  hat  ihre  ganz 
bestimmten  Grenzen.  Die  Voraussetzung  dafür  ist  nämlich 
zunächst  das  Vorhandensein  einer  gröfseren  Zahl  von 
,  Arbeitern  mit  einer  gewissen  Homogenität  und  mit  starkem 
I  Solidaritätsgefühl,  also  insbesondere  politisch  oder  gewerk- 
schaftlich  oder  gewerkvereinlich  organisierter  Arbeiter,  die 
nicht  alle  mit  einemmal  gleichzeitig  Wohnungen  geschaffen 
bekommen  müssen;  denn  der  Spar-  und  Bauverein  kann 
schwerlich  je  für  alle  Mitglieder  Wohnungen  schaffen,  son- 
dern zunächst  nur  für  eine  Minderheit,  die  übrigen  müssen 
in  der  Lage  sein,  warten  zu  können  und  sich  einstweilen 
mit  dem  Sparen,  wozu  der  Verein  sie  auch,  wenn  er  nicht 
geradezu  Spareinlagen  annimmt,  durch  die  wöchentlichen 
Abzahlungen  zwingt,  und  mit  der  Dividende  ihres  Geschäfts- 
anteils begnügen  oder  überhaupt  nur  aus  Gemeinsinn,  ihren 
Kameraden  zuliebe,  sich  beteiligen.  Eine  Genossenschaft 
braucht  zu  ihrem  Erfolg  genossenschaftlichen  Sinn.  Aus 
diesem  Grunde  wird  die  Form  des  Spar-  und  Bauvereins 
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in  der  Regel  unanwendbar  sein  bei  neu  entstehenden 
isolierten  Fabrikbetrieben  auf  dem  Lande,  wo  mit  einem 
Schlag  für  Hunderte  von  Arbeitern  neue  Wohnungen  ge- 
schaffen werden  müssen ;  hier  kann  in  der  Regel  wenigstens 
zunächst  nur  der  Fabrikant  helfen. 

Die  Form  des  Spar-  und  Bauvereins  ist  aber  weiterhin 
im  allgemeinen  auch  nur  anwendbar  für  die  obere  Schicht 
der  Arbeiter,  die  besser  bezahlten,  vor  allem  die  sogenannten 
Tgelernten".  Denn  da  um  der  vielen  Mitglieder  willen, 
die  zunächst  keine  Wohnung  erhalten  können,  eine  den 
Zinsfufs  der  Sparkassen  womöglich  etwas  übersteigende 
Dividende  erzielt  werden  soll,  hat  die  Billigkeit  der  zu 
schaffenden  W^ohnungen  ihre  ganz  bestimmte  Grenze  nach 
unten.  Unbeschadet  lokaler  Verschiedenheiten  kann  man, 
wie  ich  glaube,  im  allgemeinen  sagen,  dafs  ein  Wohnungs- 
bedürfnis ,  respektive  eine  Wohnungskaufkraft ,  die  eine 
Wohnung  von  zwei  Zimmern,  Küche  etc.  etwa  10  Prozent 
unter  dem  ortsüblichen  Preis  der  privaten  W^ohnungen  nicht 
erschwingen  kann,  für  Spar-  und  Bauvereine  nicht  mehr  in 
Frage  kommen  kann,  da  einzimmerige  Wohnungen  verhältnis- 
mäfsig  teuerer  sind  als  zweizimmerige.  Diese  unterste 
Schicht  kann  sich  auch  in  der  Form  des  Spar-  und  Bau- 
vereins nicht  mehr  selbst  helfen. 

Hier  hat  nun  m.  E.  die  Stadtgemeinde  einzusetzen 
und  für  diese  untersten  Schichten  selbst  Wohnungen  zu 
bauen.  Sie  kann  auf  die  Verzinsung  des  Kapitals  ganz 
verzichten  oder  sich  mit  1  —  2  Prozent  begnügen;  das  ist 
dann  zwar  eine  Art  indirekter  Armenpflege,  aber  doch  eben 
nur  indirekte  und  ein  Mittel,  diese  Schicht  vor  der  wirk- 
lichen zu.  bewahren. 

Dagegen  kann  ich  es  nicht  für  richtig  halten,  dafs  die 
Stadt  für  dasselbe  höhere  Wohnungsbedürfnis,  das  Spar- 
und  Bauvereine  befriedigen  können,  Wohnungen  schafft. 
Abgesehen  von  dem  Bedenken,  dafs  sie  damit  ohne  zwingende 
Notwendigkeit  dem  privaten  Baugewerbe  Eintrag  tut,  be- 
steht die  Gefahr,  dafs  sie  in  kleinlicher  Konkurrenzfurcht 
oder  autokratischem  Absolutismus  am  Orte  bestehenden 
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oder  neu  entstehenden  Spar-  und  Bauvereinen  Hindernisse 
in  den  Weg  legt,  statt  sie  zu  unterstützen,  ohne  doch  dieser 
Schicht  der  arbeitenden  Bevölkerung  ebensoviel  bieten  zu 
können ,  wie  ein  solcher  Verein.  Ist  auch  die  Gefahr  eines 
späteren  Anheimfallens  an  die  Privatspekulation  bei  solchen 
städtischen  Häusern  ausgeschlossen  —  sie  ist  es  natürlich 
auch  hier  nur ,  solange  entsprechende ,  leicht  mit  den  Per- 
sönlichkeiten wechselnde  Anschauungen  im  Stadtregiment 
herrschen  — ,  so  gilt  doch  im  übrigen  von  ihnen  dasselbe 
wie  von  den  Mietshäusern  der  gemeinnützigen  Baugesell- 
schaften. Die  Arbeiter  sind  nur  Mieter,  wohnen  nicht  im 
Eigenen,  das  erzieherische  und  soziale  Moment  der  Spar- 
und  Bau  vereine  fehlt.  Gegenüber  diesem  höheren  Wohnungs- 
bedürfnis hat  die  Stadt  sich  also  m.  E.  auf  weitgehende 
Unterstützung  eines  vorhandenen  oder  mit  ihrer  Hülfe  ins 
Leben  gerufenen  Spar-  und  Bauvereins  durch  Überlassung 
von  städtischem  Grund  und  Boden  zn  mäfsigem  Preis,  Dar- 
lehen zu  mäfsigem  Zinsfufs  aus  städtischen  Kassen  oder 
Stiftungen ,  Bürgschaftsleistung  bei  den  Versicherungs- 
anstalten etc.  zu  beschränken. 

Auch  der  Spar-  und  Bauverein  ist  mithin,  wie  wir 
gesehen  haben,  keine  Panacee ;  die  gibt  es  hier  so  wenig  wie 
auf  einem  anderen  Gebiete  der  sozialen  Frage.    Aber  wo 
er  anwendbar  ist,  da  ist  er  m.  E.  allerdings  die  beste  Form. 
Daher  schwebt  es  mir  als  erstrebenswertes  Ziel  vor,  dafs 
alle  die  anderen  Faktoren:  Arbeitgeber,  gemeinnützig  ge- 
sinnte Kapitalisten,  wie  sie  heute  die  gemeinnützigen  Bau- 
gesellschaften bilden,  Staat  und  Stadtgemeinde  etc.,  statt 
selbst  zu  bauen,  wo  es  angängig  ist,  solche  Spar-  und 
\  Bauvereine  gründen  helfen  oder  vorhandene  mit 
j  Intelligenz  und  Kapital  unterstützen,  und  ins- 
j  besondere  könnten  die  heute  in  den  gemeinnützigen  Baugesell- 
■  Schäften  tätigen  Kräfte  ganz  in  jenen  aufgehen.  Dagegen 
hätten  dann  überall  da,  wo  die  Form  des  Spar-  und  Bauvereins 
nicht  anwendbar  ist  —  also  einerseits  bei  isolierten  Industrien, 
namentlich  auf  dem  Lande,  andrerseits  bei  der  untersten  Schicht 
der  ungelernten  Arbeiter  in  den  Städten  — ,  die  Arbeitgeber, 
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respektive  die  Stadtgemeinden  einzugreifen  und  selbst  zu 
bauen.  Aber  nur  subsidiär;  überall,  wo  er  möglich  ist,  ist 
der  Spar-  und  Bauverein  wegen  seiner  grofsen  erziehlichen 
und  sozialen  Bedeutung  der  beste  Weg  zur  Lösung  der 
Arbeiterwohnungsfrage,  die  ihm  gewährte  Hülfe  die  beste 
Hülfe.  Denn  die  beste  Hülfe  —  die  einzige,  die  ohne  Er- 
niedrigung angenommen  werden  kann  —  ist  und  bleibt  die 
„Hülfe  zur  Selbsthülfe". 

Alle  Faktoren,  die  wir  kennen  gelernt  haben,  müssen 
somit  zu  einer  gedeihlichen  Lösung  der  Arbeiterwohnungs- 
frage auch  künftig  zusammenwirken  —  nur  in  etwas  anderer 
Gruppierung  als  bisher,  auf  Grund  einer  rationellen  Arbeits- 
teilungj  nicht  wie  bisher  vielfach  in  nutzloser  Konkurrenz. 

Aber  ich  teile  allerdings  die  Überzeugung,  dafs  auch 
das  gegenüber  der  ungeheuren  Gröfse  des  Problems  nicht 
genügt,  dafs  noch  allgemeinere,  radikalere  Reformen  dazu 
kommen  müssen.  Aus  dieser  Anschauung  ist  das  weit 
ausschauende  Projekt  einer  „nationalen  Wohnungs- 
reform" von  Paul  Lechler  und  Schäffle^  hervorgegangen 
und  ebenso  auch  der  am  25.  Mai  1898  gegründete  „Verein 
Reichswohnungsgesetz"  in  Frankfurt  a.  M. ,  der  die 
realisierbaren  Teile  jenes  Projektes  aufgenommen  hat  ^. 
Er  hat  ein  doppeltes  Programm:  einerseits  radikale  Be- 
seitigung allei;'  vorhandenen  ungenügenden  oder  überfüllten 
alten  Wohnungen  durch  das  Mittel  einer  Reichswohnungs- 
inspektion, andrerseits  Förderung  der  Schaffung  von  neuen 
Wohnungen  durch  reichsgesetzliche  Vorschriften  über  Bau- 
ordnungen und  Bebauungspläne ,  sowie  Unterstützung  der 
Baugenossenschaften  und  Bauvereine ,  eventuell  durch 
Gründung  von  „Baubanken"  zur  Beschaffung  der  nötigen 
Gelder. 

Man  mag  über  diese  weitgehenden  Forderungen  und 
ihre  Realisierbarkeit  und  Zweckmäfsigkeit  heute  noch  ver- 
schiedener Meinung  sein,  jedenfalls  aber  wird  man  dem 
Schlufswort  der  kleinen  Schrift  beistimmen,  in  der  Professor 
Kamp  in  Frankfurt  a.  M. ,  der  Schriftführer  des  neuen 
Vereins,  seine  Zwecke  auseinandergesetzt  hat^: 

Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage.  2 


t 
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„Deutschland  schreitet  mächtig  vor  an  Machtentwicklnng, 
nationalem  Wohlstand  und  an  der  geistigen,  aus  körper- 
licher Gesundheit  quellenden  Entwicklung  vor  allem  seiner 
wohlhabenden  Volksklassen,  die  bei  dem  Schauspiel  die 
anderen  Schichten  als  Zuschauer  haben.  In  solchen  Zeiten 
diese  anderen  Volksteile  mit  guter  Nahrung,  Kleidung  und 
Vergnügungen  zufriedenstellen  zu  wollen,  das  geht  nicht. 
Schaffen  wir  ihnen  etwas  Besseres!  Und  wenn  es  dasteht, 
dann  ist  die  gute  Wohnung,  dies  Kennzeichen  der 
Kulturvölker,  auch  die  Stätte  anderer  reicher  Lebensfreude 
für  die  Wenigbemittelten :  körperliche  Erstarkung,  geistiges 
Aufleben,  Pflege  des  Familienlebens  mit  der  Frau  und  den 
Kindern,  der  Geselligkeit  und  gelegentlichen  Gastfreund- 
schaft, der  Kunst  in  Sang  und  Spiel,  der  Wissenschaft  in 
lesenswerten  Büchern.  Kein  Stubenhocker  und  Weltfeind 
wohnt  dort;  am  Aufsenleben  in  Staat  und  Gemeinde  nimmt 
er  teil;  für  Volksbelehrung  und  -bildung  ist  er  selbst  tätig, 
aber  immer  kehrt  er  gern  nach  Hause  zurück,  zur  Stätte, 
die  stärkt  und  kräftigt  zum  Leben  und  Lieben  hier  und 
wieder  zum  Arbeiten  und  Wirken  draufsen.  Schaffen  wir 
^lle  insgesamt  sie,  diese  gute  Wohnung!" 


II. 


Die  Entwicklung  der  Wohnungsfrage  in 
Deutschland  und  dem  Auslande  in  den  letzten 
fünfzehn  Jahren. 

(1901.) 
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Die  Wohnungsfrage  hat  in  dem  Verein  für  Socialpolitik, 
wie  die  älteren  seiner  Mitglieder  wissen,  schon  eine  Ge- 
schichte, so  alt  wie  der  Verein  selbst.  Schon  auf  der  Grün- 
dungsversammlung  des  Vereins ,  zu  Eisenach ,  ist  sie  durch 
ein  Referat  Engels  und  besonders  eine  Rede  Adolf 
Wagners  zum  Worte  gekommen,  und  dann  ist  sie  1886 
in  zwei  Bänden  der  Schriften  des  Vereins  wie  in  der 
Generalversammlung  zum  erstenmal  eingehend  erörtert 
worden,  unter  Führung  des  Mannes,  zu  dessen  Gedächtnis 
wir  uns  heute  erhoben  haben,  Johannes  Miquel.  Die 
beiden  damals  veröffentlichten  Bände  hatten  die  Aufgabe, 
zunächst  das  Vorhandensein  einer  Wohnungsfrage,  ja  Woh- 
nungsnot in  Deutschland  für  weitere  Kreise  einmal  zu  be- 
weisen und  die  Wege  zur  Abhülfe  erstmals  abzustecken. 
Infolgedessen  enthalten  sie  neben  den  allgemeinen  Arbeiten 
von  Neefe  über  „die  Hauptergebnisse  der  Wohnungsstatistik 
deutscher  Grofsstädte"  und  von  Leuthold  „Von  welchen  ge- 
setzlichen Bestimmungen  kann  Minde^^ung  der  Wohnungsnot 
in  unseren  Grofsstädten  erwartet  werden?"  vor  allem  eine 
Anzahl  monographischer  Darstellungen  der  Verhältnisse  in 
den  wichtigsten  deutschen  Grofsstädten,  sowie  zwei  Arbeiten 
über  Frankreich  und  England.  Miquel  hatte  die  Einleitung 
geschrieben  und  erstattete  das  Referat.  Er  hat  damals  an 
beiden  Stellen  ein  Programm  der  Wohnungsreform  ent- 
wickelt, über  das  wir,  von  Einzelheiten  abgesehen,  bis  jetzt 
noch  nicht  erheblich  hinausgekommen  sind,  und  so  ist  es 
auch  eine  Art  Gedächtnisfeier,  wenn  wir  diese  Frage  heute 
wieder  in  seinem  Sinne  behandeln.    Im  folgenden  Jahre, 
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1887,  erscholl  dann  der  beredte  „Mahnruf"  des  Vorsitzenden 
unseres  Vereins,  Gustav  Schmoller^  Später  ist  die 
Frage  mehr  nach  ihrer  technischen  und  hygienischen  Seite 
hin  behandelt  worden,  so  namentlich  vom  Verein  für  öffent- 
liche Gesundheitspflege,  und  die  wirtschaftliche  Seite  fing 
dabei  manchmal  etwas  an  vernachlässigt  zu  werden ;  das  letzte 
Jahrzehnt  brachte  dann  auch  die  ersten  wirklichen  Reform- 
versuche der  Gesetzgebung  und  Verwaltung. 

Als  nun  der  Verein  für  Socialpolitik  vor  zwei  Jahren 
beschlofs,  wiederum  die  Wohnungsfrage  in  Schriften  und 
auf  der  Generalversammlung  zu  behandeln,  da  war  seine 
Aufgabe  von  Anfang  an  offenbar  eine  ganz  andere,  als  das 
letzte  Mal.  Es  galt  nun  nicht  mehr,  die  Existenz  einer 
Wohnungsfrage  und  einer  weit  verbreiteten  Wohnungsnot 
überhaupt  erst  zu  beweisen  —  denn  sie  wird  heute  nur 
noch  von  einigen  Hausbesitzerorganen  bestritten  — ,  sondern 
es  galt,  in  einem  zusammenhängenden  Bilde  zu  zeigen,  was 
seit  1886  auf  diesem  Gebiete  geleistet  worden  ist,  wie 
die  Wohnungsverhältnisse  sich  seitdem  entwickelt  haben, 
ob  die  Hoffnungen  sich  erfüllt  haben,  die  damals  auf  der 
Generalversammlung  von  1886  so  laut  ausgesprochen  wurden, 
festzustellen,  was  die  gesetzlichen  und  Verwaltungsmafs- 
nahmen  der  letzten  Zeit  leisten  und  leisten  können,  und 
zugleich  alle  wichtigeren  fremden  Länder  zum  Vergleich 
heranzuziehen.  Der  Zeitpunkt  für  eine  solche  kritische  Zu- 
sammenfassung scheint  gut  gewählt,  weil  die  Gesetzgebungs- 
maschine in  einigen  Staaten  schon  zu  arbeiten  angefangen 
hat,  in  anderen  eben  erst  angeheizt  wird,  aber  noch  nirgends 
ganz  gut  funktioniert.  Infolgedessen  wurde  von  monographi- 
schen Schilderungen  einzelner  typischer  Wohnungsverhält- 
nisse diesmal  ganz  abgesehen  und  nur  in  einer  „Einleitung" 
aus  Gründen,  die  wir  gleich  erkennen  werden,  die  Ent- 
wicklung der  Grundrente  für  Berlin,  Wien  und  Prag 
historisch  untersucht  und  die  allgemeine  Wohnungsstatistik 
fortgesetzt  —  in  Verhinderung  Neefes  durch  eine  dem 
Verein  fertig  angebotene,  sehr  eindringende  Arbeit  von 
Dr.  Hugo  Lindemann  — ,  der  Schwerpunkt  aber  gelegt  auf 
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eine  eingehende  Darstellung  und  Prüfung  der  einzelnen 
Abhülfsmafsregeln ,  die  in  der  Zwischenzeit  schon  zur  An- 
wendung gebracht  oder  vorgeschlagen  worden  sind,  und 
zwar,  nach  der  guten  neuerlichen  Gepflogenheit  des  Vereins 
für  Socialpolitik,  für  Deutschland  und  Österreich  zusammen. 
Und  endlich  wurde  versucht,  auch  für  das  übrige  Ausland 
eine  kurze,  zusammenfassende  Darstellung  der  Entwicklung 
zu  bekommen.  Das  Ergebnis  dieser  Arbeiten  liegt  in  den 
vier  Bänden  der  Schriften  des  Vereins^  vor,  und  ich  darf 
wohl  behaupten,  dafs  sie  eine  Fülle  von  Belehrung  und  von 
für  weitere  Kreise  neuen  Gesichtspunkten  enthalten ,  eine 
handliche  Zusammenfassung  der  bisher  nur  dem  Fachmann 
bekannten  und  zur  Verfügung  stehenden  Materialien  und 
Ideen.  Über  sie  einen  kurzen  Überblick  zu  geben,  ist 
meine  heutige  Aufgabe,  und  ich  beginne  sie  mit  einem 
Worte  des  herzlichsten  Dankes  an  alle  unsere  Mitarbeiter, 
zum  grofsen  Teil  Männer  im  öffentlichen  Leben,  viel  be- 
schäftigt und  in  Anspruch  genommen,  und  ganz  besonders 
an  Professor  Albrecht,  den  trefflichen  Kenner  der  Wohnungs- 
frage, der  nicht  nur  beim  Entwurf  des  Programms  und 
bei  der  Auswahl  der  Mitarbeiter  hervorragend  mitgewirkt 
hat,  sondern  auch  in  nachher  eingetretene  Lücken  bereit- 
willig eingesprungen  ist. 

Wenn  wir  nun  damit  beginnen,  die  Stellung  der  ein- 
zelnen Länder  in  bezug  auf  die  Lösung  der  Wohnungsfrage 
zu  betrachten,  so  zeigt  es  sich,  dafs  Deutschland  heute 
eine  mittlere  Stellung  einnimmt.  In  einer  Gruppe  von 
Staaten  ist  so  gut  wie  gar  nichts  oder  doch  weniger  als  in 
Deutschland  geschehen,  in  einer  andern  erheblich  mehr. 
Zur  ersteren  Gruppe  dürfen  wir  das  in  unseren  Schriften 
gar  nicht  behandelte  Italien,  Bufsland  und,  wie  Sie 
sehen  werden,  auch  Frankreich  rechnen,  und  wohl  im 
ganzen  auch  Österreich.  Zur  letzteren  Gruppe  gehören 
England,  die  Vereinigten  Staaten,  Belgien  und 
die  deutsche  Schweiz,  während  Schweden,  Nor- 
wegen, Dänemark  und  die  französische  Schweiz 
gleich  Deutschland  auf  mittlerer  Linie  stehen.    Wir  wollen 
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von  letzteren  Ländern  und  von  den  zurückstehenden  hier 
im  allgemeinen  nicht  handeln  und  höchstens  bei  einzelnen 
Punkten  darauf  zu  sprechen  kommen,  sondern  Deutschland 
vergleichen  mit  den  Ländern,  die  ihm  voranstehen.  Da 
zeigt  sich  nun  ein  grofser  Unterschied:  in  Deutschland  ist 
seit  1886  die  Wohnungsfrage  hundertmal  „gelöst"  worden 
—  auf  dem  Papier  und  auf  dem  Katheder;  nicht  Tausende, 
sondern  Hunderttausende  von  musterhaften  und  billigen 
Arbeiterwohnungen  sind  gebaut  worden  —  auf  dem  Papier; 
von  allen  Seiten  ist  durch  Ärzte,  Techniker,  National- 
ökonomen hineingeleuchtet  worden  —  nicht  in  die  Woh- 
nungen, aber  in  die  Wohnungsfrage,  dafs  kein  Eckchen 
darin  dunkel  geblieben  ist  —  kurz,  theoretisch  haben 
wir  in  Deutschland  die  Wohnungsfrage  in  dieser  Zeit  be- 
meistert. Aber  praktisch  ist,  wenn  wir  ehrlich  sein 
wollen,  trotz  vieler  schöner  Ansätze  und  hoffnungsvoller 
Keime  der  jüngsten  Zeit,  alles  in  allem  genommen  und 
alles  gemessen  an  der  Gröfse  der  Aufgabe,  doch  noch  recht 
^  wenig  geschehen:  zu  einer  Wohnungsreform  grofsen  Stils, 
'  wie  sie  1886  Miquel  gefordert  und  vorgezeichnet  hat,  sind 
wir  bis  heute  noch  nicht  gekommen. 

Infolgedessen  haben  sich  die  Wohnungsverhält- 
nisse in  Deutschland,  wie  aas  der  Lindemannschen  Arbeit 
über  die  Wohnungsstatistik  im  94.  Bande  der  Schriften 
hervorgeht ,  in  diesem  Zwischenräume  jedenfalls  im  all- 
gemeinen nicht  gebessert,  sondern  entweder,  dem  Wachstum 
der  Bevölkerung  entsprechend,  auf  dem  gleichen  Niveau  er- 
halten oder  verschlechtert.  Noch  lebten  in  Berlin  1890 
über  8000,  1895  über  10  000  Menschen  in  Wohnungen^ ohne 
iU-^.  [alle  Heizgelegenheit]  und  in  Wohnungen  mit  nur  einem 
heizbaren  Zimmer  1890:  676000,  1895:  710  000;  die  Zahl 
der  letzteren  Wohnungen  war  1885:  152  000,  1895:  203000. 
In  Breslau  waren  1895  von  88000  untersuchten  Wohnungen 
3000  (d.  h.  3,4 ^/o)  „übervölkert":  sie  hatten  im  Durch- 
schnitt 6,9  Bewohner  und  164  Schläfer  auf  je  100  Betten !  Be- 
sonders hervortretend  ist  die  wachsende  Ausdehnung 
des  Etagenhauses,  der  vier-  und  mehrstöckigen  Miels- 
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kaserne,  hauptsächlich  in  Berlin,  aber  nach  seinem  Beispiel 
auch  in  den  anderen  grofsen  und  mittleren,  ja  selbst  kleinen 
Städten  Deutschlands.  In  Berlin  hatten  von  1000  be- 
wohnten Gebäuden  1880:  336,  1890:  466,  1895:  671  vier 
und  mehr  Stockwerke;  im  Durchschnitt  kamen  auf  ein 
Grundstück  in  Berlin  1882:  14,9,  1897:  19,8  Wohnungen. 
Die  „Behausungsziffer"  (Zahl  der  Bewohner  pro  bewohntes 
Grundstück)  ist  überall  gestiegen,  nur  in  Berlin  in  der 
allerjüngsten  Zeit,  wohl  infolge  dagegen  ergriffener  Mafs- 
nahmen,  etwas  gesunken;  sie  war  in  Berlin  61  im  Jahre 
1880,  73  im  Jahre  1890,  72  im  Jahre  1895;  in  Leipzig 
bezw.  39.  34,  35,  in  Frankfurt  a./M.  19,  20,  in  Breslau  45, 
50,  51.  Dies  sind  aber  nur  die  groben  Hauptzilfern ;  wenn 
man  den  zahlenmäfsigen  Umfang  der  Wohnungsmisöre  im 
einzelnen  und  ihre  Diffenzierung  kennen  lernen  will,  so 
kann  ich  nur  auf  die  verdienstvolle  Arbeit  Linde- 
manns hinweisen^.  Nur  einen  von  ihm  festgestellten  neuen 
Zug  der  Entwicklung  hebe  ich  noch  hervor:  besonders 
in  Leipzig,  Frankfurt  und  Hamburg  finden  wir  eine  Ab- 
nahme der  einzimmerigen  Wohnungen  und  eine  Zunahme 
der  zweizimmerigen ;  das  bedeutet,  dafs  die  Abneigung  der\ 
Unternehmer,  kleine  Wohnungen  zu  schaffen,  im  Wachsen  V 
ist,  und  dafs  sich  zwischen  Mieter  und  Hausbesitzer  eine 
Zwischenperson,  der  Zimmervermieter,  einschiebt,  auf  die  der 
Hausbesitzer  das  Risiko  abwälzt,  und  die  daher  wiederum 
zur  Steigerung  der  Mietpreise  beiträgt.  Entsprechend  dieser 
Zunahme  der  zweizimmerigen  Wohnungen  steigt  daher  die 
Zahl  der  Aftermieter  und  Schlafgänger.  Die  Zahl 
der  letzteren  in  Berlin  war  1880:  59  000,  1890:  95  000;  es 
hatten  1890  in  Leipzig  17,5  ^/o  aller  Wohnungen  Schlaf- 
burschen, in  Frankfurt  a.  M.  6,2,  in  Breslau  12,5,  in  Berlin 
15,8;  Schlafgänger  und  Zimmermieter,  also  überhaupt 
familienfremde  Elemente  aber  hatten  in  Leipzig  30%,  in 
Berlin  23,  in  München  31,  in  Breslau  20,7%  aller  Woh- 
nungen. Des  weiteren  hat  die  jüngste  Zeit  —  davon  gibt 
zwar  die  Statistik  keine  Auskunft,  aber  das  ist  durch 
Einzelbeobachtungen  festgestellt  —  an  vielen  Orten  die 
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aktuellste  Form  der  Wohnungsnot  gesehen ,  dafs  nämlich 
überhaupt  gar  keine  kleinen  Wohnungen  auch  für  zahlungs- 
fähige Familien  vorhanden  sind,  so  dafs  die  Stadtverwaltung 
solche  in  Armenhäusern  und  Baracken  unterbringen  mufste. 

Gegenüber  den  theoretischen  Fortschritten  haben  sich 
die  tatsächlichen  Wohnungsverhältnisse  also  nicht  ent- 
sprechend verbessert;  sie  bieten  noch  dasselbe,  ja  zum  Teil 
ein  noch  trüberes  Bild  als  1886.  Aber  wir  wollen  darum 
jene  theoretischen  Fortschritte  und  die  darauf  verwendete 
Mühe  nicht  verachten  und  gering  schätzen;  es  ist  doch  eine 
Eigentümlichkeit  aller  deutschen  wirtschaftspolitischen  wie 
politischen  Entwicklung  überhaupt,  dafs  eine  solche  gründ- 
liche theoretische  Vorarbeit  die  unerläfsliche  Voraussetzung 
für  das  Handeln  ist.  So  war  es  bei  der  Arbeiterversicherung, 
bei  allen  grofsen  Wandlungen  der  Handelspolitik  usw.  — , 
das  sind  eben  die  Eierschalen  des  „Volkes  der  Dichter  und 
Denker",  die  wir  noch  nicht  abgestreift  haben.  Und  so  gibt 
der  theoretische  Höhepunkt,  den  wir  erreicht  haben,  uns 
die  Hoffnung,  dafs  nun  auch  für  uns  überall  die  Zeit  des 
Handelns  gekommen  ist,  und  tatsächlich  können  wir  ja  auch 
schon  über  eine  Anzahl  von  praktischen  Versuchen  auf 
diesem  Gebiete  in  der  jüngsten  Zeit  berichten.  Im  Ausland 
dagegen,  das  wir  mit  Deutschland  hier  kontrastieren,  in  den 
Ländern  also,  die  Deutschland  voranstehen,  wird  in  der 
Regel  zuerst  gehandelt  und  dann  —  sehr  viel  weniger 
geschrieben  und  geredet.  Und  so  ist  seit  1886  in  diesen 
Ländern  erheblich  mehr  zur  Lösung  der  Wohnungsfrage 
geschehen  als  bei  uns.  Aber  wir  müssen  auch  —  wollen 
wir  nicht  ungerecht  sein  —  berücksichtigen,  dafs  es  diesen 
fremden  Ländern  auch  erheblich  leichter  gemacht  war. 
Denn  nirgends,  selbst  nicht  in  Österreich,  das  hier  wie 
sonst  die  wirtschaftliche  Entwicklung  Deutschlands  vielfach 
nachmacht,  hat  die  Wohnungsfrage  eine  solche  Ausdehnung 
und  Kompliziertheit  gewonnen  wie  in  Deutschland  in  den 
letzten  fünfzehn  Jahren.  Dazu  sind  einige  prinzipielle  Er- 
örterungen unerläfslich. 

Wir  müssen  eine  allgemeine  und  eine  besondere 
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Wohnungsfrage  unterscheiden.  Die  allgemeine  Wohnungs- 
frage besteht  darin,  dals  allgemein  die  Mieten  unverhältnis-  i 
mäfsig  rasch  wachsen,  wesentlich  infolge  des  Wachsens  der  1 
Grundrente,  also  hauptscächlich  infolge  des  Wachstums  der 
Städte  selbst  und  sie  erfafst  beinahe  alle  Klassen  in  der  Weise, 
dafs  die  Mieten  rascher  steigen  als  das  Einkommen;  allein 
sie  erfafst  die  verschiedenen  Klassen  in  sehr  verschiedenem 
Mafse,  und  da  nach  dem  bekannten  Schwabeschen  Gesetze 
die  Mieten  um  so  mehr  betragen,  je  niedriger  das  Ein- 
kommen ist,  so  erfafst  sie  am  schärfsten  die  unteren  Klassen. 
Aber  für  diese  besteht  noch  eine  besondere  Wohnungsfrage, 
die  man  der  Einfachheit  wegen  wohl  „Arbeiterwohnungs- 
frage" nennt,  obwohl  sie  das  nicht  ausschliefslich  ist. 
Diese  unteren  arbeitenden  Klassen  müssen  nämlich  nicht 
blofs  auch  einen  immer  steigenden  Prozentsatz  ihres  Ein- 
kommens für  die  Miete  ausgeben,  sondern  die  Wohnungen, 
die  sie  erhalten,  sind  in  der  Regel  in  grofsem  Umfange 
noch  dazu  gesundheitlich  und  sittlich  ungenügend,  und 
schliefslich  kommt  es  in  krassen  Fällen  dazu,  dafs  die 
Arbeiter  überhaupt  keine  Wohnung  mehr  finden,  auch  wenn 
sie  im  Verhältnis  ihres  Einkommens  zahlungsfähig  sind. 
Diese  besondere  Wohnungsfrage  besteht  also  einerseits  in  dem 
Mangel  an  Wohnungen  und  andererseits  in  der  Mangel- 
haftigkeit der  vorhandenen  Wohnungen.  Sie  ist  durchaus 
nicht  nur  auf  die  Städte  beschränkt,  sondern  erstreckt  sich 
auch  auf  die  arbeitenden  Klassen  auf  dem  Lande,  während 
die  allgemeine  Wohnungsfrage  eine  wesentlich  städtische 
Erscheinung  ist,  ja  die  Stadtfrage  der  wachsenden  Städte 

Und  nun  haben  wir  den  bemerkenswerten  Unterschied 
zwischen  Deutschland  und  bis  zu  einem  gewissen  Mafse 
Österreich  einerseits  und  dem  übrigen  Auslande,  insbesondere 
Belgien,  den  Vereinigten  Staaten  andererseits,  dafs 
wir  aus  letzteren  immer  nur  von  der  speziellen  Wohnungs- 
frage hören ,  dafs  die  Arbeiterwohnungsfrage  uns  hier  als  \ 
das  Hauptproblem  entgegentritt;  die  allgemeine  Wohnungs- 
frage ist  entweder  gar  nicht  vorhanden  oder  doch  nicht  so 
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entwickelt  und  ausgebildet,  dafs  sie  in  den  Vordergrund 
träte  gegenüber  der  speziellen  Wohnungsfrage.  In  Deutsch- 
land dagegen  und  in  sehr  viel  geringerem  Mafse  in  Öster- 
reich und  zum  kleineren  Teil  auch  in  der  deutschen  Schweiz 
steht  die  allgemeine  Wohnungsfrage  im  Vordergrunde, 
die  Arbeiterwohnungsfrage  ist  nur  ein  Bestandteil  derselben, 
wenn  auch  ein  sehr  wichtiger.  Und  zwar  hat  diese  Ent- 
wicklung sich  hier  gerade  in  der  letzten  Zeit  vollzogen,  da 
bis  1886  auch  hier  im  wesentlichen  nur  eine  Arbeiter- 
wohnungsfrage vorhanden  war.  Woher  dieser  Unterschied? 
Das  bringt  uns  auf  die  Ursachen  der  Wohnungsfrage. 

Die  allgemeine  Wohnungsfrage  hat,  wie  schon  an- 
gedeutet, ihre  Hauptursache  in  der  Bodenfrage,  dem  Steigen 
j  der  städtischen  Grundrente,  der  Grundstückspreise,  und  zu- 
I  letzt  im  Wachsen  der  Städte  selbst ,  und  da  gerade  in 
Deutschland  in  den  letzten  Jahrzehnten  die  städtische  Ent- 
wicklung eine  ganz  besonders  rapide  gewesen  ist,  so  erklärt 
sich  schon  daraus,  warum  die  allgemeine  Wohnungsfrage 
sich  hier  so  entwickelt  hat.  Auf  diese  Frage  der  städtischen 
Grundrente  kann  ich  nur  kurz  eingehen,  da  sie  im  zweiten 
Referate  ausführlich  behandelt  werden  wird.  Die  Steigerung 
der  Grundrente  ist  zunächst  in  gewissem  Mafse  eine  natür- 
liche und  notwendige  Erscheinung,  hervorgerufen  durch  das 
^  Wachsen  der  Städte:  sie  ist  begründet  im  Mangel  an  Bau- 
I  plätzen,  Wohn-  und  Geschäftsräumen  in  zentraler  Lage, 
dem  hier  durch  die  Natur  beschränkten  Angebot  gegenüber 
einer  wachsenden  Nachfrage,  Neben  dieser  natürlichen  Ur- 
sache stehen  aber  auch  künstliche,  und  dahin  gehört  zum 
Teil  die  Beschränkung  des  Angebots ,  wie  sie  einerseits 
durch  Grofsgrundbesitz  in  unmittelbarer  Nähe  der  Stadt, 
andererseits  durch  Zersplitterung  des  Grundbesitzes  und 
„Gemengelage"  der  Grundstücke  in  der  Nähe  der  Städte 
entsteht,  und  dann  kommt  andererseits  das  gröfsere  Gebiet 
der  künstlichen  Beeinflussung  hinzu:  die  Bodenspekulation. 
Diese  hat  zwar,  wie  Andreas  Voigt  im  94.  Bande  unserer 
Schriften  betont,  auch  hier  wie  sonst  ihre  Notwendigkeit 
und  ihre  Berechtigung;  aber  es  ist  kein  Zweifel,  dafs  zu 
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den  Auswüchsen ,  zu  denen  jede  Spekulation  führt ,  gerade 
hier  besonders  reichlich  Gelegenheit  gegeben  ist,  indem  die 
Bodenspekulation  unbebaute  oder  niedrig  bebaute  Grund- 
stücke zurückhält  und  so  das  Angebot  künstlich  einschränkt, 
andererseits  sehr  oft  das  Tempo  der  Entwicklung  überschätzt 
und  infolgedessen  eine  zu  hohe  Steigerung  vornimmt,  indem 
sie  jedenfalls  den  ganzen  Gewinn  der  aus  natürlichen  Gründen 
erfolgenden  Steigerung  für  sich  in  Anspruch  nimmt.  Aber 
wie  gesagt,  ich  überlasse  diese  Frage  dem  zweiten  Refe- 
renten ;  nur  einen  Punkt  gestatten  Sie  mir ,  hier  noch  zu 
berühren.  Dieses  Eingreifen  der  Spekulation  in  die  Be- 
wegung der  Bodenwerte  erklärt  nach  meiner  Ansicht  vor 
allem  das  enorme  Wachsen  der  Bodenwerte  auch  in  den 
Aufsenbezirken ,  und  da  hat  nun  bekanntlich  zuerst  Eber- 
stadt* die  Bemerkung  gemacht,  dafs  dies  in  Deutsch- 
land ermöglicht,  ja  hervorgerufen  sei  durch  die  Miets- 
kaserne, d.  h.  die  Ausdehnung  der  Mietskaserne  durch 
verkehrte  Bebauungspläne  auch  auf  die  Aufsenbezirke  und 
Vororte  hinaus,  und  nach  ihm  hat  Paul  Voigt  in  seinem 
ausgezeichneten,  von  Andreas  Voigt  herausgegebenen  Buche 
über  Berlin^  in  ähnlicher  Weise  vor  allem  die  Bauordnung 
als  Ursache  hingestellt.  Und  so  fällt  der  Unterschied 
zwischen  Deutschland  und  den  ihm  voranstehenden  fremden 
Ländern  auch  in  der  Tat  mit  einem  anderen  zum  gröfsten 
Teil  zusammen :  Deutschland  ist  das  Land  des  Etage n- 
hauses,  der  Mietskaserne,  nicht  nur  im  Innern  der  Städte, 
sondern  auch  in  den  Aufsenbezirken  und  Vororten,  und 
nicht  nur  in  den  Grofsstädten ,  sondern  auch  in  mittleren 
und  kleinen  Städten ;  und  England  und  Belgien,  auch 
die  Vereinigten  Staaten  sind  die  Länder  der  ge- 
räumigen oder  offenen  Bauweise,  des  Einfamilienhauses 
als  wirklichen  Einzelhauses  oder  als  Reihenhauses,  und 
nicht  nur  bei  den  wohlhabenden,  sondern  auch  bei  den 
arbeitenden  Klassen. 

Dieser  Unterschied  der  Wohnsitten  ist  allerdings  schon 
alt.  Einem  von  Beta  ausgegrabenen  alten  englischen  Gesetz 
zugunsten  des  Einzelhauses^  steht  die  von  Paul  Voigt  uns 
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geschilderte  Politik  der  preufsischen  Könige  im  18.  Jahr- 
hundert gegenüber,  die  darauf  hinauslief,  das  Etagenhaus 
künstlich  zu  fördern.  Einmal  bauten  die  Könige  auf  ihre 
Kosten  in  Berlin  und  Potsdam  den  Bürgern  zahlreiche 
Häuser,  aus  Sparsamkeit  als  Etagenhäuser,  dann  aber  ver- 
bietet Friedrich  IL  den  wohlhabenden  Leuten  direkt  das 
Alleinbewohnen  eines  Hauses,  indem  er  verordnet,  dafs  die- 
jenigen „christlichen  Partikuliers,  auch  Juden,  so  die  besten 
und  gröfsten  Häuser  an  sich  zu  bringen  Gelegenheit  ge- 
funden" und  „an  der  Steigerung  der  Mieten  guten  Teils 
daran  schuld  seien,  dafs  sie,  ohne  wegen  ihrer  Bedienung, 
nombreuser  Familien  oder  starken  Verkehrs  dazu  gezwungen 
zu  sein,  sie  allein  bewohnten,  solches  aus  Übermut  und  zur 

I  Üppigkeit  nicht  ferner  tun,  sondern  so  viele  Familien  wie 
nach  der  Beschaffenheit  der  Häuser  möglich,  mietweise 

«  darin  aufnehmen  sollten.  Wenn  sie  sich  dazu  nicht  gut- 
willig verständen,  sollten  sie  dazu  durch  rechtlichen  Zwang 
angehalten  werden."  Allein  der  grofse  Gegensatz,  wie  er 
heute  zwischen  Deutschland  und  den  anderen  Ländern  be- 
steht und  am  deutlichsten  in  den  Behausungsziflfern  zum 
Ausdruck  kommt  (London  7 ,  Glasgow  5—7  gegen  72  in 
Berlin !),  ist  doch  erst  ein  Produkt  der  neuesten  Entwicklung 
in  Deutschland  und  insbesondere  in  Berlin,  und  hier  wird 
nun  eben  die  Ausbreitung  der  Mietskasernen  durch  fehler- 
hafte Bauordnungen  und  Stadtbaupläne  dafür  verantwortlich 
gemacht,  indem  diese  die  Anforderungen,  die  an  den  eigent- 
lichen Verkehrsstrafsen  notwendig  sind,  unbedacht  ausgedehnt 
haben  auf  das  ganze  Stadtgebiet  und  dadurch  die  riesigen 
geraden  Baublöcke  mit  ihren  grofsen  Tiefen  und  damit  not- 
wendig die  Hofwohnungen  usw.  geschaffen  haben. 

Gegen  diese  herrschende  Anschauung  von  der  Bedeutung 
des  Bebauungsplanes  und  der  Bauordnung  für  die  Ver- 
breitung der  Mietskasernen  und  die  daraus  namentlich  von 
Architekten  und  Hygienikern  abgeleitete  Forderung,  durch 
entsprechende  Gestaltung  der  beiden  die  „geräumige  Bau- 
weise" auch  in  Deutschland  allgemein  in  Anwendung  zu 
bringen,  hat  sich  zuerst  in  jüngster  Zeit  ein  vereinzelter 
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Widerspruch  in  der  Schrift  von  Abele  in  Stuttgart  „Weit- 
räumiger Städtebau  und  Wohnungsfrage"  erhoben,  und  ihm 
tritt  nun  im  94.  Bande  unserer  Schriften  Dr.  Andreas 
Voigt ,  der  Herausgeber  jenes  hinterlassenen  Werkes  von 
PäuT  Voigt,  zur  Seite.  Er  tritt  ebenfalls,  wie  Abele,  für 
die  Mietskaserne  bezw.  den  Hochbau  ein,  als  die  Form  des 
baugewerblichen  Grofsbetriebes ,  die  allein  die  Möglichkeit 
geboten  habe,  in  kurzer  Zeit  so  grofse  Massen  zu  behausen, 
und  die  vielleicht  eine  Steigerung  des  Bodenpreises,  aber  ] 
keineswegs  eine  Steigerung  der  Mietspreise  gebracht  habe,  ' 
ja  die  an  und  für  sich  einen  niedrigeren  Stand  der  Mieten 
ermögliche.  Dafs  trotzdem  die  Mieten  gestiegen  sind,  wird 
von  ihm  zurückgeführt  auf  die  Steigerung  der  Baukosten 
durch  Erhöhung  der  Materialkosten  und  der  Löhne,  vor 
allem  aber  durch  die  Erhöhung  der  Luxuriosität  des  Bauens. 
„Die  Wohnungsfrage  —  eine  Baukostenfrage"  ist  die 
Quintessenz  seiner  Ausführungen.  Diese  Ergebnisse  seiner 
Untersuchungen  sind  wohl  niemand  überraschender  gekommen 
als  ihm  selbst,  ist  er  doch  erst  auf  dem  Wege  zu  ihrer 
Ausarbeitung  aus  einem  Paulus  zu  einem  Saulus  geworden. 
Ich  habe  sie  als  Herausgeber  mit  einer  gewissen  Freude 
begrüfst,  weil  die  Wiedergabe  dieser  Auffassung  in  unserer 
Publikation  uns  jedenfalls  gegen  den  Vorwurf  der  Partei- 
lichkeit seitens  der  Hausbesitzer,  welche  die  gleiche  Argu-  i 
mentation  zu  machen  pflegen,  sicherstellt.  Aber  für  richtig  j 
kann  ich  sie  in  der  Hauptsache  nkht  halten. 

Meines  Erachtens  ist  diese  Darstellung  von  Voigt 
zweifellos  eine  wertvolle  Korrektur  der  Einseitigkeit  der 
herrschenden  Auffassung,  aber  auch  nicht  mehr.  Der  Satz 
„die  Wohnungsfrage  eine  Baukostenfrage"  ist  eine  eben-; 
solche  Übertreibung  wie  die  Behauptung,  dafs  ausschliefslich 
die  Bodenspekulation  zusammen  mit  dem  Mietshause  die 
Wohnungsfrage  verschuldet  habe.  Dafs  die  Mietskaserne 
allein  grofse  Bevölkerungsmassen  unterzubringen  vermag, 
ist  wohl  nur  für  Städte  mit  beschränkter  Ausdehnungs- 
möglichkeit richtig,  wie  beispielsweise  Stuttgart,  weshalb 
wir  es  verstehen,  dafs  gerade  von  dort  her  der  erste  Wider- 
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Spruch  erscholl,  Dicht  aber  für  Städte  in  der  Ebene.  Die 
wirtschaftliche  Überlegenheit  des  Hochbaues  aber  und  die 
Ermöglichung  billiger  Mieten  durch  ihn  besteht  doch  nur  in 
der  ersten  Zeit,  nur  dann,  wenn  in  einem  bisher  niedrig 
bebauten  Gebiete  die  ersten  Hochbauten  entstehen;  wenn 
,aber  diese  Methode  allgemein  wird,  dann  wird  die  gröfsere 
;  Ausnutzung  des  Bodens  in  den  Grundstückspreisen  vorweg 
'  genommen.  So  erklärt  es  sich  auch,  dafs  der  Londoner 
Grafschaftsrat  und  manche  Baugenossenschaften  bei  uns 
billiger  bauen  können  dadurch,  dafs  sie  dort,  wo,  wie  etwa 
in  London,  nur  niedrige  Häuser  bisher  waren,  jetzt  Hoch- 
bauten aufführen.  Immerhin  sind  diese  Ausführungen  A. 
Voigts  wertvoll  zur  Korrektur  der  entgegengesetzten  Auf- 
fassung, indem  sie  mit  der  nötigen  Deutlichheit  klar  machen, 
dafs  wir  die  Mietskaserne  jedenfalls  im  Stadtinnern  nicht 
entbehren  können ,  und  indem  sie  gegenüber  den  Boden- 
reformern nachweisen,  dafs  die  Bodenspekulation  und  das 
!  Privateigentum  am  Boden  nicht^llein  schuld  sind  an  dem 
Steigen  der  Mieten  und  der  darin  bestehenden  allgemeinen 
Wohnungsfrage.  Der  Wohnungsluxus  aber,  den  Voigt  dafür 
verantwortlich  macht,,  indem  er  sagt,  dafs  die  kleinen  Häuser 
wegen  ihrer  gröfseren  Einfachheit  in  Belgien  länger  kon- 
kurrenzfähig bleiben  können,  ist  ja,  wie  er  selbst  zugibt, 
gerade  durch  die  Mietskaserne  hervorgerufen  worden.  Mit 
Unrecht  scheint  mir  also  Voigt  die  Rolle,  welche  das  Miets- 
haus in  Deutschland  spielt,  ganz  zu  bestreiten. 

Eberstadt  hat  diese  nun  soeben  in  seinem  neuesten 
Buche  „Der  deutsche  Kapitalmarkt"  von  einer  neuen  Seite 
her  beleuchtet.  Er  lenkt  darin  nämlich  die  Aufmerksam- 
keit —  wie  schon  früher  in  weniger  wissenschaftlicher  Weise 
Ottomar  Beta^  —  auf  die  enorme  Verschuldung  des 
Grund  und  Bodens,  die  ungeheure  Zunahme  des  Real- 
kredits in  Deutschland,  der  nach  seiner  Schätzung  im  Jahre 
1900  die  unheimliche  Summe  von  42  Milliarden  Mark  er- 
reicht hat,  und  zwar  hauptsächlich  durch  Zunahme  der 
städtischen  Verschuldung.  Diese  war  in  Preufsen  von  1886 
bis  1897  3V2mal  so  grofs  als  die  der  ländlichen,  in  Bayern 
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1895—97  4V2mal  so  grofs.  Das  „Berliner  System  der  neueren 
Bodenversclmldung  —  Bodenspekulation,  Mietskaserne,  Hypo- 
thekenverschuldung mit  ihren  schlimmen  Begleiterscheinun- 
gen — ",  sagt  er,  hat  sich  in  den  letzten  10 — 12  Jahren  im 
übrigen  Deutschland  ausgebreitet  und  ist  rasch  in  die  übrigen 
Städte  vorgedrungen;  München  nimmt  heute  eine  ähnliche 
Stelle  in  Bayern  ein  wie  Berlin  in  Preufsen.  Eine  solche 
Bodenverschuldung  findet  sich  in  keinem  anderen  Lande, 
wie  schon  die  Vergleichung  des  Pfandbriefumlaufs  der 
europäischen  Bodenkreditanstalten  —  also  ganz  abgesehen 
von  den  Privathypotheken  —  zeigt;  er  betrug  nämlich  im 
Jahre  1898  von  insgesamt  25,7  Milliarden  in  Deutschland 
allein  11,5  Milliarden  gegen  5,8  in  Rufsland,  2,8  in  Öster- 
reich, 2,1  in  Frankreich,  0,87  in  Belgien.  Die  Verzinsung 
jener  enormen  Bodenverschuldung  und  ihre  Zunahme  —  die 
„Kapitalisierung  des  Grund  und  Bodens"  —  beansprucht 
nach  Eberstadt  jährlich  etwa  3,7  Milliarden,  während  der 
„Kapitalreinanspruch"  der  Börsenemissionen  auf  allen  übrigen 
Gebieten  der  Volkswirtschaft  nur  1,8  Milliarden  ist.  Die 
Folgerungen,  die  er,  wie  ebenfalls  schon  früher  Beta,  daraus 
für  die  „dauernde  Schwäche  des  deutschen  Kapitalmarktes" 
zieht,  beschäftigen  uns  hier  nicht,  sondern  nur  der  Zu- 
sammenhang dieser  Verschuldung  mit  der  Boden-  und 
Wohnungsfrage.  In  dieser  Beziehung  führt  nun  Eberstadt 
aus,  dafs  die  städtische  Verschuldung  im  Gegensatz  zur 
ländlichen  nicht  mit  sinkender,  sondern  mit  wachsender 
Grundrente  steigt,  also  eine  „Mehrwertsverschuldung"  ist, 
sowie  dafs  die  Werterhöhung  des  Bodens  entweder  auf  nütz- 
licher Aufwendung,  Melioration,  beruht,  oder  nur  durch 
Preistreiberei,  Spekulation  erfolgt  („materielle"  bezw.  „im- 
materielle" Verschuldung),  und  dafs  nun  jene  enorme 
Schuldenlast  des  städtischen  Bodens  sowohl  bei  der  mate- 
riellen wie  bei  der  immateriellen  Verschuldung  festgehalten, 
d.  h.  gar  nicht  getilgt  wird.  Wie  hat  nun  —  so  fragt 
Eberstadt  weiter  —  eine  Schuldenlast  von  solch  schwindelnder 
Höhe  überhaupt  kontrahiert  werden  können,  und  warum 
wird  sie  unausgesetzt  gesteigert  und  festgehalten?    Er  ant- 

Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage.  3 
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wortet  darauf:  nur  „ein  System  besonderer  Einrichtungen, 
das  so  beschaffen  ist,  dafs  die  Last  der  Verschuldung  nicht 
auf  dem  Bodenbesitzer  ruht,  sondern  unmittelbar  auf  andere 
Schultern  übertragen  wird",  kann  das  eigentümliche  Ver- 
hältnis bewirken,  dafs  höchste  Verschuldung  dem  Schuldner 
höchsten  Gewinn  bringt,  und  er  findet  dieses  System  nun 
in  der  „allgemeinen  Schablone  des  neueren  (deutschen) 
Städtebaus,  dem  Massenmietshaus",  das  nach  seiner  Auf- 
fassung ja  keineswegs  nur  eine  Schöpfung  des  Architekten, 
sondern  in  erster  Linie  der  Verwaltung  ist.  Das  Wesent- 
I,.  liehe  bei  diesem  Massenmietshaus  ist  nämlich  die  Tatsache 
II  der  unmittelbaren  Abwälzung  der  Lasten  des  Grund- 
ZI  besitze rs  auf  den  Mieter.  „Das  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten in  Deutschland  ausgebildete  System  der  Miets- 
kaserne hat,  wo  immer  es  durchgeführt  ist,  den  effektiven 
Grundbesitzer  gänzlich  beseitigt:  es  kennt  nur  eine  geringe 
Zahl  nomineller  Hausbesitzer  und  andererseits  die  Masse  der 
Mieter."  Ist  diese  Argumentation  Eberstadts  richtig  —  und 
sie  scheint  es  mir,  von  einem  Punkt  abgesehen^,  zu  sein  — , 
dann  hätten  wir  darin  den  Hauptschlüssel  für  das  Verhältnis, 
dafs  Deutschland  heute  gegenüber  den  anderen  Ländern  an 
der  allgemeinen  Wohnungsfrage  leidet,  und  damit  zugleich 
die  Erklärung,  warum  es  in  jenen  Ländern  so  viel  leichter 
war,  in  dieser  Zeit  etwas  zu  leisten. 

Denn  auch  die  spezielle  Wohnungsfrage  hat  sich  da- 
durch bei  uns  besonders  verschärft,  indem  gerade  die  Mifs- 
stände  des  nur  zum  Verkaufe  gebauten  Massenmietshauses 
bei  den  für  die  arbeitenden  Klassen  bestimmten  besonders 
fühlbar  werden  mufsten,  und  gerade  bei  uns  sich  eine  be- 
sonders starke  Abneigung  des  privaten  Bauunternehmers 
gegen  den  Bau  kleiner  Wohnungen  bemerkbar  macht,  weil 
die  Verwaltung  eines  Hauses  mit  Kleinwohnungen  nicht  als 
eine  Annehmlichkeit  angesehen  wird,  und  dieses  daher  schwer 
verkäuflich  ist.  Andererseits  liegt  auch  bei  uns  ein  grofser 
Fehler  auf  seite  der  Arbeiter  in  der  mangelnden  Erkenntnis 
der  Notwendigkeit  einer  guten  Wohnung.  Diese  und  die 
anderen  besonderen  Ursachen  der  speziellen  Wohnungsfrage 
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brauche  ich  aber  kaum  zu  erwähnen,  denn  sie  sind  dieselben 
in  allen  Ländern. 

Ich  will  nun  kurz  schildern,  was  in  diesen  anderen 
Ländern,  die  Deutschland  voranstehen,  geschehen  ist,  und 
damit  das  vergleichen,  was  bei  uns  erreicht  worden  ist.  Da 
müssen  wir  unsere  Blicke  zuerst  auf  England  lenken,  die 
Heimat  des  Manchestertums ,  das  höchst  charakteristischer- 
weise bekanntlich  auf  diesem  Gebiet  zuerst  in  der  anderen 
Richtung  vorangegangen  ist.  Wir  haben  da  aufser  der 
Darstellung  in  unseren  eigenen  Schriften  jetzt  eben  noch 
das  Werk  von  Oppenheimer:  „Wohnungsfrage  und  Woh- 
nungsreform in  England"  und  dann  auch  noch  in  einer  kleinen 
Schrift  von  Sinzheimer:  „Die  Arbeiterwohnungsfrage"  eine 
neue  Darstellung  eines  Kenners  der  englischen  Verhältnisse 
bekommen^.  Bekanntlich  hat  schon  1886  in  England  eine 
grofse  Gesetzgebung  vorgelegen,  welche  hier  von  Anfang  an 
das  doppelte  Ziel  verfolgte:  Beseitigung  der  ungesunden 
Wohnungen  und  Förderung  des  Wohnungsbaues,  und  über 
diese  Gesetzgebung  ist  man  gar  nicht  so  sehr  viel  hinaus- 
gegangen; aber  es  ist  die  Hauptsache  in  der  Zwischenzeit 
geschehen:  es  ist  diese  Gesetzgebung  praktisch  gehandhabt 
und  zur  Anwendung  gebracht  worden.  Wie  in  den  älteren 
Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik  von  Aschrott  nach- 
gewiesen worden  ist,  war  es  vor  allem  die  Ungeeignetheit  der 
Behörden,  denen  die  Durchführung  der  Gesetzgebung  oblag,  f 
an  welcher  diese  meist  scheiterte.  Es  waren  die  be-  ^ 
kannten  Lokalbehörden  der  Kirchspiele  usw.,  die  selbst 
zum  grofsen  Teile  aus  Hausbesitzern  resp.  „Hausfarmern", 
also  aus  Interessierten  sich  zusammensetzen  und  daher  nicht 
gern  bereit  waren,  die  zum  Teil  sehr  einschneidenden  Ge- 
setze durchzuführen.  Und  so  war  eine  Verwaltungsreform 
die  notwendige  Voraussetzung  der  Wohnungsreform,  und 
diese  ist  nun  1888  hauptsächlich  durch  die  Schaffung  des 
Londoner  Grafschaftsrates  (County  Council)  durchgeführt 
worden,  der  aus  direkten  Wahlen  hervorgeht,  gleich  den 
anderen  Grafschaftsräten  seinerseits  Beamte  für  die  Wohnungs-  \ 
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pflege  anstellt,  die  Beamten  der  Lokalbehörden  kontrolliert 
und  ganz  aufserordentliche  Vollmachten  da  hat,  wo  die 
Lokalbehörde  es  unterläfst,  das  Gesetz  auszuführen:  er 
greift  hier  ein,  indem  er  die  nötigen  Mafsregeln  selbst  trifft 
und  kann  dabei  nötigenfalls  sogar  Anleihen  aufnehmen,  die 
samt  Zinsen  zu  Schulden  der  Lokalbehörde  an  den  Graf- 
schaftsrat werden.  Diese  Verwaltungsreform  war  der  erste 
Hauptschritt;  dann  wurden  aber  auch  die  Bestimmungen 
der  bisherigen  Gesetze  über  Enteignung,  Sanierung  usw. 
erweitert  und  zusammengefafst  in  dem  Arbeiterwohnungs- 
gesetz von  1890.  Dieses  zerfällt  in  drei  Teile,  deren  erster 
Bestimmungen  trifft  über  die  Sanierung  ganzer  Quartiere 
und  deren  Wiederbebauung ,  deren  zweiter  Bestimmungen 
über  den  Umbau  gesundheitsschädlicher  Häuser  und  Sanierung 
von  Häusergruppen  enthält,  während  der  dritte  Mafsregeln 
zur  Beförderung  der  Errichtung  von  Mietshäusern  für  die 
Arbeiter  umfafst.  Der  dritte  ist  noch  nicht  zur  Ausführung 
gekommen,  wohl  aber  die  beiden  anderen.  Namentlich  ist 
es  der  Londoner  Grafschaftsrat,  der  Erhebliches  in  dieser 
Beziehung  geleistet  hat.  Ferner  hat  der  Small  Dwellings 
Acquisition  Act  von  1899  die  Ortsbehörden  ermächtigt ,  an 
Eingesessene  Geld  zur  Erwerbung  von  kleinen  Häusern  aus- 
zuleihen, und  im  Jahre  1900  erhielten  die  Gemeindebehörden 
auch  das  Becht,  aufserhalb  ihres  Weichbildes  Land  zur  Er- 
richtung von  Arbeiterwohnungen  zu  kaufen,  wovon  der 
Londoner  Grafschaftsrat  auch  schon  in  grofsem  Mafsstab 
zum  Zweck  der  Schaffung  grofser  Arbeiterkolonien  Gebrauch 
gemacht  hat.  Auch  die  schon  zum  Teil  weitreichenden  Be- 
stimmungen der  Gesetzgebung  über  öffentliche  Gesundheits- 
pflege (Wohnungsinspektion)  von  1875  —  in  einem  besonderen 
Gesetz  1890  auf  London  ausgedehnt  —  werden  jetzt  in 
weiterem  Umfange  durchgeführt,  und  die  Tätigkeit  der 
Wohnungsinspektoren  wird  von  den  Berichterstattern  ganz 
besonders  gerühmt.  Was  die  erwähnten  Sanierungen  an- 
langt, so  haben  solche  in  einigen  Städten  schon  früher  be- 
gonnen, so  in  Birmingham  schon  1878,  wobei  4000  Häuser 
niedergelegt  wurden  und  für  16  500  Menschen  anderweit 
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Wohnungen  besorgt  werden  miifsten.  In  Liverpool  sind  in 
den  letzten  10  Jahren  1200  Häuser  abgebrochen  worden;  in 
London  sind  von  1875  bis  1882  von  der  früheren  Zentral- 
baubehörde (Metropolitan  Board  of  Works)  in  16  Sanierungen 
rund  29000  Personen  vertrieben  worden,  von  denen  27  000 
wieder  untergebracht  worden  sind.  Der  Grafschaftsrat  selbst 
hat  dann  über  4000  Wohnungen  mit  15  000  Bewohnern  und 
16  Logierhäuser  mit  1000,  also  zusammen  über  16000  Be- 
wohnern, beseitigt  und  nahezu  ebensoviel  (16224  von  16  278) 
durch  eigenen  Bau  von  Mietshäusern  wieder  untergebracht. 
Der  bei  dieser  Gelegenheit  zur  Anwendung  gekommene 
Eigenbau  ist  dann  von  ihm  auch  auf  Grund  des  dritten 
Abschnitts  des  Gesetzes  angewendet  worden,  nämlich  nicht 
blofs  da,  wo  Sanierungen  vorliegen,  sondern  auch  zur  Ver- 
mehrung der  Wohnungen,  und  so  sind  bereits  auf  Grund 
dieses  Teils  des  Gesetzes  für  rund  6000  Personen  Wohnungen 
gebaut  oder  im  Bau  und  für  weitere  12  000  projektiert. 
Am  3.  März  1900  hob  Lord  Wilby  bei  Einweihung  einer 
Häusergruppe  in  London  hervor,  dafs  die  Gemeindebehörde 
mit  einem  Aufwand  von  2  Mill.  ^  schon  der  Hauswirt  von  \ 
42  000  Personen  geworden  sei  und  man  dies  nur  als  einen  \ 
schwachen  Anfang  betrachte.  Dabei  verzinst  sich  bei  diesen 
Bauten  des  Grafschaftsrates  das  Kapital  nach  Abzug  aller 
Unkosten  durchschnittlich  mit  3,77  ^/o.  Hier  mufs  ferner 
noch  auf  eine  Eigentümlichkeit  Englands  hingewiesen  werden : 
die  Entwicklung  der  öffentlichen  Logierhäuser.  Nachdem 
durch  die  von  Lord  Rowton  begründeten  „Rowton  Houses" 
in  London  bewiesen  war,  dafs  solche  Logierhäuser  sehr  wohl 
in  einer  allen  Anforderungen  entsprechenden  Weise  ganz  gut 
verzinslich  hergestellt  werden  können,  sind  viele  Städte  auf 
ihre  Kosten  damit  vorgegangen.  Die  meisten  dieser  Unter- 
nehmungen werfen  einen  kleinen  Überschufs  ab  oder  ver- 
zinsen sich  wenigstens  gut.  Auch  die  gemeinnützigen  Bau- 
gesellschaften,  die  in  England,  wie  1886  schon  festgestellt 
wurde.  Hervorragendes  geleistet  haben,  waren  in  der 
Zwischenzeit  nicht  müfsig;  durch  sie  sind  heute  für 
107  000    Personen ,    allerdings    meist    aus    den  höheren 
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Schichten  des  Arbeiterstandes,  gute  Wohnungen  geschaffen 
worden. 

Auch  in  Belgien,  dem  zweiten  Lande,  das  wir  hier 
erwähnen  wollen,  hat  die  Arbeiterwohnungsgesetzgebung  von 
Anfang  an  die  beiden  Seiten  im  Auge  gehabt:  die  Ver- 
besserung der  bestehenden  Zustände  durch  Beseitigung 
mangelhafter  Wohnungen  einerseits  und  die  Erleichterung 
der  Schaffung  von  Wohnungen  für  die  so  obdachlos  Ge- 
wordenen und  darüber  hinaus  andererseits.  In  Belgien  ist 
es  ein  Gesetz  von  1889,  das  eine  ziemlich  umfassende 
Wohnungsgesetzgebung  darstellt,  indem  dadurch  „Wohnungs- 
und Wohlfahrtskommissionen"  geschaffen  worden  sind.  Diese 
haben  die  Wohnungsinspektion,  allerdings  nicht  mit  der 
nötigen  Gewalt  gegenüber  den  Gemeinden,  aber  nach  unserem 
Bericht  hätten  sie  trotzdem  schon  bedeutende  Erfolge  er- 
zielt. Andererseits  sieht  das  Gesetz  die  Erleichterung  der 
Schaffung  von  kleinen  Wohnungen  dadurch  vor,  dafs  die 
staatliche  Zentralsparkasse  die  nötigen  Gelder  dazu  durch 
Bau-  und  Kreditgenossenschaften  den  einzelnen  Arbeitern 
auf  Grund  eines  Zertifikats  der  Wohnungs-  und  Wohlfahrts- 
kommission zur  Verfügung  stellt.  Es  haben  sich  von  1890 
bis  1899  auf  Grund  des  Gesetzes  138  Bau-  resp.  Kredit- 
genossenschaften gebildet,  durch  deren  Vermittlung  nahezu 
14000  Arbeiterhäuser  hergestellt  wurden;  die  Sparkasse 
hat  dazu  35,5  Mill.  Eres,  zur  Verfügung  gestellt.  Auch  die 
Frage  der  Enteignung,  der  expropriation  par  zones,  ist 
schon  1867  angegriffen  und  dann  1889  in  bestimmter  Weise 
geregelt  worden.  Dieses  Gesetz  hat  nun  bekanntlich  das 
Muster  für  das  französische  von  1894  gebildet,  das  nur 
darin  darüber  hinausgeht,  dafs  es  sich  nicht,  wie  jenes,  auf 
Arbeiter  beschränkt,  sondern  auf  kleine  billige  Wohnungen 
überhaupt  bezieht.  Allein  die  Kommissionen  sind  hier  nur 
fakultativ,  und  auch  die  Kreditbeschaffung  ist  nicht  so  zweck- 
mäfsig  geregelt,  und  tatsächlich  ist  es  bis  jetzt  ohne  be- 
friedigenden Erfolg  geblieben,  darum  habe  ich  das  Land  in 
die  erste  Gruppe  gerechnet:  Frankreich,  nicht  England  ist 
heute  das  Manchesterland. 
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In  den  Vereinigten  Staaten  waren  es  bekanntlich 
zunächst  private  „Gesellschaften  zur  Verbesserung  des 
Wohnungswesens",  die  Grofses  erreicht  haben,  und  dann 
hier  auch  die  von  England  übernommenen  Building  Societies, 
d.  h.  Darlehensgenossenschaften,  welche  dem  einzelnen  Ar- 
beiter Geld  zum  Bau  eines  Hauses  darleihen,  und  gerade 
die  letzteren  haben  sich  jetzt  aufserordentlich  ausgedehnt. 
Es  gab  1893  5838  solche  building  and  loan  associations, 
von  denen  5796  1700  000  Anteilseigner  hatten,  darunter 
rund  450  000  oder  25,25  ^/o  Darlehensnehmer,  d.  h.  Erbauer 
von  Häusern;  durch  Vermittlung  von  4512  dieser  Gesell- 
schaften waren  bis  1893  rund  315  000  Häuser  erworben 
bezw.  gebaut  worden,  überwiegend  von  der  arbeitenden 
Klasse,  natürlich  nur  von  besser  bezahlten  Arbeitern.  Über 
^/s  dieser  Gesellschaften  haben  1893  erst  fünf  Jahre  be- 
standen. Dann  aber  sind  die  Vereinigten  Staaten  anderer- 
seits auch  ein  Land,  in  dem  die  Wohnungsinspektion  zu 
einer  vorzüglichen  Ausbildung  gekommen  ist,  wenn  wir  dem 
amerikanischen  Berichterstatter  Glauben  schenken  dürfen. 
Allerdings  sind  auch  hier  erst  in  den  90  er  Jahren  die 
früheren  Bestimmungen  verschärft  worden,  und  jetzt  ver- 
fügen die  grofsen  Städte  von  New  York ,  Philadelphia, 
Boston,  Chicago  —  aber  auch  nur  diese  —  über  eine  solche 
Inspektion  von  einer  Schärfe,  wie  wir  sie  in  Europa  nicht 
kennen 

Endlich  ein  Wort  über  die  deutsche  Schweiz.  „Wohl 
in  wenigen  Ländern,"  sagt  unser  Bearbeiter,  „hat  man  in  dem 
Jahrzehnt  von  1890  bis  1900  der  Wohnungsfrage  im  weitesten 
Sinne  und  der  Wohnungsfrage  der  unteren  Klassen  der 
Arbeiter  so  viele  Aufmerksamkeit  geschenkt  wie  in  der 
deutschen  Schweiz,  speziell  in  ihren  deutschen  Kantonen." 
Die  Entwicklung  in  der  Schweiz  ist  besonders  vorbildlich 
in  der  Untersuchung  der  Verhältnisse,  der  Schaifung  aufser- 
ordentlich guter  Enqueten.  Dann  ist  es  in  Basel  zu  einem 
sehr  guten  Hochbaugesetz  und  zu  einem  Gesetz  über  Ent- 
eignung gekommen.  Das  allgemeine  Wohnungsgesetz,  das 
insbesondere    die  Wohnungsinspektion   regeln  sollte  und 
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sonstige  Bestimmungen  enthielt,  ist  dagegen  bekanntlich  auf 
dem  Wege  des  Referendums  abgelehnt  worden. 

Fragen  wir  uns  nun,  was  ist  gegenüber  diesen  Ländern 
bei  uns  geschehen,  dann  müssen  wir  wiederum  allgemeine 
und  spezielle  Wohnungsfrage  auseinanderhalten.  Die  all- 
gemeine Wohnungsfrage  kann  überhaupt  nur  durch  die 
öffentlichen  Gewalten  gelöst  werden.  Die  spezielle  hat,  wie 
schon  gesagt,  zwei  Seiten:  den  Mangel  an  Wohnungen  und 
die  Wohnungsmängel.  Auch  die  letztere  Seite  kann  nur 
durch  die  Mitwirkung  der  öffentlichen  Gewalt  gelöst  werden, 
dagegen  an  der  Lösung  der  letzteren  Seite  haben  die  ver- 
schiedenen Faktoren,  private,  gemeinnützige  und  öffentliche 
Tätigkeit  ergänzend  zusammenzuwirken  und  auch  tatsächlich 
schon  erheblich  zusammengewirkt.  Nun  haben  wir,  wie 
schon  gesagt,  im  Deutschen  Reiche  die  von  Miquel 
1886  geforderte  umfassende  Wohnungspolitik  bis  heute  nicht 
erhalten,  dagegen  sind  seit  1893  einige  Einzelstaaten  bezw. 
Polizei-  und  Verwaltungsbehörden  mit  Mafsregeln  vor- 
gegangen, welche  sich  zunächst  auf  die  spezielle  Wohnungs- 
frage und  zwar  auf  Beseitigung  der  mangelhaften  Wohnungen 
beziehen.  Diese  Mangelhaftigkeit  der  Wohnungen  hat  ihren 
Grund  entweder  in  Mängeln  der  baulichen  Anlage  der 
Häuser  und  ist  dann  zu  bekämpfen  durch  die  Bauordnungen, 
oder  in  der  Art  und  Weise  der  Benutzung  und  ist  dann 
zu  bekämpfen  durch  Wohnungsinspektion  und  Sanierung. 

Die  Wo hnungs lnspektion  sollte  nach  dem  Ver- 
langen Miquels,  das  dann  vom  Verein  für  öffentliche  Ge- 
sundheitspflege aufgenommen  worden  ist,  reichsgesetzlich 
geregelt  werden.  Als  Vorläufer  dazu  erschienen  in  einigen 
Staaten  Verordnungen  über  das  Kost-,  Quartiergänger-  und 
Schlafstellenwesen,  welche  die  dafür  aufgestellten  Forde- 
rungen in  der  Hauptsache  erfüllten,  aber  keine  regelmäfsige 
Aufsicht  herbeiführten.  Eine  richtige  allgemeine  ständige 
Wohnungsinspektion  ist  bis  jetzt  nur  in  einigen  Staaten 
bezw.  Regierungsbezirken  und  Städten  geschaffen  worden, 
in  Preufsen  durch  Polizeiverordnungen  in  Posen,  durch 
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Regierungsverordnungen  in  einigen  Regierungsbezirken.  In 
Baden  hat  eine  entsprechende  Verordnung  189(3  Eingang 
gefunden,  hat  aber  bis  jetzt  nur  zu  einmaligen  Unter- 
suchungen, nicht  zu  dauernden  geführt In  Bayern  ist 
das  Polizeistrafgesetzbuch  entsprechend  erweitert  worden 
und  auf  Grund  desselben  in  diesem  Jahre  eine  Verordnung 
ergangen,  durch  welche  für  die  gröfseren  Städte  eigene 
Wohnungskommissionen  und  Wohnungsinspektoren  eingeführt 
werden  sollen.  Ähnlich  in  Württemberg.  In  Sachsen 
ist  besonders  die  Wohnungsordnung  der  Stadt  Dresden 
hervorzuheben  Den  Weg  eines  Landesgesetzes  haben 
Hessen  1893  und  Hamburg  1898  eingeschlagen.  In 
Strafsburg  endlich  ist  durch  den  Beigeordneten  v,  d.  Goltz 
das  alte  französische  Gesetz  über  Wohnungsinspektion  von 
1850  nachträglich  zum  Leben  erweckt  w^orden  durch  Ein- 
richtung einer  Wohnungskommission.  Diese  ganze  Gesetz- 
gebung stellt  verdienstliche  Anläufe  dar ,  aber  auch  nicht 
mehr.  Insbesondere  finden  wir  von  Miquels  Forderung,  dafs 
durch  eine  solche  Gesetzgebung  dafür  gesorgt  werden  müsse, 
dafs  die  ursprüngliche  Zweckbestimmung  der  W^ohnungen 
innegehalten  werde  bei  der  Bew^ohnung,  nirgends  etwas. 
Die  auch  von  Miquel  und  vom  Verein  für  öffentliche  Gesund- 
heitspflege aufgestellte  Forderung  eines  Mindestluftraumes 
von  10  cbm  für  Erwachsene,  5  für  jedes  Kind  ist  in  den 
meisten  Gesetzen  enthalten,  in  der  Dresdener  Forderung 
überschritten ;  aber  wie  wenig  das  bedeutet,  ist  damit  gesagt, 
dafs  —  wie  schon  1886  in  der  Diskussion  hervorgehoben 
wurde  —  nach  dieser  Forderung  in  einem  Zimmer  von  5  m 
Länge,  5  m  Tiefe  und  3  m  Höhe  eine  Familie  von  10  Per- 
sonen, 2  Eltern,  2  Kinder  über  10  Jahre  und  6  Kinder 
unter  10  Jahren  schlafe-n  dürfen!  Im  Vordergrunde  bei 
dieser  ganzen  Gesetzgebung  steht  aber  doch  die  Über- 
füllung. Was  nun  die  Organisation  betrifft,  so  ist  es  ganz 
natürlich ,  dafs  entsprechend  der  Mannigfaltigkeit  der  Ver- 
ordnungen auch  die  Organisation  sehr  mannigfach  ist.  Wir 
haben  hier  die  gewöhnlichen  Polizeibehörden  und  da  wieder 
einen  eigenen,  dafür  geschaffenen  Beamten  der  Polizei,  einen 
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„Wohnungsinspektor",  wie  in  der  Stadt  Essen;  oder  es  ist 
der  Schutzmann,  der  die  Inspektion  ausübt;  oder  es  sind 
ehrenamtliche  Kommissionen,  wie  in  Strafsburg  und  Ham- 
burg. Hamburg  ist  zu  diesem  Zwecke  in  9  Kreise  geteilt, 
jeder  Kreis  in  9  Bezirke ,  in  deren  jedem  es  einen  Pfleger 
gibt  und  einen  Stellvertreter.  Sämtliche  Pfleger  bilden  eine 
Kreisversammlung,  und  darüber  steht  eine  besondere  „Be- 
hörde für  Wohnungspflege".  An  den  Sitzungen  der  Kreis- 
versammlungen nimmt  u.  a.  auch  ein  Vertreter  der  Medizinal- 
^  behörde  teil.  Nun  ist  aber  da  die  ehrenamtliche  Organi- 
■  sation  zweifellos  überspannt  worden.  Man  hat  ihr  Aufgaben 
zugemutet,  die  sie  wohl  vorübergehend  lösen  kann,  z.  B.  in 
Zeiten  einer  Epidemie,  aber  nicht  immerfort,  und  so  wird 
wohl  die  Entwicklung  dahin  gehen,  dafs  für  jeden  Kreis  ein 
Assistent  geschaffen  wird.  Dagegen  hat  sich  in  Strafsburg  die 
grofsenteils  ehrenamtliche  Organisation  nach  v.  d.  Goltz  gut 
bewährt.  Was  den  Umfang  der  Wohuungsinspektion  betrifft, 
so  ist  die  Frage  zu  berühren :  soll  sie  sich  nur  auf  die  Städte 
beschränken  oder  auch  auf  das  Land  erstrecken?  In  Hessen 
wurde  sie  zunächst  auf  die  gröfseren  Städte  beschränkte^,  in 
anderen  Staaten  ist  sie  auch  für  das  Land  möglich,  aber  noch 
nicht  zur  Anwendung  gebracht  worden,  und  doch  mufs  sie  sich 
auch  auf  das  Land  erstrecken,  wenn  wir  in  der  Stadt  bessern 
wollen;  denn  die  ländliche  Arbeiterwohnungsfrage  ist,  wie 
hervorgehoben,  mit  eine  Ursache  für  die  städtische,  und  ihre 
Beseitigung  eine  Voraussetzung  der  Beseitigung  der  anderen. 
Über  die  tatsächlichen  Erfolge  aller  dieser  Bestimmungen 
liegt  noch  wenig  Material  vor,  und  das  wenige  ist  nicht 
sehr  befriedigend  und  tröstlich.  Aus  Posen  wird  uns  von 
einem  scharfen  Vorgehen  berichtet;  hier  sind  300  Wohnungen 
geschlossen  worden.  Auch  für  Strafsburg  werden  die  Er- 
folge gerühmt,  namentlich  herbeigeführt  durch  die  Öffent- 
lichkeit der  Verhandlungen.  Dagegen  aus  den  anderen 
Gebieten  haben  wir  bis  jetzt  wenig  Erfreuliches  vernommen. 
Oberbürgermeister  Gafsner  aus  Mainz  hat  ausdrücklich  ge- 
sagt, dafs  man  hinter  dem,  was  man  erreichen  wollte, 
zurückgeblieben  ist,  zurückbleiben  mufste,  weil  für  die  zu 
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schliefseüden  Wohnungen  kein  Ersatz  vorhanden  war.  Das- 
selbe wird  aus  Hamburg  berichtet.  Da  erstreckt  sich  die 
Tätigkeit  der  Kommission  meistens  nur  auf  sekundäre  Mo- 
mente ,  wie  Verunreinigung ,  Feuchtigkeit  usw. ;  nur  fünf 
Wohnungen  sind  wegen  Überfüllung  geschlossen  worden,  weil 
es  an  Ersatz  fehlt.  So  zeigt  sich  auch  bei  uns  in  Deutsch- 
land, wie  in  anderen  Ländern  schon  früher,  dafs  die  ganze 
Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsinspektion ,  die 
negative  Wohnungspolitik,  immer  begleitet  sein  mufs  von 
einer  positiven,  der  Schaffung  von  Wohnungen  mindestens 
zum  Ersatz  für  zu  beseitigende  Wohnungen. 

Wendet  sich  die  Wohnungsinspektion  gegen  das  un- 
gesunde Wohnen,  so  wendet  sich  die  Bauordnung  gegen | 
das  gesundheitswidrige  Bauen.  Dafs  man  eine  solche  haben 
und  einen  grofsen,  allgemeinen  Bebauungsplan  für  unsere 
rasch  wachsenden  Städte  machen  mufs,  davon  ist  man 
längst  durchdrungen,  aber  erst  in  neuerer  Zeit  ist  man  da- 
hinter gekommen,  dafs  das  auch  eine  soziale  Gefahr  birgt: 
dafs,  wenn  die  Anforderungen,  die  an  grofse  Häuser,  ins- 
besondere Mietskasernen ,  gestellt  werden  müssen ,  verall- 
gemeinert werden,  dadurch  der  Bau  der  kleinen  Wohnungen 
verhindert  oder  weiter  erschwert  wird.  Und  so  ist  man  zur 
Forderung  der  „abgestuften"  Bebauung  und  Bauordnung 
gekommen,  wodurch  breite  „Verkehrsstrafsen"  und  schmale 
„ Wohnstraf sen"  unterschieden,  und  bei  kleinen  Arbeiter- 
häusern die  technischen  Anforderungen  ermäfsigt  werden 
sollen,  um  dem  kleinen  Wohnhaus,  insbesondere  dem  Eigen- 
hause wieder  Eingang,  wenigstens  in  die  Aufsenbezirke  der 
Städte,  zu  verschaffen.  „Man  kann"  —  sagen  Stübben  und 
Schilling  —  „niedrige  Einzelhäuser  nicht  erzwingen,  wo  der 
Preis  der  Grundstücke  schon  so  hoch  ist,  dafs  er  eine  dichte 
bauliche  Ausnutzung  verlangt,  aber  man  braucht  Gelände,  das 
noch  mäfsig  im  Preis  ist,  nicht  jener  dichten  Ausnutzung  preis- 
zugeben." Solche  abgestufte  Bauordnungen  sind  nun  in  den 
letzten  Jahren  schon  vielfach  zur  Einführung  gekommen,  so 
in  Altona,  Berlin,  Bochum,  Hildesheim,  Frankfurt,  Wiesbaden, 
Magdeburg,  Köln,  Düsseldorf,  Elberfeld,  Dortmund,  Stuttgart. 


• 
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Mehr  als  in  der  Bekämpfung  der  Wohnungsmängel  ist 
bis  jetzt  in  Deutschland  in  der  Bekämpfung  des  Woh- 
nungsmangels  geschehen,  und  zwar  haben  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer,  kapitalistische  Gesellschaften,  gemein- 
nützige Bautätigkeit  und  öffentliche  Gewalten  zusammen- 
gewirkt. Die  Fürsorge  der  Arbeitgeber  ist  auch  in 
Deutschland  nicht  zurückgeblieben.  Nach  einer  für  die 
Pariser  Ausstellung  gemachten  Erhebung  war  die  Gesamt- 
zahl der  von  industriellen  Arbeitgebern  erbauten  Wohnungen 
1898  143000,  d.  h.  wenn  wir  von  den  Betrieben  mit  weniger 
als  5  Personen  absehen,  rund  18  pro  1000  Arbeiter;  in 
einigen  Gegenden  steht  die  Zahl  noch  über  diesem  Durch- 
schnitt, so  im  Regierungsbezirk  Oppeln  (106),  Arnsberg  (60), 
Lothringen  (57),  Trier  (50),  Oberpfalz  (47),  Osnabrück, 
Hannover,  Aurich  und  Stade  (40),  Düsseldorf  (36).  Auf  die 
Zahlen  kommt  es  jedoch  weniger  an,  als  auf  die  Qualität 
der  Wohnungen,  und  wir  können  es  voll  anerkennen,  dafs  wir 
auch  in  Deutschland  eine  ziemliche  Anzahl  von  Arbeitgebern 
aufzuführen  haben ,  durch  die  nicht  nur  technisch  muster- 
gültige ,  sondern  auch  ästhetisch  schöne  Häuser  gebaut 
worden  sind.  Ich  nenne  nur  Krupp,  die  Badische  Anilin- 
und  Sodafabrik,  die  Höchster  Farbwerke,  die  Vereinigten 
Maschinenfabriken  Augsburg  und  Nürnberg  und  andere 
Wir  wollen  diese  Leistungen  gewifs  dankbar  anerkennen 
und  froh  sein,  dafs  wir  uns  in  dieser  Beziehung  hinsichtlich 
des  Gemeinsinns  unserer  hervorragenden  Arbeitgeber  vor 
dem  Ausland  nicht  zu  schämen  brauchen;  aber  das  wollen 
wir  uns  doch  auch  klar  machen,  dafs  wir  hier  so  wenig  wie 
im  Auslande  überschätzen  dürfen,  was  da  geleistet  ist.  Wenn 
wir  die  Möglichkeit  der  Erwerbung  eines  eigenen  Hauses 
und  den  Bau  von  Mietswohnungen  unterscheiden,  so  ist  die 
erstere  Form  nur  für  wenige  Arbeiterkategorien  mit  be- 
sonders stabilen  Verhältnissen  möglich,  wie  beispielsweise 
bei  Bergarbeitern.  Die  zweite  Form  aber  erweckt  grofse 
prinzipielle  Bedenken,  denn  dadurch  wird  die  Abhängigkeit 
des  Arbeiters  vom  Arbeitgeber  noch  gewaltig  gesteigert, 
wenn  er  mit  der  Beschäftig  im g  zugleich  auch  das  Obdach 
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für  sich  und  die  Seinigen  verliert;  und  aus  diesem  Grunde 
mufs  mit  aller  Entschiedenheit  dagegen  protestiert  werden, 
dafs  privaten  Arbeitgebern  öffentliche  Gelder  zum  Bau  von 
Arbeiterwohnungen  gewährt  werden,  da  diese  Arbeiter- 
wohnungen in  der  Hauptsache  doch  in  letzter  Linie  den 
Arbeitgebern  selbst  nützen.  Nur  bei  den  Arbeitern  öffent- 
licher Verbände ,  des  Staates ,  der  Gemeinde  usw.  läfst 
sich  etwas  anderes  annehmen,  da  hier  die  dauernde 
Tätigkeit  und  die  halbe  Beamtenqualität  darüber  hinweg- 
hilft, und  gerade  auf  diesem  Gebiete  ist  auch  Erhebliches 
zu  berichten.  In  wachsendem  Mafse  werden  vom  Staate 
und  von  Kommunen  Wohnungen  für  ihre  Angestellten  und 
Arbeiter  gebaut:  dem  Beispiele  des  preufsischen  Bergfiskus 
sind  die  Eisenbahnverwaltungen  und  die  Reichspost  gefolgt 
und  auch  einige  Gemeinden  haben  diesen  Weg  betreten; 
und  diese  Fürsorge  der  öffentlichen  Arbeitgeber  für  ihre 
Angestellten  mufs  begrüfst  werden,  und  hier  ist  eine  weitere 
Ausdehnung  zu  wünschen,  denn  Unabhängigkeit  der  Ar- 
beiter wie  bei  privaten  Unternehmungen  besteht  ja  hier 
doch  nicht.  Die  Beschaffung  der  Wohnungen  durch  private 
Unternehmer  kann  dagegen  nur  dann  begrüfst  werden,  wenn 
sie  die  einzig  mögliche  Form  ist,  bei  Riesenbetrieben  oder 
bei  isolierten  Fabriken;  sonst  ist  sie  die  am  wenigsten 
wünschenswerte  Form  der  Lösung  der  Wohnungsfrage.  Die 
allgemeine  Lösung  kann  sie  schon  deshalb  nicht  sein, 
weil  die  „Arbeiterwohnungsfrage"  eben  nicht  nur  eine 
Frage  der  Arbeiter,  sondern  der  unteren  Klassen  im  all- 
gemeinen ist,  für  die  die  Arbeitgeber  allein  nicht  sorgen 
können. 

Darum  sind  notwendig  auch  andere  W^ege  eingeschlagen 
worden.  Die  Form  der  kapitalistischen  Gesellschaften  auf 
spekulativer  Grundlage  ist  bisher  in  Deutschland  nur  zu 
geringer  Anwendung  gekommen.  Wohl  aber  hat  sich  die 
gemeinnützige  Bautätigkeit  recht  hübsch  entwickelt, 
in  Form  der  Aktiengesellschaften  mit  beschränkter  Dividende, 
in  Form  der  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  und 
besonders  der  Baugenossenschaften;  und  zwar  müssen  wir 
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hier  die  deutschen  Genossenschaften  von  den  im  Auslande 
bestehenden,  den  sog.  building  societies,  unterscheiden,  die 
nicht  selbst  bauen,  sondern  nur  ihren  Mitgliedern  Darlehen 
dazu  gewähren.  Die  deutschen  Baugenossenschaften  da- 
gegen, die  sich  vor  allem  nach  einem  dänischen  Vorbilde, 
dem  des  Arbeiterbauvereins  in  Kopenhagen,  entwickelt  haben, 
bauen  selbst;  und  zwar  haben  wir  wiederum  zwei  Formen 
bei  ihnen:  Bau  von  Wohnungen,  die  ins  Eigentum  der  Be- 
wohner übergehen,  und  Bau  von  Mietswohnungen.  Die 
bekannten  Mängel  der  ersteren  Form,  für  die  Mühlhausen 
ein  klassisches  Beispiel  bildet,  haben  bewirkt,  dafs  die  zweite 
Form  neuerdings  in  den  Vordergrund  getreten  ist:  der  Bau 
von  Mietswohnungen,  die  nie  veräufsert  werden  dürfen,  in 
denen  die  Genossen  aber  unkündbar  wohnen  und  sicher  vor 
Vertreibung  sind,  auch  wenn  ihre  Kinderzahl  sich  vermehrt. 
Den  Gesamtumfang  dieser  ganzen  gemeinnützigen  Bautätig- 
keit gibt  Albrecht  in  unseren  Untersuchungen  dahin  an, 
dafs  384  derartige  Organisationen  bis  jetzt  zur  Entstehung 
gekommen  sind,  die  24000  Wohnungen  geschaffen  haben, 
und  zwar  ist  unter  ihnen  durchaus  die  Form  der  Ge- 
nossenschaft die  wichtigste  (289  Genossenschaften  gegen 
47  Aktiengesellschaften,  34  Vereine  und  Stiftungen,  14  Ge- 
sellschaften mit  beschränkter  Haftung),  und  es  sind  von  jenen 
etwa  10  000  Wohnungen  gegenüber  9000  durch  Aktiengesell- 
schaften erbaut  worden.  Die  Baugenossenschaft  ist 
also  die  Form,  die  in  der  gemeinnützigen  Bautätigkeit  in 
den  Vordergrund  getreten  ist  und  der  wohl  die  Zukunft  ge- 
hört. Und  diese  Baugenossenschaft  in  der  Form  des  Bauens  von 
Mietswohnungen  hat  grofse  Vorzüge  gegenüber  der  sonstigen 
gemeinnützigen  Bautätigkeit :  so  insbesondere  den,  dafs  sie 
nicht  den  Charakter  der  Wohltätigkeit  hat,  wie  die  Aktien- 
gesellschaften mit  beschränkter  Dividende  und  noch  mehr 
die  Vereine  und  Stiftungen,  sondern  dafs  der  Arbeiter  hier 
selbst  an  der  Verwaltung  teilnimmt,  wenn  auch  unter  weit- 
gehender Mitwirkung  von  Angehörigen  der  reicheren  Klassen. 
Aber  gerade  dieses  Zusammenwirken  von  Angehörigen  der 
verschiedenen  Klassen  ist  ja  in  neuerer  Zeit  ein  Faktor  von 
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auf  serordentlicher  Bedeutung  für  die  soziale  Versöhnung  ge- 
worden. Allein,  wir  dürfen  auch  nicht  verkennen,  dafs  auch 
diese  Baugenossenschaften,  selbst  wenn  sie  billigen  Kredit  haben, 
doch  prinzipiell  nur  in  beschränktem  Umfange  angewendet 
werden  können.  Sie  setzen  Arbeiter  höheren  Niveaus,  einer 
gewissen  gesicherten  Lebenshaltung  voraus,  also  wenn  auch 
nicht  ausschliefslich ,  so  doch  vorwiegend  gelernte  Arbeiter, 
Arbeiter,  die  nicht  immerfort  wechseln,  und  darum  eignet 
sich  diese  Form  besonders  für  Arbeiter  von  öffentlichen 
Verwaltungen,  Eisenbahnarbeiter  und  dergleichen.  Sie  leistet 
hier  sehr  viel,  sie  ist  überhaupt  zweifellos  die  idealste  Form 
der  Beschaffung  von  kleinen  Wohnungen,  aber  für  die  grofse 
Masse  gerade  der  am  wenigsten  Besitzenden,  gerade  derer, 
für  die  die  Wohnungsnot  am  gröfsten  ist,  vermag  auch  sie 
nicht  zu  helfen  oder  doch  höchstens  indirekt,  insofern  als 
das  Angebot  durch  sie  vermehrt  wird^^. 

Nun  hat  man  neuerdings  gefordert,  dafs  für  diese  grofse 
Masse  die  öffentlichen  Gewalten  selbst,  Staat  und  Ge- 
meinde, vor  allem  die  Gemeinde,  eintreten  müfsten,  und 
dieser  Eigenbau  von  Wohnungen  durch  die  Gemeinde  selbst, 
der  in  England  so  ausgedehnt  ist,  hat  auch  in  Deutschland 
begonnen.  Dies  ist  heute  einer  der  umstrittensten  Punkte 
in  der  Wohnungsfrage:  hier  steht  kommunales  Manchester- 
tum  gegen  den  sog.  Munizipais ozialismus.  Es  ist  die 
Stadt  Freiburg  i.  B.,  wo  1885  zuerst  in  Deutschland  in  eigener 
Regie  gebaut  worden  ist:  hier  sind  bis  1899  81  Häuser  mit 
297  Wohnungen  gebaut  worden,  die  die  Unkosten  durch 
die  Mieten  aufbringen.  Andere  Städte  sind  Freiburg  ge- 
folgt, und  durch  diesen  Versuch,  wie  durch  die  in  England 
gemachten,  ist  das  finanzielle  Bedenken,  dafs  die  Städte 
nicht  ebenso  billig  bauen  könnten,  wie  der  private  Unter- 
nehmer^  widerlegt.  Die  Frage :  können  die  öffentlichen  Ge-  | 
walten  ebenso  billig  bauen  wie  Private?  mufs  mit  H.  Linde-  1 
mann  ganz  entschieden  bejaht  werden.  Aber  es  ergeben  ' 
sich  Bedenken  anderer  Art,  die  es  nun  doch  nicht  wünschens- 
wert erscheinen  lassen,  dafs  die  öffentliche  Gewalt  es  tut, 
wo  es  nicht  unbedingt  nötig  ist.  Zuerst  besteht  die  Gefahr, 
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dafs  eine  Konkurrenz  zwischen  den  Verwaltungen  und  den 
Baugenossenschaften  eintritt,  dafs,  wenn  die  Stadt  für  die 
besser  bezahlten  Arbeiter  selbst  baut,  die  Baugenossen- 
schaften nicht  aufkommen  können,  und  ihre  Befriedigung 
des  Wohnungsbedürfnisses  ist  doch  noch  eine  bessere,  als 
die  durch  die  Stadtgemeinde  selbst.  Wenn  aber  eine  Arbeits- 
teilung eintritt  —  die  Stadt  baut  nur  für  die  untersten 
Klassen  — ,  dann  besteht  die  Gefahr,  dafs  dadurch  die  un- 
/  gelernten  Arbeiter  noch  viel  mehr  in  die  Stadt  hineingezogen 
■  werden,  und  diese  Gefahr  ist  grofs  und  wir  wollen  ihr  nicht 
mit  einer  Beschränkung  der  Freizügigkeit  begegnen.  Da- 
gegen gibt  es  allerdings  ein  Gebiet,  wo  die  Gemeinden  selbst 
eingreifen  können  und  müssen,  das  ist  der  Bau  von  kommunalen 
Logierhäusern.  Solche  können  von  den  Gemeinden  ge- 
baut werden,  ohne  dafs  dadurch  der  privaten  Unternehmung 
Konkurrenz  gemacht  wird,  weil  diese  sie  bei  uns  gar  nicht 
herstellt.  Solche  Logierhäuser  verzinsen  sich,  wie  gezeigt, 
in  England  vollständig,  ja  sie  werfen  Überschüsse  ab,  und 
sie  sind  das  beste  Mittel,  um  das  fürchterliche  Schlafstellen- 
wesen zu  beseitigen.  Davon  abgesehen  aber  wird  man 
sagen  müssen,  dafs  die  öffentlichen  Gewalten,  insbesondere 
die  Gemeinden,  nur  subsidiär  als  verpflichtet  zum  Eigenbau 
von  Wohnungen  zu  bezeichnen  sind,  dafs  sie  wenn  möglich 
j  nicht  selbst  bauen,  sondern  sich  möglichst  beschränken 
^  sollen  auf  eine  Unterstützung  der  privaten  wie  der  gemein- 
^  nützigen  Bautätigkeit. 

Und  diese  Förderung  zunächst  der  gemein- 
nützigen Bautätigkeit  ist  das  Gebiet,  auf  das  wir 
mit  der  meisten  Befriedigung  in  Deutschland  blicken  können, 
das  Gebiet,  auf  dem  wirklich  schon  etwas  Erfreuliches  ge- 
leistet worden  ist.  Ich  kann  nicht  alle  Mafsregeln  in  dieser 
Beziehung  aufführen ,  namentlich  auf  die  Förderung  des 
gemeinnützigen  Bauens  durch  die  Gemeinden  nicht  näher 
hier  eingehen,  ich  verweise  dafür  auf  die  Zusammenstellung, 
die  Oberbürgermeister  Beck  in  Mannheim  in  unseren  Schriften 
gegeben  hat.  Diese  Förderung  des  gemeinnützigen  Bauens 
durch  die  Gemeinden  hat  allerdings  gerade  in  neuerer  Zeit 
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grofsen  Widerstand  seitens  der  Hausbesitzer  und  ihrer  Or- 
ganisationen gefunden,  und  nicht  ganz  mit  Unrecht,  wenig- 
stens soweit  direkte  finanzielle  Aufwendungen  der  Gemeinden 
in  Betracht  kommen.  Jedenfalls  ist  Vorsicht  dabei  nötig, 
und  nur  ein  wirkliches  öffentliches  Interesse  kann  solche 
Förderungen,  die  unter  Umständen  anderen  schaden,  recht- 
fertigen. Die  Hauptform  aber  ist  die  Gewährung  billigen,  \ 
Kredits,  und  hier  hat  ja  auch  das  Reich  Erhebliches  getan,  \ 
indem  es  bei  der  Alters-  und  Invaliditätsversicherung  die  Gelder 
der  Versicherungsanstalten  wenigstens  zum  Teil  dafür  flüssig 
gemacht  hat,  so  dafs  diese  Gelder  bis  zu  bezw.  V2  dazu 
angewendet  werden  können.  Namentlich  ist  davon  in  der 
Rheinprovinz  Gebrauch  gemacht  worden,  wo  infolge  der 
verdienstlichen  Tätigkeit  des  Landesrats  Brandts  eine  ganz 
besonders  weitgehende  Förderung  der  gemeinnützigen  Bau- 
tätigkeit durch  die  Versicherungsanstalten  Platz  gegriffen  hat. 
Im  ganzen  sind  bis  jetzt  auf  diesem  Wege  etwa  35  Mill.  Mk. 
für  Arbeiterwohnungszwecke  zur  Verfügung  gestellt  worden, 
davon  jedoch  nur  14  Millionen  nicht  mündelsicher  und  nur 
7  Millionen  unter  3^/2  ^/o.  Wenn  sich  aber  diese  gemein- 
nützige Bautätigkeit  in  gröfserem  Umfange  entwickeln  soll, 
so  ist  nötig,  dafs  viel  mehr  Geld  zur  Verfügung  gestellt 
wird,  dafs  besondere  Organe  dafür  geschaffen  werden,  und 
dafs  für  gröfsere  Gebiete  eine  Vereinigung  aller  Interessenten 
sich  bildet.  Solche  Zentralvereine  sind  in  neuerer 
Zeit  entstanden,  zuerst  im  Rheinlande  der  „Rheinische  Verein 
zur  Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens"  zu  Düsseldorf, 
dann  in  Hessen  der  „Viktoria  Melitta- Verein"  in  Darmstadt 
und  der  „Verein  zur  Förderung  des  Arbeiterwohnungs- 
wesens etc."  in  Frankfurt  a.  M.  Die  Hauptsache  ist  offenbar 
die  Geldbeschaffung,  und  hier  ist  in  Deutschland  noch  lange 
nicht  genug  geschehen,  und  so  bezeichnet  es  Brandts  in 
seiner  Abhandlung  als  die  communis  opinio,  dafs  hier  eine 
ganz  eingreifende  Maisregel  not  tue:  es  sei  nötig,  eine 
öffentliche  Bank  für  diesen  Zweck  ins  Leben  zu  rufen 
als  Mittelpunkt  für  den  gemeinnützigen  Wohnungsbau, 
welche  sich  durch  Ausgabe  von  Obligationen  oder  Pfand- 
Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage.  4 
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briefen  das  Geld  beschaffen  soll.  Diese  Organisation  soll 
nach  Brandts  in  der  Hauptsache  nur  an  Baugenossen- 
schaften Kredit  geben.  Landesrat  Liebrecht  stellt  die 
Forderung  auf,  dafs  die  Verwendung  der  Gelder  der  In- 
validenversicherung viel  umfangreicher  werde  und  die  Ver- 
sicherungsanstalten selbst  zu  solchen  Baubanken  ausgestaltet 
werden  sollen.  Auch  die  bekannten  Vorschläge  einer  „na- 
tionalen Wohnungsreform"  von  Schäffle  und  Lechler  ge- 
hören hierher.  Nach  dem,  was  wir  über  die  Unentbehr- 
lichkeit  der  privaten  Bautätigkeit  gesagt  haben,  müssen 
wir  aber  jedenfalls  mit  Adickes  fordern,  dafs  auch  für  die 
/  privaten  Bauunternehmer  durch  öffentliche  Banken  Gelder 
/  flüssig  gemacht  werden,  etwa  in  der  Weise ,  dafs  gegen  ge- 
wisse Vorrechte,  Erbbaurecht  und  Nichterhöhung  der  Mieten, 
Gelder,  insbesondere  zweite  und  dritte  Hypotheken,  gegeben 
werden.  Wenn  solche  städtische  Kassen  von  anderer  Seite 
als  bedenklich  bezeichnet  werden,  so  bestehen  diese  Bedenken 
gegen  staatliche  Einrichtungen  wohl  nicht.  Aber  auf  diese 
Fragen  habe  ich  hier  nicht  näher  einzugehen.  Ich  möchte 
nur  noch  bemerken,  dafs  die  Entwicklung  offenbar  dahin 
zielt,  dafs  wir  zu  einer  auch  aus  anderen  Gründen  nötigen 
öffentlichen  Regelung  des  Hypothekarwesens 
kommen  müssen 
I  Ganz  kurz  kann  ich  auch  nur  auf  das  Mietsr ech t 
I  eingehen.  Die  hier  insbesondere  von  Flesch  seit  längerer 
I  Zeit  gestellten  Forderungen  sind  zum  Teil  durch  das  Bürger- 
I  liehe  Gesetzbuch  erfüllt  worden,  zum  Teil  sind  sie  in  seiner 
'  Abhandlung  in  unseren  Schriften  wiederholt.  Erfüllt  ist, 
dafs  dem  Retentionsrecht  die  der  Pfändung  unterzogenen 
Sachen  des  Mieters  entzogen  sind,  ferner  ist  durch  die  No- 
velle zur  Zivilprozefsordnung  kürzlich  auch  der  Kreis  dieser 
Sachen  erweitert  worden.  Auch  die  von  Miquel  nur  schüchtern 
geforderte  Bekämpfung  des  Wohnungswuchers  ist  gewisser- 
mafsen  erfüllt,  indem  die  Bestimmungen  über  den  Wucher 
im  allgemeinen  (§  138  des  B.G.B.)  und  den  Sachwucher 
(Gesetz  von  1884,  §  302  e  des  Reichsstrafgesetzbuches)  Hand- 
haben dazu  bieten  würden.    Dagegen  ist  die  Forderung, 
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dafs  gewisse  Bestimmungen  über  das  Mietsverhältnis  zwin- 
gendes öflentliches  Recht  werden,  noch  nicht  erfüllt. 


Die  bisherigen  Abhülfsmafsregeln  haben  sich  im  wesent- 
lichen nur  auf  die  spezielle  Arbeiterwohnungsfrage  be- 
zogen. Nun  ist  diese  aber  nur  ein  Teil  der  allgemeinen 
Wohnungsfrage,  und  sie  ist  daher  auch  nur  mit  dieser  end- 
gültig zu  lösen.  Diese  allgemeine  hat,  wie  wir  sahen,  ihre 
letzte  Ursache  in  dem  Wachsen  der  Städte,  und  darum 
sucht  man  sie  vielfach  durch  eine  Dezentralisierung 
zu  bekämpfen,  also  durch  systematische  Ausbildung  billiger 
Verkehrsmittel,  und  in  dieser  Beziehung  können  wir 
wiederum  sehr  viel  von  England  lernen  Aber  wir  können 
uns  wohl  nicht  viel  davon  versprechen,  durch  eine  Politik 
der  Verkehrsmittel  eine  Rückbildung  der  schon  vorhandenen 
Zentralisation  zu  bewirken.  Wenn  die  Verkehrsmittel  auch 
noch  so  entwickelt  sind,  so  können  wir  doch  nur  anstreben, 
dafs  die  Zentralisation  in  Zukunft  nicht  mehr  so  weiter 
geht,  dafs,  wie  Miquel  schon  1886  sagte,  die  Arbeiter,  die 
jetzt  noch  draufsen  wohnen,  auch  möglichst  draufsen  bleiben. 
Aber  A.  Voigt  hat  mit  Recht  betont,  dafs  eine  jede  Verkehrs- 
mittelpolitik schliefslich  auch  wieder  in  die  Bodenfrage  ein- 
mündet, indem  sie  eskomptiert  wird  von  der  Bodenspekulation, 
und  so  bin  ich  wiederum  bei  der  Bodenfrage  angelangt, 
bei  dem  Gebiete,  das  der  zweite  Referent  behandeln  wird 
und  auf  das  ich  daher  hier  nicht  näher  einzugehen  brauche. 
Nur  zu  erwähnen  habe  ich  das  wenige,  was  hier  schon  ge- 
schehen ist,  und  das  liegt  vor  allem  auf  dem  Gebiete  der 
Besteuerung. 

Das  erste  Mittel  gegen  die  Auswüchse  der  Spekulation 
ist  die  Besteuerung,  und  da  bietet  sich  nun  einmal 
eine  hohe  Umsatzsteuer  dar,  um  die  rein  spekulativen 
Verkäufe  zu  vermindern,  ferner  eine  richtige  Besteuerung 
des  unbebauten  Geländes  und  eine  Wertzuwachs- 
steuer. Die  Wirkung  der  Umsatzsteuer  ist  bestritten; 
Brandts  sieht  in  ihrer  Höhe  in  Belgien  die  Hauptursache, 
warum  hier  so  wenig  Bodenspekulation  und  so  niedrige 
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Bodenpreise  sind.  Auf  dem  Gebiete  der  Besteuerung  un- 
bebauter Grundstücke  ist  ein  wichtiger  Schritt  vorwärts 
geschehen  durch  die  Miquelsche  Steuerreform.  Diese  hat  ja 
mit  der  Beform  des  preufsischen  Kommunalsteuerwesens 
den  Gemeinden  die  Möglichkeit  einer  Besteuerung  des  Grund 
und  Bodens  nach  dem  gemeinen  laufenden  Wert  (statt  nach 
dem  Ertrag)  gegeben.  In  einer  Reihe  von  Gemeinden  ist 
davon  schon  Gebrauch  gemacht  worden.  Damaschke  hat 
vor  kurzem  auf  die  Beispiele  von  Düsseldorf  und  Breslau 
hingewiesen :  in  Düsseldorf  wuchs  die  Steuer  des  unbebauten 
Bodens  um  das  9  fache  (von  24000  auf  202000),  in  Breslau 
um  das  30  fache  (von  10  800  auf  316000  Mk.);  dadurch 
konnten  hier  die  Hausbesitzer  um  105  800  Mk.  erleichtert 
werden,  und  dennoch  ist  der  Stadt  eine  Mehreinnahme  von 
über  200  000  Mk.  erwachsen. 

Zur  Bekämpfung  der  Bodenspekulation  dienen  ferner  noch 
die  Mafsregeln  der  U m  1  e g u n g  und  Enteignung:  der  üm- 
legung,  um  eine  Zurückhaltung  des  Baulandes  infolge  Zer- 
splitterung des  Grundbesitzes  zu  verhindern,  der  Enteignung  — 
abgesehen  von  der  im  Verlauf  der  Wohnungspflege  und  Sa- 
nierung erfolgenden  — ,  um  —  als  „Zonenenteignung"  —  die 
Stadt  in  den  Besitz  genügend  grofser  Teile  des  Bodens  zu  setzen. 
In  dieser  Richtung  sind  auch  in  der  jüngsten  Zeit  eine  Reihe 
gesetzgeberischer  Mafsregeln  erfolgt.  So  ist  ein  solches 
Enteignungsrecht  in  einzelnen  Staaten  geschaffen  worden, 
am  weitestengehend  in  Baden,  wo  überhaupt  jedes  unbebaute 
Grundstück  enteignet  werden  kann,  wenn  es  im  öffentlichen 
Interesse  zur  Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses  ge- 
schieht. In  Preufsen  regelt  diese  Fragen  zunächst  für 
Frankfurt  a.  M.  die  „Lex  Adickes".  In  der  letzten  Zeit  ist 
dann  endlich  der  Versuch  mit  dem  Erbbau  recht  gemacht 
und  damit  eine  Reform  des  Grundeigentums  angebahnt 
worden,  welche  die  Forderungen  der  „Bodenreformer"  wenig- 
stens teilweise  erfüllen  würde;  doch  auch  darüber  habe  ich 
heute  nicht  zu  sprechen. 

Fragen  wir  nun  zum  Schlufs,  was  sich  aus  diesen  bis- 
herigen, in  Deutschland  gemachten  Erfahrungen,  verglichen 
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mit  denen  des  Auslandes,  für  die  in  Zukunft  in  Deutsch- 
land einzuschlagenden  Wege  der  Wohnungspolitik  ergibt,  so 
mufs  ich  mich  hier  auch  auf  ein  paar  kurze  andeutende 
Bemerkungen  beschränken,  da  nach  unserer  verabredeten 
Arbeitsteilung  meine  Aufgabe  wesentlich  war ,  de  lege  lata 
zu  berichten,  während  der  zweite  Referent  die  Bodenfrage, 
der  dritte  die  anderen  Mafsregeln  —  ich  möchte  sagen :  die 
„kleinen  Mittel"  —  hauptsächlich  de  lege  ferenda  über- 
nommen hat. 

Not  tut  uns  nach  meiner  Überzeugung  —  und  zwar 
„bitter  not"  —  eine  systematische  Wohnungspolitik 
und  Wohnungsreform  grofsen  Stils  für  das  ganze 
Deutsche  Reich,  wie  Miquel  sie  schon  1886  forderte, 
und  wie  sie  heute  der  Verein  „ Reichs wohnungsgesetz"  in 
seiner  Agitation  betreibt.  Die  Aussichten  dafür  sind  freilich 
augenblicklich  gering,  nachdem  Posadowsky  erklärt  hat,  dafs 
die  Wohnungsreform  Sache  der  Einzelstaaten  sei  und  nicht 
Sache  des  Reiches.  Aber  was  Miquel  für  die  Reichsgesetz- 
gebung geltend  macht,  dafs  die  Verhältnisse  ja  in  ganz 
Deutschland  so  ähnlich  sind,  und  dafs  die  Grenzen  der 
einzelnen  Staaten  so  ineinander  laufen,  dafs  eine  einzel- 
staatliche Regelung  unbefriedigend  sein  würde,  das  gilt 
auch  heute  noch,  und  die  allgemeine  Kompetenz  des  Reiches 
kann,  wie  Miquel  damals  schon  gezeigt,  nicht  bezweifelt 
werden:  die  Reichsverfassung  weist  mit  dem  Gesundheits- 
wesen auch  die  Wohnungsfrage  dem  Reiche  zu.  Eine  solche 
Reichsgesetzgebung  braucht  auch  nicht  gehindert  zu  werden 
durch  das,  was  einige  Einzelstaaten  in  der  letzten  Zeit 
getan  haben,  denn  selbstverständlich  kann  das  Reich  nur 
allgemeine  Direktiven  geben,  die  Ausgestaltung  im  einzelnen 
mufs  den  Einzelstaaten  und  in  diesen  wieder  vielfach  den 
Gemeinden  überlassen  werden ;  was  diese  bereits  getan 
haben ,  das  ist  weiter  nichts  als  eine  wertvolle  Einleitung 
dazu.  Eine  solche  reichsgesetzliche  Regelung  würde  nun 
vor  allem  die  Wohnungsinspektion  zu  umfassen  haben.  Wer 
bürgt  uns  dafür,  dafs  die  vielen  deutschen  Staaten,  die  da 
noch  nichts  getan  haben,  den  anderen  bald  nachfolgen 


werden  ?  Die  Wohnungsinspektion  wäre  also  reichsgesetzlich 
zu  regeln;  allerdings  nicht  so,  dafs  die  sanitären  Mindest- 
anforderungen für  das  ganze  Reich  festgelegt  werden  — 
dafür  sind  die  Verhältnisse  wirklich  zu  verschieden  — ,  aber 
es  könnte  doch  an  sich  die  Vornahme  der  Inspektion  an- 
geordnet werden ;  ich  denke  da  an  die  Analogie  der  Gewerbe- 
inspektion —  kurz,  es  liefse  sich  da  sehr  wohl  eine  Form 
finden.  Eine  solche  Reichswohnungsgesetzgebung  hätte  aber 
auch  den  Grundsatz  auszusprechen  —  das  wäre  wohl  eine 
Überschreitung  der  Kompetenz,  die  sich  aber  das  Reich 
leisten  kann  — ,  dafs  keine  Wohnung  geschlossen  werden 
darf,  ohne  dafs  die  betreffende  öffentliche  Gewalt  verpflichtet 
ist,  einen  Ersatz  dafür  zu  schaffen.  Ebenso  wäre  womöglich 
reichsgesetzlich  allgemein  einzuführen  —  was  wohl  auch 
eine  Überschreitung  der  jetzigen  Kompetenz  darstellt  —  das 
Recht  auf  Umlegung  und  Zonenenteignung,  Ob  eine  Reiehs- 
bauordnung  möglich  und  nötig  sein  wird,  möchte  ich  dahin- 
gestellt sein  lassen;  allgemeine  Gesichtspunkte  könnten  auch 
dafür  gegeben  werden.  Vor  allem  aber  sollte  ein  „Reichs- 
wohnungsamt" geschaffen  werden,  das  durchaus  nicht  zur 
Tatenlosigkeit  verurteilt  zu  sein  braucht.  Wie  dann  die 
anderen  Organisationen  unter  diesem  zu  schaffen  wären,  auf 
diese  Fragen  de  lege  ferenda  will  ich  nicht  eingehen.  Wohl 
aber  kann  die  Förderung  der  gemeinnützigen  und  privaten 
Bautätigkeit  auf  dem  Gebiet  des  Kreditwesens  durch  das 
Reich  organisiert  werden.  Ferner  können  wir  auch  daran 
denken,  dafs  die  Erhöhung  der  Umsatzsteuer,  die  uns  zur 
Bekämpfung  der  Spekulation  nötig  erscheint,  als  Zuschlag 
zu  den  schon  bestehenden  Umsatzsteuern  eine  Reichssteuer 
wird.  Dann  ist  das  Gebiet  des  Mietsrechts  zu  berück- 
sichtigen, und  endlich  würde  es  sich  darum  handeln,  die 
ganze  heutige  Organisation  des  städtischen  Hypothekar- 
kredits umzugestalten,  etwa  in  der  Richtung  der  Eberstadt- 
schen  Forderung  einer  Unterscheidung  der  Hypotheken  als 
Ameliorationshypotheken  und  als  Spekulationshypotheken. 
Dagegen  kann  ich  mich  nicht  mit  der  Forderung  Bingners 
auf  Einschränkung  der  Freizügigkeit  befreunden,  selbst  wenn 
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'  ein  allgemeiner  Arbeitsnachweis  damit  verbunden  wäre.  Das 
einzige  wäre  nach  meiner  Ansicht  die  von  Flesch  verlangte 
Beschränkung  der  Erwerbung  des  Unterstützungs Wohnsitzes  ^ 
durch  die  Verpflichtung,  eine  Wohnung  in  der  betreffenden 
Stadt  nachzuweisen.  Sicher  ist  endlich,  dafs  eine  solche 
Wohnungsreform  grofsen  Stiles  sich  auch  ausdehnen  mufs 
auf  das  Land.  — 

Ich  habe  in  meinen  Ausführungen  ganz  darauf  ver- 
zichtet, für  das  Bedürfnis  der  Dringlichkeit  einer  solchen 
Wohnungsreform  die  alten  bekannten  Argumente  von  der 
Bedeutung  des  Wohnens  für  Gesundheit  und  Sittlichkeit, 
für  die  körperliche  und  geistige  Entwicklung  des  Volkes 
anzuführen.  Ich  habe  darauf  verzichtet,  an  das  Herz  zu 
appellieren,  sondern  mich  nur  an  den  Verstand  gewandt, 
und  ich  glaube,  ich  habe  recht  daran  getan,  denn  abgesehen 
von  einigen  Hausbesitzerorganisationen  gibt  es  wohl  heute 
in  Deutschland  niemand  mehr,  der  das  Vorhandensein  einer 
Wohnungsfrage  und  im  gewissen  Umfange  einer  Wohnungs- 
not zu  leugnen  wagt.  Aber  auf  einen  Punkt  mufs  ich  die 
Aufmerksamkeit  doch  noch  lenken:  auf  das  Verhältnis  der 
Wohnungsfrage  zu  der  zweiten  Frage  dieser  Generalversamm- 
lung des  Vereins  für  Socialpolitik  —  der  Frage  der  Handels- 
politik — ,  und  da  möchte  ich  nun  behaupten,  dafs  die 
Wohnungsfrage  für  die  arbeitenden  Klassen  von  noch  gröfserer 
Bedeutung  ist,  als  diese  Frage  der  Handelspolitik.  Denn 
die  Wohnungsfrage  besteht  bei  guter  wie  bei  schlechter 
Konjunktur.  Ist  doch  gerade  in  der  letzten  Periode  des 
Aufschwunges  die  Wohnungsfrage  so  brennend  geworden, 
die  Wohnungsnot  überall  hervorgetreten.  In  der  Zeit  des 
Niederganges,  der  sinkenden  Konjunktur,  mögen  vielleicht 
auch  die  Mieten  etwas  zurückgehen,  aber  sicher  nicht  in 
dem  Mafse,  um  den  Arbeitern  die  Lohnherabsetzungen  und 
Entlassungen  weniger  fühlbar  zu  machen.  Was  also  eine 
denkbar  günstigste  Handelspolitik  an  industriellem  Auf- 
schwünge bringen  kann,  wem  kommt  es  in  erster  Linie  zu 
gute?  Nicht  dem  Arbeiter  und  nicht  dem  Unter-  |! 
nehmer,  auch  nicht  immer  dem  Hausbesitzer,  'j 
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sondern  vor  allem  dem  im  städtischen  Grund 
und  Boden  investierten  Kapital,  den  Aktionären 

.  der  betreffenden  Terraingesellschaften  und 
Hypothekenbanken.  Wenn  aber  die  Verhandlung  der 
nächsten  Tage  vermutlich  als  Resultat  ergeben  wird,  dafs 
die  Entwicklung  Deutschlands  zum  Industriestaate  eine  Not- 
wendigkeit gewesen  ist  und  weiter  sein  wird,  und  die 
Meinungsverschiedenheit  nur  die  ist,  ob  sie  weiter  in  dem- 
selben Tempo  stattfinden  soll,  dann  ist  offenbar  die  wichtigste 
Aufgabe  der  Sozialpolitik  in  Deutschland  in  Zukunft,  der 
numerisch  immer  gröfser  werdenden  industriellen  Arbeiter- 
schaft eine  steigende  Lebenshaltung  zu  ermöglichen,  —  das 
ist  ja  bekanntlich  das  ABC  der  Sozialpolitik.  Aber  nicht 
immer  macht  man  sich  dabei  genügend  klar,  dafs  die  Woh- 
nung der  wichtigste  Faktor  unter  den  Lebensbedingungen 

I  der  Arbeiter,  dafs  die  Wohnungspreisgestaltung  wichtiger  ist 
/  selbst  als  die  des  Brotes ;  denn  hier  ist  der  elastische  Punkt, 
wo  der  Arbeiter  jeder  Brotverteuerung  ausweicht,  indem  er 
eine  schlechtere  Wohnung  nimmt  oder  einen  Schlafgänger 
oder  einen  mehr  aufnimmt,  also  eine  Herabsetzung  der 
Lebenshaltung  eintreten  läfst.  Und  so  ist  eine  einigermafsen 
genügende  Lösung  der  Wohnungsfrage  auch  die  unerläfs- 
liche  Voraussetzung  für  die  Erreichung  jenes  Zieles  der 
modernen  Sozialpolitik.  Wie  können  wir  den  Arbeitern,  die 
zu  einer  heute  noch  nicht  nationalen  Partei  gehören,  Vater- 
landslosigkeit vorwerfen,  wie  können  wir  von  ihnen  Liebe 
für  das  Vaterland  und  die  Heimat  verlangen,  —  für  das 
Vaterland,  das  nicht  einmal  eine  menschenwürdige  Wohnung 
für  sie  hat! 

Die  Frucht  der  Kenntnis  und  der  Erkenntnis  der  Woh- 
nungsfrage, wie  sie  durch  die  theoretischen  Erörterungen 
in  Deutschland  in  den  letzten  fünfzehn  Jahren  gereift  ist, 
ist  voll  und  schwer.  Hoffen  wir,  dafs  der  Schnitter  bald 
)  kommt  und  dafs  es  in  Deutschland  doch  auch  das  Reich 
sein  wird. 


III 

Die  Abhängigkeit  der  Wohnungsmieten  von 
Bodenpreis,  Baukosten  und  Besteuerung. 


(1902.) 


Seit  der  letzte  internationale  Wohnungskongrefs  in 
Paris  getagt  hat,  hat  sich  ein  zweiter  Kongrefs  in  Deutsch- 
land mit  dem  Problem  der  Wohnungsfrage  in  eingehender 
Weise  beschäftigt:  die  letzte  Generalversammlung 
des  Vereins  für  Socialpolitik  im  September  1901 
in  München  ^  Sie  war  durch  eingehende  schriftliche  Vor- 
berichte, eine  vier  Bände  umfassende  Untersuchung  der 
Wohnungsfrage  in  Deutschland  und  im  Ausland,  vorbereitet 
und  behandelte  in  drei  Referaten  und  der  Diskussion  am 
ersten  Tage  diese  Frage.  Bei  dieser  Gelegenheit  hat  sich 
nun  durch  einen  der  schriftlichen  Berichterstatter,  Dr.  Andreas 
Vogt  in  Frankfurt  a.  M.,  und  vor  allem  durch  den  zweiten 
Münchener  Referenten,  Professor  von  Philippovich  in  Wien, 
eine  ganz  überraschende  neue  Beleuchtung  der  grofsen 
Probleme  ergeben.  Es  ist  eine  neue  Streitfrage  aufgeworfen 
worden,  die  damals  in  München  nicht  zum  Austrag  gekommen 
ist,  die  Frage  nämlich,  ob  der  Grund  und  Boden  und  die 
Höhe  seines  Preises  in  dem  bisher  allgemein  angenommenen 
Mafse  wirklich  an  der  Steigerung  der  Mieten  schuld  sei, 
oder  ob  es  andere  Momente ,  wie  die  Steigerung  der  Bau-  / 
kosten  und  dergleichen,  in  höherem  Mafse  seien.  Das 
Organisationskomitee  hat  daher  geglaubt,  auch  diese  Frage 
auf  die  Tagesordnung  dieses  internationalen  Kongresses 
setzen  zu  sollen,  hauptsächlich  in  der  Hoffnung,  dafs  es 
gelingen  werde,  sie  namentlich  auch  durch  Vergleiche  mit 
dem  Auslande  zu  fördern,  dafs  es  uns  möglich  sein  würde, 
aus  denjenigen  Ländern,  die  in  bezug  auf  die  Form  der 
Wohnungsbefriedigung  so  ganz  von  unseren  deutschen  ab- 
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weichende  Zustände  aufweisen ,  genügendes  Material  zu  er- 
halten ,  um  die  Entscheidung  dieser  Frage  vorwärts  zu 
bringen. 

Diese  Hoffnung  hat  sich  nun  freilich,  was  die  schrift- 
lichen Vorberichte  anbelangt,  nicht  ganz  erfüllt.  Diese  Vor- 
berichte aus  dem  Auslande  —  so  sehr  dankbar  wir  den 
Verfassern  dafür  sind,  dafs  sie  es  uns  durch  die  Mitteilung 
ihrer  Arbeiten  überhaupt  ermöglicht  haben,  unsern  Bericht 
zu  liefern  —  sind  doch  verhältnismäfsig  kurz  und  enthalten 
namentlich  wenig  statistisches  Material,  das  uns  diese  Frage 
zu  entscheiden  erlaubte.  Um  so  mehr  möchte  ich  hier  im 
Eingang  der  Hoffnung  und  dem  Wunsche  Ausdruck  geben, 
dafs  die  anwesenden  Ausländer  in  der  Diskussion  uns  zu 
dieser  Frage  noch  recht  viel  beitragen  möchten. 

Dagegen  haben  die  deutschen  schriftlichen  Referate, 
insbesondere  drei,  die  von  Professor  Dr.  Baumeister^  in 
Karlsruhe,  Dr.  Stein ^  in  Frankfurt  und  Dr.  Eberstadt*  in 
Berlin,  die  Frage  sehr  bedeutend  weiter  geklärt  und  ge- 
fördert, und  es  wird  meine  Aufgabe  sein,  hauptsächlich  hier- 
über in  meinem  heutigen  Generalreferat  Bericht  zu  erstatten. 
Ich  gebe  mich  dabei  der  Hoffnung  hin,  dafs  diese  heutige 
theoretische  Frage,  die,  wie  sich  zeigen  wird,  von  grofser 
Bedeutung  auch  für  die  Praxis  in  der  Wohnungsfrage  ist, 
auch  die  ausländischen  Gäste  interessieren  wird,  obwohl  sie 
zur  Zeit  eine  vorwiegend  deutsche  Frage  ist;  denn  ich 
glaube  nicht  fehlzugehen  in  der  Annahme,  dafs  die  für 
Deutschland  heute  charakteristische  Enntwicklung,  die  grofse 
Ausdehnung  des  Massen-Mietshauses  in  unseren  grofsen 
Städten,  in  jenen  anderen  Ländern,  die  sie  heute  noch  nicht 
haben ,  in  Zukunft  auch  noch  kommen  wird.  Es  deuten 
mancherlei  Anzeichen  —  der  Beginn  der  Mietskasernen  in 
den  Bauten  des  London  County  Council,  die  Bemerkungen 
in  dem  holländischen  Bericht,  dafs  nur  solche  Massen-Miets- 
häuser den  schlechten  Zuständen  in  Amsterdam  abzuhelfen 
geeignet  sein  würden  —  darauf  hin,  dafs  diese  Entwicklung, 
die  wir  schon  haben ,  und  unter  deren  Nachteilen  wir  eben 
so  stark  leiden ,  jenen  Ländern  vielleicht  noch  vorbehalten 
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ist.  Darum  glaube  ich,  dafs  diese  Erörterungen  auch  für 
die  ausländischen  Gäste  von  Bedeutung  sind. 

Das  Problem,  um  das  es  sich  hier  handelt,  ist  die  be- 
deutende Steigerung  der  Miets preise,  welche  in 
allen  Industriestaaten  in  den  letzten  25  Jahren  eingetreten 
ist,  eine  Steigerung,  die  darum  so  bedenklich  ist,  weil  sie 
keineswegs  nur  in  demselben  Mafse  erfolgt  ist,  wie  die  in 
dieser  Zeit  auch  erfolgte  Steigerung  des  Einkommens  in 
den  meisten  Klassen,  sondern  darüber  hinausgeht,  so  dafs 
also  tatsächlich  ein  immer  gröfserer  Prozentsatz  des  Ein- 
kommens auf  den  Mietsaufwand,  den  Wohnungsaufwand  ver- 
wendet werden  mufs. 

Nun  begegnet  uns  aber  hier  sofort  ein  erheblicher, 
jedenfalls  quantitativer,  und  wie  mir  scheint,  auch  qualita- 
tativer  Unterschied  zwischen  Deutschland  und  den 
meisten  anderen  Ländern.  In  den  anderen  Ländern  ist 
diese  Steigerung  hauptsächlich  eingetreten  bei  den  Preisen 
der  Arbeiterwohnungen,  der  kleinen  Wohnungen,  der 
Wohnungen  der  Arbeiterklasse  im  weitesten  Sinne  des 
Wortes,  während  sie  die  besser  gestellten  Klassen  gar  nicht 
oder  doch  sehr  viel  weniger  berührt  hat.  So  betrug  z.  B. 
in  Dänemark  bei  zweizimmrigen  Wohnungen  die  Steigerung 
ungefähr  21  ^/o,  bei  fünfzimmrigen  dagegen  nur  5  ^/2  ^/o,  und 
bei  den  zweizimmrigen,  den  Arbeiterwohnungen  im  wesent- 
lichen auch  wieder  —  und  das  ist,  wie  sich  gleich  zeigen 
wird,  besonders  interessant  —  bei  denen  in  den  Arbeiter- 
strafsen  der  inneren  Stadt,  also  den  älteren  Wohnungen  mit 
geringerem  Komfort,  10 "/o,  dagegen  in  den  moderneren 
Wohnungen  in  den  Aufsenbezirken  ca.  30  ^/o.  In  Deutsch- 
land dagegen  sind  fast  alle  Einkommensklassen,  nur  mit 
Ausnahme  einer  kleinen  obersten  Schicht,  in  neuerer  Zeit 
von  einer  prozentual  unverhältnismäfsigen  Steigerung  der 
Mieten  erfafst  worden.  Mit  anderen  Worten:  die  meisten 
fremden  Länder  haben  im  ganzen  nur  eine  spezielle 
Wohnungsfrage,  eine  „Arbeiter Wohnungsfrage" ,  wie 
sie  ja  auch  gewöhnlich  im  Auslande  bezeichnet  wird, 
Deutschland  dagegen  hat  eine  allgemeine  Wohnungs- 
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frage ,  von  der  die  Arbeiterwohnungsfrage  nur  ein 
Teil  ist. 

Woher  kommt  dieser  Unterschied?  Um  dies  zu  er- 
klären, müssen  wir  uns  etwas  mit  der  Theorie  der  Bildung 
des  Mietspreises  beschäftigen,  wie  dies  unsere  schriftlichen, 
namentlich  natürlich  unsere  deutschen  Referate  auch  sehr 
eingehend  getan  haben.  Da  nimmt  nun  der  Streit  darüber, 
ob  das  liebe  alte  nationalökonomische  „Gesetz  von  Angebot 
und  Nachfrage"  hier  angewendet  werden  kann  oder  nicht, 
einen  ziemlich  grofsen  Raum  in  diesen  Referaten  ein.  Ich 
bin  der  Ansicht,  dafs  wir  dieses  Gesetz  dabei  allerdings  an- 
wenden können  und  müssen:  wir  müssen  es  nur  richtig 
anwenden,  wie  es  die  moderne  Nationalökonomie  überhaupt 
tut.  Wir  sagen  also,  die  Mietpreise  bilden  sich,  soweit  rein 
wirtschaftliche  Momente  entscheiden  —  neben  diesen  haben 
freilich  auf  diesem  Gebiete  auch,  namentlich  in  mittleren  und 
kleineren  Städten,  nicht  wirtschaftliche  Momente  der  Sitte, 
der  Bequemlichkeit,  des  Wohlwollens  usw.  sehr  grofse  Wichtig- 
keit —  nach  Angebot  und  Nachfrage  auf  dem  Wohnungs- 
markte. Aber,  so  müssen  wir  weiter  fragen,  was  bedeuten 
denn  diese  Schlagworte?  Wie  bestimmen  sich  denn  An- 
gebot und  Nachfrage  selbst,  was  sind  die  Momente,  die  ent- 
weder die  Nachfrage  oder  das  Angebot  entweder  fördern 
und  erhöhen  oder  beschränken?  Und  da  sagen  wir  zunächst: 
die  Nachfrage  wird  bestimmt  durch  das  Wachstum  der 
Bevölkerung ,  namentlich  der  städtischen ,  durch  das  Ein- 
kommen des  Mieters  und  durch  den  etwaigen  Ertrag  der 
Weitervermietung  der  Wohnungen  an  Aftermieter  und 
Schlafgänger. 

Die  starke  Vermehrung  der  städtischen  Bevölkerung  in 
den  letzten  25  Jahren,  die  in  Deutschland  bekanntlich  ganz 
besonders  stark  und  rapide  gewesen  ist,  mufste  schon  an 
und  für  sich  im  natürlichen  Verlauf  der  Dinge  auch  beim 
Schritthalten  der  Wohnungsproduktion  mit  der  Wohnungs- 
nachfrage zu  einer  Steigerung  der  Mieten,  wenigstens  in 
den  älteren  Stadtteilen  mit  der  besseren  Lage,  führen,  so- 
weit diese  nicht  überhaupt  zu  Geschäftsvierteln  dabei  wurden. 
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Durch  hinreichende  Entwicklung  der  Verkehrsmittel  liefs 
sich  oder  läfst  sich  diese  Entwicklung  einigermafsen  mildern, 
aber  keineswegs  ganz  beseitigen^. 

Das  zweite  Moment,  das  eingetretene  Steigen  des  Ein- 
kommens der  meisten  Klassen,  gestattete  in  diesem  Zeitraum 
entweder  eine  reichlichere  Befriedigung  des  Wohnungs- 
bedürfnisses, also  höhere  Ausgaben  für  bessere  Wohnungen, 
oder  aber  andernfalls,  nämlich  wenn  die  Wohnungsproduktion 
hinter  der  Nachfrage  zurückbleibt,  doch  höhere  Summen 
für  dieselbe  Wohnung  auszugeben,  also  höhere  Mieten  für 
die  gleichen  Wohnungen. 

Endlich  das  dritte  Moment,  das  Abvermieten  an  After- 
mieter und  Schlafgänger,  ermöglichte  es,  noch  darüber 
hinauszugehen  und  führte  dazu,  dafs  noch  ein  weiteres 
Steigen  der  Mieten,  des  Mietsaufwandes  bei  den  ver- 
schiedenen Klassen  eintrat,  allerdings  nur  auf  Kosten  der 
Qualität  der  Wohnungen,  also  nur  in  Form  einer  Ver- 
schlechterung des  Wohnungsstandards ,  und  dieses  Moment 
ist,  wie  Dr.  Stein  an  einem  Beispiel  in  Frankfurt  gezeigt 
hat,  in  Deutschland  zu  einem  grofsen  Teil  der  Grund,  warum 
hier  in  neuerer  Zeit  die  Höhe  des  Mietsaufwandes  im  Ver- 
hältnis zu  den  Löhnen  oder  dem  Berufseinkommen  so  aufser- 
ordentlich  steigen  konnte,  warum  beide  so  ganz  aufser  Ver- 
hältnis gekommen  sind. 

Das  Angebot  auf  der  andern  Seite  wird  bestimmt 
durch  die  im  Stadtinnern  sich  vollziehende  Verwandlung 
von  Wohnungen  in  Läden  und  Geschäftsräume,  die  so- 
genannte „City-Bildung",  dann  auch  gelegentlich  wohl  durch 
Stadtdurchbrüche  und  grofse  Sanierungen,  welche  vorhandene 
Wohnungen  beseitigen,  —  lauter  Momente,  die  das  Angebot 
beschränken  müssen  —  und  auf  der  anderen  Seite  durch 
das  Mafs,  die  Richtung  und  die  Form  der  Bautätigkeit, 
endlich  durch  die  Gestehungskosten  der  Wohnungen  für  den 
Vermieter. 

Wenden  wir  uns  zu  der  Bautätigkeit,  deren  Be- 
deutung für  die  Höhe  der  Mieten  vor  allem  in  dem  Referat 
von  Stein  hervorgehoben  ist,   so  hängt  die  Bautätigkeit 
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wiederum  einmal  von  einem  psychologischen  Moment  ab, 
der  Neigung  der  Bauunternehmer,  Mietswohnungen  für  so- 
genannte kleine  Leute  zu  bauen,  und  mit  diesem  Moment 
steht  es  aus  bekannten  Gründen  so  ziemlich  in  allen  Ländern 
gleich  schlimm.  Das  ist  der  Hauptgrund,  warum  alle  Länder 
eine  „Arbeiterwohnungsfrage"  haben.  In  Deutschland  sind 
aber  auch  die  beiden  anderen  Momente  dazu  gekommen: 
wir  haben  augenblicklich  in  Deutschland  eine  besonders  un- 
günstige Organisation  des  Baugewerbes.  Wir  haben  nämlich 
wesentlich  kleine  kapitalschwache  Bauunternehmer ,  welche 
grade  für  die  Masse  der  Bevölkerung  bauen;  wir  haben 
keinen  Grofsbetrieb  im  Wohnungsbau,  wie  ihn  z.  B.  England 
und  die  Vereinigten  Staaten  haben,  und  das  hat  nun  die 
Folge,  dafs  in  den  Zeiten  wirtschaftlichen  Aufschwungs  — 
also  gerade  dann,  wenn  ein  besonders  starkes  Einströmen 
der  Bevölkerung  in  die  Städte  sattfindet,  und  die  Nachfrage 
sich  bedeutend  vermehrt  —  dieses  kleine  kapitalschwache 
Bauunternehmertum  versagt,  sodafs  die  Bautätigkeit  ins 
Stocken  gerät,  weil  diese  Zeit  des  wirtschaftlichen  Auf- 
schwunges ein  Steigen  der  Löhne,  ein  Steigen  der  Material- 
preise und  vor  allem  auch  ein  Steigen  des  Zinsfufses 
mit  sich  gebracht  hat.  Dafs  und  wie  auch  die  Boden- 
spekulation die  Bautätigkeit  hemmen  kann,  werden  wir 
später  noch  sehen. 

Wie  aber  hängt  die  Bautätigkeit  von  den  Behörden  ab  ? 
Was  hat  sie  mit  den  Behörden  zu  tun?  Wie  haben  gerade 
in  Deutschland  behördliche  Mafsnahmen  in  dieser  Beziehung 
gewirkt,  haben  sie  Günstiges  oder  Ungünstiges  hervorgerufen? 
Die  Behörden  beeinflussen  die  Bautätigkeit  durch  den  so- 
genannten Bebauungsplan,  die  Bauordnung,  die 
Baupolizei  und  durch  steuerliche  Mafsnahmen. 
Nun  ist  in  Deutschland,  wie  Eberstadt  ^  gezeigt  hat,  zuerst 
in  Berlin  und  dann  nach  seinem  Muster  auch  schon  in 
anderen  grofsen  deutschen  Städten  durch  einen  schematischen 
Bebauungsplan,  der  tiefe  Grundstücksblöcke  und  breite 
Strafsen  verlangte,  zusammen  mit  dem  weit  verbreiteten 
Grundsatz  der  Bauordnung,  dafs  in  derselben  Höhe  gebaut 
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werden  darf,  wie  die  Strafse  breit  ist,  eine  besondere  Bau= 
form,  nämlich  die  des  Massenmietshauses,  der  „Miets- 
kaserne" mit  Hof  Wohnungen  und  Hinterhäusern,  zur  not- 
wendigen herrschenden  Bauform  geworden,  nicht  etwa,  wie 
man  meinen  sollte,  nur  oder  vorzugsweise  im  Stadtinnern, 
sondern  auch  und  sogar  zuerst  und  besonders  stark  in  den 
eben  erst  erschlossenen  Aufsenbezirken  der  Städte.  Dadurch 
ist  nun  in  Deutschland  gegenüber  der  grofsen  Masse  der 
Mieter  ein  kleiner  und  infolgedessen  leicht  zu  organisierender 
Stand  von  berufsmäfsigen  Hausbesitzern  geschaffen  worden,  \ 
—  in  Berlin  macht  er  nach  Eberstadts  Berechnungen  1  ^/o 
der  Mieter  oder  4  ^/o  der  Haushaltungen  aus  — ,  welche  bei 
der  Ausbildung  und  Leichtigkeit  unseres  modernen  Kredit- 
verkehrs, speziell  unseres  Hypothekarwesens,  mit  geringen 
Anzahlungen  ein  Haus  zu  erwerben  vermögen,  sodafs  sie 
häufig  praktisch  nur  die  Verwalter  der  Hypothekengläubiger 
sind.    Das  ist  auch  der  Grund,  warum  jedes  Steigen  des  \ 
Zinsfufses  ein  Steigen  der  Mieten  herbeiführen  mufs.  Eber- 
stadt zeigt  an  einem  Beispiel,  dafs  im  Jahre  1900/01  der 
Zinsfufs  für  Hypotheken  um      bis  1  ^/o  gestiegen  ist ,  und 
dafs  nun,  wenn  bei  dem  städtischen  Massenmietshaus  durch- 
schnittlich 85  ^/o  des  oft  nur  fiktiven  Wertes  mit  Hypotheken 
belastet  sind,  dies  bei  einem  Mietswert  des  Hauses  von 
200000  Mk.  eine  Zinserhöhung  von  1900  Mk.  ausmacht,  die 
der  Hauseigentümer  sofort  bestrebt  ist,  durch  Mietsteige- 
rungen auf  die  Mieter  überzuwälzen,  was  ihm  eben  gelingen 
mufs,  wenn  die  Wohnungsproduktion  hinter  der  Nachfrage 
zurückbleibt.    Das  macht  auf  die  Arbeiterwohnung  etwa 
30 — 40  Mk.  Mietsteigerung  aus.    Aufserdem  aber  ist  durch 
diese  Entwicklung   auch    eine  Boden-  und  Häuser- 
spekulation grofsen  Stils  bei  uns  möglich  geworden,  bei 
welcher  die  Häuser  nicht  nur  wie  früher  zur  Kapitalanlage 
erworben  werden,  sondern  zum  Wiederverkauf  mit  Erzielung 
eines  möglichst  hohen  Gewinns,  der  dadurch  zn  stände  | 
kommt,  dafs  die  Mietsteigerungen  kapitalisiert  werden,  und  * 
das  Haus  um  den  kapitalisierten  Betrag  der  gelungenen 
Mietsteigerungen  höher  verkauft  wird. 

Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage.  5 
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Auf  diese  Weise  ist  bei  uns  in  Deutschland,  wo  jene 
Verhältnisse  herrschen,  ein  „ehernes  Wohngesetz"  entstanden, 
d.  h.  die  Mieter  fast  aller  Klassen  erhalten 
nur  das  Existenzminimum  der  Befriedigung 
des  Wohnungsbedürfnisses,  das  die  Höhe  ihres 
Einkommens  zusammen  mit  den  Gesetzen  ihrer 
Klasse  über  die  Möglichkeit  der  Aftervermietung 
und  des  Schlaf gängerwesens  eben  noch  möglich 
macht.  Die  Wohnungsfrage  ist,  wie  Eberstadt  sagt,  eine 
„Lohnfrage",  aber  für  den  Hausbesitzer,  der  jede  notorische 
Aufbesserung  des  Einkommens  der  Mieter,  sowie  jede  all- 
gemeine Lohnerhöhung  der  Arbeiter  oder  jede  Erhöhung 
des  Wohnungsgeldzuschusses  der  Beamten'^  zu  einer  Steige- 
rung der  Mieten  benutzt  und  damit  in  seine  Tasche  leitet, 
nicht  aus  Böswilligkeit,  sondern  selbst  unter  einem  wirt- 
j  schaftlichen  Zwange,  unter  einer  wirtschaftlichen  Notwendig- 
keit stehend,  —  diese  Gestaltung  der  Dinge  hat  eben  bei 
uns  für  die  Wohnungsfeilbietung ,  nicht  für  die  Wohnungs- 
produktion (die  Bautätigkeit)  die  Form  des  „kapitalistischen 
Grofsbetriebes"  geschaffen,  die  allen  Gesetzen  dieser  Form 
unterliegt,  d.  h.  auch  dem  Streben  nach  dem  gröfsten 
Gewinn. 

Auf  Seiten  des  Hausbesitzers  bilden  nun  aber  die  Unter- 
grenze für  sein  Angebot,  d.  h.  für  die  Mietsforderung,  die 
er  stellen  mufs,  die  Gestehungskosten  und  Verwaltungskosten 
der  Wohnung  für  ihn  selbst;  diese  Gestehungskosten  beruhen 
nach  dem  Mafse  der  Preisbildung  auf  dem  Preise  des  Hauses, 
und  dieser  Preis  des  Hauses  bestimmt  sich  allerdings,  wie 
unsere  Referate  sehr  fein  nachgewiesen  haben,  im  allgemeinen 
und  jedenfalls  nach  oben,  nach  dem  Ertrage,  den  es  abwirft, 
also  nach  den  Mieten,  die  damit  erzielt  werden  können. 
Aber  eine  Untergrenze  für  den  Haushersteller  oder  Haus- 
besitzer ist  doch  gegeben,  die  insofern  den  Preis  auch  mit 
bestimmt,  und  diese  untere  Grenze  sind  die  Gestehungs- 
kosten des  Hauses,  besonders  also  Baukosten  und  Bodenpreis. 

Die  Baukosten  bestehen  erstens  aus  den  sogenannten 
„technischen    Baukosten"    oder    „Baugewerbekosten",  der 
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eigentlichen  Herstellung  des  Hauses  selbst,  dann  den  öffent- 
lichen Lasten,  den  Belastungen  durch  administrative  Vor- 
schriften, polizeiliche  Vorschriften,  den  Strafsenpflasterungs- 
und  Kanalisationskosten,  den  baupolizeilichen  Vorschriften, 
Anforderungen  an  Mauerstärke,  Feuersicherheit,  Hygiene 
und  Ästhetik;  endlich  drittens  aus  den  finanziellen  Kosten, 
die  die  Beschaffung  der  Baugelder  und  Hypotheken  ver- 
ursachen. Und  wenn  wir  uns  nun  die  Entwicklung  dieser 
Baukosten  in  den  letzten  25  Jahren  ansehen,  um  den  Anteil 
festzustellen,  den  sie  an  dem  Steigen  der  Mieten  haben,  so 
finden  wir,  dafs  die  erst  betrachteten  eigentlichen  Baukosten  , 
in  dem  genannten  Zeitraum  im  ganzen  jedenfalls  eine  , 
Steigerung  der  Löhne  um  zum  Teil  20 — 30  ^/o  aufweisen 
und  mit  mancherlei  Schwankungen  im  ganzen  auch  ein 
Steigen  der  Preise  der  Materialien^.  Dem  steht  aber,  wie 
Stein  zeigt,  vermutlich  ein  sinkender  Bauunternehmergewinn 
gegenüber  —  der  Bauunternehmer  verdient  nicht  mehr  so 
viel  am  einzelnen  Hause,  wie  früher  — ,  und  auf  der  anderen 
Seite  auch  eine  ökonomischere  und  praktischere  Bau-  / 
ausführung.  Infolgedessen  müssen  wir  meines  Erachtens 
sagen,  dafs  die  gestiegenen  Baukosten  nu.r  inso- 
weit als  Ursache  der  allgemeinen  Mietssteige- 
rungen der  letzten  25  Jahre  bezeichnet  werden 
können,  als  sich  die  Befriedigung  der  Wohnungs- 
bedürfnisse verbessert  hat,  als  bessere  Wohnungen 
mit  weiter  gehendem  Luxus  und  Komfort  beschafft  worden  sind. 

Dagegen  haben  zweifellos  die  öffentlich-recht- 
lichen Belastungen,  die  in  dieser  Zeit  auch  zugenommen 
haben,  und  die  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  regel- 
mäfsig  von  dem  Hausbesitzer  auf  den  Mieter  übergewälzt 
werden  können ,  erheblich  zur  Steigerung  der  Mieten  bei-  \ 
getragen.  Was  in  dieser  Beziehung  auch  die  Bauordnungen  ^ 
in  neuerer  Zeit  durch  ihre  falschen  Generalisierungen  ge- 
schadet haben,  d.  h.  durch  zu  weit  gehende  Anforderungen, 
und  wie  sie  dadurch  auch  das  Massenmietshaus  gegenüber 
dem  kleinen  Haus,  dem  Bürgerhaus,  begünstigt  haben,  und 
was  in  dieser  Beziehung  durch  eine  abgestufte  Bau- 

5* 
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Ordnung  gebessert  werden  kann,  das  zeigt  in  eingehender 
Weise  das  überaus  klare  und  erschöpfende  Referat  von 
Schilling^.  In  derselben  Zeit  haben  wir  nun  zwar  ein 
überwiegendes  Sinken  des  Zinsfufses  erlebt,  aber  dem  steht 
bei  uns  in  Deutschland  die  fortschreitende  hypothekarische 
Belastung  gegenüber  und  dann  in  neuerer  Zeit  auch  be- 
kanntlich wieder  ein  Steigen  des  Zinsfufses,  das  man  mit 

I  Recht  als  eine  Hauptursache  der  jüngsten  Mietssteigerungen 

I  in  Anspruch  nimmt. 

Auch  der  Bodenpreis,  der  Preis  des  unbebauten 
Bodens,  beruht  auf  seiner  Verwertungsmöglichkeit,  auf  seinem 
Ertrage,  d.  h.  auf  dem  künftig  möglichen  Ertrage  des  auf 
dieser  Baustelle  errichtbaren  Hauses.  Diese  Ausnutzungs- 
möglichkeit im  grofsen  und  ganzen,  damit  der  Bodenpreis 
und  damit  schliefslich  auch ,  wie  wir  gesehen  haben ,  der 
Mietspreis,  wird  nun  wieder  entweder  durch  natürliche 
oder  künstliche  Faktoren  bestimmt,  wie  dies  ebenfalls  Eber- 
stadt in  seinem  Referat  ausführt.  Die  natürlichen 
Faktoren  sind :  die  allgemeinen  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
des  Landes  und  der  betreffenden  Stadt  und  die  Lage  des 
einzelnen  Grundstücks;  die  künstlichen  Faktoren  aber, 
die  den  Bodenpreis  beeinflussen,  sind  administrative  Vor- 
schriften überhaupt,  und  wiederum  in  erster  Linie  Bebauungs- 
plan und  Bauordnung. 

Der  natürliche  Bodenpreis  würde  sich  so  gestalten, 
dafs  im  Stadtinnern  die  höchsten  Preise  sind,  hier  meist 
durch  Geschäfts-  und  Ladenerträgnisse,  nicht  durch  die 
Mietserträgnisse  der  Wohnungen  bestimmt,  und  dafs  dann 
von  innen  nach  aufsen  die  Preise  immer  mehr  abnehmen, 
dafs  also  eine  sogenannte  „Differenzialrente"  für  die  Be- 
sitzer der  Grundstücke  in  den  besseren  Lagen  entsteht, 
und  eine  mäfsige  „Hausplatzrente"  in  den  äufseren  Be- 
zirken, die  eben  aus  Ackerland  zu  Bauland  übergehen. 
Dem  würde  ein  Absteigen  von  dichtester  und  gedrängtester, 
also  insbesondere  auch  höchster  Bebauung  nach  aufsen  hin 
zu  immer  weiträumigerer  und  niedrigerer  Bebauung  als  das 
natürliche  Bild  des  Städtebaues  entsprechen ,  wie  wir  es 
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auch  wirklich  in  anderen  Ländern  finden.  Wo  nun  aber  — 
wie  zuerst  in  Berlin  und  nach  seinem  Muster  in  immer 
weiterer  Ausdehnung  in  anderen  deutschen  Städten  — ,  wie 
gezeigt,  durch  administrative  Mafsregeln,  Bebauungspläne  und 
Bauordnungen  zusammen  ,  das  Masse nmietshaus  auch 
in  den  Aufsenbezirken  nicht  nur  gestattet  ist,  sondern  zur 
wirtschaftlichen  Ausnutzung  der  tiefen  Grundstücke  geradezu 
technisch  notwendig  gemacht  ist,  da  ergeben  sich  für  den 
ersten  Erwerber  grofser  Grundstücke  in  den  Aufsenbezirken 
so  kolossale  Gewinne,  dafs  diese  Bauform  —  jedenfalls  so- 
weit wirtschaftliche  Gründe  entscheidend  sind,  soweit  also 
berechnet  wird,  was  das  billigere  ist,  und  nicht  die  Neigung 
des  wohlhabenden  Mannes  überwiegt,  der  trotzdem  sich  ein 
kleines  Haus  auf  teurem  Boden  errichtet  —  ohne  weiteres 
sofort  zur  allgemeinen  Bauform  in  dieser  Gegend  wird  und 
damit  auch  die  Bodenpreise  in  dieser  Gegend  beeinflufst: 
d.  h.  sie  steigert  die  Preise  des  Bodens  in  diesem  Gelände, 
wo  sie  zuerst  entstanden  ist,  sofort  so  hoch,  dafs  nunmehr 
für  die  Zukunft  nichts  anderes  mehr  gebaut  werden  kann, 
als  ein  Massenmietshaus,  weil  die  Bodenpreise  so  hoch  ge- 
stiegen sind.  Es  besteht  also  eine  stete  Wechselwirkung 
in  dieser  Beziehung,  und  zwar  steht  am  Anfang  die  Bau- 
form, und  nicht  der  Bodenpreis.  An  Stelle  der  Hausplatz- 
rente, von  der  wir  vorhin  sprachen,  tritt  so  die  „Kaser- 
nierungsrente",  wie  Eberstadt  sie  genannt  hat,  die'  das 
Eigentümliche  hat,  dafs  sie  von  der  Lage  unabhängig  ist, 
also  jenes  Moment  der  näheren  besseren  Lage  ausscheidet, 
weil  eben  überall  diese  hohe,  z,  B.  fünffache  Bebauung  ge- 
stattet ist,  und  sich  darnach  der  Bodenpreis  reguliert  und 
auch  in  den  Aufsenbezirken  ebenso  hoch  gestaltet.  Da  nun 
die  ersten  Mietskasernen  einzeln  entstehen  und  noch  lange 
Zeit  —  wie  jedermann  aus  dem  Bilde  weifs,  das  unsere 
deutschen  Grofsstädte  gewähren,  wenn  wir  uns  ihnen  von 
aufsen  nähern  —  wie  einsame  Türme  in  dem  unbebauten 
Lande  rings  herum,  das  die  Spekulation  zurückhält,  stehen 
bleiben,  so  resultiert  daraus  der  eigentümliche  Städtebau, 
der  für  unsere  deutschen  Verhältnisse  charakteristisch  ist. 
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jene  sprunghafte  Bebauung,  die  Eberstadt  das  „System  des 
Lückenbaues"  genannt  hat,  obwohl  es  eigentlich  sich  gerade 
durch  Systemlosigkeit  auszeichnet,  aber  als  „Lückenbau" 
jedenfalls  treffend  charakterisiert  ist. 
,  Diese  künstliche  Preissteigerung  der  Aufsengelände, 
j  die  durch  diese  Möglichkeit  des  fünfstöckigen  Massen- 
mietshauses auch  in  den  Aufsenbezirken  hervorgerufen  wird, 
hat  nun  hauptsächlich  bei  uns  in  Deutschland  der  Boden- 
spekulation ein  so  grofses  Feld  eröffnet,  wie  sie  es  in 
keinem  anderen  Lande  hat.  Die  Bodenspekulation  ist  wie  jede 
andere  Spekulalion,  auf  Gewinn  aus  den  Preisveränderungen 
bei  meist  unverändertem  Wiederverkauf  einer  Sache  gerichtet, 
und  sie  hat  nicht  notwendig  immer  eine  preissteigernde 
Wirkung,  die  über  den  üblichen  Zwischenhandelsgewinn 
hinausgeht :  wenn  sie  nämlich  die  volkswirtschaftliche 
Funktion  erfüllt,  Angebot  und  Nachfrage  zusammenzu- 
bringen und  auszugleichen.  Aber  die  Bodenspekulation 
unterscheidet  sich  allerdings,  wie  Eberstadt  treffend  zeigt, 
von  den  anderen  Spekulationsarten  in  sehr  wichtigen  Punkten, 
die  bei  ihr  Auswüchse  und  damit  eine  schädliche  Wirkung 
ganz  besonders  nahelegen  und  nahezu  nötig  machen. 

Diese  Unterscheidungspunkte  sind  folgende :  erstens,  der 
vorhandene  Bestand  der  Sache,  des  Objektes  der  Spekulation, 
also  hier  des  städtischen  Grund  und  Bodens,  liegt  in  einer 
Art  und  Weise  offen,  wie  das  bei  keiner  anderen  Ware  der 
Fall  ist.  Infolgedessen  ist  die  Beherrschung  des  Marktes 
viel  leichter  als  anderswo,  und  tatsächlich  finden  wir  auch, 
dafs  die  Spekulation  sich  meist  in  dieser  Beherrschung  oder 
jedenfalls  in  dem  Versuche  einer  solchen  Beherrschung  des 
Marktes  betätigt,  d.  h.  der  Aussperrung  von  Bodenländereien 
aus  dem  Verkehr,  und  zwar  deswegen,  weil  bei  einer  Hausse 
des  städischen  Grundmarktes  die  Gewinne,  die  erzielt  werden, 
so  enorme  sind,  dafs  sie  die  Zinsverluste  weit  überwiegen. 
Ich  will  dafür  nur  ein  paar  Beispiele  anführen:  zunächst 
das  eine,  das  Eberstadt  in  seinem  Bericht  bringt,  wo  ein 
Rentner  im  Jahre  1892  in  dem  Berliner  Vorort  S.  —  es 
wird  wohl  Schöneberg  sein  —  für  25  000  Mark  eine  Bau- 
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stelle  erworben  hat,  die  er  im  Jahre  1894  schon  für'' 
77  000  Mark  wieder  verkauft,  und  dann  die  Gewinne,  die 
kürzlich  in  dem  Sandenprozefs  den  Angeklagten  nachge- 
rechnet worden  sind  und  die  für  das  Terrain  des  ehemaligen 
„Schwarzen  Adlers"  in  Schöneberg  1893—94  928000  Mark, 
für  ein  Terrain  im  Grunewald  278000  Mark,  für  ein  Terrain 
in  der  Passauerstrafse  durch  verschiedene  Jahre  hindurch 
308  000  Mark  betragen  haben. 

Zweitens  findet  bei  der  Bodenspekulation  überhaupt  nur 
eine  Spekulation  ä  la  hausse  statt,  auf  ein  Sinken  der 
Bodenpreise  wird  nicht  spekuliert,  eine  Contremine  gibt  es  \ 
hier  überhaupt  nicht,  und  schon  daraus  resultiert  die  ein- 
seitige Tendenz  der  Bodenspekulation,  eine  Preissteigerung 
zu  bewirken;  und  endlich  drittens  ist  hier,  wie  Eberstadt 
schon  in  seinem  „Deutschen  Kapitalmarkt"  gezeigt  hat,  die 
hypothekarische  Belastung,  die  Vermehrung  der  Hypotheken, 
die  Form,  in  welcher  die  spekulativen  Gewinne  realisiert 
und  festgehalten  werden:  die  Gewinne,  die  beim  Wieder- 
verkauf gemacht  werden,  werden  als  Hypotheken  auf  das  x 
Grundstück  gelegt,  und  infolgedessen  ist  recht  wenig  Geld  . 
zu  dieser  ganzen  Spekulation  notwendig.  Daraus  ergibt  sich 
dafs  die  Bodenspekulation  nicht  nur  zur  Zurückhaltung  der 
unbebauten  Gelände  und  damit  notwendig  ^zu  einer  natür- 
licherweise nicht  erforderlichen  Preissteigerung  führt,  sondern 
dafs  sie  häufig  auch  geradezu,  wie  auch  Stein  gezeigt  hat, 
hemmend  auf  die  Bautätigkeit  selbst  einwirkt,  nämlich  des- 
wegen, weil  bei  einer  Hausse  auf  dem  Grundstücksmarkt  der 
Gewinn  aus  steigenden  Bodenwerten  auf  Grund  steigender 
Ausnutzungsmöglichkeit  für  die  Zukunft  sich  rascher  und 
namentlich  mit  geringerem  Risiko  verwirklichen  läfst,  wenn 
man  nur  den  Boden  verkauft,  als  wenn  man  ihn  bebaut. 
Darum  hemmt  sie  in  solchen  Fällen  geradezu  die  Bebauung : 
es  liegt  gar  nicht  im  Interesse  der  Besitzer  der  Grundstücke, 
dafs  diese  bebaut  werden,  sondern  es  liegt  vielmehr  in  ihrem  ^ 
Interesse,  dafs  sie  immer  weiter  als  Grundstücke  gehandelt 
werden. 

In  der  Weiterentwicklung  marschiert  ferner  die  Boden- 
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Spekulation,  wie  Eberstadt  abermals  uns  zeigt,  geniäfs  der 
geschilderten  Form  der  städtischen  Bebauung  in  den 
deutschen  Städten  im  Gegensatz  zu  der  natürlichen 
städtischen  Grundrente  nicht  etwa  von  innen  nach  aufsen, 
sondern  von  aufsen  nach  innen.  Je  mehr  wir  nämlich 
nach  dem  Innern  einer  deutschen  Grofsstadt  vordringen,  je 
dichter  die  Gesamtbebauung  wird,  umsomehr  nimmt,  auf 
dasselbe  Grundstück  berechnet,  die  Höhe  und  Dichtigkeit 
der  Bebauung  ab,  in  den  Aufsenbezirken  dagegen,  bei 
gröfstem  ßberflufs  an  Bauland,  ist  diese  Zusammendrängung 
der  Menschen  auf  demselben  Grundstück  am  stärksten,  mit 
anderen  Worten :  das  System  des  Massenmietshauses 
ist  in  den  deutschen  Städten  nicht  etwa  im  Stadtinnern  ent- 
standen, sondern  in  den  Aufsenbezirken  und  dringt 
von  da  aus  nach  innen  vor.  Denn  nur  ursprünglich 
geringwertiges  Land  kann  so  starke  Gewinne  abwerfen,  wie 
wir  sie  vorhin  als  Grundlage  der  Kasernierungsrente  be- 
zeichnet haben.  Die  Spekulation  beginnt  also  damit,  dafs 
sie  in  den  Aufsenbezirken  die  Ländereien  ankauft  und  einen 
möglichst  vollkommenen  Ring  um  die  Stadt  herumlegt  und 
damit  sofort  die  natürliche .  Preisbildung  der  Grundstücke 
aufhebt.  Hierdurch  werden  dann  die  Bodenwerte  der  inneren 
Stadt  von  aufsen  her  in  die  Höhe  getrieben,  während  die 
preisermäfsigende  Wirkung  dieser  Aufsengelände  aufgehoben 
ist,  und  dann  findet  wieder  eine  Wechselwirkung  statt :  diese 
Erhöhungen  im  Innern  wirken  dann  wieder  auf  die  Aufsen- 
bezirke  zurück  und  führen  eine  weitere  Steigerung  herbei. 

Nun  dürfen  wir  dabei  freilich  ein  Moment,  das  Eberstadt 
übersieht,  nicht  vergessen,  das  in  den  vorliegenden  statisti- 
schen Angaben  aus  Dänemark  uns  entgegentritt,  und  das 
dabei  auch  sehr  mitwirkt.  Wenn  wir  in  den  neueren  Aufsen- 
bezirken höhere  Bodenpreise  auf  Grund  höherer  Mieten 
finden,  als  in  den  älteren  Innenbezirken,  so  kann  das  zum 
Teil  auch  darauf  beruhen,  dafs  die  letzteren  minderwertige 
Wohnungen  gegenüber  jenen  aufweisen,  Wohnungen  mit  ge- 
ringerem Komfort,  dafs  also  eine  Entwertung  der  Grund- 
stücke in  den  alten  Stadtteilen  auftritt,  wie  sie  sich  nament- 
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lieh  dann  zu  vollziehen  pflegt,  wennn  die  City-Bildung  fort- 
schreitet und  die  wohlhabenden  Kreise  gar  nicht  mehr  im 
Innern  wohnen  wollen  und  nach  aufsen  ziehen,  und  deren 
Wohnungen  nun  mit  all  den  Mängeln  der  früheren  primitiven 
Bauart  sich  nicht  mehr  neben  den  neueren  zu  halten  ver- 
mögen ,  so  dafs  diese  Mängel  sogar  den  Vorzug  der  Lage 
bei  Denjenigen,  denen  es  auf  die  Lage  nicht  ankommt,  über- 
steigen können,  —  aber  alles  das  kann  sicher  nur  zum  Teil 
diesen  Unterschied  erklären,  jedenfalls  nicht  prinzipiell  und 
allein. 

Diese  betrachteten  Vorgänge  auf  dem  Bodenmarkte  in 
der  Bildung  des  Bodenpreises  wirken  nun  nicht  notwendig 
gleich  auf  die  Mieten  ein,  vielmehr  sind  theoretisch  die 
Bodenpreisbildung  und  Bodenspekulation  und  das  Steigen 
der  Preise  des  Bodens  von  dem  Steigen  der  Mieten  und  der 
Häuserspekulation,  die  später  einsetzt,  wohl  zu  trennen,  — 
aber  praktisch  hängen  sie  allerdings  auf  das  engste  zusammen, 
und  zwar  müssen  wir  als  die  Wirkung  der  Bodenspekulation 
zusammen  mit  jener  Zurückhaltung  und  Hemmung  der  Bau- 
tätigkeit, die  sie,  wie  gezeigt,  unter  Umständen  selbst  bewirkt, 
eine  Steigerung  der  Mieten  bezeichnen;  und  zwar  deswegen, 
weil  der  Satz  nidhit  richtig  ist,  den  Andreas  Voigt  aufgestellt 
hat,  dafs  die  Massenmietshäuser  eine  billigere  Erstellung  der 
Wohnungen  ermöglichen  als  die  kleineren  und  mittleren  Häuser 
es  tun  würden  Das  aufserordentlich  scharfsinnige  und 
klare  Referat  von  Baumeister  hat  überzeugend  gezeigt,  dafs 
das  nur  dann  der  Fall  sein  könnte,  wenn  der  Bodenpreis 
eine  feststehende  Gröfse  hätte,  dafs  es  at)er  dann  nicht  der 
Fall  sein  kann,  wenn  der  Wert,  wie  heute  allgemein  an- 
genommen wird,  gerade  vom  Ertrage  abhängt,  sich  also 
entsprechend  steigert,  wenn  eine  gröfsere  Zahl  von  Stock- 
werken möglich  ist.  Infolgedessen  könnte  eine  solche  Preis- 
ermäfsigung,  Verbilligung  der  Herstellung  der  Wohnungen 
in  bezug  auf  den  Bodenaufwand,  wie  ich  schon  in  München 
ausgeführt  habe  nur  bei  den  ersten  Mietskasernen  möglich 
sein,  die  in  den  Aufsenbezirken  entstehen,  bei  denen  der 
Grund-  und  Bodenpreis  noch  nicht  die  Höhe  gehabt  hat, 
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die  der  Möglichkeit  der  Bebauung  mit  Mietskasernen  ent- 
spricht. 

Ich  komme  zu  einem  weiteren  und  meines  Erachtens 
wichtigsten  Punkt.    Diese  grofse  Ausdehnung  der  Boden- 
spekulation ebenso  wie  der  Häuserspekulation,  die  wir  in 
Deutschland  in  den  letzten  25  Jahren  erlebt  haben ,  ist  nur 
durch  die  Organisation  unseres  städtischen  Real- 
kredits in  Deutschland  möglich  geworden:  die  zahlreichen 
/  privatkapitalistisch  betriebenen  Hypothekenbanken  mit  ihrer 
I  Leichtigkeit  der  Pfandbriefausgabe,  die  zum  Teil,  wie  wir 
durch  die  Vorgänge  des  vorhin  erwähnten  Prozesses  gesehen 
haben ,  so  sehr  leicht  der  Versuchung  unterliegen ,  solche 
spekulativen  Objekte  des  städtischen  Grund  und  Bodens  un- 
vorsichtig und  übermäfsig  zu  beleihen,  und  deren  Direktoren 
vielleicht  in  einer  Personalunion  mit  den  grofsen  Terrain- 
gesellschaften stehen  —  wie  sie  selber  sagen,  im  Interesse 
ihrer  Bank,  um  ihr  Hypotheken  zu  verschaffen.  Durch 
diese  Kreditorganisation  unseres  städtischen  Grund  und 
j  Bodens  ist  bei  uns  die  grofse  Bodenspekulation  und  Boden- 
>  Verschuldung  hervorgerufen  worden ,  und  andererseits  die 
Häuserspekulation,  die  von  stetigen  Mietssteigerungen  lebt. 
Wie  grofs  diese  steigende  Verschuldung  ist,  das  geben  die 
von  Eberstadt  gebrachten  Zahlen  folgendermafsen  an:  die 
Gebäudewerte  sind  in  Berlin  —  in  dem  Weichbilde  von 
Berlin,  wo  noch  nicht  die  schlimmsten  Erscheinungen  in 
dieser  Beziehung  zu  finden  sind  —  von  858  Millionen  im 
Jahre  1870  auf  3380  Millionen  im  Jahre  1897  gestiegen,  die 
Verschuldung   aber  von  882  Millionen   auf   4412.  Also 
während  die  Aufwendungen  für  Gebäude  in  der  Periode 
1 1-      ^*   1880—1897  sich  um  $V2  Milliarden  gesteigert  haben,  ist  die 
^  Verschuldung  um  SV2  Milliarden  gestiegen. 
I         Auf  diesen  Punkt  möchte  ich  den  Hauptnachdruck  legen, 
mehr  noch  als  Eberstadt  selbst,  denn  wie  uns  einige  der  aus- 
ländischen Berichte  zeigen,  ist  das  der  entscheidende,  —  so  sehr 
natürlich  gerade  dies  durch  den  Bebauungsplan  und  jene  eigen- 
tümliche deutsche  Bebauungsweise  gefördert  und  quantitativ 
gesteigert  wird.  Aber  qualitativ  in  derselben  Weise,  nur  in 


geringerem  Umfange,  finden  wir  es  auch  in  anderen  Ländern, 
die  diese  Bebauungsweise  nicht  haben ,  wohl  aber  dieselbe 
Ordnung  des  städtischen  Realkredits.  So  wird  es  uns  z.  B. 
aus  Holland  berichtet :  ich  verweise  besonders  auf  den  sehr 
interessanten  Bericht  über  die  Kreditverhältnisse  im  Bau- 
gewerbe in  Amsterdam  Dort  sind  es  freilich  keine  kapital- 
schwachen, selbstbauenden  Unternehmer,  aber  die  Verhält- 
nisse mit  dem  Bauschwindel ,  den  Strohmännern  usw.,  sind 
ganz  dieselben  wie  bei  uns,  und  zwar,  wie  es  in  dem  Bericht 
heifst,  weil  dieselbe  Realkreditorganisation  da  ist,  wie  in 
Deutschland.  Umgekehrt  wird  uns  aus  Dänemark  be- 
richtet, dafs  hier  die  sogenannten  Kreditvereine  im  Gegen- 
teil günstig  wirken,  weil  sie  eine  Spekulation  nicht  unter- 
stützen und  nicht  gestatten,  und  auch  in  England  und 
Belgien  dürfte  es  gerade  die  andersartige  Gestaltung  des 
städtischen  Realkredits  sein,  die  hier  solche  Zustände  aus- 
schliefst 

Es  ist  nun  aber  noch  ein  Punkt  in  diesem  Zusammen- 
hang hervorzuheben.  Gegenüber  dieser  Wirkung  der 
schematischen  Bauweise  und  einer  generalisierten  Bauordnung 
hat  man  neuerdings  bekanntlich  die  „abgestufte  Bau- 
ordnung" vorgeschlagen,  um  damit  zu  erzielen,  dafs  der 
Bodenpreis  in  dem  Aufsengelände  niedrig  gehalten  wird,  und 
dort  der  Flachbau,  das  Einfamilienhaus,  das  Bürgerhaus 
auch  bei  uns  wieder  möglich  gemacht  wird  und  möglich 
bleibt.  Allein  diese  verbilligende  Wirkung  der  abgestuften 
Bauordnung  tritt,  wie  Stein  an  dem  Beispiel  von  Frank- 
furt a.  M.  gezeigt  hat,  keinesfalls  notwendig  ein.  Sie  tritt 
nämlich  nur  dann  ein,  wenn  nicht  gleichzeitig  eine  Stockung 
der  Bautätigkeit  stattfindet,  und  wenn  gleichzeitig  eine 
stärkere  wirtschaftliche  Ausnützung  durch  stärkeres  Ab- 
vermieten verhindert  werden  kann.  Sonst  ist  es  sogar 
möglich,  dafs  trotz  der  baulichen  Beschränkungen  infolge 
der  stärkeren  wirtschaftlichen  Ausnützung,  wie  das  in 
Frankfurt  der  Fall  gewesen  zu  sein  scheint,  die  Preise  nicht 
billiger,  sondern  höher  werden. 

Endlich  ist  die  letzte  Ursache,  die  in  Frage  kommen 
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kann,  kurz  zu  betrachten :  die  Besteuerung.  Die  Steuern, 
die  hier  in  Betracht  kommen,  sind:  Grund-  und  Gebäude- 
steuern, Umsatzsteuern,  endlich  Bauplatz-  und  Zuwachs- 
rentensteuer. In  bezug  auf  die  G  e  b  ä  u  d  e  s  t  e  u  e  r  ist  heute 
ziemlich  allgemein  zugegeben,  dafs  sie  vom  Hausbesitzer  auf 
den  Mieter  abgewälzt  wird,  und  es  ist  dies  jedenfalls  dann 
der  Fall,  wenn  die  Wohnungsproduktion  hinter  der  Nachfrage 
zurückbleibt.  Eine  Erhöhung  derselben  wird  man  daher 
auch  als  eine  Ursache  für  steigende  Mieten  ansehen  müssen, 
während  ihre  Aufhebung  nicht  notwendig  dem  Mieter  zugute 
zu  kommen  braucht,  so  lange  der  Hausbesitzer  die  wirt- 
schaftlich stärkere  von  beiden  Parteien  ist^*.  Aber  auch 
bei  der  Grundsteuer  ist,  wie  ich  im  Gegensatz  zu  dem 
Referat  von  EngeP^  hervorheben  möchte,  meines  Erachtens 
die  Möglichkeit  einer  Abwälzung  keineswegs  prinzipiell  aus- 
geschlossen, denn  der  Grund  und  Boden  ist  allerdings  physi- 
kalisch unvermehrbar ;  aber  wirtschaftlich  ist  der  bebaute 
Grund  und  Boden  und  das  Bauland  einer  Stadt  bis  zu  einem 
gewissen  Mafse  auch  vermehrbar  oder  jedenfalls,  was  das 
Entscheidende  ist:  sie  sind  verminderbar  bezw.  ihre  Ver- 
mehrung kann  gehemmt,  gemindert  werden,  also  es  kann 
eine  Einschränkung  der  Produktion  stattfinden.  Damit  ist 
offenbar  auch  hier  die  Möglichkeit  gegeben,  dafs  auch  die 
Grundsteuer  zunächst  auf  den  Hausbesitzer  und  von  diesem 
weiter  auf  den  Mieter  übergewälzt  wird,  und  unter  den  be- 
stehenden deutschen  Bebauungsverhältnissen  ist  dies  sogar 
wahrscheinlich.  Infolgedessen  würde  also  auch  eine  Weiter- 
,  bildung  und  Entwicklung  der  Grundsteuer,  insbesondere  ihre 
Reform  durch  Erhebung  nach  dem  sogenannten  gemeinen 
Wert,  möglicherweise  eine  Steigerung  der  Mieten  herbeiführen. 
Trotzdem  würde  ich  diese  Reform  als  einen  wesentlichen 
Fortschritt  bezeichnen,  weil  sie  nämlich  einmal  das  Zurück- 
halten von  unbebauten  Grundstücken  erschwert,  und  weil 
sie  bei  regelmäfsiger  genügend  häufiger  Neueinschätzung 
auch  den  sogenannten  „unverdienten  Wertzuwachs"  gebührend 
zu  erfassen  ermöglicht,  und  endlich  den  Städten  so  grofse 
finanzielle  Mittel  verschafft,  dafs  sie  damit  vor  allem  in  den 
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Stand  gesetzt  werden ,  ihren  eigenen  Grund  und  Boden  zu 
vermehren  und  auf  diese  Weise  auch  die  Bodenspekulation 
zu  bekämpfen  und  einzuschränken ;  sie  macht  dann  zunächst 
die  besondere  sehr  schwierige  Bauplatzstellensteuer 
überflüssig,  während  eine  besondere  Steuer  auf  den  un- 
verdienten Wertzuwachs,  eine  Zuwachssteuer,  meines  x 
Erachtens  so  lange  bedenklich  ist  oder  verworfen  werden  ^ 
mufs,  als  andere  derartige  Konjunkturen  gewinne  nicht  auch 
entsprechend  besteuert  werden. 

Endlich  die  Bedeutung  der  Umsatzsteuer  für  die 
Einschränkung  der  Bodenspekulation  ist  heute  noch  sehr 
bestritten.  Gerade  in  dieser  Beziehung  hat  das  Referat  aus 
Belgien  von  Dr.  Ver  Hees^^  uns  keine  Bestätigung,  jedenfalls 
keine  unbedingte  Bestätigung  der  in  Deutschland  weit  ver- 
breiteten Anschauung  gebracht,  dafs  die  Höhe  der  Umsatz- 
steuer in  Belgien  etwa  die  Spekulation  verhindert  oder  ein- 
schränkt. Nach  Ver  Hees  ist  der  Schlufs,  dafs  die  als  Un- 
kosten anzurechnenden,  mit  10— 12^/o  belastenden  Kosten 
der  Übertragung  von  Immobilien  die  Spekulation  ein-  \ 
schränken,  nicht  sicher.  Es  können  seiner  Ansicht  nach  ^ 
auch  andere  Einflüsse  wirksam  sein,  und  so  hebt  er  in 
bemerkenswerter  Weise  hervor,  dafs  nach  seiner  Ansicht 
gerade  die  durch  den  Flachbau  und  das  Einfamilienhaus 
bei  den  belgischen  Städten  hervorgerufene  aufserordentliche 
räumliche  Ausdehnung  des  Stadtgebietes  eine  Beherrschung  \ 
des  Marktes,  ein  Zurückhalten  der  Grundstücke  und  damit 
eine  schädliche  Bodenspekulation  besonders  schwer  machen. 
Immerhin  dürfte  doch  eine  gewisse  Wirkung  so  hoher  Um- 
satzsteuern anzunehmen  sein ,  wie  wir  auch  in  England 
meines  Erachtens  neben  seinem  Leasehold-System  die  nach 
dem  einen  englischen  Bericht  „lächerlich  hohen"  Über-  \ 
tragungskosten  bei  Immobilien  als  eine  Ursache  für  das 
Fehlen  einer  gleich  schlimmen  Bodenspekulation  in  Anspruch 
nehmen  dürfen^®. 

Ich  komme  zum  Schlufs.  Die  Wohnungsfrage  ist  nach 
diesen  Ausführungen  zunächst  allenthalben  eine  Bautätig- 
keitsfrage. Damit  ist  sie  aber  zugleich,  wie  wir  gesehen 


haben,  sowohl  eine  Baukosten-  als  eine  Bodenfrage. 
In  Deutschland  aber  ist  sie  aufserdem  eine  Frage  des  Be- 
bauungsplans und  der  Bauordnung,  und  zuletzt  und 
vor  allem  ist  sie  auch  in  Deutschland  wie  in  anderen  Ländern 
eine  Kreditfrage,  und  zwar  in  positivem  wie  in  nega- 
tivem Sinn:  der  Erleichterung  des  soliden  Kredits, 
der  Erschwerung  des  unsoliden. 

Daraus  ergibt  sich,  dafs  die  Aufgabe  der  Wohnungs- 
politik von  Staat  und  Gemeinde  —  neben  den  auf  direkte 
Beseitigung  der  Wohnungsmifsstände  gerichteten  Mafs- 
regeln  —  einerseits  Förderung  der  Bautätigkeit  (der  ge- 
meinnützigen wie  der  privaten)  zur  Behebung  des  Woh- 
nungsmangels ist,  andererseits  in  Deutschland  in  erster 
Linie  Beseitigung  oder  doch  Einschränkung  der  Boden-  und 
Hausspekulation  und  zur  Erreichung  dieser  Zwecke  vor 
allem  Reform  des  Hypothekenwesens,  überhaupt 
des  städtischen  Realkredits.  Also:  die  Wohnungsfrage 
eine  Kreditfrage  —  mit  diesem  neuen  Schlagwort  möchte 
ich  schliefsen. 

Zu  einer  solchen  Wohnungspolitik  grofsen  Stils  eignen 
sich  nun  aber,  wie  unsere  Betrachtungen  überzeugend  dar- 
getan haben  dürften,  Zeiten  wirtschaftlicher  Depression, 
wirtschaftlichen  Stillstandes  oder  doch  wirtschaftlicher  Ruhe, 
sehr  viel  besser  als  die  Zeiten  lebhaften  wirtschaftlichen 
Aufschwunges,  in  denen  es  so  ungeheuer  schwer  ist,  dafs 
das  Angebot,  die  Produktion,  mit  der  rapide  wachsenden 
Nachfrage  Schritt  hält,  und  ich  will  darum  auch  mit  der 
Hoffnung  schliefsen,  dafs  die  gegenwärtigen  Zeitverhältnisse 
wirtschaftlicher  Stagnation  nicht  wieder  wie  in  den  70  er 
Jahren  dazu  führen  möchten,  bei  dem  Nachlassen  der  akuten 
Wohnungsnot  die  Wohnungsfrage  in  den  Hintergrund  treten 
zu  lassen,  sondern  dafs  diese  Zeit  wirtschaftlicher  Depression, 
wenn  wir  überhaupt  in  dieser  Stadt  und  angesichts  dieser 
glänzenden  Ausstellung  davon  sprechen  dürfen,  dazu  benutzt 
werde,  in  der  Wohnungsfrage  einen  grofsen  Schritt  vor- 
wärts zu  tun! 


IV. 

Rheinisches  Wohnungswesen. 

(1903.) 


Der  aufmerksame  Besucher  der  Ausstellung  und  des 
VII.  Internationalen  Wohnungskongresses  in  Düsseldorf  im 
J^ahre  1902,  der  auch  an  den  sich  anschliefsenden  Ausflügen 
in  die  benachbarten  rheinischen  Industriestädte  teilnahm, 
mufste  nicht  nur  einen  starken  Eindruck  von  den  dem 
Kenner  theoretisch  längst  bekannten  grofsen  Leistungen 
der  gemeinnützigen  Bautätigkeit  im  Rheinlande  bekommen, 
sondern  es  überraschte  ihn  auch  der  viel  weniger  bekannte 
augenfällige  Unterschied  der  Wo hnungs Verhält- 
nisse in  den  rheinischen  Grofsstädten  von  denen  der 
sonstigen  deutschen  Grofsstädte:  selbst  in  Düsseldorf 
eine  überaus  weitläufige  Bebauung  und  nur  sehr  wenig  von 
der  für  die  modernen  deutschen  Grofsstädte  sonst  charakte- 
ristischen Kasernierung ,  in  den  kleineren  Grofsstädten  wie 
Elberfeld  und  Barmen  ihr  vollständiges  Fehlen.  Und  er 
mufste  darin  zugleich  den  letzten  Grund  für  jene  Erfolge 
der  gemeinnützigen  Bautätigkeit  erkennen :  denn  alle  soziale 
Reform  setzt  immer  zuerst  erfolgreich  ein,  nicht  wo  die 
"Verhältnisse  am  schlimmsten,  sondern  wo  sie  am  besten  sind, 
und  ihre  Aufgabe  daher  am  leichtesten  ist.  Woher  aber 
diese  Überlegenheit  der  rheinischen  Wohnungsverhältnisse 
über  die  sonstigen  deutschen  (ausgenommen  Bremen,  das 
wie  bekannt  ebenfalls  eine  Sonderstellung  einnimmt)  kommt, 
das  wufste  auch  der  Kenner  bisher  nicht.  Daher  hat  auch 
niemand  aus  Düsseldorf  für  sich  und  für  unser  theoretisches 
Wissen  über  die  Wohnungsfrage  soviel  heimgebracht  wie 
Rudolf  Eberstadt,  der  im  Anschlufs  an  den  Kongrefs  an 
Ort  und  Stelle  Studien  über  die  Ursachen  jener  Sonder- 
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Stellung  des  rheinischen  Wohnungswesens  gemacht  hat  und 
ihre  Ergebnisse  in  seiner  neuesten  Schrift  „Rheinische 
Woh nun gs Verhältnisse  und  ihre  Bedeutung  für 
das  Wohnungswesen  in  Deutschland"  mitteilt. 

Während  er  uns  in  seinen  bisherigen  Untersuchungen 
immer  nur  die  ungünstigen  deutschen  Wohnungsverhältnisse 
—  das  Berliner  System  des  schablonenmäfsigen  Städte- 
baues mit  Zusammendrängung  der  Bevölkerung  in  Massen- 
mietshäusern, das  sich  seuchenartig  von  da  auf  die 
anderen  deutschen  Grofsstädte  ausbreitet  —  dargestellt  und 
erklärt  hat,  zeigt  und  erklärt  er  uns  nun  die  Kehrseite 
der  Medaille :  die  Wohnungsverhältnisse  in  drei  Grofs- 
städten  Westdeutschlands ,  in  denen  nicht  das  Massen- 
mietshaus mit  Hofwohnungen  wie  in  Berlin,  Hamburg, 
Leipzig  usw.,  sondern  das  schmale,  flache,  selten  Hof- 
wohnungen aufweisende  Grundstück  mit  dem  Drei-  bezw. 
Vierfensterhaus  die  Hauptform  bildet. 

Die  drei  von  ihm  einzeln  untersuchten  Städte,  Düssel- 
dorf, Elberfeld  und  Barmen,  haben  sämtlich  eine 
starke  industrielle  Entwicklung,  besonders  in  den  20  Jahren 
1880 — 1900,  und  daher  auch  eine  entsprechend  starke  Be- 
völkerungszunahme miteinander  gemeinsam,  aber  die  natür- 
lichen Bedingungen  für  die  dadurch  geforderte  Ausdehnung 
waren  dabei  in  den  drei  Städten  ganz  verschieden:  Düssel- 
dorf liegt  in  der  Ebene  mit  einer,  abgesehen  von  der  Rhein- 
seite, unbegrenzten  Ausdehnung,  Elberfeld  in  hügeligem 
Gelände,  Barmen  in  einem  schmalen  Tal;  in  Düsseldorf 
liegen  die  Fabriken  im  Aufsengelände,  in  Elberfeld  zum 


suchungen  Eberstadts  beschränken  sich  in  allen  drei  Städten 
auf  die  kleinen  Wohnungen  für  Arbeiter  und  kleine  Beamte 
bis  zu  etwa  300  Mk.  Jahresmiete.  Die  Küche  ist  hier 
stets  Wohnküche,  die  nomale  Arbeiterwohnung  besteht 
aus  zwei  gleichwertigen  Wohnstuben,  Wohnküche  und 
Schlafstube. 

Trotz  der  günstigsten  natürlichen  Vorbedingungen  weist 
Düsseldorf  von  den  drei  Städten  namentlich  infolge  der 


Barmen  meist  im  Innern  der  Stadt.    Die  Unter- 
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jüngsten  Entwicklung  die  ungünstigsten  Verhältnisse  auf: 
die  allgemeinen  Schäden  der  neueren  deutschen  grofsstädti- 
schen  Bebauung  zeigen  sich  hier  verhältnismäfsig  am  stärksten 
und  nehmen  neuerdings  sehr  zu.  Trotzdem  aber  hat  Düssel- 
dorf noch  immer  gegenüber  anderen  deutschen  Grofsstädten 
gleicher  Gröfse  einen  grofsen  Vorsprung  dadurch  bewahrt, 
dafs  es  an  einer  richtigen  Bodenparzellierung  festgehalten 
hat,  welche  im  allgemeinen  auch  bei  höheren  Etagenhäusern 
nur  schmale  und  wenig  tiefe  Grundstücke  kennt.  Daraus 
erklärt  sich  trotz  ausgedehnter  Anwendung  der  vier- 
geschossigen Bebauung  seine  für  deutsche  Verhältnisse  sehr 
günstige  Bebauungsziffer:  20,8  Bewohner  pro  Hausgrund-  ,i^.m,7j 
stück  gegenüber  77  in  Berlin  und  60,70  in  Charlotten- 
burg. Die  von  Eberstadt  bisher  immer  an  dem  Gegenteil 
gezeigte  Bedeutung  des  Bebauungsplanes  tritt  dadurch 
auf  das  klarste  hervor. 

Dieses  richtige  System  der  Boden parzellierung, 
das  Düsseldorf  mit  den  beiden  anderen  sonst  von  ihm  er- 
heblich verschiedenen  Städten  gemein  hat,  geht  nun,  wie 
Eberstadt  in  sehr  lehrreicher  Weise  zeigt ,  bis  auf  das 
Mittelalter  zurück:  es  sind  die  bewährten  Grundsätze  der 
ersten  Periode  des  Städtebaues  in  Deutschland  im  12.  und 
13.  Jahrhundert,  an  denen  man  hier  festgehalten  hat.  Sie 
schufen  damals  überall  in  ganz  Niederdeutschland  das 
„Dreifenster haus"  als  die  vorherrschende  Form  des 
mittleren  und  kleinen  Bürgerhauses  für  den  Handwerker- 
und  Bürgerstand:  meist  ein  Reihenhaus  mit  drei  Fenstern 
Front,  mit  zwei  bis  drei  Zimmern  in  jedem  Stockwerk; 
anfänglich  oft  eingeschossig,  dann  meist  zweigeschossig,  zur 
Bewohnung  für  eine  Familie,  später  zwei  Familien.  Als  es 
dann  später  gilt,  in  denselben  oder  ähnlichen  neuen  Häusern 
die  neue  industrielle  Arbeiterklasse  unterzubringen,  die 
kein  ganzes  solches  Stockwerk  bezahlen  kann,  wird  dem 
Bedürfnis,  die  Räume  des  einzelnen  Stockwerks  zu  ver- 
mehren und  mehrere  Familien  auf  demselben  Stockwerk 
unterzubringen,  durch  Hinzufügung  eines  hinteren  Ausbaues 
entsprochen,  der  aber  bei  der  geringen  Tiefe  der  Grund- 
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stücke  sich  nicht  zum  Berliner  Hinterhaus  auswachsen  kann. 
Nun  kommen  auf  jedes  Stockwerk  fünf  Zimmer:  eine  ab- 
geschlossene Wohnung  mit  drei  Zimmern  im  Vorderhaus 
und  eine  mit  zwei,  die  auf  Vorder-  und  Hinterhaus  verr 
teilt  sind.  Die  neuere  Bautätigkeit  bevorzugt  dann 
etwas  breitere  Grundstücke,  Vierfensterhäuser  mit 
sieben  Bäumen  in  jedem  Stockwerk,  regelmäfsig  in  drei 
kleine  Wohnungen  eingeteilt,  in  denen  aber  auch  die  dritte 
wenigstens  ein  Zimmer  im  Vorder-  und  zwei  im  Hinterhaus 
hat;  ersteres  wird  sogar  baupolizeilich  wenigstens  indirekt 
gefordert.  Dadurch  ist  die  volle  Durchlüftbarkeit  jeder 
einzelnen  Wohnung  gesichert.  Als  wesentlicher  Grundzug 
dieser  Hausanlage  im  Gegensatz  zur  Berliner  Mietskaserne 
—  deren  es  nach  Eberstadt  in  Düsseldorf  nur  drei  gibt  — 
erscheint  aber  die  vollständige  Verwerfung  der  Hofwohnung 
als  System  der  Unterbringung  des  Arbeiterstandes:  als 
Hausform  auch  und  gerade  für  diesen  ist  hier  das  mittlere 
und  kleine  Bürgerhaus  mit  seinen  weittragenden 
Folgen  für  Hausbesitz  und  Bodenverteilung  vollständig 
durchgeführt. 

Was  den  ersteren  anbelangt,  so  ergibt  sich  nämlich 
aus  dieser  herrschenden  Hausform,  dafs  —  wiederum  im 
schärfsten  Gegensatz  zu  Berliner  Verhältnissen  —  der  ein- 
fache Besitz  eines  Bürgerhauses  in  Düsseldorf  noch  sehr 
verbreitet  ist.  Eberstadt  erbringt  hier  zum  ersten  Mal  eine 
höchst  lehrreiche  Statistik  der  Hausbesitzverhältnisse. 
Danach  sind  von  im  ganzen  5716  Hausbesitzern  4464  noch 
einfache  Hausbesitzer,  die  jeweils  nur  ein  Haus  besitzen, 
und  zwar  ein  solches  kleines  Grundstück,  nicht  ein  Berliner 
Massenmietshaus.  Wir  haben  hier  also  noch  eine  breite 
Schicht  der  einfachen  Hausbesitzer,  daneben  findet  sich 
dann  allerdings  auf  der  anderen  Seite  bei  dem  mehrfachen 
Hausbesitz  der  kapitalistische  Grofsbesitz  und  Grolsbetrieb 
dieses  Erwerbszweiges  auch  sehr  stark  ausgebildet:  ein 
Hausbesitzer  hat  130,  einer  120  Häuser,  75  physische  Per- 
sonen haben  mehr  als  acht  Häuser,  im  ganzen  1229  Häuser, 
d.  h.  12  ^/o  des  ganzen  Grundbesitzes.   Auch  die  Zahl  der 
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mittleren  Hausbesitzer  mit  vier  bis  sieben  Häusern  ist  eine 
sehr  hohe. 

Trotz  dieser  verhältnismäfsig  günstigen  Verteilung  des 
Hausbesitzes  finden  wir  jedoch  auch  in  Düsseldorf  heute 
eine  grofse  Mifsstimmung  gegen  den  Hausbesitzerstand,  und 
zwar  infolge  der  fortgesetzten  starken  Mietsteigerungen  in 
den  Jahren  1898—1901.  Diese  Mietsteigerungen  sind  nun 
aber  das  Produkt  jener  auch  in  Düsseldorf  neuerdings  immer 
wirksamer  werdenden  Faktoren ,  welche  neben  dem  fehler- 
haften Berliner  Bebauungsplan  —  wenn  auch  durch  diesen 
sehr  unterstützt  —  die  heutige  allgemeine  Wohnungsfrage 
in  Deutschland  hervorgerufen  haben ,  und  die  Eberstadt  in 
seinen  letzten  Schriften  in  das  richtige  Licht  gestellt  hat: 
Bodenspekulation  und  Bodenverschuld ung^  Dafs 
sie  auch  in  Düsseldorf  trotz  der  günstigen  Parzellierung 
wirksam  geworden  sind,  beweist  aufs  deutlichste,  dafs  ihnen 
eine  viel  gröfsere  Bedeutung  zukommt,  als  jener,  und  dafs 
der  Bebauungsplan  neben  ihnen  nur  eine  quantitative 
Bedeutung  hat;  er  verringert  oder  steigert  ihren  Einflufs 
und  gestaltet  die  Wohnungen  in  technischer  und  sani- 
tärer Beziehung  günstiger  oder  ungünstiger,  in  wirt- 
schaftlicher, d.  h.  für  die  Höhe  der  Miete,  sind  jene 
zuletzt  entscheidend. 

Allerdings  mufs  hier  hervorgehoben  werden,  dafs  der 
Bebauungsplan  in  Düsseldorf  nur  bezüglich  der  Parzellierung  ^ 
—  Grundstückstiefe  und  -breite  —  dem  Berliner  überlegen 
ist  und  an  den  Traditionen  des  mittelalterlichen  Städtebaues 
festgehalten  hat,  dagegen  mit  jenem  die  schematisch  breiten 
Strafsen  auch  in  den  Wohnbezirken  gemein  hat.  Eine 
Unterscheidung  zwischen  Wohn-  und  Verkehrsstrafsen 
mit  geringeren  baupolizeilichen  Anforderungen  gegenüber 
Kleinhäusern  und  Kleinwohnungen  fehlt  hier  noch.  Daraus 
resultiert  auch  hier  das  viel  geschossige  Etagenhaus,  die 
„gedrängte  Bauweise",  wie  Eberstadt  es  zum  Unter- 
schied von  der  Berliner  Mietskaserne  nennt.  Auch  sie 
fördert,  wenn  auch  in  geringerem  Mafse  als  diese,  die 
Bodenspekulation. 
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So  haben  wir  auch  in  Düsseldorf  das  durch  die 
Bodenspekulation  verursachte  „System  des  Lückenbaues"  ^, 
ein  rasches  Steigen  der  Bodenpreise  hauptsächlich  in  den 
letzten  Jahrzehnten  durch  die  Entwicklung  des  spekulativen 
Bodengeschäfts,  sowie  den  Druck  der  Bodenspekulation  von 
aufsen  nach  innen;  denn  das  Gelände  rings  um  die  Stadt 
ist  auch  in  Düsseldorf  in  festen  Händen.  So  ist  auch  hier 
für  die  Bebauung  weder  die  Stadtnähe  noch  das  freie  An- 
gebot entscheidend,  sondern  das  Interesse  des  Bodenspeku- 
lanten bezw.  die  Möglichkeit,  den  Spekulationsgewinn  durch 
Bebauung  des  Grundstücks  zu  realisieren.  Die  schädlichen 
Folgen  davon  für  das  Baugewerbe  treten  hier  neuer- 
dings auch  in  besonders  drastischer  Weise  zutage:  der 
Spekulationsbau  verdrängt  den  Bau  für  feste  Rechnung,  und 
der  kapitallose  Bauunternehmer  den  kapitalbesitzenden; 
denn  der  erstere  ist  für  den  Bauspekulanten  bequemer  und 
nützlicher.  Bauunternehmer  sind  —  nach  dem  klassi- 
schen Wort  eines  grofsen  Düsseldorfer  Bauherrn  —  „Leute, 
die  man  annimmt,  um  ein  Terrain  zu  verwerten".  Diesem 
Bauunternehmer  wird  die  Baustelle  zu  einem  übermäfsigen 
Preise  in  Rechnung  gestellt,  der  Spekulant  erhält  dafür 
aber  kein  Geld,  sondern  eine  Hypothek,  in  ihr  besteht  sein 
Spekulationsgewinn ,  dessen  Festhaltung  nur  durch  unsere 
deutschen  Einrichtungen  für  die  hypothekarische  Belastung 
des  Grund  und  Bodens  ermöglicht  wird.  Dieses  spekulative 
kapitallose  Baugewerbe  besitzt  aber  weder  Selbständigkeit 
noch  eine  modernen  Verhältnissen  entsprechende  technische 
Leistungsfähigkeit  und  versagt  vor  allem  in  den  Zeiten 
wirtschaftlichen  Aufschwungs,  wodurch  gerade  dann  das 
Angebot  nicht  genügend  steigt.  So  ist  nach  Eberstadt  auch 
hier  lediglich  unser  Hypothekensystem  daran  schuld, 
dafs  die  Bodenpreise  so  spekulativ  gesteigert  werden  können. 
„In  Wirklichkeit"  —  wie  er  übertreibend  sagt  —  „bestehen 
die  hohen  Preise  nicht,  es  zahlt  sie  niemand,  weder  der 
Bodenbesitzer,  noch  der  Bauunternehmer,  noch  der  Haus- 
besitzer: der  Wert  steckt  nur  in  der  Verschuldung,  er 
wird  dem  Boden  aufgeladen    und    auf   den  Mieter  ab- 
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gewälzt"  —  also  zahlt  schliefslich  der  Mieter  die  hohen 
Bodenpreise ! 

Aus  diesen  Verhältnissen  erklärt  nun  Eberstadt  die 
Düsseldorfer  Mietsteigerung  der  jüngsten  Zeit.  Trotz  der- 
selben ist  der  Durchschnittspreis  der  Düsseldorfer  Zwei- 
zimmerwohnung (fast  durchgängig  Vorderwohnung!)  mit 
240—204  Mk.  im  Jahre  1902  noch  immer  erheblich  niedriger 
als  in  Berlin  (in  entsprechender  Lage  275  Mk.  für  Hof- 
wohnung von  Zimmer  und  Küche),  —  aber  doch  schon  viel 
höher  als  in  den  beiden  anderen  untersuchten  rheinischen 
Städten :  Elberfeld  und  Barmen. 

In  Elberfeld  liegen  nach  Eberstadts  Darstellung  alle 
Verhältnisse  erheblich  günstiger.  Zunächst  ist  hier  in  der 
Entwicklung  der  Kleinwohnungen  aus  der  gleichen  Grund- 
form des  Dreifensterhauses  ein  noch  günstigerer  Grundrifs 
hervorgegangen  als  in  Düsseldorf,  nämlich  entweder  die 
einfache  Verdoppelung  des  Dreifensterhauses  oder 
ein  Vierfensterhaus,  beide  ohne  den  Düsseldorfer  Anbau 
nach  hinten.  Letzteres  enthält  auf  jedem  Stockwerke  zwei 
Wohnungen  von  zwei  und  drei  Zimmern  mit  sehr  günstiger 
Anordnung  und  Verteilung  der  Räume:  die  kleinere  zwei- 
zimmerige  Wohnung  hat  eine  gröfsere  Wohnküche  nach 
hinten  und  eine  kleinere  Schlafstube  nach  vorn,  die  gröfsere 
dreizimmerige  eine  kleinere  Wohnküche  nach  hinten  und 
zwei  Zimmer,  davon  eines  zweifenstrig,  nach  vorn.  Das 
Treppenhaus  liegt  zwischen  den  beiden  Wohnküchen  un- 
symmetrisch nach  hinten ,  vor  beiden  Wohnküchen  liegen 
verdeckte  Veranden.  Den  Grundrifs  dieses  Kleinwohnungs- 
geländes nennt  Eberstadt  das  beste,  was  die  private  Bau- 
tätigkeit auf  dem  Gebiete  der  gedrängten  Bauweise  neuer- 
dings geleistet  hat.  Diese  Elberfelder  Hausanlage  enthält 
auch  ausschliefslich  Strafsenwohnungen ;  kommt  ausnahms- 
weise ein  Hofgebäude  vor,  so  ist  es  kein  senkrecht  an  das 
Vorderhaus  angebauter  Flügel,  sondern  einfach  eine  parallel 
zum  Vorderhaus  in  gehörigem  Abstand  davon  ausgeführte 
Wiederholung  desselben. 
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Die  Bebauungsziffer  betrug  in  Elberfeld  1890  18,2, 
1900  18,7,  zeigt  also  ein  geringes  Steigen;  aber  besser 
als  aus  diesen  Ziffern  kann  man  die  günstigen  Klein- 
wohnungsverhältnisse  daraus  erkennen,  dafs  mehr  als 
ein  Viertel  sämtlicher  Gebäude  (24,7  ^/o)  nur  eine  Haus- 
haltung aufweisen  und  über  die  Hälfte  aller  vorhandenen 
Wohngebäude  (51,1  ^/o)  aus  Gebäuden  mit  1 — 3  Haus- 
haltungen bestehen.  Nur  4  ^/o  der  Gebäude  enthalten  mehr 
als  10  Haushaltungen.  Die  Verteilung  der  Bevölkerung  auf 
die  verschiedenen  Haustypen  aber  zeigt,  dafs  der  relativ 
stärkste  Haustypus  das  Vierfamilienhaus  ist:  in 
964  Häusern  dieses  Typus  sind  3856  Haushaltungen  von 
im  ganzen  34978  untergebracht;  in  den  Haustypen  von 
1—6  Haushalten  ist  über  die  Hälfte  (17  623)  untergebracht, 
während  die  Häuser  mit  mehr  als  10  Wohnungen  absolut 
wie  relativ  die  geringste  Bedeutung  haben.  Das  Bürger- 
haus mit  1 — 6  Wohnungen  ist  demnach  die  Grund- 
lage des  Elberfelder  W^ohnungswesens  und  die 
Ursache  seiner  günstigen  Entwicklung. 

Demgemäfs  ist  die  Verteilung  des  Hausbesitzes  noch 
etwas  günstiger  als  in  Düsseldorf:  3256  von  4510  sind  ein- 
fache Hausbesitzer  und  nur  sechs  davon  haben  je  zwischen 
19  und  32  Häuser.  In  Elberfeld  wie  in  Düsseldorf  sind  also 
drei  Viertel  der  Hausbesitzer  nur  Besitzer  je  eines  Grund- 
stückes —  und  zwar  von  kleinen  und  mittleren  Familien- 
häusern, nicht  wie  anderswo  von  Mietskasernen  — ;  es  zeigt 
sich  hier  also  wiederum,  wie  selbst  in  einer  Industriestadt 
mit  raschem  Wachstum  und  überwiegender  Arbeiterbevölke- 
rung der  kleine  Hausbesitzer  sich  halten  kann.  Übrigens 
sind  in  Elberfeld  auch  die  arbeitenden  Klassen  selbst  recht 
stark  am  Hausbesitz  beteiligt. 

Mietsteigerungen  haben  in  Elberfeld  seit  1898  zwar 
auch  stattgefunden,  aber  nicht  allgemein  und  nicht  entfernt 
so  stark  wäe  in  den  anderen  Grofsstädten.  In  vielen  Fällen 
haben  sich  die  Mietpreise  kaum  verändert,  sie  sind  ganz  all- 
gemein erheblich  niedriger  als  in  Düsseldorf:  der  mittlere 
Mietpreis  für  die  zweizimmrige  Vorderwohnung  in  günstiger 


Lage  ist  nämlich  in  den  Häusern  älteren  Jahrganges  160, 
in  den  Neubauten  190  Mark.  Dies  erklärt  Eberstadt  haupt- 
sächlich aus  dem  Mangel  einer  ähnlichen  Bodenspekulation 
und  Bodenverschuldung  wie  in  Düsseldorf.  Der  Grundbesitz 
ist  im  ganzen  mit  46,08 ^/o  des  Werts  verschuldet,  von 
3514  Besitzungen  sind  nicht  weniger  als  971  vollständig 
schuldenfrei.  In  der  niedrigsten  Einkommensteuerklasse  ist 
ein  Viertel,  in  den  höchsten  sogar  die  Hälfte  aller  Be- 
sitzungen unbelastet.  Dementsprechend  zeigt  auch  das  Bau- 
gewerbe hier  viel  solidere  Verhältnisse:  der  Bau  für  feste 
Rechnung  nimmt  noch  einen  breiten  Raum  ein,  und  das 
mittellose  Bauunternehmertum  hat  hier  nicht  entfernt  die 
Bedeutung  erlangt,  wie  in  Düsseldorf.  Dagegen  ist  die  Ab- 
neigung gegen  den  Bau  von  Arbeiterwohnungen  auch  hier 
wie  in  Düsseldorf  in  der  Zunahme  begriffen.  Überraschender- 
weise erfahren  wir  aber  dann,  dafs  auch  in  Elberfeld  das 
weitere  Gelände  in  gröfserem  Abstand  um  die  Stadt  auf- 
gekauft ist  und  spekulativ  festgehalten  wird,  ohne  dafs  uns 
Eberstadt  sagt,  warum  das  hier  nicht  ebenso  wirkt  wie  in 
anderen  Städten. 

In  dem  neuen  Bebauungsplan  werden  zwar  Verkehrs- 
und Wohnstrafsen  unterschieden,  die  Bauordnung  aber  hat 
auch  hier  in  der  neueren  Zeit  wie  überall  in  Deutschland 
nur  die  Gesichtspunkte  der  Feuersicherheit,  Standfestigkeit 
und  Hygiene  berücksichtigt,  nicht  die  volkswirtschaftlichen, 
und  so  das  altebergischeKleinhaus,  den  Fachwerks- 
bau,  bedauerlicherweise  trotz  seiner  Vorzüge  —  namentlich 
seiner  Wetterfestigkeit  —  zurückgedrängt  und  dafür  den 
Massivbau  und  damit  mittelbar  die  gedrängte  Bauweise 
auch  hier  gefördert.  Allerdings  hat  die  Verwaltung  dabei 
die  Schäden  der  Kasernierung  von  der  Stadt  noch  fern  ge- 
halten, die  wesentlichen  Vorzüge  der  örtlichen  Wohnweise 
wurden  in  das  neue  gröfsere  Arbeitermietshaus  hin  über- 
genommen, und  so  ist,  wie  gezeigt,  trotzdem  das  kleine 
und  mittlere  Bürgerhaus  noch  herrschend ,  aber  es  be- 
darf doch  nach  Eberstadts  Meinung  für  die  Zukunft  auch 
hier  einer  anderen  Gestaltung  der  Bauordnung ,  um  den 
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gegenwärtigen  günstigen  Zustand  des  Elberfelder  Wohnungs- 
wesens zu  erhalten. 

Die  Wohnungsverhältnisse  in  Barmen  sind  von  denen 
in  Elberfeld  grundsätzlich  nur  wenig  verschieden,  der  Haupt- 
unterschied ist  ein  topographischer.  Es  erübrigt  sich  daher 
hier  ein  besonderes  Eingehen  darauf.  Dagegen  müssen  wir 
uns  noch  mit  dem  zweiten  kürzeren,  aber  nicht  minder 
wichtigen  Teil  der  Eberstadtschen  Schrift  beschäftigen,  in 
dem  er  die  Ergebnisse  des  ersten  zusammenfafst  und  ihre 
Bedeutung  für  das  ganze  Wohnungswesen  in  Deutschland 
erörtert. 

Auch  in  den  drei  von  ihm  untersuchten  Städten  —  so 
resümiert  Eberstadt  seine  Untersuchungen  —  ist  das 
Wohnungswesen  kein  ideales,  vor  allem  ist  auch  im  Rhein- 
land die  örtliche  Entwicklung  durch  allgemeine  Faktoren 
und  durch  unsere  gemeinrechtlichen  Einrichtungen  und 
Gesetzgebung  vielfach  beeinflufst.  Aber  beim  Vergleich  mit 
anderen  deutschen  Grofsstädten  ergibt  sich  doch  ein  gerade- 
zu aufserordentlicher  Abstand  zugunsten  der  rheinischen 
Städte:  in  diesen  rasch  anwachsenden  Industrie- 
städten ist  eine  zureichende  Massenproduktion 
an  Kleinwohnungen  erzielt  worden  ohne  Kaser- 
nierung der  Bevölkerung.  Die  Mehrzahl  der  Grund- 
stücke steht  im  Eigenbesitz,  die  breiteste  Schicht  der  Be- 
völkerung ist  am  Grundbesitz  beteiligt  geblieben.  Der  aus 
alter  Überlieferung  hier  entwickelte  Typus  der  Kleinwohnung 
ist  ein  vortrefflicher,  den  Ansprüchen  der  städtischen 
Wohnungsweise  vollständig  genügender.  Die  Mietpreise 
endlich  sind  in  den  jüngsten  und  besten  Bauformen  von 
Elberfeld  und  Barmen  bedeutend  niedriger  als  in  den  Hof- 
wohnungen der  Mietskasernen  von  Berlin,  Hamburg,  Leipzig, 
und  haben  selbst  in  Düsseldorf  trotz  ihrer  jüngsten  sprung- 
haften Steigerung  noch  nicht  die  Höhe  jener  kasernierten 
Städte  erreicht. 

Dies  alles  ist,  wie  Eberstadt  ausdrücklich  hervorhebt, 
durch  das  private  Unternehmertum  und  durch  privat- 
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wirtschaftliche  Tätigkeit  ohne  eine  andere  Rechtsordnung 
als  die  des  Privatbesitzes  geschaffen  worden.  Aber  auf  der 
andern  Seite  hat  sich  auch  die  öffentliche  Verwaltung 
hier  nirgends  in  den  Dienst  des  Spekulantentums  gestellt; 
dieser  unabhängige  Geist  in  den  Verwaltungen  der  betreffenden 
Städte  erklärt  sich  aus  der  günstigen  Verteilung  des  Haus- 
besitzes, dem  Vorherrschen  des  kleinen  „privaten"  Haus- 
besitzers gegenüber  dem  grofsen  „spekulativen"  im  Osten, 
wo  die  Zahl  der  Hausbesitzer  —  wie  in  Berlin  —  bis  auf 
1  ^/o  der  Bevölkerung  sinkt.  Die  Eberstadtsche  Untersuchung 
zeigt  also  in  sehr  lehrreicher  Weise,  was  das  private  Unter- 
nehmertum unter  einer  tüchtigen  Verwaltung  leisten  kann, 
welche  dem  Spekulantentum  nicht  die  Herrschaft  gibt.  Sie 
zeigt  aber  weiter  auch,  wie  in  Wirklichkeit  die  natür- 
liche Entwicklung  des  deutschen  Wohnungs- 
wesens beschaffen  ist,  indem  sie  das  Gebiet  schildert,  in 
welchem  unsere  alte  städtische  Bauweise  ungestört  fort- 
gebildet wurde,  und  die  Entwicklung  sich  ununterbrochen 
vom  alten  deuschen  Kleinhaus  bis  zum  Bürgerhaus  der 
Gegenwart  hinzieht.  Dadurch  ist  hier  eine  eigene  selb- 
ständige Form  des  Kleinwohnungsbaues  ausgebildet 
worden,  welche  die  Arbeiterwohnung  jeder  andern  Wohnform 
an  Rang  und  Wert  gleichstellt  —  im  Gegensatz  zu  der 
Berliner  Mietskaserne,  welche  sich  die  meisten  deutscheu 
Grofsstädte  neuerdings  unterworfen  hat,  und  bei  welcher  die 
Kleinwohnung  immer  nur  ein  Anhängsel  zur  Vorderwohnung 
in  dem  zur  besseren  Ausnutzung  des  Bodens  angebauten 
Hinterflügel  gelegen  ist,  und  so  drei  Viertel  der  Bevölkerung 
nach  dem  Hofe  abgeschoben  sind.  Dieses  System  der  Miets- 
kaserne hat  in  der  Schaffung  befriedigender  Kleinwohnungen 
ebenso  vollständig  versagt,  wie  der  rheinische  Wohnungsbau 
in  der  Hauptsache  genügt  hat :  es  mufs  daher  verlassen 
werden  und  die  Hausform  mit  dem  Elberfelder 
Grundrifs  die  Grundlage  des  kleinenWohnungs- 
baues  auch  bei  gedrängter  Bauweise  bilden. 

Aber  diese  „gedrängte  Bauweise"  selbst  —  wie  Eber- 
stadt die  senkrechte  Häufung  der  Stockwerke  im  Gegensatz 
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zur  „Berliner  Mietskaserne"  mit  den  tiefen  Grundstücken 
und  Hinterflügeln  nennt  —  hat,  wie  wir  sahen,  auch  in 
Düsseldorf  und  Elberfeld  dieselben  Folgen  gehabt  wie  in 
Berlin:  nicht  eine  Yerbilligung ,  sondern  eine  Verteuerung 
der  Miete  trotz  der  stärkeren  Bodenausnutzung  (wobei 
Eberstadt  allerdings  fälschlicherweise  auch  hier  wieder 
die  bessere  Ausstattung  der  neueren  hohen  Etagenhäuser 
ganz  unberücksichtigt  läfst'"^).  Denn  eine  proportionale  Er- 
mäfsigung  der  Baukosten  für  das  einzelne  Stockwerk  tritt 
—  wie  Landesbaurat  Göcke  berechnet  hat  —  aus  technischen 
j  Gründen  nur  bis  zu  einer  gewissen  Höhe,  etwa  bis  zum 
]  dritten  Geschoüs  (2.  Stockwerk),  nur  teilweise  noch  bis  zum 
vierten  Geschofs  (3.  Stockwerk)  ein.  Die  gedrängte  Bau- 
weise ist  daher  nur  im  Interesse  des  Grundbesitzers  bezw. 
des  Bodenpreises,  und  sollte  sich  naturgemäfs  auf  zentrale 
Lagen  und  Verkehrsbezirke  beschränken,  wo  sie  eine 
notwendige  Folge  des  vorhandenen  Bodenpreises  ist;  in 
Wohnstrafsen  und  -bezirken  dagegen  hat  sie  nur  die 
Wirkung,  den  Bodenpreis  entsprechend  der  Stockwerkszahl 
zu  erhöhen.  Hier  kann  allerdings  auch  andererseits  der 
niedere  Wohnoingsbau  uur  dann  gedeihen,  wenn  er  zuächst 
im  Bebauungsplan  durch  geeignete  Strafsenabmessung  und 
.  dann  in  der  Bauordnung  durch  Individualisierung  und  Er- 
mäfsigung  der  baupolizeilichen  Vorschriften  berücksichtigt 
wird.  Und  in  dieser  Beziehung  sind  auch  in  den  betrachteten 
rheinischen  Städten  noch  Reformen  notwendig,  wenn  ihre 
günstigen  Verhältnisse  bewahrt  werden  sollen ,  während  sie 
in  der  Bodenparzellierung,  der  Aufteilung  des  städtischen 
Bodens,  schon  jetzt  vorbildlich  sein  können.  Endlich  zeigen 
auch  die  rheinischen  Städte,  dafs  Bodenverschulduug  das 
Hauptmittel  der  spekulativen  Preistreiberei  ist,  und  wo 
so  erfreuliche  Zustände  der  Hausbesitz-  und  Wohnungs- 
verhältnisse sind  wie  in  Elberfeld,  besteht  auch  nur  eine 
geringe  Belastung  oder  volle  Schuldenfreiheit  des  Bodens. 

So  far  so  well.    Allein  Eberstadt  beschränkt  sich  nicht 
auf  diese  Schlufsfolgerungen,   die  sich  in  der  Tat  aus 


seinen  rheinischen  Spezialuntersuchungen  ergeben,  sondern 
er  verfällt  hier  in  diesem  II.  Teil  seines  Buches  doch  in  den 
Fehler,  seine  Ergebnisse  zu  sehr  zu  generalisieren  und  neue 
wirtschaftliche  Gesetze  daraus  abzuleiten,  die  in  dieser  Form 
zum  mindesten  nicht  ein  wandsfrei  sind. 

Wir  wollen  dabei  nicht  von  rhetorischen  Übertreibungen 
und  ungenauen  Ausdrücken  wie,  dafs  „das  Privateigentum 
am  Grund  und  Boden  durch  die  Mietskaserne  aufgehoben 
und  in  den  unsicheren  Spekulationsbesitz  einer  kleinen 
Minderheit  verwandelt  ist",  dafs  „die  Schablone  des  Berliner 
Bebauungsplanes  mit  einem  Federstrich  das  Individual- 
eigentum  am  Boden  beseitigt"  u.  a.  sprechen.  Aber  er 
sieht  überall  „auf  den  Kopf  gestellte  Wirtschaftsgesetze" 
und  Besonderheiten  der  Preisbildung  des  städtischen  Grund 
und  Bodens,  wo  bei  genauer  Betrachtung  und  Formulierung 
nicht  davon  gesprochen  werden  kann,  wo  häufig  einfach  eine 
Verwechslung  von  konträrem  und  kontradiktorischem  Gegen- 
satz vorliegt  —  vor  allem  aber  fast  immer  eine  ungenügende 
Erfassung  und  Durchdenkung  des  Monopolcharakters 
des  städtischen  Bodens. 

So  erblickt  Eberstadt  —  auf  dies  eine  Beispiel  soll  hier 
wenigstens  eingegangen  werden,  weil  es  sich  speziell  auf  die 
hier  untersuchten  rheinischen  Städte  bezieht  —  in  der  Boden- 
wertentwicklung in  Düsseldorf  einerseits.  Barmen  und  Elber- 
feld andererseits ,  eine  „Umkehrung  des  natürlichen  Preis- 
bildungsgesetzes". Denn  naturgemäfs  müfsten  die  Boden- 
werte am  niedrigsten  sein  auf  reichlich  vorhandenem,  leicht 
zugänglichem  Gelände,  am  höchsten,  wo  die  Bodenverhältnisse 
ungünstig  sind,  und  die  Stadterweiterung  auf  Gelände- 
schwierigkeiten stöfst.  Die  Untersuchung  der  tatsächlichen 
Verhältnisse  zeigt  aber  die  höchsten  Mieten  und  die  höchsten 
Bodenpreise  in  dem  im  weiten  Flachland  liegenden  Düssel- 
dorf, die  niedrigsten  dagegen  in  dem  hügeligen  schwierigen 
Gelände  von  Elberfeld  und  Barmen.  Dadurch  wird  für 
Eberstadt  „eine  allgemein  wahrnehmbare  Tatsache"  be- 
stätigt: die  Bodenpreise  stehen  am  höchsten,  wo 
die    breitesten    Grundflächen    zur  Verfügung 


stehen,  und  die  Stadterweiterung  sich  in  nahezu  unge- 
hinderter Weise  vollziehen  kann,  (z.  B.  Berlin,  Leipzig, 
München  und  andere  Grofsstädte  im  Flachland).  Also  hier 
gilt  nach  Eberstadt  das  umgekehrte  Gesetz:  Vermehrung 
des  Angebots  von  Bauland  bewirkt  nicht  Sinken,  sondern 
Steigen  des  Bodenpreises.  Denn  die  Bodenspekulation, 
welche  preissteigernd  wirkt,  findet  nur  hier  die  notwendige 
Voraussetzung:  die  weiten  Gelände  des  Flachlandes,  die 
Geländezufuhr  durch  Stadterweiterung  und  Eingemeindung 
sind  eine  geeignete  Grundlage  für  spekulative  Unter- 
nehmungen. Mithin  sind  nach  Eberstadt  die  Bodenpreise 
da  am  höchsten,  wo  sie  nach  dem  Gesetz  von  Angebot  und 
Nachfrage  am  niedrigsten  stehen  sollten. 

Nun  hat  man  schon  lange  vor  Eberstadt  gesagt,  dafs 
das  einfache  natürliche  Preisgesetz  von  „Angebot  und  Nach- 
frage" —  je  gröfser  das  Angebot,  desto  niedriger  der  Preis 
usw.  —  nur  bei  vollständig  freier  Konkurrenz  ausreicht,  bei 
allen  Monopolgütern  aber  die  Preisbildung  kein  so  ein- 
facher Vorgang  ist.  Richtig  verstanden  gilt  es  allerdings 
auch  hier;  denn  auch  bei  der  Stadt  im  Flachland  ist  ja  die 
Zuführung  neuen  Geländes  in  den  Aufsenbezirken  keine 
gleichwertige  Angebotsvermehrung,  so  lange  nicht  eine, 
bei  uns  jedenfalls  nicht  übliche  Entwicklung  der  Verkehrs- 
mittel damit  sofort  Hand  in  Hand,  oder  richtiger,  ihr  voraus- 
geht, und  selbst  dann  nicht  ganz.  Aber  sehen  wir  davon 
ab  —  so  ist  allerdings  so  viel  richtig,  dafs  zu  jedem  leb- 
■  haften  Handel  immer  ein  grofser  Markt,  eine  grofse  Menge 
gleichartiger  Handelsobjekte  nötig  ist,  und  daher  die  Boden- 
spekulation sich  allerdings  nur  bei  einem  gewissen  Mafs 
verfügbaren  Geländes  entwickeln  kann.  Andererseits  jedoch 
ist  derjenige  Teil  der  Spekulation,  den  Eberstadt  hier  ge- 
rade im  Auge  hat,  das  spekulative  Aufkaufen  und  Festhalten 
von  Gelände  bis  zur  Monopolisierung,  zweifellos  auch  um 
so  schwieriger,  je  mehr  Gelände  überhaupt  zur  Verfügung 
steht,  und  um  so  leichter,  je  weniger  in  Betracht  kommt. 
So  hören  wir  ja  auch ,  wie  schon  erwähnt ,  von  Eberstadt, 
dafs  auch  bei  Elberfeld  Aufsengelände  spekulativ  aufgekauft 
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sind,  merkwürdigerweise  ohne  die  sonstige  Wirkung  dieses 
Vorganges. 

Erwiesen  ist  also  von  Eberstadt  nur,  dafs  nicht  jede 
Vermehrung  des  städtischen  Baulands  einfach  und  notwendig 
eine  Verminderung  der  Preise  bewirkt  (bezw.  eine  Steigerung 
infolge  steigender  Nachfrage  verhindert  —  denndarum 
handelt  es  sich  in  Wirklichkeit !  — ),  sondern  vielmehr  durch 
Eingreifen  der  Spekulation  das  Gegenteil  herbeigeführt 
werden  kann,  soweit  sie  genügend  aufzukaufen  vermag  — 
dafs  letzteres  aber  nur  oder  immer  leichter  im  Flachgelände 
möglich  sei,  ist  eine  unrichtige  Behauptung,  der  gegenüber 
wohl  nur  auf  das  Beispiel  von  Stuttgart  hingewiesen  zu 
werden  braucht. 

Aber  wenn  es  auch  richtig  ist,  dafs  die  Vermehrung 
des  Angebots  hier  nicht  immer  und  sehr  oft  nicht 
eine  Verminderung  des  Preises  bewirkt  (bezw.  eine  Steigerung 
verhindert),  so  ist  damit  doch  nicht  ohne  weiteres  das 
(konträre)  Gegenteil  bewiesen,  dafs  sie  eine  Steigerung 
des  Preises  hervorruft.  Dies  wäre  offenbar  nur  dann 
richtig,  wenn  wir  keine  andere  Erklärung  dafür  hätten, 
warum  gerade  in  den  gröfsten  Städten  die  Mieten  am 
höchsten  und  die  Spekulation  am  gröfsten  sind.  Und  hier 
wird  nun  von  Eberstadt  ein  Moment  ganz  unberücksichtigt 
gelassen,  das  in  der  städischen  Wohnungsfrage  überhaupt 
von  der  gröfsten  Bedeutung  ist :  die  numerische 
Gröfse  und  der  ganze  wirtschaftliche  Charakter 
der  einzelnen  Stadt.  So  sind  die  oben  genannten  Grofsstädte 
mit  den  höchsten  Bodenpreisen  Berlin,  Hamburg,  Leipzig, 
München  eben  nicht  zufälligerweise  die  vier  gröfsten  Städte 
Deutschlands. 

Je  gröfser  die  Stadt  —  so  können  wir  im  all- 
gemeinen sagen  —  oder  bezw.  und  je  mannigfaltiger 
und  vielseitiger  die  E  r  w  e  r  b  s  m  ö  g  1  i  c  h  k  e  i  t  e  n  in  ihr 
sind  —  denn  zwischen  beidem  besteht  gewöhnlich  eine 
Wechselwirkung  —  desto  höher  sind  die  Mieten  (wie 
ja  auch  die  Löhne)  und  desto  gröfser  ist  die  Speku- 
lation.  Denn  auch  diese  lebt  nicht  im  luftleeren  Raum, 
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sondern  die  Luft  in  der  sie  allein  gedeiht,  ist  immer  das 
wirkliche  Wachstum  und  die  weitere  Wachstumsmöglichkeit 
einer  Stadt,  die  sie  nur  anticipiert  und  häufig  übertreibt^. 

Dieses  Moment  trifft  nun,  wie  mir  scheint,  gerade  im 
vorliegenden  Fall  beim  Vergleich  von  Düsseldorf  mit  Elber- 
feld und  Barmen  in  hohem  Mafs  zu. 

Es  betrug  nämlich  die  mittlere  Bevölkerungszahl 


m 

Düsseldorf 

Elberfeld 

Barmen 


1871 
68000 
71000 
73676 


1881 
97  300 
95300 
96  720 


1891 
145  700 
127  200 
117  050 


die  „fortgeschriebene"  Bevölkerung  in 

Düsseldorf  Elberfeld 
am  31.  März  1901     214927        157  300 

am  21.  März  1902     225584  157  800 


1901 
217500 
157 100 
142650 


Barmen 
142180 
143620 


Zunahme  in  1  Jahre    10  627 


600 


1400 


Die  Zuwachsprozente  der  Agglomeration  betrugen  in 
den  drei  Perioden  1871/80,  1880/90  und  1890/1900  in 


Düsseldorf 
Elberfeld 


1871/80 
31,2 
25,0 


1880/90 
43,8 
29,8 


1890/1900 

47,1 
24,0 


Während  also  Elberfeld  zu  der  Gruppe  von  Städten 
gehört,  in  welchen  die  Agglomeration  neuerdings  abgenommen 
hat,  ist  sie  bei  Düsseldorf  stetig  gestiegen  —  und  zwar  ohne 
Eingemeindung  —  und  haben  nur  Kiel  (47,6),  Mannheim 
(50,2)  und  Essen  (64,3)  in  der  III.  Periode,  Berlin  (48,3)  in 
der  IL  überhaupt  höhere  Zuwachsprozente  aufzuweisen. 

Eine  Stadt  von  der  Gröfse  und  der  aufserordentlichen 
Bevölkerungszunahme  Düsseldorfs  mit  so  vielseitiger  wirt- 
schaftlicher Entwicklung  bietet  notwendigerweise  viel  gröfsere 
/  Entwicklungschancen  für  die  Zukunft,  als  Städte,  die  reine 
Industriestädte  sind,  deren  weiterer  Aufschwung  auf  der 
viel  kleineren  Basis  einzelner  Industrien  und  ihres  wechseln- 
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den  Gedeihens  rulit.  Denn  die  Spekulation  ist  auch  hier 
wie  überall  keineswegs  der  natürlichen  Preis- 
bildung entgegengesetzt,  wie  Eberstadt  behauptet, 
ihr  Interesse  ist  nur,  möglichst  viel  zu  gewinnen,  und  dies 
wird  jenachdem  im  Verfolg  der  natürlichen  oder  durch 
Hervorruf ung  einer  künstlichen  Preisbildung  erzielt.  Eine 
so  souveräne  Macht,  wie  sie  Eberstadt  ihr  vindiziert,  hat 
die  Bodenspekulation  eben  doch  nicht.  Mit  anderen  Worten : 
Eberstadt  hat  zwar  die  Momente  auf  selten  des  Angebots 
in  ihrer  Besonderheit  eingehend  berücksichtigt,  dagegen  die 
auf  Seiten  der  Nachfrage  vernachlässigt. 

Allein  diese  theoretischen  Grundfragen  bedürfen  einer 
eingehenderen  kritischen  Erörterung,  die  hier  zu  weit  führen 
würdet  Dafs  es  aber  dazu  wiederum  anregt  und  hier 
auch  zum  Widerspruch  herausfordert,  ist  in  meinen  Augen 
kein  geringeres  Verdienst  des  Eberstadtschen  Buches,  als 
seine  —  durch  die  Richtigkeit  oder  Unrichtigkeit  jener 
Projizierung  nicht  berührte  —  Zeichnung  des  rheinischen 
Wohnungswesens  selbst. 


Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage. 


7 


„Meliorations"-  und  „Spekulationsverschuldung". 

Ein  Beitrag  zur  Theorie  der  städtischen  Grundrente. 

(1904.) 


In  meinem  Aufsatz  über  das  rheinische  Wohnungswesen 
habe  ich  schon  betont,  dafs  die  Eber s tadtschen  Arbeiten 
eine  neue  grundsätzliche  Untersuchung  über  die  städtische 
Grundrente  nötig  machen;  denn  er  ist,  wie  ich  schon  dort 
an  einem  Beispiel  gezeigt  habe,  in  seinen  allgemeinen 
Theorien  der  allen  originellen  Köpfen  drohenden  Gefahr 
einer  Überschätzung  der  Bedeutung  und  Allgemeingültigkeit 
ihrer  neuen  Ideen  auch  nicht  entgangen  und  so  selbst  in 
den  Fehler  verfallen,  den  er  in  seiner  Antrittsvorlesung^ 
an  der  „naturrechtlichen  Betrachtungsweise  in  den  Staats- 
wissenschaften" als  der  „mit  einem  einfachen  Prinzip  rech- 
nenden Betrachtungsweise"  rügt,  dafs  sie  „die  Komplexität, 
die  Vielgestaltigkeit  der  Erscheinungen  nicht  beachtet"  und 
als  „rein  verstandesgemäfse  Konstruktion  durch  einfache 
Gesetze  das  wirtschaftliche  Leben  zu  erfassen  glaubt". 
Und  zwar  gilt  dies  ganz  besonders  von  den  in  seinen  ver- 
schiedenen Schriften  eingestreuten  Bemerkungen  über  die 
städtische  Grundrente  und  der  im  Zusammenhang  damit  im 
„Deutschen  Kapitalmarkt"  entwickelten  Theorie  der  städti- 
schen Bo  denverschuld  ung. 

Eberstadt  erkennt  nämlich  prinzipiell  sehr  wohl  das 
Gemeinsame  der  städtischen  und  ländlichen  Grund- 
rente ebenso  wie  auch  ihren  Hauptunterschied,  aber  er  irrt, 
wenn  er  letzteren  nur  als  einen  „praktischen"  bezeichnet, 
und  er  zieht  aus  beidem  keineswegs  immer  die  richtigen 
weiteren  Konsequenzen.  Zwischen  ländlicher  und  städtischer 
Grundrente,  sagt  er  in  seinem  neuesten  Aufsatz:  „Über 
einige  Fragen  des  Städtebaues"  2,  gibt  es  keinen  theoreti- 
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sehen  Unterschied.  Die  „echte"  Grundrente  —  die  sogen. 
Differentialgrundrente  — ,  die  auf  der  unterschiedlichen  Lage 
und  Beschaffenheit  der  Grundstücke  beruht,  bildet  sich  in 
der  Stadt  wie  auf  dem  Land  ganz  von  selber-  Der  Unter- 
schied zwischen  städtischer  und  ländlicher  Rente  ist  viel- 
mehr ein  p  r  a  k  t  i  s  c  h  e  r ;  er  besteht  in  der  verschiedenartigen 
Bodennutzung:  die  Grundrente  der  sogen.  Urproduktion 
(Landwirtschaft,  Bergbau  usw.)  beruht  im  wesentlichen  auf 
dem  unmittelbaren  Bodenertrag  und  der  Hervorbringung 
von  Wirtschaftsgütern ;  sie  bildet  einen  der  wichtigsten  und 
stärksten  Bestandteile  des  nationalen  Vermögens  und  Reich- 
tums. Der  städtische  Boden  dagegen  bringt  unmittelbar 
gar  nichts  hervor;  die  Rente  mufs  hier  erst  erwirtschaftet 
werden,  d.  h.  der  Bodennutzer  (Mieter)  mufs  den  Betrag  der 
Rente  hervorbringen.  Hierin  liegt  für  Eberstadt  der  wesent- 
;  liehe  ITntersehied  zwischen  ländlicher  und  städtischer  Grund- 
I  rente ;  hierin  auch  eine  Hauptschwierigkeit  in  der  Behand- 
lung der  städtischen  Grundrentenfrage. 

Dazu  kommt  nun  aber,  wie  Eberstadt  in  seinen  früheren 
Schriften,  namentlich  im  „Kapitalmarkt",  dargelegt  hat,  der 
weitere  Unterschied  —  und  dies  ist  wirklich  nur  ein 
praktischer ,  kein  theoretischer  — ,  dafs  die  Verschuldung 
I  beim  ländlichen  Grund  und  Boden  bei  sinkender,  beim 
I  städtischen  aber  bei  steigender  Grundrente  (i.  w.  8.,  d.h. 
Bodenrente)  zunimmt ;  sie  steigt  beim  landwirtschaftlich  be- 
nutzten Boden ,  wenigstens  zu  einem  grofsen  Teil ,  weil  die 
Grundrente  fällt,  bei  dem  städtischen  aber  immer  nur,  weil 
die  Grundrente  steigt,  ist  also  dort  „Minderwerts"-,  hier 
aber  „Mehrwertsverschuldung".  Wir  haben  also  beim  städti- 
schen Boden  die  „paradoxe  Entwicklung,  dafs  der  erhöhte 
Wert  in  einer  erhöhten  Verschuldung  zu  tage  tritt". 

Denn  es  gibt  nach  Eberstadt  nur  zwei  Arten  der 
Werterhöhung  des  Bodens:  erstens  durch  nützliche  Auf- 
wendungen, „Melioration"  im  weitesten  Sinne,  zweitens 
durch  Preistreiberei,  „Spekulation".  Auf  ersterer  be- 
ruht die  „materielle",  auf  letzterer  die  „immaterielle"  Ver- 
schuldung. Als  eine  der  bemerkenswertesten  Erscheinungen 
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bei  steigendem  Bocleuwert  bezeichnet  er  nun  die  Identität 
von  Rentensteigerung  und  Bodenverschuldung ;  die  Ver- 
schuldung ist  unter  den  heutigen  Verhältnissen  das  Mittel, 
um  den  Bodenwert  fiktiv  zu  steigern.  Wo  nämlich  kein 
materieller  Verschuldungsgrund  gegeben  ist,  ist  die  Ver-^, 
schuldung  der  primäre,  die  Wertsteigerung  der  sekundäre 
Vorgang:  dem  Grundstück  wird  ein  Forderungsrecht,  d.  h. 
eine  Belastung  hinzugefügt,  nur  mit  der  Absicht  und 
Wirkung,  Bodenrente  und  Bodenwert  um  den  gleichen  Betrag 
zu  steigern  —  der  gestiegene  Bodenwert  besteht  dann  in  gar 
nichts  anderem  als  in  einer  Verschuldung.  Auf  keinem  anderen 
Gebiete  der  Volkswirtschaft,  sagt  Eberstadt,  gibt  es  eine  solche 
Wirkung  der  Spekulation:  die  Realisierung  der  Gewinne 
erfolgt  hier  durch  Auflegung  einer  Belastung  auf  den  Boden 
in  der  Höhe  der  Spekulationsgewinne ,  die  Hypothek  ist  in 
diesem  Falle  nichts  anderes  als  realisierter  Gewinn.  Hier 
geht  also  der  Verschuldung  keineswegs  allgemein  oder  auch 
nur  regelmäfsig  die  Schaffung  eines  neuen  Wertes  voraus, 
sondern  sie  ist  vielfach  nur  die  konkrete  Erscheinungsform 
eines  lediglich  durch  Neubelastung  gesteigerten  Bodenwerts. 

Für  einen  grofsen  Teil  des  Bodens  ist  dadurch  heute 
in  Deutschland  das  Verhältnis  der  materiellen  Grundlage 
zu  dem  hochgetriebenen  Bodenwert  ein  sehr  ungünstiges, 
die  Werte  sind  in  grofsem  Umfange  rein  fiktiv  geworden. 
So  ist  die  heutige  Unsolidität  der  städtischen 
Boden  Verschuldung  entstanden,  und  das  ursprünglich 
sicherste  wirtschaftliche  Gebiet  eines  der  unsichersten  ge- 
worden. Denn  die  Sicherheit  dieser  mafslos  verschuldeten 
und  verteuerten  Grundstücke  ruht  nicht  im  Objekt,  sondern 
in  dem  hohen  Stand  und  der  Steigerungsfähigkeit  der 
Mieten  —  also  in  der  unbefriedigenden  Gestaltung 
des  Wohnungswesens. 

Ein  Mehrwert,  der  unter  solchen  Umständen  entsteht, 
ist  aber  für  Eberstadt  volkswirtschaftlich  kein  Aktivum, 
sondern  unmittelbar  ein  Passivum  der  nationalen  Wirtschaft; 
während  die  wirtschaftlich  —  d.h.  durch  Unterschiede 
der  Lage  und  Beschaffenheit  der  Grundstücke  —  begründeten 
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Grundrentenformen  in  Stadt  und  Land  einen  Vorteil  für  die 
Volkswirtschaft  bedeuten ,  ist  die  spekulative  oder  i  m  - 
materielle  Preissteigerung  ein  schwerer  Schaden,  und 
jede  Mafsnahme  des  Städtebaues,  welche  diese  Schädigung 
fördert  —  wie  insbesondere  schematischer  Bebauungsplan 
und  Mietskaserne  —  ist  daher  zu  bekämpfen. 

Andererseits  gilt  es  zur  Gesundung  unserer  Boden- 
verhältnisse ein  doppeltes :  erstens  das  notwendige  Kapital 
für  die  Bebauung  des  Bodens  und  bauliche  Veränderungen 
(Melioration  im  weitesten  Sinne)  heranzuziehen,  und  zweitens 
die  Verschuldung  zu  Zwecken,  welche  der  Bodenkultur 
entgegengesetzt  sind,  zu  verhindern.  Denn  immer  stehen 
sich  die  beiden  feindlichen  Wertelemente  gegenüber:  „nütz- 
liche Aufwendung"  und  „spekulative  Preistreiberei",  wobei 
die  Bedeutung  der  Spekulation  nicht  nur  in  ihrem  Umfang 
liegt,  sondern  vor  allem  auch  in  dem  Umstände,  dafs  die 
^  Spekulationsbeträge  regelmäfsig  an  erster  Stelle  stehen, 
die  erste  Hypothek  haben,  während  die  Baugelder  erst 
hinter  ihnen  kommen. 

Die  Reform  der  Bodenverschuldung,  ohne  welche 
eine  gründliche  Lösung  der  Wohnungsfrage  in  Deutschland 
nicht  möglich  ist,  soll  daher  nach  Eberstadts  Vorschlägen 
I  von  dieser  tatsächlichen  Scheidung  der  Verschuldung  in 
I  eine  materielle  und  immaterielle  ausgehen  —  es  gilt, 
sagt  er,  diese  in  den  vom  Staate  für  den  Eealkredit  ge- 
schaffenen Institutionen  auch  rechtlich  einzuführen :  wenn  das 
staatliche  Grundbuch  der  immateriellen  Verschuldung  über- 
haupt zugänglich  sein  soll  —  wogegen  Eberstadt  grundsätz- 
lich nichts  einzuwenden  hat  — ,  so  darf  dies  doch  nur  so 
weit  geschehen,  als  dadurch  die  Zwecke  der  Bodenkultur 
nicht  vereitelt  werden;  der  materiellen  Verschuldung  ge- 
bührt also  unter  bestimmten  Voraussetzungen  der  Vorrang, 
während  heute  der  Staat  „das  folgenschwere  Recht  der 
I  grundbuchlichen  Sicherheit  ohne  Rücksicht  auf  das  Rechts- 
.  geschäft  gewährt,  welches  der  hypothekarischen  Forderung 
zugrunde  liegt".    Die  Reform  der  Bodenverschuldung  soll 
also  darin  bestehen,  dafs  die  materielleVer  schuldung 
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bevorzugt  wird,  wie  dies  auf  dem  Gebiete  des  ländlichen 
Hypothekarkredits  schon  in  einzelnen  Fällen  bei  „Meliorations- 
darlehen" der  Rentenbanken  geschehen  ist,  welche  in  ein- 
zelnen Bundesstaaten  entweder  als  Zwangspriorität,  wie  in 
Sachsen,  oder  nach  einem  Aufgebotsverfahren,  wie  in 
Preufsen,  schon  einen  Vorrang  vor  den  anderen  Belastungen 
haben.  Dagegen  hält  Eberstadt  die  Einführung  einer  „Ver- 
schuldungsgrenze" auch  bei  der  städtischen  Verschuldung 
für  untunlich  und  geradezu  nutzlos ,  weil  sie  durch  eine 
entsprechende  fiktive  Steigerung  der  Grundstückspreise 
illusorisch  gemacht  werden  würde. 

In  dieser  ganzen  hier  möglichst  mit  seinen  eigenen 
Worten  wiedergegebenen  Argumentation  Eberstadts  steckt 
ohne  Zweifel  ein  vollständig  richtiger  Gedanke,  aber  er  ist 
in  unrichtiger  Weise  auf  die  Spitze  getrieben  und  verallge- 
meinert, so  dafs  doch  ein  schiefes  und  falsches  Bild  heraus- 
kommt. Und  zwar  hauptsächlich  dadurch ,  dafs  Eberstadt 
den  Unterschied  zwischen  der  städtischen  und  der  länd- 
lich en  Grundrente,  wie  andererseits  das  beiden  Gemeinsame, 
doch  nicht  hinreichend  scharf  erkannt  und  bis  in  die  letzten 
Konsequenzen  verfolgt  hat.  Jener  Unterschied  ist  zunächst, 
wie  schon  betont,  keineswegs  nur  ein  „praktischer"  — 
soll  wohl  heifsen  quantitativer  — ,  sondern  durchaus  ein 
theoretischer  und  qualitativer.  Ich  denke  dabei  nicht  an 
die  gewöhnliche  Unterscheidung  zwischen  ländlicher  und 
städtischer  Grundrente,  dafs  bei  ersterer  Bodenqualität 
und  Lage,  bei  letzterer  nur  die  Lage  m  Betracht  kommen. 
Denn,  wie  gerade  Eberstadts  Arbeiten  uns  gezeigt  haben, 
ist  auch  bei  dem  städtischen  Grundstück  in  seiner  Form 
und  Gröfse,  insbesondere  Breite  und  Tiefe,  ein  diffe- 
renzierendes Moment  vorhanden,  das  der  Fruchtbarkeit  zur 
Seite  gestellt  werden  kann.  Vielmehr  ist  gerade  der  von 
Eberstadt  richtig  erkannte  Unterschied,  dafs  dort  die  Grund- 
rente bei  der  Produktion  von  Wirtschaftsgütern 
entsteht,  hier  dagegen  nicht,  von  viel  weittragenderer  Be- 
deutung, als  er  sie  ihm  zuerkennt. 
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Er  bedeutet  nämlich  zunächst,  dafs  bei  Verpachtung 
bezw.  Vermietung  bei  de-u  ländlichen  Grundstücken  immer 
ein  Fall  von  „Produktivkredit"  vorliegt,  bei  den  städtischen 
nur  bei  Laden-,  Geschäfts-  und  Fabrikations- 
gebäuden bezw.  -Räumen,  während  bei  den  Wohn- 
räumen „Konsumtivkredit"  vorliegt,  und  dafs  die  Grund- 

j  rente  (als  Prioritätsrente)  dort  entsteht  durch  die  Ver- 
schiedenheit der  Produktionskosten  bei  gleichen  Preisen 
der  betreffenden  Produkte,  hier  dagegen  durch  die  höheren 

/  Mieten  bei  gleichbleibenden  Gestehungskosten.  Daher  kommt 
^  ferner  die  ländliche  Grundrente  im  Fall  der  Verpachtung 
auch  dem  Pächter  zu  gute  bis  zur  Erneuerung  der 
Pacht  und  auch  dem  Eigentümer  bei  eigener  Nutzung;  bei 
der  städtischen  aber  ist  beides  wieder  nur  bei  den  zu 
Erwerbszwecken  dienenden  Grundstücken  bezw.  Räumen 
der  Fall,  und  hier  ist  die  Mietsdauer  im  Gegensatz  zur 
ländlichen  Pacht  eine  so  kurze,  dafs  der  Mieter  sich  der 
Grundrente  nicht  lange  erfreuen  kann.  So  dafs  man  wohl 
sagen  kann,  dafs  die  Grundrente  hier  immer  nur  vom  Eigen- 
tümer bezogen  wird;  aber  dieser  erhält  sie  als  wirkliche 
„Rente",  d.  h.  jährliches  Einkommen,  bei  den  Wohnzw^ecken 
dienenden  Grundstücken  nur  im  Fall  der  Vermietung,  nicht 
bei  eigener  Nutzung.  Hier  äufsert  sie  sich  vielmehr  erst 
als  einmaliger  Vermögenszuwachs  im  Fall  des  nächsten 
Verkaufs. 

Aber  noch  ein  anderes  folgt  aus  jenem  Unterschied: 
die  ländliche  Grundrente  (immer  i.  e.  S.,  d.  h.  als  Dilfe- 
rentialrente  verstanden)  ist  in  der  modernen  Volkswirtschaft 
mit  ihrem  vollständig  freien  inneren  Verkehr  eine  nationale 
und  bei  der  modernen  „Handelsfreiheit"  (d.  h.  Fehlen  von 
Einfuhrverboten  und  Prohibitivzöllen,  nicht  Freihandel) 
auch  weiter  eine  internationale,  die  städtische  dagegen 
immer  eine  lokale  Erscheinung.  Das  heifst:  bei  der 
ersteren  liegt  jeweils  nur  ein  quantitatives,  bei  der 
letzteren  aber  ein  qualitatives  Monopol  vor;  oder,  wenn 
wir  diesen  Begriff  logisch  streng  gleich  Ausschlufs  der  Kon- 
kurrenz gebrauchen,  so  haben  wir  bei  den  ländlichen  Grund- 
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stücken  überhaupt  kein  „Monopol",  sondern  nur  eine 
„P  r  i  0  r  i  t  ä  t",  bei  der  städtischen  aber  ein  wirkliches  Monopol 
der  Lage  —  um  weiterhin  nur  von  dieser  zu  sprechen  — 
für  eine  gegebene,  unvermehrbare  Zahl  von  Grundstücken. 
Zunächst  gilt  dies  allerdings  von  den  zu  .Erwerbszwecken 
(Läden,  Geschäftsräumen  usw.)  benützten;  aber  indem  diese 
durch  den  Prozefs  der  „Citybildung"  an  die  Stelle  bisheriger 
Wohnungen  treten,  und  soweit  Teile  der  Bevölkerung  in 
der  Nähe  ihrer  Arbeitsstätte  wohnen  müssen,  wirkt  es  auch 
auf  die  Wohnungen  ganz  unmittelbar  ein.  Dabei  ist  zu  be- 
achten ,  dafs  die  V  e  r  k^h  r  s  m  i  1 1  e  1  —  abgesehen  davon, 
dafs  ihre  Entwicklung  bis  jetzt  tatsächlich  nicht  dazu  hin- 
reicht —  auch  grundsätzlich  zur  Ausgleichung  der  Lage- 
diiferenzen  durch  Herbeischaifung  von  Angebot  aus  un- 
günstigeren Lagen  hier  gar  nicht  diesejbe  Rolle  spielen 
können,  wiej^ei  den  landwirtschaftlichen  Grundstücken,  da 
es  hier  eben  Menschen,  nicht  Güter  sind,  die  sich  einem 
solchen  stets  verlängerten  Verkehr  unterwerfen  müssen,  und 
für  die  das  nicht  nur  eine  Frage  der  Kosten  (hier  Miets- 
preise und  Beförderungskosten) ,  sondern  auch  der  Arbeits-  I 
zeit  und  der  Nerven  ist.  ' 

Zieht  man  nun  aber  die  Konsequenzen  aus  all  diesen 
Unterschieden ,  so  ergibt  sich ,  dafs  die  ländliche  Grund- 
rente i.  e.  S.  (Differentialrente)  in  den  modernen,  vollständig 
besiedelten  Ländern  nur  gelegentlich  bei  neuen  Bahnbauten 
oder  Einführung  neuer  Kulturen  (Zuckerrüben!)  neu  ent- 
steht oder  wächst,  die  städtische  aber  bei  wachsender! 
städtischer  Bevölkerung  von  Tag  zu  Tag  neuj 
entsteht  und  wächst,  und  zwar  auch  ohne  jedes  Zutun 
des  Besitzers  des  Grundstücks  —  ohne  „Melioration"  und 
ohne  „Spekulation", 

Es  gibt  also  keineswegs  nur  eine  Bodenwertsteigerung 
durch  Melioration  (Bebauung,  bezw.  Umbau,  Vergröfse- 
rung  usw.)  oder  durch  Spekulation,  wie  Eberstadt  sagt, 
sondern  auch  einfach  durch  das  Wachstum  der  Stadt, \ 
der  Bevölkerung,  infolge  jenes  Monopolcharakters  des 
städtischen    Grund    und    Bodens,    der  Unvermehrbarkeit 
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bezw.  beschränkten  Vermehrbarkeit  in  gleicher  Lage  — 
d.  h.  also  einfach  durch  das  Entstehen  einer  Grundrente 
als  Prioritätsrente.  Und  die  Wertsteigerung  durch 
Spekulation  beruht  in  letzter  Linie  doch  auch  nur 
auf  dieser  Wertsteigerung,  die  durch  das  Verhältnis  von 
Angebot  und  Nachfrage  —  das  ständige  Steigen  der  Nach- 
frage gegenüber  der  rein  natürlichen  Unmöglichkeit  einer 
gleichen  Steigerung  des  Angebots  —  hervorgerufen  wird: 
sie  eskomptiert  diese  nur,  allerdings  vielfach  zu  früh 
und  zu  stark  und  auch  mitunter  falsch ,  und  sie  beeinflufst 
z.  T.  jenes  Verhältnis,  insbesondere  das  Angebot,  künstlich 
und  bewirkt  dadurch  ein  noch  gröfseres  Steigen  des  Boden- 
wertes —  aber  sie  kann  das  doch  immer  nur  in  einer  sich 
aufwärts  bewegenden  Stadt  mit  wachsender  Be- 
völkerung. Im  luftleeren  —  oder  vielmehr  menschen- 
leeren —  Raum,  kann  die  Spekulation  nicht  existieren. 

Aus  diesem  Grunde  sind  die  Mieten  einerseits  in 
den  verschiedenen  Städten  ceteris  paribus  um  so 
höher,  je  gröfser  die  Nachfrage  ist,  d.  h.  je  gröfser  die 
Bevölkerung  der  Stadt  ist^  und  andererseits  sind  sie 
in  derselben  Stadt  bei  wachsender  Bevölkerung  natur- 
gemäfs  in  stetigem  Steigen  begriffen.  Das  Steigen 
der  Mieten  in  einer  Stadt  ist  also  keineswegs  nur  ein 
Produkt  der  Spekulation,  sondern  bis  zu  einem  gewissen 
Mafs  eine  ganz  natürliche  unvermeidliche  Erscheinung: 
die  Mieten  an  derselben  Stelle,  in  derselben  Lage  können 
in  einer  wachsenden  Stadt  gar  nicht  ^stabil  bleiben,  sie 
müssen  wachsen,  allerdings  nur  langsam  und  allmählich; 
daran  kann  auch  durch  Verkehrsmittel  prinzipiell  nichts 
geändert  werden. 

Es  mufs  m.  E.  einmal  ausgesprochen  werden,  dafs  es 
in  den,  um  mit  Patten  zu  sprechen,  „dynamischen"  Ver- 
hältnissen unserer  Volkswirtschaft  eine  Utopie  ist, 
stabile,  unstei gerbare  Mieten  anzustreben.  Der 
natürliche  Vorgang  des  Steigens  bei  steigender  Bevölkerung 
kann  nur  einigermafsen  aufgehalten  werden  durch  zu- 
nehmende Überfüllung  derselben  Wohnung  oder ,  und  auch 
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das  jeweils  nicht  ganz,  durch  zunehmende  Überbauung, 
d.  h.  Stockwerkszahl  in  derselben  Lage.  Begrenzt  man 
aber  beides,  wie  man  es  aus  gesundheitlichen  und  anderen 
Gründen  tun  muls  und  heute  schon  vielfach  tut,  dann  hört 
diese  Gegenwirkung  bald  auf. 

Auch  die  Baugenossenschaften  werden  diese  Un- 
möglichkeit, in  einer  wachsenden  Stadt  auf  demselben  Platz 
dieselben  Mieten  dauernd  beizubehalten,  noch  einmal  früher 
oder  später  —  naturgemäfs  erst  nach  einer  längeren  Zeit  — 
an  sich  erfahren  und  werden  gut  tun,  sich  beizeiten  darauf 
einzurichten.  Das  heifst:  ilire  Häuser  dürfen  nicht  zu 
massiv  und  kostspielig  wie  für  die  Ewigkeit  gebaut  werden: 
Denn,  wenn  sie  nicht  von  Anfang  an  weit  draufsen  errichtet 
worden  sind,  was  mit  Rücksicht  auf  die  Mitglieder  nicht  zu 
geschehen  pflegt,  oder  nicht  sofort  als  Mietskasernen  mit 
der  höchsten  in  der  Stadt  überhaupt  zulässigen  Stockwerks- 
zahl erbaut  worden  sind,  wird  früher  oder  später  einmal 
für  sie  der  Augenblick  kommen,  wo  der  gestiegene  Wert  des 
Grund  und  Bodens  eine  ergiebigere  Ausnützung  verlangt 
und  das  Wohnen  in  den  drei-  oder  viergeschossigen  Genossen- 
schaftshäusern einen  prinzipiell  ähnlichen  Luxus  bedeutet, 
wie  die  Erhaltung  eines  kleinen  zweistöckigen  alten  Familien- 
hauses in  einer  Hauptverkehrs-  und  -geschäftsstrafse  einer 
modernen  Grofsstadt  oder  einer  einzelstehenden  Villa  in 
einer  Strafse  von  Mietspalästen. 

Dieser  Prozefs  wird  ferner  —  und  auch  das  mufs  man 
sich  klar  machen  —  ohne  Zweifel  durch  eine  zunehmende 
Einführung  der  Besteuerung  nach  dem  gemeinen 
Wert  noch  beschleunigt  werden.  Denn  ihre  Wirkung  be- 
schränkt sich  natürlich  nicht  auf  unbebaute  Grundstücke 
und  deren  spekulative  Zurückhaltung,  sondern  erstreckt  sich 
auch  auf  das  spekulative  oder  nicht  spekulative  Zurückhalten, 
das  in  der  Konservierung  alter  niedriger  Häuser  inmitten 
von  Mietskasernen  liegt.  Die  Besteuerung  nach  dem  ge- 
meinen Wert  wird  also  notwendig  dazu  führen,  in  den  Innen- 
bezirken die  Stockwerkszahl  der  Häuser  zu  steigern. 
Dem  naturgemäfsen  Steigen  der  Mieten  kann  daher  vielmehr 
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erfolgreich  nur  durch  eine  Vermehrung  der  städtischen 
Zentren,  durch  Dezentralisierung  der  städtischen 
Bevölkerung  und  Industrie,  entgegengewirkt  werden, 
und  darin  liegt  die  grofse  Bedeutung  der  modernen 
„Gartenstadtbewegung"*. 

Also  nicht  das  Steigen  der  Mieten  überhaupt  ist 
unnatürlich ,  ungesund  und  ein  Produkt  der  Spekulation : 
/nicht  dafs  dieselbe  Wohnung  in  derselben  Lage  teurer  wird, 
^  sondern  nur  dafs  sie  absolut  in  der  ganzen  Stadt  teurer  wird, 

^  also  auch  nicht  weiter  draufsen  (und  immer  weiter  draufsen) 
zu  demselben  Preis  zu  haben  ist  —  indem  einfach  eine  fort- 
schreitende Hinausdrängung  der  Wohnbevölkerung  aus  der 
inneren  Stadt  bei  gleichbleibenden  Mieten  für  dieselbe 
Wohnung  erfolgt  — ,  und  dafs  ein  so  rasches  und 
starkes  Steigen  in  derselben  Lage  stattfindet,  wie 
beispielsweise  in  Deutschland  im  letzten  Jahrzehnt,  das  nicht 
allein  auf  der  Vermehrung  der  städtischen  Bevölkerung  be- 
ruht, sondern  auch  noch  auf  anderen  Ursachen,  wie  z.  B. 
dem  Steigen  des  Zinsfufses  und  der  Ausnützung  einer  jeden 

^  Steigerung  der  Kaufkraft  des  Mieters. 

Ein  solches  nicht  natürliches  Steigen  der  Mieten  ist 
nun  allerdings,  darin  hat  Eberstadt  Recht,  eine  Folge  der 
übermäfsig  groJsen^V  e  r  s  c  h  u  1  d  u  n  g  des  Grund  und  Bodens : 
eine  so  übermäfsige  Anspannung  des  Kredits,  die  Möglich- 
keit, mit  so  geringer  Anzahlung,  wie  heute  in  der  Regel, 
Grundstücke  und  namentlich  Häuser  zu  erwerben  —  gleich- 
viel ob  dabei  Spekulation  vorliegt  oder  nicht  — ,  dafs  der- 
jenige, welcher  50  000  Mark  Kapital  hat,  dafür  vorteilhafter 
fünf  Häuser  a  60  000  Mark  mit  je  10000  M.  Anzahlung  er- 
wirbt, als  eines  in  gleichem  Wert  mit  50  000  Mark  Anzahlung 
und  dafs  es  vorteilhafter  ist,  ein  verschuldetes  als  ein  un- 
verschuldetes Haus  zu  haben,  weil  ersteres  leichter  verkäuf- 
lich ist,  —  das  sind  allerdings  abnorme  Zustände,  welche 

/  die  heutige  fehlerhafte  Organisation  unseres 

/  städtischen  Realkredits  gezeitigt  hat,  und  die  es  zu 
beseitigen  gilt,  da  sie  volkswirtschaftlich  nur  nachteilig  sind. 
Denn  daraus  entspringt  jener  kapitalschwache  Hausbesitzer, 
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der  tatsächlich  nur  ein  Strohmann,  ein  Hausverwalter  seiner 
Gläubiger  ist  und  der  bei  jedem  Steigen  d.es  Zinsfufses  ge- 
zwungen ist,  die  Miete  zu  steigern,  und  aus  eigener  Not,  j 
nicht  aus  besonderer  Bosheit,  jede  Einkommensvermehrung  j 
seiner  Mieter  ebenso  ausnützt. 

Allein  diese  Verschuldung  ist  nach  dem  Gesagten  auch 
nicht  nur  entweder  „Meliorations"-  oder  „Spekulations- 
verschuldung"; es  gibt  vielmehr  eine  Verschuldung,  bezw. 
Vermehrung  der  Verschuldung,  die  weder  auf  Melioration 
noch  auf  Spekulation  beruht,  sondern  einfach  auf  dem 
durch  objektive  Verhältnisse  ohne  jede  Einwirkung  des 
Besitzers  erfolgenden  Steigen  des  Bodenwerts.  Über 
Nacht  wächst  ja  in  den  günstigen  Lagen  der  Wert  eines 
Grundstücks  einfach  durch  die  wachsende  Nachfrage  nach 
Läden  oder  Wohnungen  in  dieser  Gegend  infolge  der 
wachsenden  Bevölkerung  —  das  ist  ja  der  wahre  „un- 
verdiente Wertzuwachs" ,  der  nicht  einmal  durch  geschickte 
Spekulation  des  Besitzers  „verdient"  ist,  sondern  als  reiner 
Konjunkturgewinn  sich  darstellt.  Wird  nun  ein  solches 
Grundstück  bezw.  Haus  verkauft  und  von  dem  Käufer  seinem 
gestiegenen  Werte  gemäfs  höher  mit  Hypotheken  belastet,  ^yk^U^J  ^ 
so  haben  wir  eine  Zunahme  der  Verschuldung,  die  weder  auf 
Melioration,  noch  auf  Spekulation  beruht.  1" 

Da  nun  aber  beim  Besitzwechsel  das  Motiv  nicht  äufser- 
lich  zu  erkennen  ist  —  ob  zur  Spekulation  oder  zur  eigenen 
Nutzung  gekauft  wird  — ,  und  nicht  festgestellt  werden  kann, 
ob  die  dabei  zutage  tretende  Wertsteigerung  eines  Grund- 
stücks auf  Spekulation  oder  auf  jener  natürlichen  Wertsteige- 
rung beruht,  so  kann  man  m.  E.  ni^t  zwischen  „Meliorations"-  I 
und  „Spekulationsverschuldung"  unterscheiden ,  sondei'n  nur  ' 
zwischen    Meliorations-    und    Besitz wechselver-  ^ 
schul  du ng  (oder  Restkaufschillingsverschuldung)  ähnlich  ' 
wie  bei  der  Landwirtschaft. 

Für  die  praktischen  Konsequenzen  bedeutet  dies  indessen 
keinen  Unterschied.  Denn  auch  so  ist  —  solange  man  nicht 
radikaler  in  die  Organisation  des  städtischen  Realkredits 
durch  vollständige  Verstaatlichung  oder  Verstadtlichung  des- 


selben  eingreifen  will  —  zur  Gesundung  unserer  Boden- 
und  Wohnungsverhältnisse  zunächst  neben  direkter  positiver 
Förderung  die  Bevorzugung  der  Meliorationsverschuldung  auch 
vor  der  Besitzwechselverschuldung  und  eine  Beschränkung 
und  Erschwerung  der  letzteren  zu  fordern.  Wie  dies 
juristisch  möglich  ist,  soll  hier  nicht  untersucht  werden,  da 
Eberstadt  selbst  hierüber  bis  jetzt  keine  näheren  Angaben 
gemacht  hat.  Dagegen  darf  wohl  hervorgehoben  werden, 
dafs  die  neuesten  Bestrebungen,  Institutionen  zur  Sicherung 
der  zweiten  Hypotheken  zu  schaffen,  schon  einen  wichtigen 
Sehritt  in  der  ersteren  Richtung  bedeuten. 

Unsere  kritische  Untersuchung  ist  also  eine  rein 
akademische,  aber  sie  will  den  Eberstadtschen  Vorschlag 
von  seiner  mangelhaften  Begründung  befreien,  die  ihm 
jetzt  zu  schaden  geeignet  ist,  und  ihn  dadurch,  wie  wir 
hoffen,  in  der  wirksamsten  Weise  unterstützen  und  damit 
der  in  Deutschland  heute  notwendigsten  Beform  auf  dem 
Gebiet  der  Wohnungsfrage  die  Wege  ebnen. 


Zweiter  Teil. 

Kommunale  Wohnungsreform  in  England  und  Schottland. 

(1903.) 

Is  it  well  that  while  we  ränge  with  science  glorying  in  the  time, 
City  children  soak  and  blacken  soiil  and  sense  in  city  slime? 
There  among  the  glooming  alleys  progress  halts  on  palsied  feet, 
Crime  and  hunger  cast  our  maidens  by  the  thousand  on  the  street. 
There  the  master  scrimps  the  haggard  sempstress  of  her  daily 
bread, 

And  a  single  sordid  attic  holds  the  living  and  the  dead. 
There  the  smould'ring  fire  of  fever  creeps  across  the  rotted  floor, 
And  the  crowded  couch  of  incest  in  the  warrens  of  the  poor. 

Tennyson. 


Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage. 


8 


L 


Einleitung. 


Zwischen  England  und  Deutschland  besteht,  wie  ich 
schon  einmal  hervorgehoben  habe^,  auf  dem  Gebiete  der 
Wohnungsfrage,  wie  bei  allen  Fragen  der  praktischen  Politik, 
der  Unterschied,  dafs  in  Deutschland  über  alle  Reformen 
zuerst  sehr  lange  geredet  und  geschrieben  und  dann  erst 
allmählich  zögernd  und  vorsichtig  gehandelt  wird,  während 
man  in  England  zuerst  handelt  und  dann  —  sehr  viel 
weniger  darüber  redet  und  sehreibt.  So  ist  es  auch  bei  der 
kommunalen  Wohnungsreform.  Während  man  in 
Deutschland  sich  noch  theoretisch  darüber  abstreitet,  ob  die 
Gemeinden  die  Aufgabe  haben,  in  die  Lösung  der  Woh- 
nungsfrage direkt  einzugreifen,  insbesondere  durch  eigene 
Produktion  von  Wohnungen,  haben  die  gröfsten  Städte  in 
England  und  Schottland  dies  schon  seit  Jahrzehnten  in  er- 
heblichem Umfang  getan,  und  erst  jetzt  beginnt  man  dort 
über  die  Berechtigung  und  Richtigkeit  dieses  Vorgehens 
zu  diskutieren. 

Freilich  wurden  sie  auch  durch  die  Not  viel  früher  ge- 
zwungen, sich  mit  der  Wohnungsfrage  energisch  zu  be- 
schäftigen. Denn  diese  hat  zwar  in  England  bis  heute 
nicht  den  Umfang  erlangt  wie  in  Deutschland,  wo  sie  zu 
einer  allgemeinen,  nahezu  alle  Klassen  der  Bevölkerung 
treffenden  Kalamität  geworden  ist,  sondern  ist  bis  heute  im 
wesentlichen  spezielle  oder  Ar  heiter  Wohnungsfrage 

8* 
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geblieben.  Aber  als  solche  ist  sie  in  England  nicht  nur  viel 
früher  entstanden  als  in  Deutschland  —  entsprechend  seiner 
früheren  industriellen  Entwicklung  — ,  sondern  sie  hat  auch 
durch  den  hohen  Grad  der  letzteren  in  den  grofsen  eng- 
lischen Industriestädten  eine  Intensität  und  numerische  Aus- 
dehnung erlangt,  wie  kaum  in  einem  anderen  Lande,  und 
vor  allem  die  Riesenstadt  London  mit  ihren  4V2  Millionen 
Einwohnern  hat  für  sich  allein  eine  Wohnungsfrage  der 
unteren  Klassen,  die  gröfser  und  schwieriger  ist  als  die 
ganzer  kontinentaler  Staaten.  Einige  Zahlen  aus  der  eng- 
lischen Wohnungsstatistik  mögen  das  Gesagte  illustrieren. 

Nach  der  Zählung  von  1892  gab  es  in  England  und 
Wales  6131001  Wohnungen  oder  Haushalte  (homes)  mit 
29  002  525  Personen;  von  diesen  Wohnungen  waren  286964 
einzimmerig,  697  322  zweizimmerig,  756756  dreizimmerig, 
1 464  681  hatten  vier  Räume  und  2  925  278  sogar  fünf  Räume 
oder  mehr.  Diese  Zahlen  sind  ganz  verblüffend,  wenn  man 
sie  mit  den  kontinentalen ,  speziell  den  deutschen  Verhält- 
nissen vergleicht,  und  zeigen  auf  das  schlagendste,  wie  viel 
höher  im  ganz en  die  Befried igung  des  Wohnungs- 
bedürfnisses im  englischen  Volke  ist.  Allerdings 
mufs  dabei  die  aufserordentliche,  für  die  deutschen  Begriffe 
oft  unerträgliche  Kleinheit  der  einzelnen  Räume  oder  Zimmer 
in  Rechnung  gestellt  werden.  Dementsprechend  ist  auch 
der  Begriff  der  „Überfüllung"  dort  ein  ganz  anderer 
als  bei  uns:  es  gilt  nämlich  schon  jede  Wohnung  als  über- 
füllt, in  der  mehr  als  zwei  erwachsene  Personen  (zwei  Kinder 
unter  zwölf  Jahren  gleich  einem  Erwachsenen)  auf  einen 
Raum  kommen,  während  sie  auf  dem  Kontinent  erst  bei  vier 
oder  gar  sechs  Personen  pro  Raum  beginnt.  In  diesem 
englischen  Sinne  ist  nun  aber  die  Übervölkerung  bei  den 
untersten  Klassen  in  den  gröfseren  englischen  Städten  heute 
eine  sehr  bedeutende,  und  sie  wird  natürlich  um  so  stärker 
empfunden,  als  der  nationale  Wohnstandard  im  übrigen  ein 
so  hoher  ist. 

In  ganz  England  und  Wales  wurde  die  Zahl  der 
in  solchem  Zustande  der  Überfüllung  wohnenden  Familien 
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1891  auf  481653  mit  3  258044  Personen  geschätzt,  d.  i. 
11,23  ^/o  der  Bevölkerung.  In  London  lebten  1891 
386489  Personen  in  172  502  einzimmerigen  Wohnungen  (in 
Berlin  1895:  710322  in  202  943  Wohnungen  mit  nur  einem 
heizbaren  Zimmer,  neben  10  403  Personen  in  Wohnungen 
ohne  alle  Heizgelegenheit!).  1901  ist  ihre  Zahl  zwar  auf 
304  874  in  149  524  Wohnungen  gesunken,  während  die  Zahl 
der  Bew^ohner  von  zwei-  bis  vierzimmerigen  Wohnungen  ge- 
stiegen ist,  so  dafs  also  hier  unstreitig  eine  gewisse  Ver- 
minderung der  schlimmsten  Verhältnisse  durch  die  im 
folgenden  zu  besprechenden  Reformen  bewirkt  worden  ist; 
allein  im  ganzen  hat  die  Übervölkerung  in  diesen  letzten 
zehn  Jahren  zugenommen ,  und  von  2  449  789  Personen ,  die 
in  London  ein-  bis  vierzimmerige  Wohnungen  bewohnen 
(mehr  als  die  Hälfte  der  ganzen  Bevölkerung  von  4536541), 
wohnen  jetzt  nahezu  1250000  in  solchen  überfüllten  W^oh- 
nungen.  Und  auch  in  den  fünf-  und  mehrzimmerigen  W^oh- 
nungen  dürfte  viel  Überfüllung  vorhanden  sein,  die  von  dem 
Zensus  gar  nicht  erfafst  wird.  Jene  304874  Bewohner  der 
149  524  einzimmerigen  Wohnungen  aber  verteilten  sich  1901 


wie  folgt: 

60  421  Personen  lebten 

zu  1 

in  einem  Baume 

96  682 

-  2 

71040 

-  3 

45116 

-  4 

20005 

-  5 

7  542 

-  6 

2  688 

-  7 

824 

-  8 

351 

-  9 

100 

-  10 

33 

-  11 

72 

-  12 

oder  mehr  in  einem  Raum 

304874  Personen. 


Im  ganzen  sind  in  London  27  ^/o  der  einzimmerigen  und  \ 
25 ^/o  der  zweizimmerigen  Wohnungen  überfüllt:  aber  dies  A 
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ist  nur  die  Durchschnittsziffer  der  ganzen  Riesenstadt,  in 
den  Stadtteilen  mit  der  ärmsten  Bevölkerung  sind  die  Ziffern 
viel  höher:  so  in  Stepney,  dem  Quartier  der  armen  jüdischen 
/  Bevölkerung,  45 ^/o  bei  den  einzimmerigen ,  40%  bei  den 
zweizimmerigen,  in  Bethnal  Green  38  bezw.  33  ^/o. 

Die  Provinzstädte  haben  z.  T.  relativ  noch  schlim- 
mere Wohnungszustände.  So  betrug  die  Übervölkerung 
1891  in  Gateshead  40  %,  Newcaötle  35%,  Sunderland  32%, 
Hebburn  55  ^/o,  Felling  52  ^/o,  Yarrow  46  ^/o,  Northumberland 
38%,  Durham  34%.  Liverpool  hat  3288  Kellerwohnungen 
mit  11000  Bewohnern  und  1432  Höfe  und  Sackgassen 
(Alleys),  deren  Häuser  nach  der  offiziellen  Beschreibung 
ohne  Luft  und  Sonne,  in  ruinösem  Zustand  und  von  Schmutz 
starrend  sind. 

In  Schottland  ist  der  Wohnstandard  schon  erheblich 
j  niedriger  als  in  England :  es  lebten  hier  1891  von  im  ganzen 
874007  Familien  535168  in  193337  einzimmerigen  und 
341831  in  zweizimmerigen  Wohnungen,  und  von  diesen  waren 
nahezu  50^/o  überfüllt.  Nach  dem  Zensus  von  1901  wohnten 
in  den  schottischen  Städten  295  515  Personen  in  überfüllten 
Einzimmerwohnungen  und  883094  Personen  in  überfüllten 
Zweizimmerwohnungen,  und  zwar  unter  den  ersteren 


74832  zu  3  in  einem  Raum 

71880  -  4  -  - 

60235  -  5  -  - 

40272  -  6  -      -  - 

24269  -     7   -  - 

12512  -  8  -  - 

4752  .  9  -  - 

1940  -  10  - 

595  -  11  - 

228  -  12  oder  mehr  in  einem  Raum 


und  unter  den  letzteren 


205  665  zu    5  in  zwei  Räumen 
202098  -     6  -  - 
178045   -     7  -     -  - 
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133352  zu  8  in  zwei  Käumen 
8G445  -     9  -  - 
46  740  -   10  -  - 
20273  -   11   -  - 

10  476  -  12  oder  mehr  in  zwei  Räumen 
und  das  in  den  kleinen  Räumen! 

In  Glasgow,  der  zweitgröfsten  Stadt  des  Vereinigten 
Königreichs,  lebten  rund  100000  Personen  oder  Vs  der  ganzen 
Bevölkerung  in  einzinimerigen  Wohnungen ;  32  709  ein- 
zimmerige  Wohnungen  („houses"  heifsen  sie  in  Schottland  — 
eine  grimmige  Ironie!)  haben  im  Durchschnitt  3,18  Personen 
pro  Raum,  70784  2,46.  Nach  dem  Zensus  von  1901  lebten 
91 205  Personen  in  überfüllten  Einzimmerwohnungen  und 
194284  in  überfüllten  Zweizimmerwohnungen.  „Nirgends," 
sagt  eine  englische  Broschüre,  „ist  das  Problem  herz- 
brechender als  in  Schottland,  weil  das  Volk  hier  ein  Ver- 
gnügen darin  findet,  sich  in  kleinen  Wohnungen  zusammen- 
pferchen zu  lassen."  Strafsen  wie  die  berühmte  High  Street 
in  dem  herrlichen  Edinburgh  gehören  zu  den  elendsten  im 
ganzen  Königreich ;  hier  findet  man  auch,  und  gar  nicht  aus 
der  neuesten  Zeit,  hohe  Mietskasernen  wie  auf  dem  Kontinent. 
Doch  ist  die  Überfüllung  im  ganzen  hier  wesentlich  geringer 
als  in  Glasgow :  nämlich  nach  dem  Zensus  von  1901 
17  399  Personen  in  Einzimmer-  und  57 193  in  Zweizimmer- 
wohnungen. 

In  Irland  werden  die  Häuser  nach  ihrer  Qualitäten 
vier  Klassen  geteilt,  und  waren  darnach 

62  613  Häuser  der    I.  Klasse, 
454870      -        -     II.  - 
359  308      -        -   III.  - 
und  55  322      -        .    iv.  - 

vorhanden,  unter  den  letzteren  20617  Lehmhütten.  Im 
ganzen  ist  der  Standard  der  Häuser  hier  noch  erheblich 
niedriger  als  im  übrigen  Vereinigten  Königreich,  und  Dublin, 
die  Hauptstadt  von  Irland,  hat  einige  der  schlimmsten 
„slums"  im  ganzen  Königreich. 
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Fast  noch  schlimmer  als  die  Übervölkerung  ist  aber 
die  beispiellose  Verwahrlosung  und  der  unglaubliche 
Schmutz  der  Häuser  in  den  überfülltesten  Quartieren,  eben 
diesen  „slums",  in  welchen  die  niedrigste  Klasse  der  Be- 
völkerung, meist  hausindustrielle  Arbeiter  und  Gelegenheits- 
arbeiter, zusammen  mit  arbeitsscheuem  Gesindel  usw.  in 
einer  allen  Anforderungen  der  Hygiene  und  Moral  hohn- 
sprechenden Weise  zusammengepfercht  in  unbeschreiblichem 
Schmutz  und  Elend  lebt;  sie  sind  in  ihrer  Art  auch  eine 
Eigentümlichkeit  Englands  und  finden  höchstens  in  einigen 
Hafenstädten  des  Kontinents  annähernd  ihresgleichen  ^.  Was 
sie  aber  auch  von  den  entsprechenden  Quartieren  in  diesen 
vollständig  unterscheidet,  und  dem  kontinentalen  Besucher 
am  meisten  an  ihnen  auffällt,  ist  die  geringe  Stockwerks- 
/  zahl  der  Häuser.  ^ 

Die  englischen  Städte  sind  ja  —  infolge  des  möglichst 
langen  Festhaltens  an  der  nationalen  Sitte  des  Einzel- 
hauses auch  in  den  Städten  —  überhaupt  sehr  weitläufig 
und  niedrig  gebaut,  und  selbst  in  London  vollzieht  sich 
erst  jetzt  in  den  Hauptverkehrs-  und  Geschäftsstr  af sen 
eine  allgemeine  Ersetzung  der  älteren  schlichten  uniformen 
zwei-  und  dreistöckigen  Häuser  mit  schmaler  Front  von 
wenig  Fenstern  durch  grofse,  architektonisch  reich  ausge- 
stattete vier-  und  fünfstöckige  Paläste,  wie  sie  die  kontinen- 
talen Grofsstädte  schon  seit  Jahrzehnten  haben.  Die  hinter 
und  zwischen  den  grofsen  Verkehrs-  und  Geschäftsstrafsen 
liegenden  Quartiere,  und  auch  die  slums  aber  bestehen  durch- 
j  gängig  aus  zwei-  höchstens  dreistöckigen  absolut  kasten- 
förmigen,  rauchgeschwärzten  und  verkommenen  Backstein- 
oder selbst  Holzhäusern,  und  die  starke  Übervölkerung 
dieser  Quartiere  wird  also  nicht  durch  Mietskasernen,  sondern 
nur  durch  die  Überfüllung  der  einzelnen  kleinen  Bäume 
und  die  zahllosen  bebauten  Höfe  und  Sackgäfschen  bewirkt. 
Eine  in  den  nördlichen  Fabrikstädten  dabei  besonders  häufige 
und  sanitär  besonders  nachteilige  Bauform  sind  die  soge- 
nannten „back-to-back-houses" :  Doppelreihen  von  Häusern, 
die  auf  zwei  verschiedene  parallele  Gassen  oder  Höfe  münden 
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und  Kücken  an  Rücken  stofsen,  so  dafs  eine  Durchlüftung 
der  Wohnungen  unmöglich  ist. 

Diese  ÜherfüUung  der  Wohnungen  der  unteren  Klassen 
wurde  in  England  wie  überall  hervorgerufen  durch  das  be- 
ständige Einströmen  der  Bevölkerung  in  die  Städte  —  in 
London  nicht  nur  aus  dem  Inlande,  sondern  aus  der  ganzen 
Welt  — ,  mit  dem  die  Bautätigkeit  hier  aus  später  zu  be- 
sprechenden Gründen  noch  weniger  Schritt  gehalten  hat  als 
anderswo.  Eine  besonders  ungünstige  Bedeutung  hat  in  j 
London  im  letzten  Jahrzehnt  die  starke  Einwanderung  von 
Juden  aus  dem  Osten  Europas  gehabt.  An  einen  sehr 
niedrigen  Wohnstandard  von  der  Heimat  her  gewöhnt  und 
dem  Herden-  und  Familientrieb  ihrer  Rasse  folgend  haben  sie 
sich  in  gewissen  Strafsen  und  Stadtteilen  mit  einer  der  eng- 
lischen Bevölkerung  früher  unbekannten  Überfüllung  der 
Wohnungen  zusammengedrängt,  die  ihnen  ermöglicht,  höhere 
Mieten  zu  zahlen  und  so  jene  herauszudrängen.  Dadurch 
haben  sie  z.  T.  allerdings  bisher  verrufene  Quartiere  von  ihrer 
ganz-  oder  halbkriminellen  Bevölkerung  befreit,  aber  zu- 
gleich das  Mafs  der  Überfüllung  sehr  gesteigert  und  den 
Wohnstandard  der  anständigen  Bevölkerung  erheblich  herab- 
gedrückt ^.  In  jüngster  Zeit  finden  wir  auch  die  erfolgreichen 
unter  ihnen  vielfach  als  Bodenspekulanten  und  Hausherren, 
eine  —  wie  ihre  Glaubensgenossen  selbst  betonen  —  sehr  wenig 
erfreuliche  Erscheinung*. 

Neben  der  Zuwanderung  hat  aber  in  London  vor  allem 
noch  ein  anderer  Faktor  die  heutige  Wohnungsnot  seiner 
unteren  Klassen  geschaffen:  der  in  London  zuerst  und  bis 
jetzt  weitaus  am  stärksten  eingetretene  Prozefs  der  City- 
bildung. Folgende  Ziffern  geben  ein  Bild  dieser  grofsen 
Bevölkerungsbewegung : 

1801  1896 

City  von  London 

Bevölkerung  128129  31083 
bewohnte  Häuser    17  190  5329 

Grafschaft  London 

Bevölkerung  830659  4401935  / 
bewohnte  Häuser  119198  548551 
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Gegenüber  dem  kolossalen  Wachstum  der  äufseren  Stadt- 
teile nehmen  im  Stadtinnern  —  auch  in  einigen  zentralen 
Kirchspielen  der  Grafschaft  London  —  die  Wohnungen 
dadurch  immer  mehr  ab  (und  zwar  sehr  viel  mehr  als  die 
Statistik  der  bewohnten  Häuser  erkennen  läfst),  und  doch 
ist  ein  grofser  Teil  der  arbeitenden  Bevölkerung,  und  zwar 
gerade  der  ärmste,  mit  dem  Hafen  zusammenhängende 
darauf  angewiesen,  dort  zu  wohnen.  Neben  der  allgemeinen 
industriellen  und  kommerziellen  Entwicklung,  welche  diese 
fortschreitende  Verdrängung  von  Wohnhäusern  durch  Fabriken, 
Geschäfts-  und  Lagerhäuser  verursacht,  haben  vor  allem  auch 
die  Erweiterungs-  und  Bahnhofsanlagen  der  vielen  in  London 
mündenden  Eisenbahngesellschafteu  in  der  gleichen  Richtung 
gewirkt.  Zwar  wurde  diesen  seit  langem  durch  das  die  be- 
treffende Anlage  genehmigende  Spezialgesetz  die  Ver- 
pflichtung auferlegt,  die  vertriebene  Bevölkerung  wieder 
anderswo  event.  durch  eigene  Bauten  unterzubringen,  aber 
diese  Vorschrift  ist  speziell  in  London,  wie  neuere  Unter- 
suchungen gezeigt  haben,  meist  umgangen  worden  ^,  und  wo 
sie  wie  z.  B.  in  Glasgow  durchgeführt  wurde,  haben  in 
den  neuerbauten  besseren  Häusern  nur  die  wohlhabenderen 
Bestandteile  der  vertriebenen  Bevölkerung  Unterkunft  ge- 
funden. 

All  dies  hat  ein  fortgesetztes  Steigen  der  Mieten  ver- 
ursacht oder  doch  ermöglicht.  In  London  sollen  46  ^/o  der 
arbeitenden  Klassen  von  einem  Viertel  bis  zu  einem  Drittel 
ihres  Einkommens  für  Miete  ausgeben,  weitere  42 ^/o  ein 
Fünftel  bis  ein  Viertel,  die  „oberen  zehn"  Prozent  ein 
Siebentel.  In  Bethnal  Green  haben  sich  die  Mieten  in  den 
letzten  acht  Jahren  mehr  als  verdoppelt,  in  Poplar  sind  in 
fünf  Jahren  die  Wohnungen  mit  drei  Räumen  von  3/6  auf  5 
und  6  sh,  solche  mit  sechs  Räumen  von  11  auf  15  sh  die 
Woche  gestiegen ;  in  Stepney  und  Whitechapel  sind  in  zwei 
Jahren  (1898—1900)  Mietssteigerungen  von  13  auf  18  sh,  von 
11/6  auf  16  sh,  ja  von  9/6  auf  16  sh  und  von  5/6  auf  10/6 
eingetreten;  zweizimmerige  Wohnungen,  die  10  sh  gekostet 
hatten,    sind    auf    16—21    sh  gestiegen-,    in  Plumstead, 


Bermondsey  und  anderen  Teilen  Londons  beträgt  die 
Steigerung  50  "/o.  Durch  diese  Mietssteigerungen  wird  nun 
in  der  Weise  eine  Herabdrückung  des  Wohnstandards  herbei- 
geführt, dafs  der  bisherige  Bewohner  einer  dreizimmerigen 
Wohnung  sich  auf  eine  zweizimmerige  beschränkt,  der  Be- 
wohner der  letzteren  auf  eine  einzimmerige ,  und  Hunderte 
von  Bewohnern  einzimmeriger  Wohnungen  mit  ihren  Familien 
in  das  gemeinsame  Logierhaus  getrieben  werden.  Und  so 
entsteht  die  oben  geschilderte  Übervölkerung,  die  heute 
so  grofs  ist  wie  noch  niemals  in  England  —  wo  früher 
G  Personen  auf  ein  Haus  kamen,  sind  es  heute  durchschnitt- 
lich 24  — ,  und  noch  nie  waren  die  Mieten  so  hoch  wie 
heute  ^. 

Durch  diese  Überfüllung  ist  es  nun  auch  ganz  unmög- 
lich geworden,  die  in  England  bekanntlich  schon  früh  — 
durch  den  Public  Health  Act  von  1875  —  geschaffene 
Wohnungsinspektion  und  Wohnungspfiege  wirklich  er- 
folgreich durchzuführen,  die  Wohnungsnot  ist  zu  grofs.  Nach 
einer  Schätzung  Steadmans  müfsten  4  —  500  000  Zimmer 
oder  50—60000  achtzimmerige  Häuser  gebaut  werden,  um 
diejenigen  unterzubringen,  die  heute  in  Verhältnissen  wohnen, 
welche  dem  Gesundheitsgesetz  widersprechen.  Dabei  werden 
in  dem  besonderen  Londoner  Gesundheitsgesetz  nur  400  Kubik- 
fufs  Luftraum  für  die  Person  vorgeschrieben,  während  auf 
jeden  Soldaten  in  der  Armee  600,  auf  jeden  Polizisten  450 
und  auf  jeden  Insassen  eines  Arbeitshauses  (Armenhauses) 
500  kommen  müssen. 

Die  Folgen  dieser  Zustände  für  die  Volksgesundheit  treten 
in  erschreckender  Weise  in  der  Sterblichkeitsrate  der 
slums  zu  tage :  sie  erreicht  in  einigen  die  Höhe  von  40  pro 
yiiWe  —  die  Gesamtsterblichkeit  der  englischen  Armee  in 
Südafrika !  — ,  ja  die  Kindersterblichkeit  sogar  eine  solche 
von  über  200.  Man  kann  sagen ,  dafs  fast  in  jedem  slum 
der  gröfseren  Städte  wie  London,  Glasgow,  Manchester, 
Salford,  Dublin,  Liverpool,  Edinburgh,  Dundee  eines  von  je 
fünf  neugeborenen  Kindern  im  ersten  Lebensjahre  und  die 
Hälfte  während  der  ersten  fünf  Lebensjahre  stirbt.  Natür- 
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lieh  ist  diese  Sterblichkeit  nicht  ausschliefslich  auf  die 
Wohnungsverhältnisse  zurückzuführen,  aber  doch  zum  gröfsten 
Teil.  Ihren  engen  Zusammenhang  mit  der  Überfüllung  be- 
weist schlagend  folgendes  Beispiel :  in  St.  George's-in-the- 
West  in  London  beträgt  die  Überfüllung  10%,  die  Sterb- 
lichkeit 13,2^0,  dagegen  in  St.  George's-in-the-East  erstere 
40%,  letztere  26,4  ^/oo.  In  einem  Haus  in  Zentral-London 
wurde  von  dem  Gesundheitsbeamten  eine  Sterblichkeit  von 
129  %o  konstatiert.  In  Manchester  mufsten  von  11000  Re- 
kruten 8000  wegen  körperlicher  Untüchtigkeit  zurück- 
gewiesen werden,  die  überfülltesten  Grafschaften  und  Städte 
weisen  die  stärkste  Trunksucht  auf  und  den  gröfsten  Zu- 
wachs an  geisteskranken  Armen  (pauper  lunatics);  während 
diese  z.  B.  in  ganz  London  während  der  letzten  zehn  Jahre 
um  1,9%  zunahmen,  betrug  ihre  Zunahme  in  den  überfüllten 
Distrikten  10,1  %^ 

Diese  schauderhaften  Zustände  haben  nun  schon  seit 
Jahrzehnten  die  grofsen  englischen  Stadtgemeinden  zu 
energischen  Mafsregeln  zur  Beseitigung  dieser  slums  ge- 
zwungen, und  die  Gesetzgebung  hat  ihnen  schon  verhältnis- 
mäfsig  früh  weitreichende  Befugnisse  dazu  eingeräumt. 

Das  erste  englische  Wohnungsgesetz,  der  Shaftesbury 
Act  von  1851,  hatte  den  Ortsbehörden  in  Städten  und  Ort- 
schaften von  wenigstens  10  000  Einwohnern  die  Befugnis 
zur  Errichtung  von  Mietshäusern  für  Arbeiter  unter  Auf- 
nahme kommunaler  Anleihen  oder  Inanspruchnahme  staat- 
licher Geldmittel  gegeben,  die  Torrens  Acts  von  1868, 
1879  und  1882  hatten  die  Lokalbehörden  ermächtigt,  auf 
Anzeige  der  Sanitätsbeamten  (Medical  Officers  of  Health) 
den  Umbau  untauglicher  Wohnungen  und  Häuser  seitens 
oder  auf  Kosten  des  Eigentümers  herbeizuführen,  und  die 
Cross-Acts  von  1875,  1879  und  1882  den  Umbau  ganzer 
schlechter  Quartiere  durch  die  Zentralbaubehörde  (Metro- 
politan Board  of  Work)  geregelt  und  die  dazu  erforderlichen 
Enteignungsrechte  gewährt  ^.  Besonders  aber  hat  das  A  r  - 
beiterwohnungsgesetz  von  189  0,  das  diese  früheren 
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Bestimmungen  nicht  nur  zusammenfafste ,  sondern  auch  er- 
weiterte, zusammen  mit  der  vorher  durchgeführten  Ver- 
waltungsreform ,  welche  insbesondere  für  London  alle  der- 
artigen Bestimmungen  erst  wirklich  praktisch  machte,  der 
kommunalen  Reformtätigkeit  einen  neuen  Anstofs  gegeben. 

Es  zerfällt  in  drei  Teile:  Der  I.  regelt  die  Sanierung 
ganzer  Quartiere  und  ihre  Wiederbebauung,  der  II.  die 
Räumung  bezw.  Beseitigung  einzelner  unbewohnbar  ge- 
wordener Häuser  und  Häusergruppen,  der  III.  die  iBeförde- 
rung  der  Errichtung  von  Mietshäusern  für  die  arbeitenden 
Klassen. 

Nach  Teil  I  können  zwölf  Steuerzahler  sich  beim 
Sanitätsbeamten  über  den  Zustand  eines  Quartiers  beschweren, 
worauf  die  Lokalbehörde,  wenn  keine  andere  Abhülfe  mög- 
lich ist ,  ein  Sanierungsprojekt  ausarbeiten  mufs ,  welches 
das  Lokalverwaltungsamt  (Local  Government  Board)  und 
das  Parlament  nach  Prüfung  des  Falles  zu  bewilligen  haben. 
In  London  mufs  jedes  solches  Sanierungsprojekt  die  Wieder- 
unterbringung der  gleichen  Zahl  von  Personen  vorsehen, 
aufser  wenn  die  Regierung  davon  dispensiert,  in  der  Provinz 
nur,  wenn  letztere  es  verlangt.  Die  Lokalbehörde  kann 
auch  gezwungen  werden,  die  auf  Grund  dieser  Bestimmungen 
von  ihr  erbauten  Häuser  nach  Ablauf  von  zehn  Jahren  zu 
verkaufen.  Die  Einschätzung  für  die  Enteignung  mufs  die 
künstliche  Wertsteigerung  der  niederzureifsenden  Häuser 
durch  ungesetzliche  Mittel  oder  durch  Überfüllung  berück- 
sichtigen. 

Teil  II  bezieht  sich  auf  kleine  slums,  d.  h.  einzelne 
Mietshäuser  oder  Gruppen  von  solchen.  Mafsregeln  zu  ihrer 
Schliefsung  können  durch  den  Gesundheitsbeamten  veranlafst 
werden,  der  auf  Antrag  von  vier  Haushaltungsvorständen 
vorgehen  mufs.  In  bezug  auf  Wiederbehausung  entscheidet 
wiederum  das  Lokalverwaltungsamt.  Da  gegen  die  Ent- 
scheidung der  lokalen  Behörde  Berufung  eingelegt  werden 
kann,  dauert  es  unter  Umständen  lange,  bis  eine  solche 
Sanierung  durchgeführt  wird,  so  z.  B.  in  einem  Fall  in 
Shoreditch  nicht  weniger  als  neun  Jahre. 
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Teil  III,  dessen  Annahme  durch  die  Lokalbehörden 
fakultativ  ist,  ermächtigt  diese,  schon  vorhandene  Arbeiter- 
wohnhäuser zu  kaufen,  zu  pachten  oder  neue  zu  bauen  oder 
die  Verwaltung  von  solchen  zu  übernehmen,  insbesondere 
auch  öffentliche  Logierhäuser  zu  bauen,  wie  dies  schon  das 
Gesetz  von  1851  gestattet  hatte,  unter  Gewährung  öffent- 
licher Mittel  zu  denselben  Bedingungen  wie  bei  sanitären 
Arbeiten  und  Anstalten.  Aufserdem  stellt  er  auch  Eisenbahn-, 
Dock-,  Hafen-  und  anderen  Gesellschaften,  Genossenschaften, 
Vereinen  und  Privatpersonen,  denen  Land  eigentümlich  oder 
oder  auf  wenigstens  fünfzig  Jahre  gehört,  den  öffentlichen 
Kredit  zur  Erbauung  von  Arbeiterwohnungen  zur  Verfügung. 

Ein  Gesetz  von  1899  ermächtigte  dann  weiter  die 
Ortsbehörden,  an  Eingesessene  Geld  zur  Erwerbung  von 
Häusern  bis  zum  Marktwert  von  400  ^  auszuleihen,  und 
ein  solches  vom  Jahr  190  0  gab  denjenigen  städtischen  Be- 
hörden, welche  den  III.  Teil  des  Gesetzes  angenommen 
haben,  das  Recht,  auch  aufserhalb  ihres  Weichbildes  zur 
Errichtung  von  Arbeiterwohnungen  Land  zu  erwerben. 

Dies  ist  die  gesetzliche  Grundlage  für  die  neuere  Reform- 
tätigkeit der  englischen  Stadtgemeinden,  die  im  folgenden 
auf  Grund  von  jüngst  persönlich  gesammelten  Eindrücken 
und  Materialien  geschildert  werden  solP. 


IL 


Die  öffentlichen  Logierhäuser. 


Die  positive  Wohnungsfrage,  d.  h.  das  Problem  der  Be- 
schaffung genügender  Wohnungen  für  die  unteren  Klassen, 
hat  in  England,  wie  Aldridge  in  Düsseldorf  ausgeführt 
hat\  drei  Seiten:  die  der  ärmsten  Klasse,  die  in  Logier- 
häusern ein-  und  ausgeht,  die  der  ungelernten  und  die 
der  gelernten  Arbeiter. 

Die  erste  Klasse  ist  in  dieser  Ausdehnung  auch  eine 
Eigentümlichkeit  der  englischen  Grofsstädte  und  ihrer 
„slums" :  sie  besteht  keineswegs  nur  aus  jüngeren  un- 
verheirateten Arbeitern  beiderlei  Geschlechts,  sondern  auch 
aus  älteren  verheirateten  oder  verheiratet  gewesenen ,  die 
nicht  einmal  mehr  eine  einzimmerige ,  möblierte  Wohnung 
und  einen  eigenen  Haushalt  zu  bestreiten  im  stände  sind, 
zu  einem  grofsen  Teil  Arbeitslosen  oder  Arbeitsscheuen.  Die 
für  diese  Klasse  zunächst  entstandenen  privaten  „gemeinsamen 
Logierhäuser"  (common  lodging  houses),  welche  dem 
einzelnen  —  entweder  nur  Männern  oder  Frauen  oder  beiden 
Geschlechtern  —  für  4  d  bis  1  sh  ein  Nachtquartier  in 
gemeinsamen  oder  getrennten  Schlafräumen  bieten,  vertreten 
in  den  grofsen  englischen  Städten  zugleich  in  der  Haupt- 
sache die  Stelle  des  traurigen  „Schlafgäugerwesens"  des 
Kontinents,  teils  wohl  infolge  der  Kleinheit  der  englischen  / 
Räume,  die  sich  hier  in  dieser  Beziehung  als  ein  Vorteil 
erwiesen  hat,  teils  infolge  der  Vorschriften,  welche  das 
Gesundheitsgesetz  von  1875  für  alle  Wohnungen ,  welche 


solche  Mieter  aufnehmen,  erliefs.  So  sind  hier  für  diesen 
Zweck,  wie  für  die  Unterbringung  jener  Ärmsten  besondere 
Häuser  in  grofser  Zahl  entstanden,  aber  sie  waren,  bis  die 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  energisch  eingriff,  in  der 
Kegel  die  schlimmsten  Häuser  der  slums.  Sie  zählen  in 
London  noch  jetzt  nach  Hunderten;  die  strenge  Durchführung 
einer  Registrierung  und  Überwachung  dieser  Häuser  nament- 
lich seit  ihrer  Unterstellung  unter  den  Londoner  Graf- 
schaftsrat hat  allerdings  die  schlimmsten  Übelstände  be- 
seitigt, aber  auch  schliefslich  die  Notwendigkeit  ergeben, 
anstelle  der  polizeilich  geschlossenen  neuere  bessere  derartige 
Logierhäuser  zu  schaifen. 

Schon  das  erste  englische  Wohnungsgesetz  hatte  den 
Gemeinden  Mittel  und  Wege  dazu  an  die  Hand  gegeben,  aber 
die  meisten  heute  vorhandenen  munizipalen  Logierhäuser  sind 
doch  erst  in  den  letzten  zehn  Jahren  entstanden ,  nachdem 
die  Privatinitiative  des  Lord  Rowton  in  London  mehrere 
grofsartige,  in  jeder  Beziehung  mustergültig  ausgestattete 
derartige  Häuser  ins  Leben  gerufen  und  den  Beweis  er- 
bracht hatte,  dafs  sie  mit  Gewinn  betrieben  werden 
konnten.  Lord  Rowton  errichtete  sein  erstes  Arbeiter- 
heim für  475  Personen  im  Jahre  1893  und  bildete,  er- 
mutigt durch  dessen  Erfolg,  im  Jahre  1894  eine  Gesell- 
schaft mit  beschränkter  Haftung  mit  einem  Kapital  von 
300000  ^.  Die  bis  jetzt  wichtigsten  fünf  Logierhäuser  ent- 
halten in 

Vauxhall  484  Betten 

King's  Gross  678 
Newington  Butts  1015 
.  Hammersmith  800 
Whitechapel  816 

3793  Betten. 

Es  wurde  eine  Dividende  von  4V2 — 5^/o  (nur  1902  in- 
folge zeitweiser  Schliefsung  von  vier  Logierhäusern  wegen 
Pocken  3^/o)  erzielt,  der  Preis  von  7  d  pro  Nacht  schliefst 
jedoch  die  niedrigste  Klasse  von  Logiergästen  aus. 
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Die  folgende  Übersicht  zeigt  nun  die  heutige  Ausdehnung 
der  munizipalen  Logierhäuser  ^ : 


Ge- 
samt- 

Bau- u.  Ein- 

Stadt 

Betten 

richtungs- 
kosten 

Bezahlung 
pro  Nacht 

JvUö  teil 

pro  Kopf 

£ 

Aberdeen  .... 

252 

16  000 

61 

4  d,5  d  U.6  d 

/  66  Männer  \ 
[  34  ±  rauen  J 

7  435 

71 

_ 

Darwen  (1898) .    .  . 

iiiU  ivianner  i 

7  920 

61 

5  d 

Glasgow  (seven)  (1871 
bis  1879)  .... 

jz  Ibb  Mann  er  1 
i248  Frauen  1 

107  000 

39 

3V2du.4i/2d 

(173  Männer  ] 
\  12  Frauen  \ 
\    9  doppelte] 

f     3  d 

Huddersfield  (1880)  . 

7  000 

38 

l     5  d 

1     6  d 

Lancaster  (1896)  .  . 

99 

750 

adaptiert 

4  d 

Leith  (1894).    .    .  . 

200 

8  050 

37 

5  d 

London  (1893)(Parker 

Str.,  Drury  Lane  . 

324 

22  135 

68 

6  d 

Manchester  (1899)  . 

363 

25  678 

61 

6  d 

Salford  (1894)  .    .  . 

285 

16  880 

51 

6  d 

Southampton  (1899) . 

186 

14  e500 

61 

6  d 

Diejenigen  von  Glasgow,  Huddersfield,  Lancaster,  Leith 
und  London  machen  sich  sehr  gut  bezahlt,  diejenigen  von 
Darwen,  Salford  und  Manchester  dagegen  werden  mit  Ver- 
lust betrieben. 

An  der  Spitze  der  englischen  bezw.  schottischen  Städte 
steht,  wie  diese  Tabelle  zeigt,  sowohl  der  Zeit  wie  der  Aus- 
dehnung nach  die  Stadt  Glasgow,  welche  schon  in  den 
Jahren  1871 — 1879  nicht  weniger  als  sieben  solcher  Logier- 
häuser mit  dem  System  der  Einzelschlafkabinen  für 
2166  Männer  und  248  Frauen  errichtete.  Sie  werfen  nach 
Verzinsung  des  Bodenwertes  mit  5^/o  und  1  ^/o  Amortisationen 
einen  Reingewinn  von  4 — 4V2  ^/o  ab.  Ihre  Ausstattung  ist 
allerdings  sehr  primitiv  und  kann  mit  derjenigen  der  Rowton 
Houses  und  der  neueren  städtischen  Logierhäuser  nicht  ver- 
Fuchs, Zur  Wohnungsfrage.  9 
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glichen  werden.  Die  Bettstellen  sind  je  zwei  in  derselben 
Wand,  wenn  auch  jede  zu  einer  anderen  Kabine  gehörig, 
doch  übereinander  angebracht,  wie  in  Schiffskabinen.  Es 
wird  diesen  Glasgower  städtischen  Logierhäusern  vorge- 
worfen ^,  dafs  sie  den  Wohnstandard  der  Bevölkerung  herab- 
drücken, indem  viele  in  ihnen  Unterkunft  finden,  die  im- 
stande wären,  eine  bessere  Wohnung  zu  bestreiten.  In  dem 
von  mir  besuchten  Logierhaus  mit  369  Betten  bezahlen 
ca.  70  Besucher  für  die  ganze  Woche. 

Glasgow  ist  bis  jetzt  auch  die  einzige  Stadt,  welche 
aufserdem  ein  (besser  ausgestattetes)  Familienlogier- 
haus  errichtet  hat,  hauptsächlich  für  Witwer  und  Witwen 
mit  Kindern  bestimmt.  Es  gewährt  —  ebenso  wie  alle 
anderen  städtischen  Logierhäuser  und  die  Rowton  Houses  — 
neben  dem  Nachtquartier  auch  zu  billigen  Preisen  Ver- 
pflegung und  sorgt  aufserdem  für  die  Kinder  während  des 
Tages.  Da  sich  die  gleichzeitige  Aufnahme  von  Männern 
und  Frauen  nicht  bewährt  hat,  wird  es  jetzt  tatsächlich 
nur  von  Witwern  mit  Kindern  benützt.  Es  wird  zur  Zeit 
bewohnt  von  80  Witwern,  30  anderen  Erwachsenen  und 
217  Kindern  und  erzielt  auch  einen  allerdings  kleineren 
Überschufs.  Seine  Benützer  sind  natürlich  noch  weniger 
die  Allerärmsten  als  bei  den  anderen  Glasgower  städtischen 
Logierhäusern. 

Das  erste  von  dem  Londoner  Grafschafts  rat  im 
Jahre  1893  eröffnete  Logierhaus  in  Parker  Street  steht  in 
seiner  Ausstattung  bedeutend  über  den  Glasgower  Häusern 
(für  Einzelpersonen)  und  hat  vor  allem  weit  bessere  Schlaf- 
räume. Es  hat  324  Betten;  nur  ca.  30  seiner  Besucher  sind 
gelegentliche  Besucher,  alle  anderen  kommen  regelmäfsig, 
viele  schon  seit  acht  bis  neun  Jahren ;  die  Betten  werden  — 
—  wie  in  Glasgow  —  diesen  regelmäfsigen  Besuchern  bis 
zu  einer  bestimmten  Stunde  abends  reserviert.  Dieses  Logier- 
haus des  Grafschaftsrats  hat  selbst  dem  ersten  Rowton  House 
zum  Teil  als  Vorbild  gedient,  während  nunmehr  wieder  der 
Grafschaftsrat  ein  neues  in  Deptford  nach  dem  Muster  des 
neuesten  Rowton  Houses  errichtet.    Das  gleiche  gilt  von 
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dem  inzwischen  noch  in  L  i  v  e  r  p  o  o  1  von  der  Stadt  errichteten 
Bevington  House  Hotel. 

Es  sei  daher  hier  eine  kurze  Schilderung  des  gröfsten 
Rowton  House  in  Newington  Butts  eingeschaltet*.  Das 
Haus  liegt  in  denkbar  günstigster  Lage,  an  einem  Knoten- 
punkt der  Hauptverkehrsstrafsen  von  London  südlich  der 
Themse  und  macht  sich  schon  von  weitem  durch  seine  grofsen 
Dimensionen  und  sein  festungsartiges,  aber  doch  architekto- 
nisch reizvolles  Äufsere  bemerkbar  (Abbildung  1).  Das  Haus 
hat  42  m  Strafsenf ront  und  75  m  Tiefe.  Die  Fassaden  sind 
aus  roten  geprefsten  Ziegeln  aufgeführt,  von  Giebeln  gekrönt, 
die  inneren  Räume  sind  meist  mit  weifsen  Kacheln  belegt, 
was  zugleich  freundlich  und  sehr  reinlich  ist.  Betritt  man 
das  Haus  im  Erdgeschofs,  so  kommt  man  durch  das  Vestibül 
in  die  Kanzlei,  wo  sich  der  Besucher  sein  Schlafbillett  löst. 
Dadurch  erhält  er  ein  Recht  auf  die  Benutzung  sämtlicher 
Räume  bis  zum  nächsten  Abend.  Wer  eine  bestimmte  Schlaf- 
kabine dauernd  haben  will,  kann  sie  für  Wochen,  ja  für  ein 
Jahr  mieten,  jedoch  ohne  Preisermäfsigung.  Die  Mieter 
können  im  Haus  jederzeit  aus-  und  eingehen,  nur  die  Schlaf- 
kabinen sind  von  9  Uhr  morgens  bis  7  abends  nicht  zu- 
gänglich. Die  Aufnahme  neuer  Mieter  erfolgt  nicht  vor 
6  Uhr  abends.  Die  Tagesräume  sind  bis  12  V2  Uhr  (Sonn- 
tag 11 V2)  geöffnet.  Zu  ihnen  gehört  vor  allem  der  fast 
500  qm  grofse  Speisesal  (Abbildung  2)  mit  440  Plätzen  an 
den  Tischen.  Licht  und  Ventilation  sind  ausgezeichnet  wie  im 
ganzen  Haus ;  an  den  Wänden  hängen  gute  Bilder.  Das  Essen 
wird  entweder  zu  billigen  Preisen  fertig  geliefert  oder  kann 
von  den  Mietern  selbst  dort  zubereitet  werden,  wozu  ihnen 
das  nötige  Geschirr  geliehen  wird.  Hähne  mit  kaltem  und 
warmem  Wasser  dienen  u.  a.  zur  Bereitung  von  Tee.  Lebens- 
mittel, Tabak  und  Zigarren  können  am  Büffett  zu  billigen 
Preisen  gekauft  werden.  Dazu  kommt  ein  150  qm  grofses 
Rauchzimmer  und  ein  250  qm  grofser  Lesesaal,  der  170  Per- 
sonen an  den  Tischen  und  weiteren  am  Kamin  und  an  den 
Wänden  Platz  bietet  (Abbildung  3).  Hier  stehen  eine  kleine 
Bibliothek  und  Spiele  wie  Schach,  Dame  usw.  zur  Verfügung. 

9*  ^ 
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Hinter  ihm  liegt  der  Schrankraum ,  wo  für  jede  Schlafzelle 
ein  versehliefsbarer  Kasten  mit  der  gleichen  Nummer  zur 
Aufbewahrung  der  Sachen  des  Mieters  gegen  eine  Extra- 
gebühr von  1 — 2  d  vorhanden  ist.  Die  Abortanlage  enthält 
40  Wasserklosetts,  je  eins  für  20  Logiergäste ;  dazu  kommen 
mehrere  Pissoirs.  Im  Souterrain  liegt  der  grofse  Waschraum 
(Abbildung  4),  11  X  22  m  im  Quadrat  mit  80  Waschbecken, 
die  alle  Zuflufs  von  kaltem  und  warmem  Wasser  haben;  in 
einem  besonderen  Fufswaschraum  sind  zwölf  Fufsbadewannen. 
Für  1  d  kann  auch  ein  Vollbad  genommen  werden.  Dazu 
kommen  noch  ein  Waschhaus,  in  dem  die  Mieter  selbst  ihre 
Wäsche  waschen  können,  mit  breitem  Ofen  zum  raschen 
Trocknen,  ein  Kleider-  und  Stiefelreinigungsraum  mit  den 
nötigen  Utensilien,  ein  Detailverkaufsladen,  ein  Frisierzimmer 
und  ein  Raum,  in  dem  ein  Schneider  und  ein  Schuster  zu 
billigen  Preisen  Reparaturen  besorgen.  Die  fünf  oberen 
Etagen  enthalten  in  voller  Übereinstimmung  die  Schlaf- 
kabinen in  scharf  voneinander  getrennten  Gruppen  von  12 
oder  16  auf  beiden  Seiten  eines  ringsum  laufenden  Korridors. 
Die  Zwischenwände  der  Kabinen  reichen  oben  nicht  bis  an 
die  Decke,  unten  nicht  bis  auf  den  Fufsboden  und  jede 
Kabine  hat  ein  schmales  Schiebfenster,  so  dafs  für  Venti- 
lation sehr  gut  gesorgt  ist.  Die  Kabinen  sind  1,52  m 
breit,  2,29  qm  lang,  haben  also  3,50  qm.  Sie  enthalten 
ein  Eisenbett  mit  Drahteinsatz,  Rofshaarmatratze ,  Keil- 
polster ,  Kopfpolster ,  zwei  Leinentücher ,  zwei  wollene 
Decken  und  eine  Überdecke,  einen  Stuhl,  einen  Kleider- 
haken und  ein  Brettchen  für  Uhr  usw.  (Abbildung  5). 
Die  ganze  Anlage  ist  also  eine  Art  Arbeiterhotel  oder 
Arbeiterklub  ^. 

Ein  näheres  Eingehen  auf  diese  Frage  der  Logierhäuser 
ist  hier  jedoch  nicht  beabsichtigt,  da  sie  unter  anderem 
schon  von  Oppenheimer,  Sinzheimer  und  Jäger ^  behandelt 
worden  ist;  aufserdem  tritt  hier  wie  gezeigt  die  kom- 
munale Tätigkeit  in  ihren  Leistungen  doch  einstweilen 
hinter  die  der  Privattätigkeit  zurück.  Ich  beschränke 
mich  daher  darauf,  abschliefsend  hervorzuheben,  dafs  diese 
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öffentlichen  Logierhäuser  ebenso  wie  die  Rowton  Housesx 
in  der  vollendeten  Ausgestaltung  der  jüngsten  Zeit  für  die  \ 
sie  frequentierenden  und  auf  sie  angewiesenen  Klassen  — 
wozu  insbesondere  auch  die  sehr  zahlreichen  während  der 
Woche  in  London  arbeitenden  und  am  Sonntag  zu  ihrer 
Familie    auf   dem  Lande    zurückkehrenden   Arbeiter  ge- 
hören —  meines  Erachtens  eine  geradezu  ideale  Lösung  \ 
der  Wohnungsfrage  darstellen.  Sie  verdrängen  die  schlechten 
privaten  Logierhäuser  und  bewahren  die  englischen  Grofs- 
städte  vor   dem  fürchterlichen  Krebsschaden  des  Schlaf- 
gängerwesens.. Aber  die  gröfsere  und  erheblich  schwierigere 
Aufgabe  ist  doch  auch  hier,  dem  verheirateten  Arbeiter, 
auch  dem  niedrig  bezahlten,  unregelmäfsig  beschäftigten 
Gelegenheitsarbeiter,  eine  erschwingbare,  menschenwürdige 
selbständige  Wohnung  und  Haushaltung  zu  ermöglichen. 

Ehe  wir  betrachten,  was  zur  Lösung  dieser  Haupt- 
aufgabe in  den  englischen  (und  schottischen)  Städten  in  der 
allerjüngsteu  Zeit  geschehen  ist,  sei  noch  eine  allgemeine 
Bemerkung  zum  besseren  Verständnis  des  Folgenden  voraus- 
geschickt. Man  unterscheidet  in  England  heute  aufser  dem 
common  lodging  house  die  folgenden  vier  Wohn-  bezw. 
Bau  typen  ^ : 

1.  Mietskasernen  (block  dwellings) ,  vier  bis 
fünf  Stockwerke  hoch,  die  Wohnungen  entweder  unab- 
hängig und  abgeschlossen,  abgesehen  vom  Zugang,  (self- 
contained),  oder  mit  anderen  in  Gemeinschaft  des  Zubehörs 
(associated) ; 

2.  mittlere  Mietshäuser  (tenement  houses)  von 
drei  Stockwerken  mit  mehreren  Wohnungen  in  jedem  Haus, 
wiederum  von  den  beiden  oben  erwähnten  Formen; 

3.  kleine  Mietshäuser  oder  Cottage-Etagen 
(cottage  flats)  von  zwei  Stockwerken,  in  jedem  eine  voll- 
ständig unabhängige  Wohnung  (auch  regelmäfsig  mit  eigenem 
Zugang  und  eigener  Treppe)  und  endlich 

4.  Einzelhäuser  (cottages),  je  eine  unabhängige 
Wohnung  enthaltend,  gewöhnlich  mit  Gärtcheu. 


—    134  — 


Die  grofse  Besonderheit  der  Entwicklung  in  England 
bestellt  nun,  wie  wir  im  folgenden  sehen  werden,  darin, 
dafs  die  erste  dieser  vier  Formen,  die  auf  dem  Kontinent 
und  besonders  in  Deutschland  in  allen  grofsen  und  Mittel- 
städten herrschende  Mietskaserne,  in  England  wesentlich 
erst  durch  die  oder  infolge  der  kommunalen  Wohnungs- 
reformen Eingang  gefunden  hat. 


III. 

Die  kommunale  Wohnungsreform  in  Glasgow. 


Nicht  auf  Grund  theoretisch  wohldurchdachter  und  aus- 
gearbeiteter Programme  sind  die  englischen  (bezw.  schottischen) 
Gemeinden  zuerst  zu  ihrer  heutigen  Wohnungspolitik  ge- 
kommen, sondern  lediglich  auf  dem  Weg  des  praktischen 
Experiments  unter  dem  Zwang  der  Not.  Dies  zeigt  am 
deutlichsten  die  Geschichte  der  kommunalen  Wohnungsreform 
in  Glasgow,  derjenigen  Stadt,  die  bekanntlich  auch  im 
allgemeinen,  in  der  weiteren  ilufgabe  der  kommunalen 
Wohnungsproduktion  ebenso  wie  in  der  engeren  der  Logier- 
häuser, bahnbrechend  vorangegangen  ist^. 

Glasgow  nähert  sich  ähnlich  wie  Edinburgh,  wie  bereits 
hervorgehoben ,  in  seinen  Wohnverhältnissen  mehr  den 
kontinentalen  Grofsstädten,  es  hat  einen  erheblich  niedrigeren 
Wohnstandard  als  die  englischen  Städte  i.  e.  S.  ^.  Der 
Arbeiter  ist  hier  durchaus  nicht  bereit,  einen  gleich  hohen 
Prozentsatz  seines  Einkommens  für  die  Miete  aufzuwenden 
wie  in  England  i.  e.  S.,  und  die  Mieten  sind  verhältnismäfsig 
niedrig.  Nach  einer  Schätzung  des  Housing  Manager  der 
Stadt  Glasgow,  Mr.  Menzies,  zahlt  die  ärmste  Klasse  durch- 
schnittlich 7  ^  jährlich  für  eine  einräumige  Wohnung;  die 
ungelernten  Arbeiter  zahlen  8—10  £  und  leben  in  zwei 
schlechten  Räumen;  der  gewöhnliche  gelernte  Arbeiter 
(artizan)  9 — 12  ^  für  zwei  anständige  Räume;  der  besser 
bezahlte  10 — 14  ^  für  zwei  und  drei  Räume.  Ferner  hat 
der  Schotte  ein  Vorurteil  gegen  Gebäude,  die  nicht  aus 
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Stein  sind,  und  da  verlangt  wird,  dafs  die  Mauern  18  Zoll 
dick  sind,  sind  die  Baukosten  bei  kleinen  Häusern  (Cottages) 
in  Schottland  ebenso  hoch  bezw.  höher  als  bei  Mietskasernen ; 
dies  hat  die  Entstehung  der  letzteren  in  den  schottischen 
Städten  begünstigt.  Aufserdem  ist  in  Glasgow  die  eigen- 
tümliche Erscheinung  zu  beobachten,  dafs  die  Anziehungs- 
kraft der  Stadt  und  der  Herdentrieb  der  Bevölkerung  so 
grofs  sind,  dafs  Tausende  von  Arbeitern  nur  da  wohnen, 
täglich  bis  zu  acht  Meilen  weit  in  die  Umgegend  hinaus 
zur  Arbeit  gehen  und  zur  Nacht  in  die  überfüllten  Distrikte 
der  Stadt  zurückkehren. 

Eine  weitere  lokale  Besonderheit  von  Glasgow  sind  end- 
lich die  etikettierten  Wohnungen,  die  „ticketed  houses" 
(house  wie  erwähnt  in  Schottland  =  Wohnung):  alle 
Wohnungen  bis  zu  drei  Räumen  von  weniger  als  2000  Quadrat- 
fufs  Luftraum  sind  von  dem  Sanitätsinspektor  ausgemessen 
und  tragen  ein  Metallschild  an  der  Tür,  das  den  Kubikinhalt 
und  die  gesetzlich  zulässige  Zahl  der  Bewohner  (nach  dem 
Mafsstab  von  400  Quadratfufs  pro  Erwachsenen)  angibt. 
Diese  Wohnungen  werden  durch  besondere  Beamte  regel- 
mäfsigen  nächtlichen  Revisionen  unterworfen,  um  Überfüllung 
derselben  zu  verhindern;  ihre  Zahl  beträgt  z.  Zt.  21283 
mit  rund  78000  Bewohnern.  Manche  ihrer  Bewohner  ver- 
dienen 30 — 66  sh  per  Woche,  der  Durchschnitt  der  Bewohner 
der  einräumigen  Wohnungen  20  sh  6^/4  d,  der  der  zwei- 
räumigen  26  sh  5  V2  d ,  die  Mieten  betragen  2  sh  bis  2/1 
pro  Woche  für  einräumige,  2/6  bis  2/9  für  zweiräumige. 
Unter  diesen  etikettierten  Wohnungen  aber  stehen  endlich 
als  tiefste  Kategorie  die  Aftermietswohnungen,  die  sog. 
„farmed-out  houses"  d.  h.  Wohnungen,  die  von  einem 
Mittelsmann,  dem  „Hausfarmer"  gemietet,  möbliert  und 
mit  60 — 70^/0  Nutzen  an  die  ärmste  Klasse,  die  keine 
Wohnungseinrichtung  mehr  hat,  gegen  Vorausbezahlung 
von  10  d  pro  Nacht  oder  5  sh  pro  Woche  vermietet 
werden.  Ihre  Zahl  ist  z.  Zt.  1082  und  zwar  1035  ein-  und 
47  zweiräumige ;  von  diesen  1082  Aftermietern  haben 
421  Familie,  77  sind  einzelne  Frauen,  und  die  Zahl  der 


-    137  — 


Kinder  ist  697.  Sie  sind  Brutstätten  von  Laster,  Verbrechen 
und  Krankheit^. 

Diesen  Eigentümlichkeiten  ist  es  auch  zum  Teil  zuzu- 
schreiben, dafs  in  Glasgow  eine  ganz  unverhältnismäfsig 
grofse  Zahl  von  überfüllten  slums  entstanden  war,  z.  T. 
—  wie  meist  —  in  den  ältesten  Teilen  der  Stadt,  also  im 
Zentrum,  an  den  Hauptstrafsen  gelegen,  und  besonders  durch 
die  vielen  Höfe  und  Hintergebäude  charakterisiert  Mit  ihrer 
Beseitigung  durch  grofse  Sanierungen  hat  die  kommunale 
Wohnungsreform  in  Glasgow  wie  überall  in  Grofsbritannien 
begonnen,  und  zwar  hier  schon  1866.  Ein  besonderes 
Gesetz,  Glasgow  Improvements  Act,  186  6,  schuf 
einen  Sanierungsfonds,  den  „City  Improvements  Trust"  unter 
der  Verwaltung  des  Stadtrats,  zur  Sanierung  von  im  ganzen 
nahezu  90  acres,  bewohnt  von  ca.  51000  Menschen,  alten,  ver- 
fallenen und  ungesunden  Quartieren  mit  engen  unregelmäfsigen 
Gäfschen.  39  Strafsen  sollten  neuangelegt,  12  vorhandene 
verbreitert  werden ;  tatsächlich  wurden  bei  der  Durchführung 
30  neue  geschaffen,  26  alte  erweitert,  und  dafür  100  000 
Square  yards  des  ganzen  Terrains  verwendet.  Zur  Finan- 
zierung wurde  neben  Anlehen  in  der  Höhe  von  1  Mill.  £ 
bis  1896/97  eine  Mietssteuer  in  der  Höhe  von  anfangs  6  d, 
später  2  d  vom  £  erhoben,  seitdem  trägt  das  Unternehmen 
sich  selbst ;  im  ganzen  wurden  dadurch  in  diesen  30  Jahren 
rund  600  000  £  zur  Durchführung  des  Projektes  von  den 
Steuerzahlern  aufgebracht ;  dem  stehen  neben  den  indirekten 
hygienischen  Vorteilen  als  Nutzen  für  die  Gesamtheit  gegen- 
über: ein  neuer  Park,  der  Alexandra  Park,  jene  100000 
Square  yards  neue  Strafsen  und  Plätze,  eine  Aufwendung 
von  100  000  ^  für  diese  und  die  Überdeckung  zweier 
schmutziger  Flüsse  in  dem  Sanierungsgebiet  und  die  Er- 
werbung und  Bebauung  zweier  Terrains  mit  Arbeiter- 
wohnungen in  den  Vorstädten.  Die  Durchführung  des 
grofsen  Projekts  hat  jedoch  sehr  lange  gedauert  —  sie  ist 
tatsächlich  erst  1901  vollendet  worden  —  und  war  eine  Zeit- 
lang (von  1878 — 1888)  ganz  zum  Stillstand  gekommen.  In 
dieser  Zeit  vollzog  sich  erst  der  entscheidende  Um- 
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Schwung  in  der  kommunalen  Wohnungspolitik 
Glasgows. 

Obwohl  nämlich  schon  das  Gesetz  von  1866  der  Stadt 
das  Recht  verliehen  hatte,  die  angekauften  und  nieder- 
gerissenen Quartiere  selbst  wieder  zu  bebauen  und  zwar 
speziell  auch  mit  Arbeiterwohnungen,  machte  sie  zunächst 
bis  1889  gemäfs  den  herrschenden  manchesterlichen  An- 
schauungen davon  keinen  Gebrauch,  sondern  überliefs  —  ab- 
gesehen von  den  bereits  erwähnten  Logierhäusern  —  die 
Bebauung  der  niedergerissenen  Quartiere  der  Privattätig- 
keit, allerdings  in  Anwendung  der  alten  einheimischen 
Rechtsformen  grofsenteils  nicht  auf  dem  Weg  des  Verkaufs, 
j  sondern  der  Vererbpachtung  des  Bodens  und  zu  Preisen 
bezw.  Grundrenten,  welche  die  Sanierungskosten  zum  grofsen 
Teil  ersetzten  und  die  Steuerzahler  um  so  viel  weniger  in 
Anspruch  nehmen  liefsen.  Das  private  Baugewerbe  setzte 
nun  aber  entsprechend  diesem  hohen  Werte  und  der  zentralen 
Lage  der  Bauplätze  wenigstens  in  den  neuen  Hauptstrafsen 
überall  an  Stelle  der  niedrigen  alten  Häuser  der  slums  grofse 
moderne  Mietskasernen  und  Geschäftshäuser.  Dies  ging  gut, 
bis  eine  lokale  Geschäfts-  und  Bankkrise  im  Jahre  1878  den 
Grundstücksmarkt  und  das  private  Baugeschäft  lahm  legte, 
so  dafs  die  in  den  Händen  der  Stadt  befindlichen  Terrains 
auch  zu  unternormalen  Preisen  nicht  an  den  Mann  zu 
bringen  waren.  So  geriet  das  ganze  Werk  zehn  Jahre  ins 
Stocken,  die  zum  Abbruch  von  der  Stadt  bereits  erworbenen 
Quartiere  mufsten  stehen  bleiben,  und,  da  in  ihnen  natürlich 
nur  die  notwendigsten  Reparaturen  vorgenommen  wurden, 
war  die  Stadt  Glasgow  20  Jahre  lang  die  gröfste  Eigen- 
tümerin von  ungesundem  slum-land  und  zwar  schliefslich  von 
dem  ungesundesten  und  schlechtesten.  Als  diese  Zustände 
f  unerträglich  wurden,  blieb  der  Stadt  nichts  übrig,  als  selbst 
•  an  die  Bebauung  zu  gehen,  anfangs  sehr  ungern  und  zögernd, 
z.  T.  aber  ermutigt  durch  die  guten  finanziellen  Ergebnisse 
der  inzwischen  von  ihr  errichteten  sieben  Muster-Logier- 
häuser, zu  deren  Erbauung  sie  zuerst  gezwungen  gewesen 
war,  weil  sie  die  in  den  alten  Quartieren  befindlichen 


privaten  Logierhäuser  mit  abgerissen  hatte,  und  die  Privat- 
industrie dafiir  damals  keinen  Ersatz  zu  schaffen  bereit  ge- 
wesen war. 

Die  Stadt  schlug  aber  nun,  als  sie  1889  die  noch 
stehenden  schlechten  Quartiere  niederzureifsen  und  selbst 
zu  bebauen  begann,  um  die  Steuerzahler  möglichst  wenig 
zu  belasten,  denselben  Weg  ein  wie  vorher  die  Privatindustrie : 
sie  baute  ebenfalls  überall,  wo  es  sich  um  Terrains  mit  wert- 
vollen Strafsenfronten  handelte,  hohe  Miets-  und  Ge- 
schäftshäuser mit  Läden  und  Bureaus  im  Parterre  und 
Werkstätten  im  Hof.  Ihre  Erträge  ermöglichten  es,  da  der 
Gewinn  des  privaten  Bauunternehmers  hier  wegfällt,  in  den 
oberen  Stockwerken,  sowie  auf  dem  weniger  wertvollen  Terrain 
überhaupt  in  den  ganzen  Häusern  kleine  Mietswohnungen 
von  ein  bis  drei  Räumen  auch  für  die  Arbeiterklasse  zu 
bauen,  die  bei  der  früheren  privaten  Bautätigkeit  fast  ganz 
zu  kurz  gekommen  war.  So  wurden  von  der  Stadt  46  Miets- 
häuser (blocks)  mit  200  Läden  und  1455  Wohnungen  er- 
richtet, und  zwar  402  einräumige,  890  zweiräumige,  152  drei- 
räumige  und  nur  elf  gröfsere.  Dazu  kommen  umgebaute 
alte  Gebäude  mit  119  einzimmerigen ,  123  zweizimmerigen, 
93  dreizimmerigen  und  zehn  gröfseren  Wohnungen.  Die 
ganze  Bevölkerung,  die  in  diesen  W^ohnungen,  den  sieben 
Logierhäusern  und  dem  Family  Home  Unterkunft  gefunden 
hat,  wird  auf  11 875  Köpfe  berechnet.  Die  niedrigste  Miete 
für  die  einräumigen  Wohnungen  ist  ^  4  10  sh  pro  Jahr,  für 
die  zweiräumigen  £  6  16  sh,  die  dreiräumigen  £  12  9  sh, 
die  höchsten  ^  8  15  sh  bezw.  |^  14  und  £  21.  Die  teuereren 
und  gröfseren  in  den  Hauptstrafsen  gehen  über  die  Ver- 
hältnisse auch  gelernter  Arbeiter  hinaus  und  werden  von 
Ingenieuren,  Polizisten,  Kommis  und  kleinen  Ladenbesitzern 
bewohnt.  Aber  auch  im  übrigen  sind,  mit  Ausnahme  einiger 
weniger  Häuser,  auf  dem  Sanierungsgebiet  von  1866  diese 
bis  1897  erbauten  älteren  Wohnungen  nicht  für  die  ärmeren 
Klassen  geeignet,  die  durch  die  Sanierungen  hauptsächlich 
obdachlos  gemacht  wurden,  sondern  nur  für  gelernte  und 
andere  besser  bezahlte  Arbeiter,  welche  auch  die  von  dem 
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privaten  Bauunternehmer  geforderten  Mieten  aufbringen 
können. 

Einen  prinzipiellen  Fortschritt  in  dieser  Beziehung  be- 
deutete daher  das  neue  Sanierungsgesetz  von  1897.  Dieses 
unterscheidet  nämlich  von  vornherein  zwei  ganz  getrennte 
Aufgaben:  den  Ankauf,  Abbruch  und  die  Wiederbebauung 
weiterer  sieben  kleinerer  Terrains  im  Innern  der  Stadt  im 
Gesamtumfang  von  rund  6  acres,  sowie  Erweiterung  einer 
Hauptstrafse ,  und  die  Erwerbung  von  Terrains  bis  zu 
25  acres  innerhalb  der  Stadt  oder  einer  halben  Meile  aufser- 
halb  der  Stadtgrenze  zur  Erbauung  von  Wohnungen  für  die 
ärmsten  Klassen.  Für  diese  neue  Unternehmung  wurde 
neben  Anleihen  in  der  Höhe  von  ^  560  000  (davon  100  000 
ausschliefslich  für  die  zweite  Aufgabe)  wieder  eine  Steuer 
in  der  Höhe  von  1  d  per  ^ ,  aber  jetzt  in  gleicher  Höhe 
vom  Hauseigentümer  wie  Mieter  zu  erheben ,  geschaffen. 
Das  Gesetz  war  gegen  eine  heftige  Opposition  der  Glasgow 
Landlords  Association  und  der  Wine,  Spirit  and  Beer  Trade 
Association  durchgegangen  —  der  letzteren,  weil  in  den 
neuen  Sanierungsgebieten  einige  Wirtshäuser  lagen,  und  die 
Glasgower  Stadtgemeinde  auf  allem  ihr  gehörigen ,  von  ihr 
neubebauten  oder  vererbpachteten  Grund  und  Boden  keine 
Wirtshäuser  mehr  konzessioniert  oder  konzessionieren  läfst. 

In  Ausführung  dieses  zweiten  Sanierungsgesetzes  wurde 
zunächst  der  schlimmste  der  dem  Untergang  geweihten  slums 
in  Kingstreet  niedergerissen;  hier  kostete  der  Square  yard 
j  i^  10  2  sh  zu  erwerben,  daher  wurde  hier  gar  kein  Versuch 
gemacht,  die  ehemaligen  Bewohner  auf  demselben  Terrain 
wieder  unterzubringen,  abgesehen  davon,  dafs  es  sich  um 
eine  „halb- verbrecherische"  Bevölkerung  handelte.  Es 
wurden  hier  vielmehr  von  der  Stadt  fünf-  und  sechsstöckige 
Lagerhäuser  (ware-houses)  errichtet.  Ein  anderes  Quartier 
in  High  Street,  wo  der  Square  yard  ^4  10  sh  kostete,  wird 
mit  den  üblichen  Mietshäusern  der  Geschäftsstrafsen  bebaut, 
mit  Läden  im  Parterre,  Werkstätten  und  Lagerräumen  im 
Hof  und  Wohnungen  in  den  oberen  Stockwerken.  Durch 
diese  halbgeschäftliche  Ausnutzung  wird  auch  hier  wie  bei 
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dem  vorigen  Quartier  ein  günstiges  finanzielles  Kesultat  ohne 
Belastung  der  Steuerzahler  erreicht.  Die  übrigen  Quartiere 
sollen  in  ähnlicher  Weise  je  nach  den  Verhältnissen  teils 
mit  Geschäftsräumen,  teils  mit  Wohnungen  bebaut,  die 
letzeren  übrigens  im  allgemeinen  auch  nicht  unter  dem 
Marktwerte  vermietet  werden. 

In  Ausführung  der  zweiten  Aufgabe  dagegen  wurde  zu- 
nächst von  den  städtischen  Park  and  Cleansing  Departments 
diesen  entbehrliches  Land,  ca.  2  acres  in  Haghill  und  Baltic 
Street,  zu  dem  geringen  Preis  von  4  sh  2  d  bezw.  7  sh  ab- 
gegeben und  wurden  Mietskasernen  errichtet  mit  145  zwei- 
zimmerigen  Wohnungen  zu  durchschnittlich  8  pro  Jahr 
(3  sh  1  d  wöchentlich)  und  112  einzimmerige  zu  durchschnittlich 
1^  5  (1  sh  11  d  wöchentlich).  Die  Mieten  dieser  Wohnungen 
sind  niedriger  als  die  in  der  Nachbarschaft  üblichen ,  die 
Wohnungen  sind  daher  sehr  begehrt,  trotzdem  ergeben  sie 
genügende  Verzinsung  des  Kapitals  und  Amortisation.  Um 
zu  erreichen,  dafs  wirklich  die  ärmsten  Arbeiterklassen,  für 
die  sie  bestimmt  sind,  diese  Wohnungen  bekommen,  erhalten 
Mieter  mit  einem  Wocheneinkommen  bis  zu  22  sh  für  die 
einzimmerigen,  für  die  zweizimmerigen  solche  mit  bis  zu  26  sh 
den  Vorzug. 

Tatsächlich  befanden  sich  1901  in  diesen  Wohnungen 
49  Mieter  mit  Löhnen  unter  24  sh  durchschnittlich; 
105  Mieter  mit  Löhnen  unter  21  sh  6  d  durchschnittlich ; 
27  Frauen  mit  Löhnen  von  ca.  10  sh  3  d  durchschnittlich. 

Die  erste  Klasse  besteht  aus  gelernten  Arbeitern,  die 
zweite  aus  ungelernten,  d.  h.  der  untersten  Klasse  regel- 
mäfsig  beschäftigter  Arbeiter,  meist  in  denselben  Betrieben 
beschäftigt  wie  die  ersteren  und  zwar  gröfstenteils  in  den 
öffentlichen  Betrieben  in  der  Nachbarschaft.  Die  Frauen 
sind  Witwen,  Scheuerfrauen  oder  von  Unterstützung  ihrer 
Kinder  lebend.  Sie  haben  nur  einen  Raum,  der  zugleich 
Küche  ist,  die  anderen  ein  bezw.  zwei  Zimmer  und  Küche. 

Aufserdem  hat  das  Sanierungsdepartement  (City 
Improvements  Department),  in  dessen  Hand  die  Ausführung 
aller  dieser  Arbeiten  vereinigt  ist,  bereits  15  acres  Acker- 
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land  an  der  Ostseite  des  Alexandraparkes  erworben  zur  Er- 
bauung von  kleineren  Arbeiterhäusern  (cottage  flats) ;  um 
einen  grofsen  Teil  der  hier  zu  erbauenden  Wohnungen  zu 
gleichen  Mieten  wie  bei  den  vorigen  erstellen  zu  können, 
mufs  allerdings  soweit  noch  dreistöckige  Bebauung  erfolgen. 
Nach  Ausführung  dieses  Projektes  werden  ca.  4—5000  Per- 
sonen der  ärmsten  Arbeiterklasse  in  einer  neuen,  an  den 
öffentlichen  Parks  gelegenen  und  durch  die  städtische 
elektrische  Strafsenbahn  leicht  zugänglich  zu  machenden 
Vorstadt  Unterkunft  finden. 

Im  ganzen  waren  Ende  1901  von  der  Stadt  1515  Wohnungen 
gebaut,  von  denen  rund  500  für  die  unteren  Arbeiterklassen 
geeignet  waren.    Es  ist  mit  diesen  Wohnungen  erreicht, 
dafs  auch  der  (dauernd  beschäftigte)  ungelernte  Arbeiter 
I  nicht  mehr  als  10  ^/o  seines  Lohneinkommens  für  die  Miete 
'  auszugeben  braucht.    Dieses  Resultat  ist  zum  Teil  —  bei 
den  Wohnungen  in  früheren  slums-Quartieren  —  erreicht 
'durch    die   kommerzielle  Ausnutzung  der  gut  gelegenen 
Terrains,  z.  T.  —  bei  den  Bauten  der  zweiten  Kategorie  — 
durch  den  eigentlich  nur  nominellen  Preis  des  Grund  und 
Bodens,  aufserdem  aber  in  beiden  Fällen  zu  einem  grofsen 
Teil  auch  durch  einen  ziemlich  niedrigen  Standard  nicht  nur 
der  Schönheit  und  des  Komforts,  sondern  in  gewissem  Mafs 
auch  der  Hygiene.    Die  Haghill  Häuser  (vergl.  Ab- 
bildung 6)  insbesondere  sind  von  einer  geradezu  abstofsenden, 
gefängnisartigen  Häfslichkeit  selbst  für  die  an  schlichte 
Fassaden  gewöhnten  englischen  Begriffe  —  ein  an  Berliner 
Stuckfassaden  gewöhnter  deutscher  Arbeiter  wäre  gar  nicht 
hineinzubringen  — ;  diejenigen  in  St.  James  Read  (vergl. 
Abbildung  7),  die  neuesten  zur  Zeit  meines  Besuches  im 
Jahre    1902    fertiggestellten,    sind   in    dieser  Beziehung 
wenigstens  etwas  besser.    Sie  sind  aber  sämtlich  nach  dem 
in  Glasgow  üblichen  „Balkonsystem"  (Eingang  in  die  Wohnung 
von  das  ganze  Stockwerk  entlang  laufenden  Baikonen  auf 
der  Rückseite  bezw.  im  Hof  aus,  die  auf  ein  freistehendes 
Treppenhaus  münden,  vergl.  Abbildung  8)    gebaut,  das 
praktisch  sein  mag,  aber  sehr  wenig  Abgeschlossenheit  ge- 
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währt ;  und  wenn  die  Räume  z.  T.  luftiger  und  gröfser  sind, 
als  in  den  entsprechenden  Wohnungen  englischer  Städte 
(i.  e.  S.),  weil  die  Glasgower  Bauordnung  laxer  ist  bezüglich 
des  Verhältnisses  von  Hofraum  und  Höhe  des  Gebäudes,  so 
finden  wir  hier  dafür  keine  gesoiiderten  Höfe,  keine  Vor- 
richtungen für  Asche  und  Kehricht  und  nur  in  seltenen 
Fällen  eigene  Abtritte  oder  gar  Aufwaschräume  (scullery) 
für  jede  einzelne  Wohnung ,  vielfach  gehört  ein  Abort  zu  ^ 
vier  Wohnungen.  Der  in  ihnen  gebotene  Wohnstandard  ist 
also  ein  sehr  niedriger. 

Dann  aber  ist  ihre  Zahl  noch  viel  zu  gering,  und  vor 
allem  sind  sie  für  die  wirklich  ärmste  Klasse  —  die  un- 
gelernten Arbeiter,  die  keine  regelmäfsige  Beschäftigung 
haben,  —  noch  immer  zu  teuer;  für  diese  —  und  aus  ihnen 
hatte  die  Bevölkerung  der  niedergerissenen  slums  neben 
verbrecherischen  Elementen,  von  denen  sie  sich  allerdings 
nicht  durch  eine  scharfe  Grenze  unterscheiden,  hauptsächlich 
bestanden  —  hat  auch  die  Glasgower  Wohnungspolitik,  ab- 
gesehen von  den  Logierhäusern,  bisher  nichts  getan,  als  sie  j 
in  der  Stadt  herumgejagt,  sie  in  andere  Quartiere  getrieben, 
die  durch  sie  mit  der  Zeit  zu  neuen  slums  werden.  Aus 
diesem  Grund  ist  es  auch  bis  jetzt  tatsächlich  unmöglich 
gewesen,  die  Bestimmungen  gegen  Überfüllung  insbesondere 
in  den  ticketed  und  farmed-out  houses  wirklich  streng  durch- 
zuführen. Daher  finden  sich  auch  in  den  städtischen  Häusern, 
wo  das  Halten  von  Schlafleuten  verboten  ist,  wie  ich  bei 
meinem  Besuch  feststellte,  doch  solche,  und  auch  der  Sanitary 
Inspektor  der  Stadt,  Mr.  Fyfe,  betonte  mir  gegenüber  aus- 
drücklich, dafs  die  Wohnungsinspektion  erst  dann  werde 
streng  durchgeführt  werden  können,  wenn  die  Stadt  genügend 
neue  Wohnungen  geschaffen  hat;  vorher  habe  das  Nieder- 
reifsen  von  slums  wenig  Zweck.  „Die  Leute  fliehen  vor 
meinen  Inspektoren  aus  einem  Quartier  in  ein  anderes,  they 
get  chased  over  the  town." 

Dies  ist  also  das  grofse  Problem,  vor  dessen  Lösung 
man  heute  in  Glasgow  steht,  und  das  man  besonders  auf  der 
Städtekonferenz  1902  dort  eingehend  behandelt  hat:  auch 
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für  diese  wirklich  ärmste  Klasse  durch  die  Stadt  Wohnungen 
zu  schaffen,  die  sie  erschwingen  können  und  beziehen 
mögen.  Seine  Lösung  ist  zunächst  nicht  ohne  gröfsere 
Inanspruchnahme  der  Steuerzahler  als  bisher  möglich.  In- 
dessen scheint  in  dem  charakteristischen  Zug  der  Glasgower 
Sanierungen  —  der  kommerziellen  Ausnutzung  der 
guten  Terrains  —  auch  der  Keim  für  diese  Lösung  zu 
liegen :  der  Stadt  fällt  dadurch  der  grofse  hier  stattfindende 
Wertzuwachs  zu  und  dieser  wird  ihr  mit  der  Zeit  die  Mittel 
liefern,  auch  die  Behausung  der  wirklich  untersten  Klasse 
in  Angriff  zu  nehmen,  bei  der  freilich  noch  andere  als  nur 
ökonomische  Schwierigkeiten  zu  überwinden  sind^. 


IV. 


Manchester  und  Birmingham. 


Wie  Glasgow,  so  sind  weitere  28  Kommimen  in  Eng- 
land (im  weiteren  Sinne)  durch  Sanierungen  zur  eigenen 
Schaffung  von  Arbeiterwohnungen  geführt  worden,  und  zwar 
Aberdeen,  Birmingham,  Birken head,  Brighton, 
Carlisle,  Cork,  Croydon,  Darwen,  Devonport, 
Douglas,  Dublin,  Edinburgh,  Greenock,  Hull, 
Keighley,  Kingston,  Leigh,  Liverpool,  London, 
Middlesbrough,  Nottingham,  Plymouth,Salford, 
Sheffield,  Shoreditch,  Southampton,  Stretford 
und  Wigand  Dazu  kommt  dann  weiter  die  Schaffung 
von  Arbeiterwohnungen  durch  Kommunen  ohne  vorhergehende  < 
Sanierung  auf  Grund  des  IIL  Teils  des  Gesetzes  von  1890, 
der  bis  zum  31.  März  1900  von  94  Lokalbehörden  (Londoner 
Grafschaftsrat,  46  Stadträten ,  41  städtischen  Distriktsräten 
und  6  ländlichen  Distriktsräten)  angenommen  worden  war. 
Von  dieser  ausgedehnten  kommunalen  Tätigkeit  sollen  hier 
jedoch  nur  die  fünf  wichtigsten  Beispiele :  Manchester,  Bir- 
mingham, Liverpool,  Kichmond  und  London  näher  betrachtet 
werden. 

In  Manchester^  gab  auch  schon  ein  Lokalgesetz  von 
1867  der  Korporation  die  Möglichkeit,  gegen  ungesunde 
Häuser  vorzugehen  und  sie  eventuell  zu  schliefsen,  aber 
nicht  sie  niederzureifsen  und  durch  bessere  zu  ersetzen. 
Auf  Grund  dieses  Gesetzes  wurde  gegen  6890  Häuser  vor- 
gegangen, zunächst  ohne  dafs  dadurch  eine  Wohnungsnot 
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entstanden  wäre.  Nachdem  aber  Strafsendurchbrüche,  Eisen- 
bahnbauten und  Vermehrung  der  Fabriken  und  Geschäfts- 
häuser auch  mehrere  Tausend  Wohnhäuser  verschlungen 
hatten ,  entwickelte  sich  auch  hier  in  den  alten  Stadtteilen 
/  ein  schlimmer  Zustand  der  Überfüllung.  Hiergegen  wurde 
nun  nach  Erlafs  des  Arbeiterwohnungsgesetzes  von  1890 
durch  ein  grofses  Sanierungsprojekt  „The  Manchester  La- 
bourers'  D Wellings  Scheme"  vorgegangen,  welches  die  Nieder- 
leifsung  von  394  Häusern  und  Läden,  bewohnt  von  1870  Men- 
schen, in  sich  schlofs^.  Von  den  freigelegten  Terrains  an 
Oldham  Road  und  Pollard  Street  wurden  letzteres  und  die 
Hälfte  des  ersteren  auf  Grund  einer  öffentlichen  Konkurrenz 
mit  grofsen  Blöcken  von  Mietshäusern  bebaut.  Namentlich 
der  erstere  an  Oldham  Eoad  ist  für  diese  Art  der  städti- 
schen Wohnungsproduktion  charakteristisch ;  es  ist  ein  grofses, 
um  einen  Innenhof  herumliegendes  Häuserviereck  von  fünf 
Stockwerken,  inklusive  Erdgeschofs,  mit  reicher,  architek- 
tonischer Fassade  und  Läden  an  der  in  Oldham  Read  selbst 
(einer  Hauptstrafse)  gelegenen  Seite  (vgl.  Abbildung  9). 
Die  Wohnungen  sind  vom  Hof  aus  von  Baikonen  zugänglich, 
die  auf  nur  vier  Treppenhäuser  an  den  vier  Ecken  münden. 
Es  ist  also  hier  das  schottische  Balkonsystem  zur  Anwendung 
gekommen  (vgl.  Abbildung  8,  welche  gerade  die  Innenseite 
dieses  Häuserkomplexes  darstellt).  Die  meisten  Wohnungen 
enthalten  zwei  Zimmer,  einige  auch  nur  eines,  je_zwei  Woh- 
nungen haben  einen  Abtritt;  im  ganzen  sind  in  285  Woh- 
nungen 848  Personen  untergebracht.  In  ähnlicher  Weise, 
nur  einfacher  und  ohne  Läden,  wurde  auch  das  Areal  in 
Pollard  Street  bebaut.  Die  Mieten  betragen  für  die  ein- 
zimmerigen  Wohnungen  2/6  bis  3  sh,  die  zweizimmerigen  3/6 
bis  5  sh,  in  Pollard  Street  3  bis  4  (2/6  für  einzimmerige), 
sind  alsOj  abgesehen  von  den  einzimmerigen,  meist  wiederum 
nur  für  besser  bezahlte  Arbeiter  erschwinglich,  nicht  für 
die  untersten  Klassen. 

Diese  Mietskasernen  nach  schottischem  Balkonsystem 
'  widerstreben  aber  so  sehr  den  Anschauungen  und  Gewohn- 
heiten des  Lancashirer  Arbeiters,  der  nicht  wie  der  Schotte 
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an  Etagenhäuser,  sondern  an  das  Einzelhaus  gewöhnt  ist, 
dafs  sie  wenig  gefielen  und  sich  anfangs  schwer  vermieteten. 
Daher  hat  Manchester  bei  den  weiteren  Bauten  dieses 
System  aufgegeben  und  fernerhin  nur  noch  kleine  Miets- 
häuser (tenement  houses)  und  Cottages  gebaut.  So  auf  dem 
Areal  eines  neuen  Sanierungsprojektes  1891  in  ehester  Street 
und  Pott  Street,  aber  auch  auf  der  zweiten  Hälfte  des  Old- 
ham  Eoad-Areals.  Hier  wurden  vier  Reihen  kleiner  Häuser 
mit  schmalen  Zwischenstrafsen  erbaut,  die  erste  Reihe  in 
Oldham  Road  selbst  auch  mit  Läden  im  Erdgeschofs  und 
zwei  weiteren  Stockwerken,  die  weiteren  mit  nur  zwei  Ge- 
schossen. Die  mittleren  Reihen  enthalten  Mietswohnungen  v 
von  zwei  und  drei  Räumen,  je  zwei  auf  einem  Flur,  also 
vier  unter  einem  Dach,  zum  Preis  von  4/6,  resp.  5/9.  Die 
letzte  Reihe  enthält  kleine  selbständige,  durch  zwei  Stock- 
werke und  Mansarde  gehende  Wohnungen  von  fünf  Räumen,  \^ 
je  zwei  in  einem  Haus,  aber  nebeneinander,  nicht  über- 
einander, mit  separater  Haustür,  zum  Preise  von  7/9  (vgl. 
Abbildung  10).  Durch  diese  weiträumige  Bebauung  wurden 
auf  diesem  Teile  des  Oldham  Road-Areals  nur  425  Personen 
in  82  Wohnungen  untergebracht  —  natürlich  erst  recht  / 
nur  besser  bezahlte  Arbeiter  oder  Handwerker  und  Laden-  * 
besitzer. 

Dagegen  ist  das  finanzielle  Resultat  bemerkenswerterweise 
bei  diesem  Teil  des  Oldham  Road-Areals  —  infolge  der  viel 
einfacheren  Bauausführung  und  daher  auch  relativ  niedrigeren 
Baukosten  —  günstiger  als  bei  dem  mit  den  hohen  Etagen- 
häusern bebauten:  letztere  werfen  nämlich  nur  eine  Ver- 
zinsung von  P/5^/0  oder,  wenn  die  Steuern  von  den  Aus- 
gaben abgezogen  werden,  2V2^/o  des  aufgewandten  Kapitals 
ab,  die  Tenement  Houses  and  Cottages  dagegen  2  resp.  3*^/o;  / 
dabei  ist  in  beiden  Fällen  nichts  für  Amortisation  übrig. 
Die  Stadt  Manchester  hat  also  die  bisherigen  Bauten  auf 
Grund  von  Teil  I  und  II  des  Gesetzes  von  1890  nicht  auf 
einer  rein  geschäftlichen  Grundlage  aufgeführt,  sondern  als 
Teil  eines  grofsen  hygienischen  Sanierungswerkes  von  all- 
gemeinem öffentlichen  Interesse  behandelt. 

10* 
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Nun  aber  ist  jüngst  in  einem  neuen  grofsen,  zur  Zeit 
in  der  Ausführung  begriffenen  Projekt  auf  Grund  von  Teil  III 
des  Gesetzes  von  1890  ein  neuer  Weg  eingeschlagen  worden. 
Da  die  Erbauung  von  Mietskasernen  für  Wohnzwecke  mit 
den  Gew^ohnheiten  der  Bevölkerung  in  Widerspruch  steht, 
die  offenere,  niedrigere  Bebauungsweise  aber  nicht  ausreicht, 
um  genügende  Wohnungen  zum  Ersatz  für  die  weggefallenen 
zu  bekommen,  so  blieb  nichts  übrig,  als  in  die  Aufsen- 
bezirke  zu  gehen.  Dies  geschieht  jetzt  mit  dem  grofsen 
Blackley  E  s  tat  e  -  Projekt  im  gröfsten  Mafsstabe.  Die 
Stadt  hat  an  der  Grenze  der  City  ein  Terrain  von  nicht 
weniger  als  288  acres  erworben,  um  es  nach  Teil  III  des 
Gesetzes  von  1890  mit  Cottages  zu  bebauen,  und  zwar  um 
/  in  erster  Linie  diejenige  Arbeiterbevölkerung  unterzubringen, 
welche  durch  beabsichtigte  weitere  Strafsendurchbrüche  und 
-Erweiterungen  im  Stadtinnern  aus  ihren  jetzigen  Quartieren 
vertrieben  werden  soll.  Es  ist  dies  das  erste  Mal,  dafs  das 
Lokalverwaltungsamt  die  für  solche  Fälle  vorgeschriebene 
Neuschaffung  von  Wohnungen  nach  Teil  III  des  Gesetzes 
von  1890  in  den  Aufsenbezirken  vorzunehmen  gestattet. 
Damit  ist  ein  wichtiger  Präzedenzfall  für  ähnliche  Erforder- 
nisse in  anderen  Städten  geschaffen.  Es  sollen  im  ganzen 
203  Cottages  —  davon  53  über  den  obigen  Bedarf  hinaus  — 
an  einer  60  Fufs  breiten  Hauptstrafse ,  die  eine  Trambahn- 
linie bekommt,  und  ungefähr  einem  Dutzend  45  Fufs  breiten 
Nebenstrafsen ,  sämtlich  mit  Bäumen  bepflanzt,  erstellt 
werden.  Die  Häuser  werden  in  vier  verschiedenen  Systemen 
gebaut,  die  meisten  in  Terrassen  von  nicht  mehr  als 
8  Häusern,  11  als  freistehende  Doppelhäuser.  In  System  A 
bekommen  die  Wohnungen  im  Erdgeschofs  ein  Wohnzimmer 
(livingroom) ,  in  dem  zugleich  die  Küche  ist,  Baderaum 
hinter  dem  Herd,  kleine  „gute  Stube"  (parlour),  sowie  drei 
Schlafzimmer  im  Obergeschofs ;  in  System  C  ein  grofses 
Wohnzimmer,  daneben  Aufwaschraum  (scullery),  dagegen 
keine  „gute  Stube"  und  auch  drei  Schlafzimmer.  Dies  ist 
das  in  Port  Sunlight  und  Bourneville  erprobte  System, 
welches  das  typische  Lancashire  -  Haus  ersetzen  soll,  das 
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unten  regelmäfsig  zwei  Zimmer  hat,  ein  unbenutztes  Pariour 
und  die  Küche,  in  der  tatsächlich  alles  lebt.  Die  Miete 
für  diese  vier-  bis  fünfzimmerigen  Wohnungen  wird  zwischen 
7  und  8  sh  die  Woche  betragen;  dazu  kommt  1  sh  per 
Woche  für  die  Trambahn.  Dies  verlangt  einen  Verdienst 
von  mindestens  30—40  sh  und  schliefst  also  die  Arbeiter 
von  18 — 25  sh  Verdienst,  d.  h.  die  regelmässig  beschäftigten 
ungelernten  Arbeiter,  von  diesen  Häusern  aus :  auch  sie  sind 
n^r  für  gelernte  Arbeiter.  Auch  die  Wohnungen  nach 
System  D,  die  nur  zwei  Zimmer  unten  und  oben  haben  und 
vielleicht  4/9  sh  kosten  werden,  sind  für  jene  in  der  Regel 
noch  zu  teuer.  Für  die  untere  Klasse  der  ungelernten, 
aber  regelmäfsig  beschäftigten  Arbeiter  hat  also  die  kom- 
munale Wohnungspolitik  in  Manchester,  abgesehen  von  einem 
kleinen  Teil  der  W^ohnungen  in  den  Mietskasernen  von 
Oldham  Road  und  Pollard  Street,  noch  nichts  geleistet  — 
geschweige  denn  für  die  allerunterste  der  nur  unregel- 
mäfsig  beschäftigten. 

Auf  derselben  Stufe  kommunaler  Wohnungsreform  wie 
Manchester  steht  nun  im  ganzen  auch  Birmingham*. 
Hier  sind  seit  den  70  er  Jahren  bekanntlich  sehr  grofse 
Sanierungen  erfolgt,  die  mit  dem  Namen  Chamberlains 
verknüpft  sind,  aber  da  mit  ihnen  anfangs  keine  Neuschaffung 
von  Wohnungen  durch  die  Gemeinde  verbunden  war,  be- 
deuteten sie  k:eine  Lösung,  sondern  eine  Verschärfung  der 
Wohnungsfrage. 

Das  erste  Quartier,  das  auf  Grund  des  Gesetzes  von 
1875  saniert  wurde ,  hatte  eine  Ausdehnung  von  93  acres, 
die  Häuser  waren  alt  und  zerfallen,  die  Sterblichkeit  doppelt 
so  grofs  als  in  den  gesundesten  Quartieren  der  Stadt.  Auf 
diesem  ganz  zentralen  Areal  wurde  eine  grofse  neue  Haupt- 
strafse,  Corporation  Street,  angelegt.  Die  Gemeinde  erwarb 
jedoch  hier  nicht  alle  Häuser  dieses  Areals,  sondern  nur 
etwa  45  acres  und  1867  Häuser  von  3744  und  rifs  davon 
ca.  1200  ab,  die  übrigen  wurden  nur  durch  Umbau  und 
Renovierung  in  besseren  sanitären  Stand  gebracht.   Die  Er- 
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Werbungskosten  waren  1310000  ^,  die  Strafsenbaukosten 
34000  i^,  der  Wert  des  übrig  bleibenden  Landes  794000 
so  dafs  ein  Reinaufwand  von  550  000  £  verbleibt.  Der 
gröfste  Teil  des  durch  die  Niederreifsung  frei  gewordenen 
Bodens  wurde  von  der  Stadt  auf  75  Jalire  in  Erbbaurecht 
(building  lease)  an  private  Bauunternehmer  hergegeben  und 
von  diesen  mit  Geschäftshäusern  bebaut. 

Im  weiteren  Verlauf  der  Sanierungen ,  wo  es  sich  um 
weniger  zentral  gelegene  Areals  handelte,  kam  alsdann 
auch  für  Birmingham  ähnlich  wie  für  Glasgow  der  Augen- 
blick, wo  es  für  den  Grund  und  Boden  selbst  zu  niedriger 

I  Grundrente  keine  Abnehmer  mehr  fand  und  daher  ge- 
zwungen war,  ihn  selbst  wieder  zu  bebauen.  So  entstanden 
zunächst  in  Ryder  Street  1892—94  103  Cottages  mit  fünf 
Räumen  zu  5/6  bis  6/3  sh  per  Woche,  also  nur  für  besser 
bezahlte  Arbeiter.  Das  finanzielle  Ergebnis  ist  günstig,  es 
entspricht  einer  Grundrente  von  11  d  per  Yard,  1  d  mehr 
als  der  Marktwert  des  Landes.  Billiger  sind  die  neuerdings 
unter  Teil  I  des  Gesetzes  von  1890  erstellten  Cottage  flats  in 
Milk  Street:  61  zwei-,  drei-  und  vierzimmerige Wohnungen  in 
zweistöckigen  Häusern  in  vier  Terrassen  zu  3  bezw.  4/6  bis 
5/6  sh  per  Woche.  Die  ersteren  (im  ganzen  24!)  kommen 
also  auch  für  die  besseren  ungelernten  Arbeiter  in  Betracht, 
aber  diese  Häuser  sind  in  der  Ausstattung  wieder  aufser- 
1  ordentlich  dürftig  und  gering  und  auch  nach  dem  Balkon- 

/  System,  allerdings  mit  Baikonen  in  der  Front,  gebaut.  Das 
finanzielle  Ergebnis  entspricht  einer  Grundrente  von  7V4  d 
per  Yard,  der  Boden  ist  aber  für  die  Zwecke  der  Bebauung 
mit  Arbeiterwohnungen  nur  zu  1007  ^  eingestellt,  während 
seine  Erwerbung  und  Freilegung  6000  ^  kostete. 


V. 


Liverpool  und  Richmond. 


Die  prinzipiell  wichtigsten  und  lehrreichsten  Beispiele 
kommunaler  Wohnungsreform  in  England  sind  —  abgesehen 
von  London  mit  seinen  ganz  exzeptionellen  Verhältnissen  — 
zweifellos  einerseits  für  Grofsstädte  Liverpool ,  andererseits 
für  Klein-  und  Mittelstädte  Richmond. 

Liverpool^  hat  als  zweitgröfste  Hafenstadt  des  Ver- 
einigten Königreichs  fast  ebenso  schlimme,  wenn  nicht  noch 
schlimmere  Wohnungsverhältnisse  sich  entwickeln  sehen  wie 
London:  zahlreiche  slums  mit  aufserordentlich  hoher  Sterb- 
lichkeit, wobei  besonders  das  starke  Kontingent  niedrig- 
stehender irischer  Bevölkerung  verschärfend  mitgewirkt  hat. 
Ihre  Beseitigung  durch  umfassende  Sanierung  ist  daher  hier 
auch  schon  früh  begonnen  worden.  Zuerst  wurde  auf  Grund 
des  Gross  Act  das  Victoria  -  Square  -  Areal  angekauft  und 
635  slum-Häuser  niedergerissen.  Infolge  der  hohen  Kosten 
dieses  Projekts  wurde  dann  aber  weiterhin  auf  Grund  eines 
Lokalgesetzes,  des  Liverpool  Sanitär y  Amendment 
Act  von  1864,  vorgegangen  und  von  1884  bis  1901  rund  5000 
ungesunde  W^ohnungen  mit  einem  Aufwand  von  einer  halben 
Million  Pfund  Sterling  beseitigt.  Trotzdem  bleiben  noch 
8184  slum-Häuser  und  eine  grofse  Zahl  von  Kellerwohnungen 
übrig,  und  zwar  in  1071  Höfen  von  weniger  als  15  Fufs 
Breite  5765  Hofhäuser  und  1669  Vorderhäuser;  zur  Be- 
seitigung dieser  weiteren  slums  ist  ein  Aufwand  von  ca. 
28000  |^  erforderlich.  Während  der  Jahre  1900—1901  sind 
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nicht  weniger  als  237  Höfe  beseitigt  worden  gegen  970  in 
den  vorhergehenden  zehn  Jahren. 

Liverpool  hat  aber  auch  schon  sehr  früh  —  am  frühesten 
im  eigentlichen  England  —  mit  dem  Bau  von  Häusern 
durch  die  Stadt  begonnen,  und  zwar  zunächst  auch  in  der 
Form  von  Mietskasernen.  Schon  1869  wurden  aus  einem 
besonderen  Fonds  die  sogenannten  St.  Martins  Cottages  er- 
richtet, in  Wirklichkeit  keine  Cottages,  sondern  vier  äufsere 
Blöcke  von  fünfstöckigen  (d.  h.  einschliefslich  Erdgeschofs) 
Etagenhäusern,  zwei  innere  von  dreistöckigen,  im  ganzen 
123  Wohnungen  enthaltend,  mit  Mieten  von  2/6  sh  für  zwei- 
räumige  bis  5/6  sh  für  vierräumige.  Auch  in  den  Sanierungs- 
gebieten hat  die  Stadt  in  der  Folge  zum  Teil  selbst  auf 
Grund  von  Teil  III  des  Gesetzes  von  1890  die  Wieder- 
bebaung  übernommen,  und  zwar  auch  anfangs  mit  Miets- 
kasernen, so  in  Victoria  Square  und  Juvenal  Street. 

Die  ersteren,  1895  eröffnet,  enthalten  in  fünf  fünf- 
stöckigen blocks  269  Wohnungen  und  zwölf  Läden  mit 
Mieten  von  1/9  für  die  einzimmerigen  (21),  3 — 4/6  für  die 
zweizimmerigen  (164)  und  5 — 5/6  für  die  dreizimmerigen  (86). 
Die  Häuser  in  Juvenal  Street  (Abbildung  11)  enthalten  in 
drei  vierstöckigen  blocks  und  einem  dreistöckigen  101  Woh- 
nungen und  einen  Laden;  die  Mieten  sind  2 — 2/9  für  die 
einräumigen  (45),  3/6—5/3  für  die  zweiräumigen  (54)  und 
5/6  für  drei  Räume  (2).  Das  finanzielle  Resultat  ist  bei 
diesen  Mietskasernen  ein  Überschufs  von  2689  ^  pro  Jahr, 

I  was  eine  Verzinsung  von  2V2%  und  eine  Amortisation  der 

I  Baugelder  in  100  Jahren  ergibt. 

Dann  aber  ist  man  auch  in  Liverpool  bei  den  weiteren 
städtischen  Bauten  zur  nationalen  Form  der  niedrigen 
Häuser,  tenement  houses  und  cottage  flats,  zurückgekehrt. 
Und  zwar  wurden  zuerst  1897  inArley  Street  solche  der 
letzteren  Gattung  gebaut;  zweistöckige  Reihenhäuser  von 
nüchternem  Aussehen  mit  34  Wohnungen,  jede  für  sich  auf 
einem  Flur  gelegen,  mit  direktem  Zugang  von  der  Strafse 
(vgl.  Abbildung  12).  Das  Haus  links  im  Vordergrund  zeigt 
die  Beschaffenheit  der  niedergerissenen  slum- Häuser.  Die 


Mieten  für  die  zwei-  und  dreiräumigen  Wohnungen  betragen 
4—4/6  und  5  sh. 

Der  interessanteste  Zug  der  kommunalen  Wohnungs- 
reform  Liverpools  ist  aber  der  hier  in  neuerer  Zeit  mit 
Erfolg  gemachte  Versuch,  auch  für  die  ganz  armen 
Klassen  erschwingbare,  menschenwürdige  Wohnungen,  und 
zwar  in  niederen  Mietshäusern,  nicht  in  Mietskasernen,  zu 
schaffen.  Es  handelt  sich  bei  der  Bevölkerung  der  dem 
Abbruch  geweihten  Stadtteile  nach  einem  von  F.  T.  Turton 
an  das  Royal  Institute  of  Public  Health  1903  erstatteten 
Bericht  hier  um  eine  Bevölkerungsklasse,  bei  welcher  der 
Durchschnittslohn  der  Familie  15_sh  nicht  überschreitet, 
sehr  oft  aber  we|t  darunter  sinkt.  Die  gesamte  fahrende 
Habe  dieser  Familien  übersteigt  in  den  meisten  Fällen  den 
Wert  von  20  sh  nicht.  Die  von  ihnen  gezahlten  Mieten 
betragen  zwischen  2 — 4  sh  die  Woche  ^.  Der  frühere  Stadt- 
ingenieur Mr.  Boulnois  stellte  daher  das  Ziel  auf,  zwei- 
räumige  Wohnungen  zu  einem  wöchentlichen  Preis  von  1  sh 
pro  Raum  zu  schaffen ;  es  galt,  die  Wohnungen  bequem  und 
gesund  für  die  ärmere  Arbeiterklasse,  gleichzeitig  nicht  an- 
ziehend für  den  gelernten  Arbeiter  zu  machen ,  also  dabei 
jeden  entbehrlichen  Schmuck  und  Komfort  wegzulassen. 

Dies  ist  in  dem  ersten  nach  seinen  Plänen  ausgeführten 
Projekt  in  Gildarts  Gardens  auch  in  der  Hauptsache 
gelungen,  indem  die  billigsten  Wohnungen  hier  2/3  für  zwei 
Räume  und  Zubehör  kosten,  die  nächsten  2/6  für  zwei 
Zimmer  und  Aufwaschzimmer  (scullery);  rechnet  man  letzteres 
als  halbes  Zimmer,  so  ist  das  Ziel  erreicht.  Die  Häuser  — 
ganz  schlichte,  einförmige  Bauten,  aber  doch  gefälliger  als 
die  in  Arley  Street  (vgl.  Abbildung  13)  —  sind  drei  Stock- 
werke hoch  (Erdgeschofs ,  erster  Stock,  Mansarde);  auf  jedem 
Stockwerk  ist  eine  Wohnung  von  zwei  Räumen;  jede  Woh- 
nung ist  für  sich  abgeschlossen ,  hat  eigenen  Abtritt  und 
eigenen  Zugang,  die  beiden  oberen  von  einem  im  oberen 
Stock  auf  der  Rückseite  laufenden  Balkon  aus.  Die  Zimmer- 
wände sind  nicht  tapeziert,  auch  nicht  einmal  geputzt, 
sondern  nur  unmittelbar  auf  den  Backsteinen  getüncht.  Die 
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Stadt  hat  hier  ohne  jeden  Mittelsmann  selbst  gebaut,  die 
städtische  Behörde  selbst  Vorarbeiter  und  Arbeiter  angestellt. 
Die  Baukosten  betrugen  44—54  ^  pro  Zimmer. 

Diese  Häuser  liegen  in  dem  überfülltesten  Stadtteile 
Liverpools,  Scotland  Yard,  wo  die  Sterblichkeit  40  pro  Tausend 
ist,  und  eine  irische  Bevölkerung  dichtgedrängt  wohnt.  Die 
Kosten  der  Freilegung  des  ehemaligen  slum- Areals,  auf 
welchem  diese  Häuser  erbaut  wurden,  waren  1 — 2  ^  pro 
square-yard.  Hätte  die  Stadt  das  Terrain  zur  Bebauung 
mit  Arbeiterwohnungen  verkauft,  so  würde  es  nicht  mehr 
als  5  sh  pro  square-yard  gebracht  haben,  es  wurde  aber 
mit  12  sh,  dem  Marktpreis,  in  Rechnung  gesetzt.  Das  für 
den  Boden  und  die  Häuser  aufgenommene  Kapital  mufs  in 
30  Jahren  zurückbezahlt  werden.  Das  finanzielle  Resultat 
ist  ein  Überschufs,  der  eine  Verzinsung  von  3^/o,  bei  einer 
Amortisation  in  50  Jahren  ermöglicht,  das  Unternehmen 
könnte  sich  also  vollständig  bezahlt  machen,  wenn  die 
Amortisationsfrist  nicht  so  kurz  wäre  —  ein  wichtiger  Punkt 
für  die  ganze  kommunale  Wohnungsproduktion,  auf  den  wir 
noch  zurückkommen  werden. 

Die  Bewohner  gehören  wirklich  einer  sehr  armen  Klasse 
an,  und  es  ist  hier  in  der  Tat  das  Problem  gelöst,  gute 
und  nette  zweiräumige  Wohnungen  zu  einem  Preis  zu 
schaffen,  den  der  ungelernte  Arbeiter,  jedenfalls  der 
regelmäfsig  beschäftigte,  vielleicht  sogar  auch  der  unregel- 
mäfsig  beschäftigte  (also  die  unterste  Klasse)  bezahlen  kann. 
Die  Wohnungen  sind  erheblich  besser  und  billiger  als  die- 
jenigen von  Glasgow.  Es  ist  hier  wirklich  wenigstens  zum 
Teil  die  Wiederunterbringung  der  Bevölkerung  der  beseitigten 
slums  in  derselben  Gegend  gelungen. 

Dieses  System  ist  dann  in  den  neuesten  umfassenden 
Bauten  der  Stadt  zunächst  in  Dryden  Street  und  Rachel 
Street  noch  weiter  ausgebildet  und  verbessert  worden.  Diese 
im  April  1901  vollendeten  enthalten  in  zwei  Blöcken  dreistöckige 
Reihenhäuser  mit  280  Wohnungen  mit  396  Räumen  und  in 
einem  gröfseren  Hause  eine  Art  Klubraum  (recreation  room) ; 
diese  Häuser  sind  bedeutend  ansehnlicher  und  hübscher  als 
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die  vorigen,  was  durch  sehr  einfache  Mittel  —  geschickte 
Verteilung  der  Dachröhren  und  Erker  —  erreicht  ist  (vgl. 
Abbildungen  14  und  15).  Auch  die  Wohnungen  sind  besser 
und  haben  sämtlich  Warmwasserleitung,  sind  allerdings  auch 
wieder  etwas  teurer;  es  kosten  nämlich  132  zweiräumige 
im  ersten  und  zweiten  Stock  3  sh,  28  zweiräumige  im  Erd- 
geschofs  4  sh,  16  dreiräumige  4/6  und  sechs  vierräumige  6  sh. 
Die  Baukosten  betrugen  exkl.  Warmwasserleitung  59V3  £ 
per  Raum  oder  7,07  d  per  Kubikfufs.  Das  finanzielle  Re- 
sultat ergibt  eine  Verzinsung  von  2V2^/o  und  Amortisation 
in  45  Jahren.  Auch  diese  Wohnungen  sind  aber  bestimmt, 
die  Bewohner  benachbarter  slums  wieder  unterzubringen. 

Ebenso  wie  die  Häuser  in  Dryden  Street,  nur  noch 
etwas  gefälliger  im  Äufsern,  sind  die  1902  eröffneten  von 
Kempston  Street  (vgl.  Abbildungen  16  und  17).  Sie 
enthalten  11  vierräumige  Wohnungen  zu  6  sh,  30  dreiräumige 
zu  5  sh  und  38  zweiräumige  zu  3/3—3/6,  sind  also  wieder 
etwas  teurer.  Aber  auch  sie  sind  reserviert  für  durch 
Sanierung  obdachlos  gemachte  Mieter.  Das  gleiche  gilt  von 
den  1903  eröffneten  Häusern  in  New  Street  mit  69  zwei- 
zimmerigen  Wohnungen  zu  2/9—4  sh,  36  dreizimmerigen  zu 
4 — 5,  9  vierzimmerigen  zu  6  sh.  In  derselben  Zeit  hat  aber 
Liverpool  auch  noch  einmal  einen  Versuch  mit  block-dwellings 
nach  dem  Glasgower  System  in  Fontenoy  Street  ge- 
macht (vgl.  Abbildung  18).  Ein  vierstöckiger  Block  enthält 
8  vierzimmerige  und  8  zweizimmerige  Yv^ohnungen.  Trotzdem 
die  Ausstattung  im  Innern  von  denkbarster  Einfachheit  ist, 
ist  es  nicht  gelungen,  die  Mieten  so  herabzudrücken,  wie  in 
den  kleineren  Häusern  von  Gildarts  Gardens  und  selbst 
Dryden  Street:  die  zweizimmerigen  Wohnungen  kosten  3/3 
im  dritten  Stock  bis  zu  4  sh  im  Erdgeschofs. 

Die  gröfste  Sanierungsunternehmung  der  Stadt  Liver- 
pool aber  ist  jetzt  die  der  Hornby  Street -Area.  Hier 
sollen  im  ganzen  534  Häuser  (von  denen  511  unsanitary) 
mit  2431  Bewohnern  niedergerissen,  und  an  ihrer  Stelle 
23  Blocks  dreistöckiger  Häuser  mit  445  Wohnungen  für 
2446  Personen  errichtet  werden,  und  zwar  48  vierzimmerige 
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Wohnungen,  270  drei-,  90  zwei-  und  36  einzimmerige.  Die 
Mieten  werden  2  sli  für  die  einzimmerige,  3  sh  für  die 
zwei-,  4  sh  für  die  drei-  und  5  sh  für  die  vierzimmerige 
betragen,  was  eine  Verzinsung  von  3*^/o  ergeben  soll.  Bei 
der  ersten  Sektion  wurden  145  Häuser  niedergerissen  und 
am  4.  November  1903  der  Grundstein  zu  den  neuen  Häusern 
in  feierlicher  Weise  gelegt^  71%  der  bisherigen  Be- 
wohner dieses  Viertels  fanden  in  den  fertigen 
Häusern  der  Stadt  in  der  nächsten  Nachbar- 
schaft Unterkunft. 

Dieses  sehr  bemerkenswerte  Resultat  wurde  dadurch 
erzielt,  dafs  allen  Sanierungsprojekten  der  Liverpooler  Stadt- 
verwaltung eine  sorgfältige  Untersuchung  vorausgeht,  ob 
und  wie  die  aus  ihren  Wohnungen  Verdrängten  wieder  unter- 
gebracht werden  können.  Jede  Mietpartei  wird  persönlich 
von  den  Beamten  des  Housing  Committee  aufgesucht,  die 
ihnen  eine  für  sie  passende  beziehbare  Wohnung  nachweisen, 
und  in  der  Regel  hat  dieses  Vorgehen  ein  befriedigendes 
Ergebnis.  Bei  einem  gewissen  Prozentsatz  der  Bewohner 
ist  diese  Fürsorgetätigkeit  allerdings  erfolglos :  ihre  Lebens- 
weise ist  so  unlöslich  mit  dem  Verfall  und  dem  Schmutz 
der  slums  verknüpft,  dafs  sie  sich  nicht  davon  trennen 
können  ^. 

„Dafs  unter  diesen  Umständen  die  Überführung  in  eine 
bessere  Wohnung  nicht  von  vornherein  auch  eine  grund- 
sätzliche Änderung  der  Lebenshaltung  bedeutet,  ist  ein- 
leuchtend. Es  kann  daher  nicht  geleugnet  werden,  dafs 
Trunkenheit  und  arge  Verkommenheit  vielfach  auch  den 
neuen  Quartieren  ihren  Stempel  aufdrücken,  aber  immerhin 
kann  doch  eine  Besserung  auch  nach  dieser  Richtung  fest- 
gestellt werden,  und  namentlich  ist  es  bezeichnend,  dafs  die 
Mietzahlungen  mit  ziemlicher  Regelmäfsigkeit  eingehen,  so 
dafs  z.  B.  im  Jahre  1902  die  Mietverluste  nicht  mehr  als 
5^/o  betrugen."  (Albrecht.) 

Ein  neuester  Versuch  der  Stadt  Liverpool  in  Eldon 
Street  endlich,  1903  beschlossen,  bezweckt  die  Erbauung 
von  12  billigen  dreiräumigen  Wohnungen  für  die  ärmsten 
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Klassen,  bei  welchen  man  die  Baukosten  auf  100  pro 
Wohnung  von  drei  Räumen  herabzudrücken  hofft.  Das  drei- 
stöckige Gebäude  soll  in  jedem  Stockwerk  vier  Wohnungen 
enthalten  mit  separatem  Eingang  von  einem  Balkon  an  der 
Frontseite  aus.  Diese  dreiziramerigen  Wohnungen  sollen  nur 
4  sh  per  Woche  kosten,  und  trotzdem  eine  Verzinsung  des 
Kapitals  von  5^/o  erzielt  werden. 

Im  ganzen  hatte  die  Stjdt  Liverpool  1903  1013  Woh- 
nungen erstellt,  und  weitere  1180  sind  im  Bau  begriffen 
oder  projektiert,  also  im  ganzen  2193  nebst  20  Läden.  Den 
Bestrebungen,  die  besserbezahlten  Arbeiter  aus  der 
Stadt  hinauszubringen  in  die  Vorstädte  und  dadurch  auch 
indirekt  den  ungelernten  Arbeitern  im  Innern  der  Stadt  zu 
helfen,  hat  man  in  Liverpool  bisher  ablehnend  gegenüber- 
gestanden, doch  wird  jetzt  auch  hier  der  Bau  einer  vor- 
städtischen Cottage- Kolonie  durch  die  Stadt  auf  einem 


Terrain  von  22  acres,  das  zu  3  sh  per  yard  erworben  wurde,  ^'^ s^^oJ/jh^^ 


erwogen. 

Stellt  die  kommunale  Wohnungsproduktion  Liverpools 
bis  jetzt  das  Äufserste  dar,  was  in  Beschaffung  guter  und 
billiger  Wohnungen  für  die  unteren  Klassen  der  arbeitenden 
Bevölkerung  durch  die  Stadtgemeinde  in  einer  Grofsstadt 
in  England  im  weiteren  Sinne  bisher  erreicht  worden  ist*,  — 
wir  werden  sehen,  dafs  auch  in  London  dem  nichts  an  die 
Seite  gestellt  werden  kann,  —  so  ist  Richmond  ein  muster- 
gültiges Beispiel  dafür,  was  eine  Mittel-  und  Kleinstadt  auf 
diesem  Gebiete  leisten  kann. 

Richmond^,  eine  selbständige  Vorstadt  Londons  von 
über  30000  Einwohnern,  wurzle  zu  einem  Bau  von  Wohnungen 
durch  die  schlechten  Erfahrungen  gedrängt,  welche  es  bei 
Durchführung  der  Gesundheitsgesetze  und  Schliefsung 
einzelner  Häuser  auf  Grund  von  Teil  II  des  Gesetzes  von 
1890  —  ganze  slums  waren  hier  noch  nicht  entstanden  — 
gemacht  hatte :  wurde  vom  Eigentümer  sanitäre  Verbesserung 
seines  Hauses  erzwungen,  so  bewirkte  das  nur  eine  Steigerung 
der  Miete,  so  dafs  die  Mieter  selbst  sich  dagegen  sträubten; 
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wurde  eine  Wohnung  geschlossen,  so  fehlte  es  an  Unterkunft 
für  die  auf  die  Strafse  Geworfenen.  Unter  diesen  Umständen 
erschien  es  als  wichtigste  Aufgabe ,  das  Wohnungsangebot 
zu  vermehren,  und  so  errichtete  die  Stadt  zunächst 
1894 — 95  auf  einem  schon  in  ihrem  Besitz  befindlichen 
Grundstücke  22  Cottages  mit  sieben  Räumen  in  einem  Block 
von  vier  und  drei  von  je  sechs  Häuschen  (vgl.  Abbildung  19 
links),  28  mit  fünf  Räumen  (vgl.  Abbildung  19  rechts)  und 
6  Doppelwohnungen  oder  Cottage-flats  d.  h.  Cottages  mit  je 
einer  drei-  und  vierräumigen  Wohnung  in  den  beiden 
Stockwerken  (vgl.  Abbildung  20).  Die  Mieten  der  letzteren 
betragen  4/6  und  5/6  per  Woche ,  die  der  anderen  6 — 7/6 
;  und  8  sh.  Diese  Cottage-flats  bestehen  im  Erdgeschofs  aus 
Wohnzimmer  (mit  Herd,  also  Küchenzimmer),  Schlafzimmer, 
scullery  (kleine  Wasch-  und  Spülküche)  und  Abtritt,  im 
oberen  Stock  ist  ein  Schlafzimmer  mehr;  der  Zugang  zum 
,  oberen  Stock  erfolgt  durch  eine  besondere  Haustüre  in  der 
Front,  die  auf  den  Hof  und  von  da  auf  der  Rückseite  über 
eine  Freitreppe  führt  (vgl.  Abbildung  20  und  21).  Alle 
Häuschen  und  Wohnungen  haben  Vor-  und  Hintergärten 
(bei  den  flats  geteilt),  und  zwar  sind  letztere  von  bedeutender 
Tiefe  (doppelt  so  tief  als  Haus  und  Vorgarten  zusammen). 
So  wurden  zunächst  62  Wohnungen  mit  274(_Zimmern)  und 
62  sculleries  geschaffen. 

Die  guten  Erfolge  dieser  ersten  Bauten  führten  dann 
dazu,  dafs  die  Stadt  im  Jahre  1896  weitere  70  Cottages  zu 
bauen  beschlofs,  die  in  den  Jahren  1899 — 1900  fertiggestellt 
wurden,  mit  weiteren  376  Räumen  und  70  sculleries,  sodafs 
also  jetzt  im  ganzen  132  Häuser  mit  650  Räumen  und 
132  sculleries  erstellt  sind.    Die  Gesamtkosten  betragen 
37  812  ^  oder  durchschnittlich  58  ^  pro  Raum^^s^<£.^ti^'Mj^) 
Die  Einnahmen  belaufen  sich  auf  4747  ^  gegenüber  Aus- 
gaben von  1347      so  dafs  sich  ein  Bruttogewinn  von  3400  ^ 
ergibt,  aus  dem  das  Kapital  mit  3V4  ^/o  verzinst,  die 
,  Amortisation  in  42  Jahren  bewirkt  wird,  und  ein  Reingewinn  von 
/  38  ^  übrig  bleibt,  und  da  hier  kein  kostspieliges  slum-Land 
zu  erwerben  und  von  alten  Häusern  zu  säubern  war,  sondern 
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die  Häuser  auf  bisher  unbebautem  Terrain,  von  dem  der 
acre  700  £  kostete,  errichtet  wurden,  sind  auch  die  Grund-  ^f^--^, 
erwerbungskosten  vollständig  in  dieser  Berechnung  enthalten, 
und  das  ganze  Unternehmen  hat  also  den  Steuerzahlern 
keinen  Pfennig  gekostet.    In  42  Jahren  wird  die  ganze  An- 
lage, ohne  die  geringste  Ausgabe  verursacht  zu  haben,  freies  \ 
Eigentum  der  Stadt  sein.    Eine  Verlängerung  der  Amorti-  ^ 
sationsperiode  auf  50  Jahre  würde  eine  Herabsetzung  der 
'Miete  um  wenigstens  2  d  pro  100  ^  Herstellungskosten  er- 
möglichen, bei  Herabsetzung  des  Zinsfufses  für  die  Baugelder 
auf  2V2  *^/o  könnten  die  Zimnier  zu  1  sh  pro  Woche  ver- 
mietet werden ,  während  sie  jetzt  durchschnittlich  1/4  bis 
1/8  sh  kosten. 

Die  Wohnungen  sind  reserviert  für  Leute,  die  in  Bich- 
mond wohnen  oder  arbeiten  —  eine  Beschränkung ,  deren 
Berechtigung  auf  der  Hand  liegt  — ,  und  werden  von  An- 
gehörigen der  verschiedensten  Klassen  der  Arbeiter- 
bevölkerung im  weitesten  Sinne  des  Wortes  bewohnt,  also 
von  gelernten  und  ungelernten  Arbeitern.  Bei  meinem 
Besuche  fand  ich  in  einer  Cottage  mit  sieben  Räumen 
(Wohnzimmer,  Küche,  scullery  im  Erdgeschofs,  vier  Schlaf- 
zimmern im  Obergeschofs)  zu  7/6  sh  Miete  einen  älteren  un- 
gelernten Arbeiter  mit  Frau  und  drei  Kindern,  dessen 
Arbeitslohn  22  sh  betrug.  Ein  so  hoher  prozentualer  Auf- 
wand an  Miete  wird  offenbar  nur  durch  die  Eigenproduktion 
von  Gemüse  usw.  in  dem  zu  jedem  Hause  gehörigen  ziemlich 
grofsen  Garten  ermöglicht.  Die  wöchentlichen  Arbeitslöhne 
der  Mieter  variieren  zwischen  18  und  35 ,  in  den  meisten 
Fällen  betragen  sie  rund  25  sh.    Die  Mieter  verteilen  sich 


dem  Beruf  nach  wie  folgt: 

Gewöhnliche  Arbeiter    ...  28 

Polizisten   12 

Kutscher  und  Schaffner.    .    .  9 

Gasarbeiter   8 

Eisenbahnarbeiter   8 

Zimmerleute   5 

Briefträger   5 
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Gepäckträger    ......  4 

Gärtner    ........  4 

Maler   4 

Maurer   3 

Weichenwärter   3 

Scheuerfrauen   3 

Säger   2 

Tischler   2 

Gardinenreiniger   2 

Kollekteure   2 

Ladengehülfen   2 

Installateure   2 

Parkaufseher   2 


Dazu  kommen  je  ein  Ausläufer,  Bergwerksarbeiter, 
Pensionär,  Segelmacher,  Vergolder,  Goldarbeiter,  Bleiarbeiter, 
Drechsler,  Gipser,  Lokomotivführer,  Blechner,  Schmied, 
Droschkenführer,  Elektrotechniker,  Schneider,  Bilderrahmen- 
macher,  Kutscher,  Strafsenvorarbeiter,  Kontrolleur. 

Im  ganzen  haben  so  132  Familien  der  arbeitenden 
Klassen  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  mit  620  Personen, 
d.  h.  weniger  als  die  Zahl  der  Bäume  (650)  in  den  städtischen 
Häusern  bessere  und  gesündere  Wohnungen,  als  sie  bisher 
hatten,  zu  1 — 4  sh  pro  Woche  niedrigeren  Mieten  gefunden. 
Diejenigen ,  die  schon  vorher  leidlich  gesunde  Wohnungen 
innegehabt  hatten,  haben  dadurch  der  nächst  unteren  Schicht 
Platz  zum  Aufrücken  gemacht.  Die  Mieter  sind  stolz  auf 
ihre  neuen  Wohnungen  und  bemüht,  sie  namentlich  durch 
gärtnerischen  Schmuck  zu  verschönern,  da  sie  tatsächlich 
sicher  vor  Kündigung  sind.  Schmutz,  Krankheit  und  Sterb- 
lichkeit sind  hier  viel  geringer  als  in  den  sonstigen 
Wohnungen  derselben  Klassen,  der  Standard  of  life  vieler 
Mieter  und  vor  allem  der  Kinder  hat  sich  deutlich  erkenn- 
bar gehoben. 

Nach  der  Ansicht  des  Stadtrats  Thompson,  des  Ver- 
fassers des  mehrfach  genannten  neuen  Handbuchs,  dessen 
Initiative  in  erster  Linie  diese  Häuser  ihre  Entstehung  ver- 
danken, könnten,  bei  Verzicht  auf  die  Gärten,  dieselben 
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Häuser  mit  denselben  Mieten  auch  auf  bisherigem  slum-Land 
im  Mittelpunkt  der  Städte  errichtet  werden,  selbst  wenn  der 
Boden  4000  ^  per  acre  kostete.  Es  niüfste  für  je  100  ^ 
Aufwand  bei  jedem  Bauprojekt  des  gleichen  Systems  2/6  sh 
pro  Woche  Miete  bezahlt  werden,  und  mit  geringen 
Änderungen  könnte  das  Rieh  monder  System  von  jeder 
städtischen  Gemeindebehörde  in  einem  ähnlichen  Distrikt 
mit  gleichem  finanziellen  Resultat  angewandt  werden, 
während  in  ländlichen  Distrikten,  wo  Steuern,  Bau-  und 
Strafsenkosten  niedriger  sind,  die  Mieten  entsprechend 
niedriger  sein  können. 

Diese  Richmonder  Häuser  haben  vor  einiger  Zeit  in 
Deutschland  zu  einer  interessanten  Kontroverse  Anlafs  ge- 
geben, die  hier  erwähnt  werden  mufs,  weil  sie  mir  von 
prinzipieller  Bedeutung  zu  sein  scheint.  Sie  wurden  nämlich 
in  der  „Neuen  Zeit"  von  C.  Hugo  (H.  Lindemann)  den  von 
der  Stadt  Freiburg  i.  B.  erbauten  Häusern  gegenüber- 
gestellt, und  das  finanzielle  Ergebnis  der  ersteren  als 
günstiger  bezeichnet,  da  man  in  Richmond  für  eine  kleinere 
Summe  eine  gröfsere  Wohnung  mieten  könne  als  in  Freiburg. 
Besonders  grofs  sei  die  Differenz  der  Baukosten ,  an  denen  \ 
in  Deutschland  entschieden  gespart  werden  könne,  ohne  dafs  ^ 
dadurch  die  Güte  und  Behaglichkeit  der  Wohnung  beein- 
trächtigt zu  werden  brauche.  Darauf  hat  die  Stadt  Freiburg 
durch  eine  ausführliche  D enk sehr ift  ihrer  „Beurbarungs- 
verwaltung"  geantwortet,  um  die  Überlegenheit  ihrer  Häuser 
über  jene  von  Richmond  nachzuweisen^. 

Die  Ergebnisse  der  Vergleichung  sind  sehr  interessant 
und  prinzipiell  wichtig.  Die  Richmonder  Häuser  sind  da- 
nach in  sehr  viel  einfacherer  Weise  gebaut  und  würden  in 
verschiedenen  Punkten  nach  den  heutigen  deutschen  Bau- 
ordnungen nicht  zulässig  sein.  Sie  sind  nicht  ganz  unter- 
kellert, die  Hausgänge  sind  schmäler,  die  Zimmer  niedriger  \ 
als  sie  unsere  Bauordnungen  verlangen.  Die  Schlafzimmer  , 
haben  zum  Teil  nur  10  cbm  Luftraum,  was  bei  uns  polizei- 
lich unzulässig  wäre;  der  Abort  liegt  aufserhalb  der  Häuser 
in  einem  Anbau;  besondere  Waschküchen  und  Bäder  fehlen, 

Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage.  11 
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während  die  Freiburger  Häuser  für  je  13  Wohnungen  Wasch- 
küche und  Bad  haben,  ebenso  Gas  einrieb  tung;  Umfassungs- 
und Brandmauern  sind  dort  nur  25  cm  breit  gegen  40  bis 
52  cm  in  Freiburg.  Die  Richmonder  Wohnungen  haben 
eine  gröfsere  Zahl  von  Zimmern,  aber  die  Zimmer  sind 
kleiner  als  in  Freiburg;  das  gröfste  in  Freiburg  hat  fast 
doppelt  so  viel  Boden-  und  Luftraum,  das  kleinste  fast  das 
dreifache ;  das  kleinste  englische  Zimmer  bleibt  um  ca.  5  cbm 
hinter  dem  Normalsatz  von  15  bis  16  cbm  bei  deutschen 
Kasernenbauten  für  den  Schlafraum  einer  erwachsenen 
Person  zurück,  während  das  gröfste  englische  Zimmer  da- 
nach nur  als  Schlafzimmer  für  zwei  Personen  ausreichen 
würde  (wird  auch  nicht  für  mehr  benützt!)  Die  gröfste 
englische  Wohnung  mit  fünf  bezw.  sechs  Zimmern  mifst 
rund  163  cbm,  die  gröfste  Freiburger  mit  drei  Zimmern 
168  cbm;  die  englische  Wohnung  mit  drei  Zimmern  aber 
hat  81  cbm  Luftraum,  die  kleinste  dreizimmrige  in  Freiburg 
133,  also  52  cbm  mehr.  Auch  in  den  Mietspreisen  ergibt 
sich  ein  Unterschied  zugunsten  Freiburgs,  wenn  sie  nicht 
pro  Wohnung  und  Zimmerzahl,  sondern  nach  der  Fläche 
und  dem  Kubikmafs  verglichen  werden:  dann  ist  nämlich 
der  Quadratmeter  Wohnfläche  in  Richmond  17  ^/o  und  der 
Kubikmeter  Luftraum  36  ^/o  teurer  als  in  Freiburg.  Die 
beste  Wohnung  ist  in  Freiburg  nach  dem  Flächenmafs  teurer, 
nach  dem  Kubikmafs  aber  billiger,  die  geringsten  Wohnungen 
dagegen  sind  nach  Flächen-  und  Kubikmafs  in  Richmond 
um  69  bezw.  67  ^/o  teurer.  Auch  die  Baukosten  sind  bei 
Berücksichtigung  des  vollen  Kubikinhalts  in  Freiburg  nicht 
nur  nicht  höher,  sondern  um  1,60  M.  per  Kubikmeter 
niedriger  als  in  Richmond. 

Diese  Vergleichungen  sind  nun  zwar  an  und  für  sich 
richtig,  —  falsch  ist  es  nur,  den  kleinen  Garten  der  Frei- 
burger Häuser,  mehr  ein  Hofraum,  dem  grofsen  englischen 
gleichzusetzen  und  die  Bedeutung  des  letzteren  zu  bestreiten, 
weil  keine  Speicher  und  Keller  vorhanden  seien,  —  aber  sie 
beweisen  prinzipiell  nicht  so  viel  oder  vielleicht  etwas  ganz 
anderes  als  die  Freiburger  Denkschrift  meint.  Zunächst 
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hat  es  überhaupt  gar  keinen  Wert,  die  Höhe  der  Mieten  zu 
vergleichen,  ohne  Einkommen  bezw.  Arbeitslohn  der  Mieter 
zu  berücksichtigen :  bei  den  höheren  Löhnen  Englands  würde 
selbst  eine  absolut  teuerere  Wohnung  in  diesem  Sinne 
verhältnismäfsig  billiger  sein,  d.  h.  dem  Mieter  mit  ge- 
ringerem Aufwand  seines  Einkommens  das  Wohnbedürfnis 
befriedigen ;  nun  sind  aber  die  englischen  Wohnungen  absolut, 
bezw.  nach  Zimmerzahl  billiger  —  und  das  ist  offenbar  für 
den  Arbeiter  das  Entscheidende,  nicht  der  Flächen-  undKubik- 
raum.  Letzteres  ist  die  hygienische  Seite  der  Wohnungs- 
frage, ersteres  die  wirtschaftliche  und  soziale. 

Wir  stofsen  hier  auf  einen  prinzipiell  überaus  wichtigen 
Punkt:  ist  es  nicht  von  gröfserem  Belang,  dafs  der  Arbeiter 
überhaupt  eine  sonst  gesunde  und  saubere  Wohnung, 
namentlich  mit  reichlicher  Zimmerzahl  zur  Trennung  der 
Geschlechter,  zu  einem  seinem  Einkommen  entsprechenden, 
ihm  erschwingbaren  Preise  erhält,  als  dafs  er  gar  keine  be- 
kommt, oder  eine  mit  weniger  Zimmern,  weil  jenes  zu 
solchem  Preis  nicht  mit  dem  von  der  deutschen  Hygiene  ge- 
forderten Luftraum  möglich  ist?*^  Wir  sehen  hier  wieder, 
dafs,  wie  ja  auch  in  neuerer  Zeit  in  Deutschland  mehr  und 
mehr  anerkannt  wird,  unsere  Bauordnungen  durch  unver- 
nünftig hohe  Anforderungen  die  Schaffung  von  billigen 
kleinen  Wohnungen  ungebührlich  erschweren.  Man  vergesse 
dabei  auch  nicht,  dafs  das  englische  Volk  die  deutsche 
Furcht  vor  Zug  nicht  kennt,  und  daher,  unterstützt  durch 
die  praktischen  englischen  Schiebefenster,  die  eine  Lüftung 
von  oben  her  ermöglichen ,  und  den  offenen  Kamin ,  eine 
bessere  Luft  in  den  kleineren  Räumen  hat  als  der  deutsche 
Arbeiter  in  den  gröfseren. 

Überhaupt  ist  aber  hier  Unvergleichbares 
miteinander  verglichen,  und  den  ganz  abweichenden 
englischen  Wohnsitten  nicht  Rechnung  getragen.  Das  zeigt 
am  deutlichsten  der  folgende  Satz  der  Freiburger  Denk- 
schrift: „Die  englischen  Häuser  sind  einfache  leichte 
Backsteinbauten  ohne  architektonischen  Schmuck 
und  tragen  daher  in  ihrem  Äufseren  schon  den  Charakter 
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von  sogenannten  Arbeiterhäusern.  Die  Beurbarungs- 
liäuser  sind  nach  innen  und  aufsen  solide  bürgerliehe 
Wohnhäuser,  mit  Sandsteinfundamenten  und  Haustein- 
ornamenten an  Türen  und  Fenstern  wie  mit  Giebelaufbauten." 
Wie  jeder  Kenner  englischer  Städte  und  namentlich  Vor- 
städte weifs,  sind  die  Richmonder  Häuser  (vgl.  Abbildung  19) 
nach  englischen  Begriffen  mindestens  ebenso  „bürgerlich" 
als  die  Freiburger,  welche  sich  trotz  ihrer  anerkennenswert 
hübschen  architektonischen  Ausbildung  durch  die  ganze  sonst 
in  Deutschland  (aufser  Bremen)  nicht  übliche  Beihenanlage 
und  die  immerhin  kleineren  Dimensionen  von  den  bürger- 
lichen Mietskasernen  doch  —  allerdings  vorteilhaft  —  unter- 
scheiden und  als  Arbeiterhäuser  charakterisieren.  Hat  es  doch 
der  architektonische  Tiefstand  unseres  Mietskasernenbaues 
in  Deutschland  vielfach  dahin  gebracht,  dafs  die  von  Staat, 
Städten  und  Bauvereinen  aufgeführten  Arbeiterhäuser  heute 
namentlich  in  Klein-  und  Mittelstädten  die  geschmackvollsten 
Bauten  sind.  In  England  sind  nicht  nur  die  von  Arbeitern 
bewohnten  Häuser,  sondern  die  Reihenhäuser  und  Einzel- 
häuser der  Mittelklassen  bis  hinauf  zu  denjenigen  Klassen, 
die  in  Freiburg  in  protzigen  sogenannten  „Villen"  mit  über- 
ladener Architektur  wohnen,  „einfache  leichte  Backstein- 
bauten ohne  architektonischen  Schmuck" ,  nur  Zimmerzahl 
und  Garten  sind  gröfser,  —  und  zeugt  es  nicht  wirklich 
von  höherer  Kultur,  am  Äufsern  des  Hauses  und  auch  an 
der  bei  hinreichender  Lüftung  überflüssigen  Gröfse  und 
namentlich  Höhe  der  Zimmer  zu  sparen  und  dafür  eine 
gröfsere  Zimmerzahl  und  gröfseren  Garten  einzutauschen? 

Wir  werden  nach  meiner  Überzeugung  auch 
in  Deutschland  zu  einer  befriedigenden  Lösung 
der  Arbeiter  Wohnungsfrage  nur  kommen,  wenn 
die  äufseren  Ansprüche  herabgesetzt  und  die 
inneren  gesteigert  werden^.  Aber  damit  müfsten 
freilich  auch  hier  die  mittleren  und  oberen  Klassen  voran- 
gehen, die  nachzuahmen  heute  einmal  noch  das  Ideal  des 
deutschen  ebenso  wie  des  englischen  Arbeiters  ist. 


VI. 
London. 


In  derjenigen  Stadt  des  Vereinigten  Königreichs .  in 
welcher  die  Wohnungsfrage  die  gröfste  Ausdehnung  erlangt 
hat  —  in  London  — ,  ist  verhältnismäfsig  am  spätesten 
etwas  seitens  der  kommunalen  Behörden  zu  ihrer  Lösung 
getan  worden,  dann  aber  in  kurzer  Zeit  um  so  mehr  und 
doch  bisher  ohne  ausreichenden  Erfolg.  Die  Gründe  dieses 
späten  Eingreifens  lagen  einmal  eben  in  der  grofsen  Schwierig- 
keit, welche  das  Problem  hier  darbot,  dann  aber  in  den  be- 
sonderen Verfassungsverhältnissen  der  Riesenstadt.  Die 
Kirchspiele,  denen  das  Shaftesburygesetz  von  1851  die  Voll- 
macht zum  Einschreiten  gegeben  hatte,  waren  hier  besonders 
ungeeignet,  davon  Gebrauch  zu  machen,  weil  ihre  Organe 
sich  vorzugsweise  aus  den  zunächst  interessierten  Haus- 
besitzern und  Mittelspersonen  —  den  „house  farmers",  die 
von  jenen  die  Häuser  zur  Weitervermietung  pachten,  —  zu- 
sammensetzten. Eine  zentrale  Verwaltungsbehörde  aber  gab 
es  bis  zur  Schaffung  des  Grafschaftsrates  im  Jahre  1889 
nicht.  Infolgedessen  geschah  bis  zu  dem  Crofsgesetz  des 
Jahres  1875  hier  gar  nichts,  erst  von  da  an  begann  die 
Zentralbaubehörde,  das  Metropolitan  Board  of  Works, 
in  Ausübung  der  ihr  durch  dieses  Gesetz  gegebenen  Voll- 
macht eine  Reihe  von  Sanierungen  ungesunder  Distrikte. 
Dabei  war  in  jenem  Gesetz  für  London  vorgeschrieben,  dafs 
für  ebenso  viele  Personen  der  arbeitenden  Klassen,  als  durch 
eine  solche  Sanierung  ihre  Wohnung  einbüfsen,  entweder 
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auf  demselben  Areal  oder  in  der  Nachbarschaft  Unterkunft 
geschaffen  werden  müsse.  Das  Metropolitan  Board  verfuhr 
nun  bei  den  elf  Projekten,  welche  es  in  den  vier  ersten 
Jahren  nach  Erlafs  des  Gesetzes  von  1875  unternahm,  in 
der  Weise,  dafs  es  die  ungesunden  Häuser  des  betreffenden 
Quartiers  erst  niederrifs  und  dann  das  freigelegte  Land  an 
die  verschiedenen  Arbeiterbaugesellschaften  (Artizans  Dwel- 
lings  Companies)  und  Stiftungen  zur  Wiederbebauung  mit 
Arbeiterwohnungen  nach  bestimmten  Vorschriften  des  Pro- 
jektes verkaufte  ^  Die  Baubehörde  mufste  dabei  das  nieder- 
zureifsende  Quartier  zu  dem  vollen  Geschäftswert  von  Boden 
und  Häusern  bezahlen  und  erlangte  bei  dem  Wiederverkauf 
unter  solchen  Bedingungen  meist  nur  weniger  als  ein  Fünftel 
dieses  Geschäftswertes  wieder.  Im  ganzen  wurden  durch 
diese  Tätigkeit  des  Board  of  Works  von  1875  —  1889 
29  056  Personen  aus  ihren  bisherigen  Wohnungen  vertrieben 
und  nur  27  780  wieder  untergebracht,  mit  einem  Netto- 
aufwand der  Behörde  von  1605  088  |^.  Weitere  4000  Per- 
sonen waren  noch  unterzubringen  (vom  Staatssekretär  und 
Parlament  später  auf  2457  herabgesetzt),  als  der  neu- 
geschaffene Grafschaftsrat,  das  LondonCounty  Council, 
im  Jahre  1889  als  Zentral  Verwaltungsbehörde  Londons  die 
Erbschaft  der  Baubehörde  auf  diesem  Gebiet  der  Sanierung 
antrat. 

Mit  der  Wirksamkeit  dieser  neuen,  auf  Grund  des  all- 
gemeinen Stimmrechts  gewählten,  Kommunalbehörde  beginnt 
erst  die  Periode  energischer  kommunaler  W^ohnungsreform 
in  der  Hauptstadt  ^.  Durch  ihr  Eingreifen  wurde  die  früher 
der  Polizei  zustehende  Kontrolle  der  Logierhäuser  erst  zu 
einer  erfolgreichen,  und  auch  die  Durchführung  der  Wohnungs- 
aufsicht zu  einer  energischeren  gemacht.  Sie  schlug  auch 
auf  dem  Gebiet  der  Sanierungen  alsbald  neue  Wege  ein, 
indem  sie  anstelle  des  Verkaufs  der  freigelegten  Ländereien 
sowohl  in  den  von  der  Baubehörde  übernommenen  als  vor 
allem  in  ihren  eigenen  neuen  grofsen  Projekten  die  eigene 
Bebauung  der  niedergelegten  Quartiere  setzte.  Sie  wurde 
dazu   hauptsächlich    ähnlich   wie   Glasgow    dadurch  ge- 
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zwungen,  dafs  sie  keine  Abnehmer  für  die  Grundstücke 
mehr  fand. 

Ihrer  Tätigkeit  auf  diesem  Gebiet  wurden  aber  durch 
einen  Beschlufs  des  Grafschaftsrats  vom  März  1893,  die  so- 
genannte „Dreiprozentresolution",  sehr  enge  Schranken  in 
finanzieller  Beziehung  gesetzt.  Die  Mieten  der  neuerrichteten 
Wohnungen  sollten  nämlich  die  in  der  Nachbarschaft  herr- 
schenden nicht  übersteigen,  dabei  aber  doch  eine  Verzinsung 
von  2V2— 3^/0  und  Amortisation  des  aufgewandten  Kapitals, 
und  zwar  desjenigen  von  Grund  und  Boden  in  60,  desjenigen 
für  die  Gebäude  in  40  Jahren  erbringen,  wobei  der  Grund 
und  Boden  allerdings  nicht  mit  den  Erwerbungskosten, 
sondern  mit  dem  Marktwert,  den  er  unter  der  Bedingung 
der  Wiederbebauung  mit  Arbeiterwohnungen  repräsentierte, 
angesetzt  wurde.  Dies  bedeutet  also,  dafs  die  finanzielle 
Situation  für  den  Grafschaftsrat  in  der  Hauptsache  dieselbe 
sein  soll  wie  für  die  Baubehörde  nach  Verkauf  der  nieder- 
gerissenen Quartiere  und  dafs  durch  den  Eigenbau  der  Häuser 
den  Steuerzahlern  keinerlei  Unkosten  erwachsen  und  doch 
die  sehr  solid  und  gut  aufgeführten  Gebäude  nach  40  Jahren 
freies  Eigentum  der  Grafschaft  werden  sollen.  Es  ist  ihm 
durch  diese  Bedingungen  aber,  wie  wir  sehen  werden,  un- 
möglich gemacht,  so  billige  Wohnungen  zu  schaffen,  dafs 
sie  wirklich  für  die  vertriebene  Bevölkerung  erschwinglich 
sind,  und  es  hat  sich  als  nötig  erwiesen,  hohe  Mietskasernen 
zu  bauen  und  die  baupolizeilichen  Anforderungen  an  die 
Wohnungen  bis  zu  einem  teilweise  unzulässigen  Grade  herab- 
zuschrauben, ja  schliefslich  auf  die  Abgeschlossenheit  der  | 
einzelnen  Wohnungen,  auf  die  der  Engländer  sehr  grofses  ' 
Gewicht  legt,  zu  verzichten  und  mehrere  auf  einen  gemein- 
samen Korridor  münden  zu  lassen. 

Das  erste  grofse  vom  Grafschaftsrat  unter  diesen  Be- 
dingungen unternommene  Sanierungs-  und  Bauprojekt  —  das 
gröfste,  das  bis  jetzt  von  einer  Kommunalbehörde  in  Eng- 
land in  Angriff'  genommen  wurde,  —  ist  das  berühmte  von 
Boundary  Street  im  Kirchspiel  Bethnal  Green,  das  schon 
mehrfach  beschrieben  worden  ist^.    Dieses  Quartier,  in  dem 
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berüchtigten  Ostend  Londons  gelegen,  war  einer  der 
schlimmsten  slums  der  Hauptstadt,  sowohl  was  den  Zustand 
der  Häuser  als  den  Charakter  der  Bewohner  angeht;  ein 
Teil  davon,  Old  Nicholl  Street  und  Umgebung,  „the  Nicholl" 
oder  „the  Jago"  genannt,  ist  der  Schauplatz  des  Romans 
von  Arthur  Morrison:  „A  Child  of  the  Jago."  Es  war  in 
den  von  den  Hauptstrafsen  abgehenden  Höfen  ein  Heim  von 
ticket  -  of  -  leave  men,  Dieben  und  Gesindel  der  niedrigsten 
Klasse.  Die  Häuser  lagen  meist  mit  dem  Flur  12—18  Zoll 
unter  der  Erde.  „Von  den  Mauern  war  der  Mörtel  herab- 
gebröckelt, die  Fufsböden  waren  verfault  und  voller  Löcher, 
die  Fenster  und  Türen,  soweit  ihrer  überhaupt  noch  vor- 
handen waren ,  liefsen  Regen ,  Kälte  und  Wind  ungehindert 
herein.  Vier  Familien  in  Wohnungen  von  vier  Zimmern, 
jedes  derselben  8  Fufs  in  der  Länge  und  Breite,  waren 
keine  Seltenheit."  Die  breitesten  Strafsen  waren  kaum 
28  Fufs  breit ,  viele  nur  10  Fufs.  Kein  Haus  hatte  mehr 
eine  Haustür  in  der  Front,  Reparaturen  wurden  überhaupt 
nicht  vorgenommen ;  fast  alle  Höfe  hinter  den  Häusern  waren 
überbaut!  Die  Sterblichkeit  betrug  40 ^/oo,  doppelt  so  viel 
als  sonst  in  diesem  Kirchspiel. 

Hier  wurden  durch  die  Sanierung,  die  aber  nur  stück- 
weise in  den  Jahren  1893 — 1900  erfolgte,  so  dafs  ein  weiterer 
Teil  immer  erst  in  Angriff  genommen  wurde,  wenn  der 
vorhergehende  mit  neuen  Wohnungen  bebaut  war,  im  ganzen 
730  Häuser  niedergerissen,  in  denen  5719  Personen  gewohnt 
hatten.  Anstelle  der  beseitigten  20  Strafsen  traten  7  neue 
grofse  40—60  Fufs  breite  Strafsen,  die  strahlenförmig  von 
einer  in  der  Mitte  gelegenen  erhöhten  kreisförmigen  Anlage 
auslaufen ,  und  an  ihnen  wurden  nach  und  nach  23  fünf- 
stöckige Etagenhäuser  mit  bei  aller  Einfachheit  überaus 
geschmackvollen  Formen  errichtet  (vgl.  Abbildungen  23,  24 
und  25  und  die  beiden  Pläne  im  Anhang).  Sie  enthalten  im 
ganzen  1044  Wohnungen  für  5380  Personen ,  und  zwar : 
15  einzimmerige  zu  3/6,  533  zweizimmerige  zu  5/6—8  sh 
(meist  6/6  und  7  sh),  338  dreizimmerige  zu  7/6  bis  10/6, 
C^-^-^^^^  (>)^        98  vierzimmerige  zu  9^6  bis  12/6,  7  fünfzimmerige  zu  12  bis 
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13  sh  und  3  sechszimmerige  zu  14  bis  15,6.  Dazu  kommen 
18  Läden  und  77  Werkstätten,  sowie  ein  Zentralwaschhaus,  , 
das  auch  Bäder  und  2  Klubräume  enthält,  sich  aber  infolge 
der  Abneigung  der  Mieter,  es  zu  benutzen,  nicht  bezahlt 
macht,  sondern  im  Jahre  1889/90  ein  Defizit  von  1074  £ 
verursachte. 

Die  Zahlen  der  Zimmer  und  die  Höhe  der  Mieten  be- 
sagen schon  hinreichend,  dafs  in  diesen  Häusern  nicht 
dieselbe  Bevölkerung  wieder  untergebracht 
worden  ist,  die  vorher  das  Quartier  bewohnte.  Die 
Mieten  sind  zwar  wirklich  absolut  nicht  höher  als  diejenigen 
in  der  Nachbarschaft,  wohl  aber  relativ,  weil  in  den  neuen 
Grafschaftsgebäuden  natürlich  die  dort  tatsächlich  herrschende 
ungesetzmäfsige  Uberfüllung  nicht  geduldet  wird;  dazu 
kommt,  dafs  jene  Mieten  der  alten  Quartiere  z.  T.  deswegen 
so  hoch  sind,  weil  sie  niemals  ganz  eingehen,  sondern  ge- 
wöhnlich nur  zu  drei  Vierteln  oder  gar  nur  zur  Hälfte. 
Auch  wenn  wir  von  der  untersten  Schicht  der  ganz-  oder 
halbkriminellen  und  nur  unregelmäfsig  verdienenden  Be- 
völkerung absehen  —  auch  für  die  regelmäfsig  be- 
schäftigten ungelernten  Arbeiter,  denen  die  Bau- 
gesellschaften und  die  Stiftungen  doch  in  erheblichem  Um- 
fang Wohnungen  beschafft  haben ,  sind  diese  Wohnungen 
daher  zu  teuer.  Tatsächlich  wohnen  in  den  Boundary 
Street-Häusern  nur  wenige  von  ihnen  (unter  1019  Familien- 
vorständen sind  neben  den  vereinzelten  dazu  gehörigen 
Erwerbstätigen  verschiedener  Art  nur  20  „Labourer"  und 

14  „General  dealer"),  vielmehr  meist  gelernte  Arbeiter 
(z.  B.  84  Schneider,  70  Tischler,  40  Schuhmacher),  Schutz- 
leute (49),  Kommis  (24)  usw.  Vor  der  Sanierung  dagegen 
waren  unter  1057  erwachsenen  Arbeitern  (Erwerbstätigen) 
149  Labourer,  126  Hawker  (Höker)  und  119  General  dealer 
gezählt  worden. 

Dabei  sind,  um  auch  nur  diese  Mieten  zu  ermöglichen, 
namentlich  bei  der  kleinen  Zahl  einzimmeriger  und  den  billig- 
sten zweizimmerigen,  die  Wohnungen,  wie  schon  hervorgehoben, 
nicht  mehr  ganz  abgeschlossen  und  unabhängig,  und  die  Mafse 
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I  der  Zimmer  selbst  für  englisclie  Verhältnisse  klein.  Ferner 
'  haben  diese  Häuser  den  Steuerzahlern  allerdings  —  abgesehen 
von  vorübergehenden  bereits  zurückgezahlten  Vorschüssen  — 
direkt  nichts  gekostet,  indem  sie  einen  Überschufs  abwerfen, 
der  genügt,  um  das  geliehene  Baukapital  mit  2^/4  — 3  ^/o  zu 
verzinsen  und  dieses  sowie  die  Kosten  des  Grund  und 
Bodens  in  60  Jahren  zu  amortisieren.  Allein  da  die  letzteren 
nicht  die  wirklichen  Erwerbungskosten  sind,  sondern  nur  für 
den  Betrag  in  Rechnung  gestellt  sind,  den  das  freigelegte 
Land  beim  Verkauf  unter  der  Bedingung  der  Bebauung  mit 
Arbeiterhäusern  erzielen  würde  (dem  sog.  „housing  value"), 
und  dieser  wie  bei  den  entsprechenden  Verkäufen  des  Metro- 
politan Board  nur  ein  Fünftel  oder  weniger  von  jenen  be- 
trägt*, so  sind  dadurch,  dafs  auf  demselben  Terrain  über- 
haupt wieder  Arbeiterwohnungen  hergestellt  werden  mufsten, 
die  Sanierungskosten  für  die  Steuerzahler  erheblich  höher, 
als  sie  bei  Verwendung  des  Landes  zu  kommerziellen  Zwecken 
sein  würden.  Insofern  aber  sind  die  neuen  Häuser  doch 
tatsächlich  indirekt  durch  die  Steuerzahler  sub- 
ventioniert, indem  sie  bei  voller  Bezahlung  des  Grund 
und  Bodens  nicht  mit  diesem  Ergebnis  hätten  gebaut  werden 
können. 

Das  gleiche  gilt  mehr  oder  weniger  auch  von  den 
weiteren  Bauten  des  Grafschaftsrats  im  Verfolg  zahlreicher 
anderer  kleiner  Sanierungen^.  Diese  sind  jedoch  meist  ein- 
facher in  der  Ausführung  und  ihre  Mieten  daher  etwas  billiger. 
So  z.  B.  bei  den  Häusern  in  Gable  Street  (Abbildung  26). 
Hier  wurden  910  Personen  aus  116  Häusern  und  60  aus 
einem  Logierhaus  durch  die  Sanierung  obdachlos,  und 
dafür  in  einem  fünfstöckigen  Block  180  neue  Wohnungen  für 
796  Personen  geschaffen,  und  zwar  100  zweizimmerige  zu 
5  bis  6/6  sh  und  60  dreizimmerige  zu  7/6  sh,  sämtlich  ganz  un- 
/  abhängig  (self-contained).  Auch  die  Häuser  in  Green- und 
Gun  Street  (Abbildung  27)  sind  erwähnenswert,  weil  man 
hier  nur  dreistöckig  gebaut  und  das  Balkonsystem  angewendet 
hat,  und  die  ebenfalls  sehr  einfachen  kasernenartigen  Cob- 
ham  Buildings  (Abbildung  28).  Trotzdem  sind  die  Mieten 


—    171  — 


in  den  beiden  letzteren  Fällen  ebenso  hoch  wie  in  den 
Boundary  Street- Häusern.  Dazu  kommt  dann  auch  eine 
kleine  Anzahl  älterer  Cottage  flat-Wohnungen,  die  auch  hier 
billigere  Mietpreise  infolge  der  niedrigen  Baukosten  haben. 
So  enthalten  die  Hughes-Fieldes-Cottages  71  zwei- 
zimmerige  Wohnungen  zu  4/8  bis  5  sh,  Ol  dreizimmerige  zu 
6/3  und  6/6  und  2  vierzimmerige  zu  7/6  sh. 

Ein  bedeutenderes  Sanierungsprojekt  ist  dann  noch  das- 
jenige von  Cläre  Market,  Strand,  das  die  Vertreibung 
von  3172  Personen  im  Gefolge  hat,  und  mit  dem  sich  nun 
auch  noch  ein  grofses  Strafsendurchbruchsprojekt  (von  Hol-  i^^sj^ti-^ 
born  nach  dem  Strand)  verbindet,  das  weitere  3700  Per- 
sonen der  arbeitenden  Klassen  obdachlos  macht.  Bei  ihrer 
Wiederunterbringung  resp.  der  Erfüllung  der  Verpflichtung 
zu  ihrer  Wiederunterbringung  hat  der  Grafschaftsrat  nun 
auf  Grund  von  Teil  III  des  Gesetzes  von  1890  (Ankauf  von 
Land  und  Erbauung  von  Arbeiterwohnungen  ohne  damit 
verbundene  Sanierung  oder  Strafsenverbesserung)  erfolgte 
Erwerbungen  und  Bauten  zu  Hülfe  nehmen  dürfen.  Im 
Jahre  1893  hatte  er  nämlich  von  der  Regierung  einen  Teil 
des  Terrains  des  früheren  Millbank-Gefängnisses ,  10  acres, 
zu  dem  ermäfsigten  Preis  von  2500  £  pro  acre  gekauft 
und  darauf  17  grofse  Etagenhäuser  für  4434  Personen  er- 
richtet. 

Die  ganze  Anlage  dieses  Millbank  Estate^  ist  der- 
jenigen von  Boundary  Street  sehr  ähnlich,  und  die  Häuser 
sind  in  architektonischer  Beziehung  eine  ähnlich  vorzügliche 
Lösung  des  Problems,  zugleich  einfach  und  schön  zu  bauen. 
Sie  enthalten  2  einzimmerige  Wohnungen  zu  3/6,  485  zwei- 
zimmerige  zu  6/6  bis  8/6,  392  dreizimmerige  zu  8/6  bis  10/6, 
16  vierzimmerige  zu  12  bis  13  sh  und  1  fünfzimmerige  zu 
12/6.  Die  Mieten  sind  also  dort  noch  etwas  höher  als  in 
Boundary  Street;  da  der  durchschnittliche  Arbeitsverdienst 
der  Mieter  50  bis  60  sh  per  Woche  beträgt,  handelt  es  sich 
hier  erst  recht  wieder  um  gelernte,  besser  bezahlte  Arbeiter. 
Dabei  sind  aber,  um  bei  den  erheblich  gestiegenen  Bau- 
kosten^ auch  nur  diese  Mieten  herauszubringen,  die  Mafse 
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der  Zimmer  noch  kleiner  als  in  Boundary  Street,  nämlich 
meist  nur  144  DFufs  im  Wohn-  (und  Küchen-)  zimmer  und 
100,  ja  selbst  nur  96  im  Schlafzimmer,  und  ein  grofser  Teil 
der  Wohnungen  hat  von  der  Wohnung  getrennt  liegende 
Klosetts.  Dagegen  wird  hier  durch  die  Einnahmen  der 
wirkliche  Ankaufspreis  des  Grund  und  Bodens  mitverzinst 
und  amortisiert  —  allein  da  dieser  ein  ermäfsigter  war,  so 
liegt  hier  doch  auch  wieder  eine  indirekte  Subvention,  dies- 
mal durch  den  Staat,  vor. 

Von  den  4434  Personen,  für  die  hier  Raum  geschaffen 
war,  wurden  dem  Grafschaftsrat  nun  1556  auf  das  zwei  Meilen 
davon  entfernte  Cläre  Market  Projekt  angerechnet,  296  auf 
das  Holborn-Strand  Projekt  und  2272  auf  das  neue  West- 
minster  Embankment  Projekt,  das  2242  Personen  aus  ihren 
bisherigen  Wohnungen  vertreibt.  Eine  andere  Frage  ist 
freilich,  ob  die  vertriebene  Bevölkerung  in  den  allerdings 
beim  Abbruch  jener  Quartiere  schon  fertigen  Wohnungen 
von  Millbank  Estate  wirklich  eingezogen  ist  —  bei  den 
beiden  letzteren  Projekten  nicht  so  unwahrscheinlich,  wie 
bei  dem  ersteren,  da  es  sich  bei  ihnen  nicht  um  eigentliche 
Sanierung  von  slums,  sondern  um  Strafsendurchbrüche 
handelt,  bei  denen  auch  Angehörige  der  wirtschaftlich  höher 
stehenden  Arbeiterklassen  ihre  Wohnung  einbüfsen. 

Die  weiteren  zur  Unterbringung  der  Personen  des 
Holborn-to-Strand  Projekts  erfolgten  Ankäufe  von  Terrains 
zeigen  dann  auf  das  deutlichste,  dafs  es  im  Innern 
Londons  überhaupt  nicht  mehr  möglich  ist, 
Arbeiterwohnungen  zu  bauen,  wenn  der  Grund  und 
Boden  mit  seinem  richtigen  Wert  in  Rechnung  gestellt  wird : 
drei  Terrains  in  Dukes  Court,  Russell  Court  und  Herbrand 
Street  wurden  vom  Herzog  von  Bedford  um  118000  ^  er- 
worben, aber  mit  nur  18  000  ^  hoüsing  value  angerechnet, 
ein  weiteres,  das  Terrain  der  bisherigen  aus  London  auf  das 
Land  hinausverlegten  Brauerei  von  Reid  kostete  200  000  ^ 
und  ward  mit  4500  ^  angesetzt.  Die  Differenz  wird  beide 
Male  auf  die  Kosten  der  betreffenden  Strafsenprojekte  ge- 
schlagen ,  und  diese  so  also  wieder  unnötig  erhöht.  Hätte 
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man  die  Personen  des  Cläre  Market  und  des  Holborn  Pro- 
jektes in  der  unmittelbaren  Nachbarschaft  unterbringen 
wollen,  wie  bei  den  früheren  Sanierungen,  so  hätte  das  Land 
da  30  mal  so  viel  gekostet  als  in  Millbank  und  31  mal  so  viel 
als  entsprechendes  Terrain  in  den  Londoner  Vorstädten. 

Hier,  beinahe  zum  erstenmal  in  unserer  bisherigen  Be- 
trachtung der  Wohnungsfrage  in  England,  tritt  uns  also  die 
Bodenfrage  als  das  Entscheidende  entgegen,  aber  auch 
hier  nicht  eigentlich  als  Produkt  der  Spekulation,  sondern 
als  Resultat  des,  in  diesem  Mafse  jedenfalls,  London  eigen- 
tümlichen Prozesses  der  „Citybildung":  es  ist  die  Ver- 
drängung des  Wohnhauses  durch  das  Geschäftshaus,  die  in 
Wahrheit  den  Kern  der  Wohnungsfrage  in  London  bildet, 
auf  die  auch  seine  Überfüllung  in  letzter  Linie  zurückgeht. 

In  der  Erkenntnis  davon  hat  der  Grafschaftsrat  in  den 
letzten  Jahren,  insbesondere  nachdem  er  das  Gesetz  von  1900 
mit  der  Vollmacht,  aufserhalb  seines  Gebietes  Land  zu  kaufen, 
erreicht  hatte,  eine  ganz  neue  Taktik  eingeschlagen :  Erwerb 
grofser  Terrains  und  Errichtung  von  Cottage- 
Kolonien  in  den  Vorstädten  und  der  Umgebung  Londons. 

Das  erste  derartige  Terrain  wurde  Anfang  1900  auf 
Grund  von  Teil  III  des  Gesetzes  von  1890  in  Totterdown 
Fields,  Tooting  erworben:  38^/2  acres  zum  Preis  von 
1150  i^  per  acre.  Hier  werden  1244  Cottages  mit  kleinen 
Gärten  errichtet  —  einige  Hundert  sind  schon  fertig  — ,  die 
ca.  8000  Personen  Unterkunft  geben  sollen.  Und  zwar 
29  Cottages  (=  2,3  ^/o)  der  L^lasse,  enthaltend  Pariour  (gute 
Stube),  Wohnzimmer  mit  Herd,  drei  Schlafzimmer  mit  Zu- 
behör für  11/6;  209  16,8%)  der  II.^Klasse  mit  Wohn- 
zimmer, Küche  und  zwei  oder  drei  Schlafzimmern  zu  8/6 
bezw.  9/6 ;  818  (=  65,7  ^/o)  der  III^Klasse  mit  Wohnzimmer 
mit  Herd,  scullery  und  zwei  Schlafzimmern  zu  7  sh  und  7/6 
und  188  (=  15,2 o/o)  der  IV.  Klasse:  Cottage  flats,  unten 
grofses  Wohnzimmer,  Küehen-Scullery  und  ein  Schlafzimmer, 
oben  zwei  zu  6  sh  bezw.  6/6.  Die  Häuser  der  III.  Klasse 
sollen  sich  am  besten  rentieren.  Uberall  aber  wird  hier, 
wie  bei  den  folgenden  Projekten,  der  wirkliche  Ankaufswert 
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des  Grund  und  Bodens  durch  die  Erträge  verzinst  und  in 
60  Jahren  amortisiert.  Dann  wurden  Ende  desselben  Jahres 
auf  Grund  des  Gesetzes  von  1900  31  acres  in  Norbury 
in  Surrey,  eben  aufserhalb  der  Grenze  der  Grafschaft  London, 
zu  680  i^  per  acre  erworben  ;  hier  sollen  762  Cottages  für 
5800  Personen  gebaut  werden,  und  zwar  551  eigentliche 
Cottages,  die  dreizimmerigen  zu  6  bis  9  sh,  die  vierzimme- 
rigen  zu  9/6,  die  fünfzimmerigen  zu  11  und  11/6,  und 
211  Cottage  flats  zu  6  sh  für  zwei  Räume  und  6/6  für  drei 
Räume.  Diese  beiden  Terrains  liegen  ganz  nahe  bei  End- 
punkten der  Strafsenbahnlinien  des  County  Council.  Das 
gröfste  derartige  Projekt  aber  ist  dasjenige  von  White  Hart 
Lane,  Tottenham.  Hier  wurden  zwei  grofse  Terrains 
von  zusammen  225  acres  für  90000  |^  erworben,  auf  denen 
42  244  Personen  in  5779  Cottages  zu  Mieten  zwischen  6  und 
9/6  untergebracht  werden  sollen ;  und  zwar  soll  das  südliche 
Terrain  52  Cottages  der  I.  Klasse,  1290  der  IL,  2515  der 
IIL  und  893  der  IV.  Klasse  bekommen,  das  nördliche  235 
der  IL ,  482  der  III.  und  312  der  IV.  Die  Klassen  unter- 
scheiden sich  ähnlich  wie  in  Tooting ,  in  der  IV.  sind  es 
auch  Cottage  flats.  In  den  besseren  Klassen  sind  es  frei- 
}  stehende  Doppelhäuschen,  in  den  billigeren  Reihenhäuser, 
aber  auch  mit  kleinen  Gärten.  Dazu  kommen  251  Läden, 
gröfsere  Erholungsplätze,  Waschhäuser  und  Bäder,  und  eine 
neue  städtische  Tramlinie  wird  dahingeführt  werden.  Hier 
handelt  es  sich  also  tatsächlich  um  Gründung  einer  ganzen 
neuen  kommunalen  Stadt.  Endlich  wurden  1902  noch 
50  acres  in  Hammersmith  angekauft,  wo  weitere  9200  Per- 
sonen in  Cottages  „behaust"  werden  sollen. 

Alle  diese  grofsen  Projekte  auf  Grund  des  IIL  Teils 
des  Gesetzes  von  1890  nebst  einigen  kleineren  (aber  aus- 
schliefslich  Millbank  Estate,  das  zu  den  Sanierungen  ge- 
rechnet wird)  sollen  im  ganzen  noch  67  708  Personen  be- 
hausen ;  rechnet  man  dazu  die  33  384,  für  welche  im  Verlauf 
der  Sanierungen  und  Strafsenverbesserungen  vom  Graf- 
schaftsrat Wohnungen  schon  geschaffen  sind  oder  noch  werden, 
so  wird  dieser  nach  Vollendung  aller  Projekte,  die  allerdings 
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*  noch  Jahre  in  Anspruch  nimmt ,  über  10  0  000  Menschen 
behaust  haben.  Bis  1902  inkl.  waren  rund  3500  Wohnungen 
mit  8750  Zimmern  für  17  500  Personen  mit  einem  Kosten- 
aufwand von  über  1  Million  ^  fertiggestellt. 

Man  kann  dem  Mut  und  der  Energie,  mit  welcher  der 
Grafschaftsrat  so  von  den  verschiedensten  Seiten  her  die 
Wohnungsfrage  sofort  nach  seinem  Inslebentreten  angegriffen 
hat,  die  Anerkennung  nicht  versagen,  wird  sich  aber  dadurch 
nicht  abhalten  lassen  dürfen,  an  seinem  Werk  Kritik  zu 
üben  und  zu  fragen,  ob  die  erzielten  und  noch  zu  er- 
zielenden Resultate  in  Einklang  stehen  mit  den  aufgewandten 
Kräften  und  Mitteln.  Es  ist  die  ganze  Frage  der 
„Sanierungen",  die  wir  hier  zunächst  aufrollen  müssen, 
und  da  müssen  wir  nun  sagen,  dafs  diese  ganzen  grofsen 
Sanierungsprojekte  in  London,  —  und  mehr  oder  weniger 
gilt  das  auch  von  den  Sanierungen  der  anderen  Städte  — 
nur  in  technischer,  d.  h.  sanitärer  und  architektonischer 
Beziehung  als  voll  gelungen  bezeichnet  werden  können,  nicht 
aber  in  finanzieller  und  sozialer. 

Denn  sie  haben  zunächst  aufserordentlich  hohe  Kosten 
verursacht ,  die  von  den  Steuerzahlern  in  einer  grofsen  Er- 
höhung der  Graftschaftssteuern  getragen  werden  müssen^ 
und  zwar  sehr  viel  höhere  Kosten  als  bei  richtigerer  Durch-  \ 
führung  notwendig  gewesen  wäre.  Einmal  haben  die  bis- 
herigen Eigentümer  der  niedergelegten  Quartiere,  gleichviel 
ob  es  freeholder  oder  leaseholder  waren ,  in  der  Regel  den 
vollen  Marktpreis  ihres  Besitzes  ,('z.  T.  sogar  —  soweit  es 
sich  um  Häuser  handelte,  die  ohne  „insanitary"  zu  sein, 
in  ein  Projekt  mit  einbezogen  werden  mufsten,  —  mit  einem 
Zuschlag  von  10  ^/o  wegen  der  Zwangsenteignung  bekommen^ 
obwohl  in  letzter  Linie  doch  durch  ihre  Schuld,  ihre  grobe 
Vernachlässigung  ihres  Eigentums  oder  leasehold- Besitzes 
daraus  ein  slum,  eine  „insanitary  area"  geworden  war. 
Dazu  kam  dann,  wenn  sie,  wie  sehr  häufig,  auch  in  der  Nach- 
barschaft Boden  oder  Häuser  besafsen,  noch  die  hier  durch 
das  Einströmen  der  vertriebenen  Bevölkerung  herbeigeführte 
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Steigerung  der  Mieten  und  der  Bodenwerte.  „Ein  Sanierungs-  * 
Projekt"  —  sagt  Haw  —  „erhöM  immer  den  Wert  des 
Bodens  und  der  Häuser  in  der  Nachbarschaft."  Daraus  er- 
klärt sich,  nebenbei  bemerkt,  häufig  auch  die  Bereitwillig- 
/  keit  der  kommunalen  Vertretungskörper,  auf  solche  Projekte 
einzugehen,  und  die  grofse  Häufigkeit  der  letzteren  in  den 
englischen  Städten.  Darin  liegt  ja  offenbar  geradezu  ein 
I  Anreiz  für  gewissenlose  Landlords,  Eigentümer  und  Mittels- 
männer ,  ein  Quartier  so  verkommen  zu  lassen ,  dafs  es  der 
so  profitablen  Sanierung  verfällt.  „It  would  pay  him  to 
encourage  a  high  deathrate  so  to  speak  in  the  hope  that 
the  County-Council  would  pull  down  his  house  in  the  interest 
of  the  health  of  London.  The  slum-owner,  not  the  slum- 
dweller  gets  the  benefit  of  all  clearances  and  rehousing 
schemes.  "  ^ 

Diesen  Mifsstand  hat  schon  der  Vorgänger  des  Grafschafts- 
rats, das  Metropolitan  Board  of  Works,  klar  erkannt,  und 
das  Gesetz  von  1890  sucht  ihm  durch  die  Bestimmung  zu 
begegnen,  dafs  nicht  der  durch  ungesetzliche  Überfüllung 
erzielte  Ertrag  die  Grundlage  der  Entschädigung  bilden  solle, 
dafs  bei  Häusern,  die  „nuisances"  im  Sinne  der  Gesundheits- 
gesetze sind,  und  deren  Instandsetzung  auf  Grund  von 
Teil  II  des  Gesetzes  vom  Eigentümer  erzwungen  werden 
könnte,  die  Kosten,  die  eine  solche  Instandsetzung  ver- 
ursachen würde,  abzuziehen  seien,  und  dafs  bei  Häusern,  die 
überhaupt  nicht  mehr  in  Stand  zu  setzen  sind,  nur  das 
Terrain  und  das  Baumaterial  ersetzt  werden  sollen,  und 
letzteres  ist  bei  den  Sanierungen  ja  die  Regel.  Allein  diese 
j  Bestimmungen,  wenigstens  die  letztere,  scheinen  gar  nicht 
'  oder  jedenfalls  nicht  genügend  durchgeführt  zu  werden  9. 
Daher  wird  jetzt  wieder,  wie  schon  in  der  Kommission 
von  1884,  die  weitergehende  Forderung  erhoben,  im  letzteren 
Fall,  wie  bei  verdorbenen  gesundheitsschädlichen  Nahrungs- 
mitteln, Konfiskation  ohne  jede  Entschädigung  eintreten  zu 
lassen.  Dies  würde  dem  weiteren  Entstehen  von  slums 
allerdings  wirksam  vorbeugen.  „Da  fast  alle  munizipalen 
Projekte"   —  sagt  Haw  —   „von  Sanierungen ,  rehousing 
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und  Strafsenverbesserungen  die  Eigentümer  des  Bodens  und 
der  Gebäude  auf  Kosten  der  Steuerzahler  bereichern,  kann 
das  Geld  der  letzteren  nicht  in  infinitum  dafür  ausgegeben 
werden." 

Eine  weitere  unnötige  Verteuerung  aber  brachte  dann 
bei  den  Londoner  Sanierungen  und  Strafsenverbesserungen, 
wie  schon  ausgeführt,  der  bis  vor  kurzem  immer  gemachte 
Versuch  der  Wieder  unter  bringung  der  vertriebenen 
arbeitenden  Bevölkerung  möglichst  auf  demselben  Areal 
oder  in  der  unmittelbaren  Nachbarschaft,  anstatt  wie  jetzt 
bei  dem  Holborn-Strand  Projekt  nur  in  den  Nebenstrafsen 
neue  Arbeiterwohnungen  zu  schaffen,  die  Terrains  in  den 
wichtigeren  Strafsen  aber  geschäftlich  so  hoch  als  möglich 
zu  verwerten.  Dies  bedeutete  die  Einrichtung  von  Arbeiter- 
wohnungen auf  Terrain,  das  durch  den  Prozei's  der  „City- 
bildung" zu  wertvoir  dafür  geworden  war,  und  auf  dem  sich 
solche  nur  unter  den  Verhältnissen  der  Überfülluug  und 
Vernachlässigung  der  Häuser  gelohnt  hatten,  die  man  be- 
seitigen wollte;  es  machte  daher  jene  versteckte  Sub- 
ventionierung durch  Verkaufen  des  Terrains  zu  herab- 
gesetztem Preis  oder  Abschreiben  des  wirklichen  Wertes  des 
Bodens  auf  den  „housing  value"  nötig  und  damit  eine  Ver- 
teuerung der  Kosten  des  Projekts  für  den  Steuerzahler. 
Dies  ist  allerdings  ebensowenig  wie  das  zu  teuere  Ankaufen 
Schuld  des  Metropolitan  Board  oder  des  Grafschaftsrats, 
sondern  der  Gesetzgebung  bezw.  ihrer  Anwendung  durch 
die  vorgesetzte  Behörde.  Damit  sind  wir  aber  bei  der 
Kardinalfrage  des  „  R  e  h  o  u  s  i  n  g "  angekommen. 

Der  Londoner  Grafschaftsrat  —  um  von  dem  Metropolitan 
Board  weiterhin  abzusehen  —  hat  in  allen  Sanierungs-  und 
Strafsenverbesserungsprojekten  nach  der  letzten  vorliegenden 
Zusammenstellung  1^  bis  zum  3L  März  1902  im  ganzen 
14553  Personen  „deplaciert",  wozu  in  Ausführung  der  be- 
gonnenen Projekte  noch  weitere  16105  kommen,  also  zu- 
sammen 30  658,  davon  war  für  14004  neue  Unterkunft  be- 
reits geschaffen,  für  6662  im  Bau  begriffen,  für  5584  in  den 
Werkplänen  fertig,  für  weitere  7134  an  anderen  Stellen  vor- 

Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage.  12 


—    178  — 


gesellen  —  also  im  ganzen  für  33384  Personen.  Es  waren 
also  damals  noch  nicht  so  viel  Personen  wieder  „behaust", 
als  „deplaciert"  worden  waren,  schlieMich  nach  Vollendung 
der  Projekte  dagegen  werden  es  noch  2726  mehr  sein  — 
aber  nicht  dieselben.  Dies  ist,  soweit  Unterbringung 
auf  demselben  Areal  erfolgen  soll,  einfach  deswegen  nicht 
möglich,  weil  die  Leute  bis  zur  Fertigstellung  der  neuen 
Häuser  doch  irgendwo  bleiben  müssen  und  später  selten 
zurückkehren,  auch  wenn  die  Mieten  der  neuen  Wohnungen 
es  ihnen  gestatten  würden.  Dem  kann  durch  Zerlegung 
der  Projekte  in  Sektionen  und  Unterbringung  der  Bewohner 
der  ersten  Sektion  in  schon  vorher  dafür  bereitgestellten 
Wohnungen  zwar  abgeholfen  werden,  aber  dies  hat  den 
Nachteil,  dafs  dann  die  übrigen  Sektionen  weiter  vermietet 
und  in  Stand  gehalten  werden  müssen. 

Nun  sind  aber,  wie  wir  gesehen  haben,  die  neuen 
vom  Grafs  chaftsrat  zur  Wiederunterbringung  erstellten 
Wohnungen  zum  gröfsten  Teil  —  wenigstens  bei  den 
Sanierungen,  die  wir  von  den  Strafsen Verbesserungen  unter- 
scheiden müssen,  —  dafür  deshalb  gar  nicht  geeignet,  weil 
sie  zu  teuer  sind.  Sie  sind,  wie  es  Thompson  treffend  aus- 
drückt, nicht  pro  Wohnung,  aber  pro  Familie  teurer,  als  die 
beseitigten  oder  die  in  den  Nachbar  quartieren.  Nur  wenige 
besser  bezahlte  regelmäfsig  beschäftigte  ungelernte  Arbeiter 
—  geschweige  denn  die  unter  ihnen  stehenden  tieferen 
Schichten  —  haben  darin  Platz  gefunden :  auch  diese,  nach- 
dem Jahre  seit  der  Demolierung  des  betreffenden  alten 
Quartiers  verstrichen  sind,  wohl  nur  selten  ehemalige  Be- 
wohner desselben  überwiegend  sind  es  besser  bezahlte  ge- 
lernte Arbeiter,  Handwerker,  Schutzleute,  Kommis  usw. 
Und  auch  für  sie  konnte,  wie  gezeigt,  hier  nur  in  der  Form 
hoher,  in  England  unbeliebter  Etagenhäuser  mit  zum  Teil 
sanitär  kaum  genügenden  Raumverhältnissen  der  Zimmer 
und  nur  mit  versteckter  Subvention  gebaut  werden. 

Damit  soll  weder  gegen  die  auf  so  wertvollem  Boden 
natürlich  nicht  zu  entbehrenden  Mietskasernen  noch  auch 
gegen  die  indirekte  Subvention  prinzipiell  etwas  gesagt  sein, 
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wolil  aber  mufs  es  als  falsch  bezeichnet  werden,  dafs 
letztere  diesen  höheren  Klassen  zu  gute  kommt.  Damit 
wird  hier  der  Prozefs  der  Citybildung,  der  zum  Hinaus- 
ziehen auch  dieser  Arbeiterschichten  aus  dem  Stadtinnern 
führen  mufs,  künstlich  aufgehalten,  und  in  der  Tat  den  Bau- 
gesellschaften,  die  für  diese  Klassen  bauen,  und  deren  Er- 
folge im  Innern  Londons  allerdings  zum  grofsen  Teil  auch 
auf  versteckter  Subvention  durch  die  Überlassung  billigen 
Terrains  seitens  des  Metropolitan  Board  sowie  seitens  grofser 
Landlords  beruhen  und  der  privaten  Bautätigkeit  eine  un- 
billige Konkurrenz  bereitet.  Dafs  aber  dadurch,  wie  man 
gerne  theoretisch  annimmt,  den  tieferstehenden  Schichten  in- 
direkt geholfen  wird,  indem  für  sie  die  Wohnungen  der- 
jenigen frei  werden,  welche  in  die  neuen  Häuser  ziehen  — 
das  sogenannte  „levelling-up  Prinzip"  —  mufs  füglich  be- 
zweifelt werden,  dazu  ist  ihre  Zahl  gegenüber  dem  stetigen 
Wachstum  der  Bevölkerung  viel  zu  gering.  So  führt  also 
in  der  Tat  jede  Sanierung  zu  einer  stärkeren  Überfüllung 
der  benachbarten  Quartiere  und  eben  dadurch  auch  zu  jener 
Steigerung  der  Mieten  und  Immobilienwerte  und  droht  hier 
neue  slums  zu  schaffen. 

Aus  diesen  Erwägungen  heraus  ist  man  in  England  und  u 
speziell  in  London  heute  sehr  gegen  die  „Sanierungen",  l 
aufser  da,  wo  die  Mifsstände  in  gesundheitlicher  Beziehung  H 
so  grofs  sind,  dafs  ein  Quartier  eine  direkte  öffentliche 
Gefahr  darstellt,  und  man  verlangt,  dafs  durch  die  Kommune 
vielmehr  das  Wohnungsangebot  in  den  Aufsenbezirken 
vermehrt  werden  soll,  ohne  zugleich  alte  Wohnungen  direkt 
zu  zerstören,  um  auf  diese  Weise  die  besseren  Schichten 
der  slum-Be wohner  aus  diesen  herauszuziehen.  „Municipal 
housing"  —  sagt  Alfred  Smith  in  seinem  trefflichen  kleinen 
Buch  „The  Housing  Question"  —  „must  bring  its  power 
to  bear  in  competition  with  the  slum-owner." 

Dieser  Auffassung  entspricht  nun  auch  die  neuerliche 
Politik  des  Grafschaftsrates  seit  1900,  die  daher  als  ein 
entschiedener  Fortschritt  gegenüber  der  früheren  bezeichnet 
werden  mufs.    Es  wird  ihm  allerdings  nicht  ganz  leicht 
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werden,  in  diesen  Cottage-Kolonien  mit  den  mustergültigen 
Anlagen  dieser  Art  erfolgreich  zu  konkurrieren,  welche  von 
der  Artizans',  Labourers'  and  General  Dwellings 
Company  im  Shaftesbury  Park  Estate  (42^2  acres),  Queens 
Park  Estate  (76  aeres),  Noel  Park  Estate  (100  acres)  und 
Lingham  Court  Estate  (66  acres)  geschaffen  worden  sind; 
jedenfalls  aber  wird  er  diesen  und  ähnlichen  Unternehmungen, 
weil  hier  ganz  ohne  jede  Subvention,  keine  störende  Kon- 
kurrenz bereiten  Die  Aufgabe  ist  so  grofs,  dafs  sich  ihr 
gar  nicht  genug  Kräfte  widmen  können.  Allerdings  sind 
auch  diese  Wohnungen,  wenn  man  die  nötigen  Ausgaben 
für  Hin-  und  Rückfahrt  zu  den  Mieten  hinzurechnet,  wieder 
überwiegend  für  die  gelernten  und  besser  bezahlten 
Arbeiter,  allein  ihre  Zahl  ist  so  grofs,  dafs,  da  der  Ver- 
mehrung des  Angebots  hier  ja  keine  Verminderung  durch 
Demolierung  gegenübersteht,  das  „levelling-up"  hier  wohl 
eintreten  kann.  Überdies  mufs  es  als  durchaus  möglich  be- 
zeichnet werden,  allmählich  auch  einen  Teil,  vielleicht  den 
gröfsten ,  der  regelmäfsig  beschäftigten  unge- 
lernten Arbeiter  aus  dem  Stadtinnern  in  die  Vorstädte 
herauszuziehen  —  allerdings  nur  durch  eine  entsprechende 
Entwicklung  und  Veibilligung  der  Verkehrsmittel. 

Die  grofse  Bedeutung  dieses  Faktors  für  eine  Stadt  von 
dem  Umfang  Londons  liegt  auf  der  Hand  und  es  ist  ebenso 
zweifellos,  dafs  die  Entwicklung  hier  in  neuerer  Zeit  gegen- 
über anderen  englischen  Städten  zurückgeblieben  ist ,  und 
dies  zu  der  neuerlichen  Überfüllung  nicht  wenig  beigetragen 
hat^^.  Hier  liegt  daher  auch  eine  überaus  wichtige  Aufgabe 
für  die  kommunale  Wohnungspolitik  des  Grafschaftsrats  vor, 
ja  manche,  z.  B.  der  bekannte  Statistiker  Charles  Booth, 
sind  der  Ansicht,  dafs  er  seine  Kräfte  und  Mittel  hierauf 
beschränken  sollte,  statt  in  Konkurrenz  mit  den  Bau- 
gesellschaften Cottages  zu  bauen  Der  Grafschaftsrat  hat 
diese  Aufgabe  auch  von  Anfang  an  klar  erkannt  und  in  An- 
griff genommen  und  sowohl  einen  grofsen  Teil  ^der  Strafsen- 
I  bahnen  in  seine  Ha,nd  gebracht  und  sie  weiter  ausgebaut, 
!  als  auf  eine  weitere  Ausdehnung  der  Arbeiterzüge  der  Eisen- 
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bahnen  hingewirkt  Aber  er  bezeichnet  selbst  das  bis  jetzi 
Erreichte  als  durchaus  ungenügend,  und  von  einer  ganz 
systematischen,  nach  allen  Seiten  gieichmäfsig  sich  er- 
streckenden und  der  Besiedelung  vorangehenden,  nicht  nach- 
hinkenden Ausbildung  aller  Verkehrsmittel  nach  einem  ein- 
heitlichen Plan  und  mit  genügend  niedrigen  Tarifen ,  wie 
Booth  sie  fordert,  ist  man  noch  weit  entfernt.  Sie  hätte, 
soweit  die  Eisenbahnen  dabei  mitwirken  müssen,  w^ohl 
schliefslich  deren  Verstaatlichung  zur  Voraussetzung,  vor 
der  man  in  England  noch  immer  zurückschreckt.  Aber 
auf  der  anderen  Seite  wird  doch  auch,  so  namentlich 
von  G.  Haw,  für  London  —  wahrscheinlich  deswegen,  weil 
hier  das  lease  hold-System  weniger  überwiegt,  wie  in  den 
anderen  grofsen  Städten  Englands,  und  sehr  viel  freehold 
property  vorhanden  ist,  —  ähnlich  wie  bei  uns  betont,  dafs 
eine  solche  Ausbildung  der  Verkehrsmittel  in  erster  Linie 
wieder  nur  dem  Bodeneigentümer  durch  Wertsteigerung 
seines  Landes  zugute  kommen  würde,  und,  um  dem  vorzu- 
beugen, für  den  Grafschaftsrat  das  Eecht  verlangt,  im  vor- 
aus, also  insbesondere  vor  Schaffung  neuer  Linien,  und  ohne 
die  Pflicht  alsbaldiger  Bebauung  Land  aufzukaufen  —  ein 
Recht,  das  ihm  das  Gesetz  von  1900  noch  nicht  gegeben  hat. 

Im  Anschlufs  daran  wird  ferner  —  und  zwar  auch  vom 
Grafschaftsrat  selbst  —  eine  Reform  der  Lokalsteuern 
gefordert:  die  Ersetzung  der  jetzigen  Steuer  nach  dem  Er- 
trag (annual  value)  und  zwar  von  Boden  und  Haus  zu- 
sammen ,  durch  eine  reine  Grundsteuer  nach  dem  ge- 
meinen Wert,  um  dadurch  die  Zurückhaltung  der  Bau- 
stellen zu  erschweren  und  den  jetzigen  Mifsstand  zu  be- 
seitigen ,  dafs  die  Steuer  eine  stärkere  Belastung  in  den 
Aufsenbezirken,  wo  der  Hauswert  im  Verhältnis  zum  Boden- 
wert hoch  ist,  als  in  den  Innenbezirken,  wo  das  Gegenteil 
der  Fall  ist ,  darstellt  und  dadurch  die  Erschliefsung  der 
ersteren  hemmt  Alfred  Smith  sieht  hierin  ein  Haupt- 
abhülfsmittel  für  die  Überfüllung  Londons  und  seine 
Wohnungsnot^^. 

An  die  Frage  der  Dezentralisation  der  Wohn-  insbe- 
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sondere  der  Arbeiterbevölkerung  durch  bessere  Erschliefsung 
der  Aufsenbezirke  und  Entwicklung  der  Verkehrsmittel 
schliefst  sich  die  weitere  der  Dezentralisation  der 
Industrie  selbst,  der  Hinausverlegung  der  Fabriken  aus 
London,  wie  sie  durch  die  höheren  Londoner  Löhne  und 
Grundstückspreise  neuerdings  mehrfach  veranlafst  worden 
ist,  und  wofür  heute  ein  lebhaftes  Interesse  in  England  vor- 
handen ist.  Es  kulminiert  Inder  „Gartenstadtbewegung", 
der  Garden  City  Association,  welche  diese  Dezentralisation 
systematisch  durch  Schaffung  neuer  Ackerbau-Industriestädt- 
chen betreiben  will  und  bereits  ein  Terrain  erworben  hat, 
um  an  die  Verwirklichung  ihrer  Pläne  zu  gehen  Es  sind 
offenbar  die  Ideen  Krapotkins  in  „Fields,  Factories  and 
Workshops"  ,  die  hier  wohl  ebenso  Pate  gestanden  haben 
wie  die  Musterstiftung  Gadburys  in  Bourneville  — 
immerhin  eine  bemerkenswerte  Reaktion  gegen  den  ein- 
seitigen Exportindustrialismus  in  England.  Tatsächlich  sind 
ganz  unabhängig  von  dieser  Bewegung  neuerdings  schon 
eine  Anzahl  von  Fabriken,  namentlich  Druckereien, 
Brauereien  usw.  —  u.  a.  auch  die  Werkstätten  der  Guild 
of  Handicraft  —  infolge  der  höheren  Londoner  Löhne  und 
namentlich  Bodenpreise  aus  dem  Innern  der  Stadt  in  die 
Aufsenbezirke  oder  in  die  Provinz  verlegt  worden^*.  Aber 
zuviel  darf  man  sich  davon  für  die  Lösung  der  Wohnungs- 
frage gerade  in  London  nicht  versprechen ,  denn  London  ist 
ja  in  erster  Linie  nicht  Fabrikstadt,  sondern  Welthandels- 
emporium  und  Hafen. 

Infolgedessen  wird  es  immer  eine  sehr  zahlreiche  Klasse 
auch  regelmäfsig  beschäftigter,  insbesondere  aber  die  Massen 
der  un  regelmäfsig  beschäftigten  ungelernten 
Arbeiter,  die  „casual  labourers" ,  geben  —  vor  allem 
die  Dockarbeiter  und  alle,  die  irgendwie  in  ihrem  Verdienst 
auf  den  unregelmäfsigen  Schiffs-  und  Hafenverkehr  ange- 
wiesen sind  — ,  die  niemals  aus  dem  Innern  Londons  hinweg- 
gebracht werden  können,  sondern  in  der  Nähe  ihrer  Arbeits- 
stätte wohnen  müssen,  und  ihre  menschenwürdige  Unter- 
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bringung  ist  in  Wirklichkeit  das  eigentliche  Problem 
der  Wohnungsfrage  in  London.  Hier  kann  nun  jener 
indirekte  Nutzen  des  Hinausziehens  der  besseren  Arbeiter- 
kategorien keineswegs  genügen,  hier  erwächst  vielmehr  der 
Munizipal  Verwaltung,  dem  Grafschaftsrat  wie  den  neuen 
Borough  Councils ,  die  Aufgabe ,  für  sie  im  Innern  der 
Stadt,  allerdings  nicht  gerade  in  den  Haupt-,  sondern  in 
den  Nebenstrafsen ,  sowohl  anläfslich  von  Sanierungen  und 
Strafsenverbesserungen,  als  auch  ohne  solche  auf  Grund  von 
Teil  III  des  Gesetzes  von  1890  Wohnungen  zu  bauen.  Dies 
kann  natürlich  nicht  anders  als  in  Mietskasernen  und 
wohl  auch  nicht  ohne  jene  indirekte  Subvention  ge- 
schehen. Aber  diese  ist  hier  unbedenklich,  denn  sie  macht 
keinem  anderen  Bauherrn  Konkurrenz,  und  ist  eine  Auf- 
wendung der  Gemeinde,  die  sich  durch  Verbesserung  der 
gesundheitlichen  und  sittlichen  Verhältnisse  reichlich  bezahlt 
macht  und  ihr  in  dem  Mafse  die  gröfsere  und  schlimmere 
Ausgabe  der  Armenfürsorge  erspart.  Selbst  direkte  positive 
Zuschüsse  aus  der  Tasche  der  Steuerzahler  werden  unter 
diesem  Gesichtspunkt  zu  rechtfertigen  sein  Aber  es  wird 
der  Munizipalverwaltung  —  bei  Fortdauer  jener  versteckten 
Subvention  —  auch  ohne  sie  möglich  sein,  billiger  zu  bauen, 
wenn  die  Forderungen  erfüllt  werden,  welche  von  allen  vor- 
geschritteneren Wohnungsreformern  und  von  dem  Graf- 
schaftsrat selbst  heute  an  die  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
gestellt  werden,  nämlich:  Gewährung  der  nötigen 
Geldmittel  seitens  des  Staates  zu  dem  niedrigen 
Zinsfufs,  zu  dem  er  in  England  Kredit  bekommen  kann, 
und  vor  allem  Ausdehnung  der  Amortisationsfrist  für 
das  Baukapital  von  60  (oder  wie  in  Liverpool  gar  30)  Jahren 
auf  100,  was  bei  dem  soliden  Bau  dieser  Häuser  durchaus 
berechtigt  wäre,  und  Befreiung  des  Grundstückwertes  von 
der  Amortisation  überhaupt;  es  ist  in  der  Tat  nicht  ab- 
zusehen, warum  der  Grund  und  Boden,  dessen  Wert  ein 
bleibender  und  immer  steigender  ist,  durch  die  Mieten  der 
Bewohner  für  die  Gemeinde  erworben  werden  soll  —  offenbar 
eine  unbillige  Belastung  der  derzeitigen  Mieter  zu  gunsten 
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künftiger  Generationen  Wenn  endlich  die  neueren  Lon- 
doner baupolizeilichen  Vorschriften  —  nicht  hinsicht- 
lich des  Flächenraumes  der  Zimmer  (höchstens  der  Höhe), 
wohl  aber  in  einigen  sonstigen  technischen  Anforderungen  — 
etwas  ermäfsigt,  und  vor  allem  mehr  ein-  und  zweizimmerige 
Wohnungen  geschaifen  werden  wird  es  sehr  wohl  möglich 
sein,  die  Mieten  niedrig  genug  für  diese  Klassen  ansetzen 
zu  können. 

Allein  ebenso  sicher  scheint  mir ,  dafs  bei  der  Gröfse 
der  Aufgabe  durch  Neubau  geeigneter  Wohnungen  allein 
nicht  geholfen  werden  kann.  Für  die  bessere  Unterbringung 
dieser  Klassen  kommt  daher  jedenfalls  für  London  —  wie 
besonders  von  dem  Medical  Officer  of  Health  von  St.  Pancras, 
Dr.  Sykes     und  auch  von  Thompson  mit  Recht  betont  wird  — 
mindestens  ebenso  sehr  die  gesundheitsmäfsige  Verbesse- 
rung der  vorhandenen  Häuser  in  Betracht,  nament- 
lich da,  wo  es  sich  nicht  wie  in  den  meist  bereits  sanierten 
ältesten  slums  um  die  ein-  und  zweistöckigen  alten  Häuser 
der  unteren  Klassen  handelt,  sondern  um  die  drei-  bis  vier- 
stöckigen „tenement  houses",  die  durch  Umwandlung  des 
ehemaligen  Einfamilienhauses  der  Mittel-  und  oberen  Klassen 
nach  deren  Hinausziehen  aus  London  entstanden  sind  und 
täglich  weiter  entstehen.    Bei  diesen  durchaus  nicht  bau- 
fälligen Häusern  handelt  es  sich  oft  nur  um  Schaffung  von 
neuen  Zugängen,  Klosetts  etc.  zu  den  einzelnen  Wohnungen. 
Auf  diesem  Gebiet  ist  bekanntlich  Octavia  Hill  bahn- 
7  brechend  vorgegangen  und  hat  den  Beweis  erbracht,  dafs 
»    eine  solche  Instandsetzung  der  alten  Häuser  sich  auch  be- 
zahlt macht;  ihr  war  es  dabei  freilich  auch  um  eine  Re- 
formierung  ihrer  Bewohner  durch  persönliche  Liebesarbeit 
zu  tun  —  eine  Aufgabe,  die  natürlich  von  öffentlichen  Be- 
hörden nicht  gelöst  werden  kann.    Es  ist  aber  doch  über- 
raschend, dafs  die  Lösung  dieser  Aufgabe  in  rein  technischer 
und  kaufmännischer  Weise  von  den  Munizipalbehörden  noch 
nicht  unternommen  worden  ist.  Dagegen  sind  einige  Genossen- 
schaften, so  namentlich  die  Glasgow  Workmen's  Dwellings 
Company,  hierin  erfolgreich  vorgegangen  und  erzielen  bei 
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solchen  Umbauten  immer  1  ^/o  mehr  als  bei  ihren  Neu- 
bauten Überhaupt  dürfte  hier  ein  fruchtbares  Gebiet  für 
Betätigung  der  Genossenschaften  neben  der  Kommune  sein. 
Endlich  hat  man  mit  Recht  von  den  beiden  grofsen  Peabody- 
und  Guinness- Stiftungen  verlangt,  dafs  sie  im  Sinne  ihrer 
Stifter  unter  Verzicht  auf  ihre  guten  Dividenden  gerade  für 
diese  unteren  Schichten  Wohnungen  schaffen  sollten. 

Indessen  man  wird  wohl  bezweifeln  dürfen ,  ob  dieses 
ungeheure  Problem  der  Wohnungsfrage  aller  Schichten  der 
ungelernten  Arbeiter  und  gar  der  noch  unter  ihnen  stehenden 
Bevölkerung  in  London  auch  bei  Zusammenwirken  aller  ge- 
nannten Faktoren  überhaupt  eine  befriedigende  Lösung  zu- 
läfst,  so  lange  London  der  Zufluchtsort  für  die  Proletarier 
und  Schiffbrüchigen  der  ganzen  Welt  bleibt,  und  namentlich 
die  Einwanderung  der  in  Reinlichkeits-  und  Wohnungs- 
bedürfnissen so  tief  stehenden  und  daher  die  Überfüllung 
überall  mit  sich  bringenden  jüdischen  Bevölkerung  aus  dem 
Osten  Europas  sich  ungehemmt  dahin  ergiefsen  darf;  und 
man  geht  daher  jetzt  auch  mit  dem  Gedanken  einer  Be- 
schränkung dieser  Einwanderung  um.  Jedenfalls  aber 
wird  die  Lösung  weiterhin  auch  nicht  möglich  sein,  so  lange 
die  englische  Agrarfrage  nicht  gelöst  ist.  Denn  die 
schlechten  Wohnungsverhältnisse  auf  dem  Lande,  speziell 
bei  den  Landarbeitern,  sind  ähnlich  wie  im  deutschen  Nord- 
osten auch  eine  Hauptursache  der  Abwanderung  in  die  Stadt 
und  damit  der  Wohnungsfrage  der  ungelernten  Arbeiter  in 
den  Grofsstädten 
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Während  in  London  die  Wohnungsfrage  der  un- 
gelernten Arbeiter  durchaus  noch  ihrer  Lösung  harrt,  und 
die  kommunale  Wohnungsreform  ihr  gegenüber  bis  jetzt  in 
der  Hauptsache  versagt  hat,  haben  es  in  G 1  a  s  g  o  w ,  Liver- 
pool und  Richmond  die  Gemeinden,  wie  wir  gesehen 
haben,  grundsätzlich  fertig  gebracht,  nicht  nur  für  die  ge- 
lernten, sondern  auch  wenigstens  für  die  regelmäfsig 
beschäftigten  ungelernten  Arbeiter  ~  also  wenigstens 
für  einen  Teil  der  ehemaligen  slum- Bewohner  — ,  wo  die 
Privatindustrie  versagte,  billigere  Wohnungen  zu  erstellen, 
so  dafs  sie  in  der  Regel  nicht  mehr  als  10  ^/o  ihres  Ein- 
kommens aufzuwenden  brauchen,  und  zwar  sogar  in  kleinen 
Häusern,  Cottages  und  Tenement  flats  —  dies  allerdings  nur 
da,  wo  die  betreffenden  Terrains  nicht  an  Hauptstrafsen 
liegen  — ,  sonst  auch  nur  in  vielstöckigen  Blocks  und  bei 
gleichzeitiger  geschäftlicher  Ausnutzung  derselben  durch 
,  Läden  etc.  In  den  Aufsenbezirken  aber  vermögen  die  Ge- 
I  meinden  hier  Kolonien  von  kleinen  Häuschen  ebenfalls 
I  billiger  oder  bei  gleichen  Preisen  besser  als  die  Privat- 
industrie herzustellen  und  vor  allem  bei  der  fortschreitenden 
Kommunalisierung  der  Verkehrsmittel  durch  eine  ent- 
sprechende Verkehrspolitik  gut  zugänglich  zu  machen  —  aller- 
dings wieder  im  allgemeinen  eine  nur  den  gelernten  zugute 
kommende  Mafsregel,  die  aber  bei  genügendem  Umfang 
auch  den  anderen  indirekt  nützt.   Allein,  so  grofs  die  prin- 
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zipielle  Bedeutung  dieser  Reformen  ist,  ihr  Umfang  ist 
—  verglichen  mit  dem ,  was  der  Grafschaftsrat  in  London 
getan  hat  und  auch  verglichen  mit  der  Gröfse  der  Aufgabe 
in  diesen  Städten  —  doch  noch  ziemlich  gering.  Um  sie 
so  allgemein  durchzuführen,  wie  es  not  tut,  und  vor  allem 
ohne  direkte  Kosten  für  die  Steuerzahler,  die  bis  jetzt  zum 
Teil  durch  ein  Defizit  erwachsen  sind,  wird  daher  auch  hier 
eine  Reform  der  Gesetzgebung  in  den  beiden  oben  hervor- 
gehobenen Punkten :  Gewährung  billigen  Kredits  seitens  des 
Staates  und  Änderung  der  hier  meist  noch  ungünstigeren 
Amortisationsbedingungen  notwendig  ^  Auch  dann  wird 
auch  hier  die  unterste  Arbeiterschicht  der  u  n  r  e  g  e  1  m  ä  f  s  i  g 
beschäftigten  Ungelernten  übrig  bleiben,  für  die 
man  einstweilen  keine  andere  Lösung  hat  als  das  streng 
kontrollierte  und  reformierte  private  oder  öffentliche  Logier- 
haus. Aber  dies  ist  ja  nur  der  Gang  aller  sozialen  Ent- 
wicklung :  in  der  Wohnungsfrage  wie  in  der  ganzen  Arbeiter- 
frage vollzieht  sich  der  Fortschritt  eben  nur  durch  Diffe- 
renzierung ,  durch  schichtenweises  Emporsteigen ,  zunächst 
des  vierten  Standes,  vielfach  auf  Kosten  des  fünften.  — 

Man  wird  vielleicht  der  Ansicht  sein,  dafs  sich  aus  so 
von  den  unsrigen  abweichenden  Verhältnissen ,  wie  denen 
der  Wohnungsfrage  in  England,  Lehren  für  unsere  Entwick- 
lung überhaupt  nicht  ergeben  können,  —  ich  glaube  aber,  dafs 
wir  daraus  cum  grano  salis  doch  manches  lernen  können. 

Zunächst  einmal  ganz  allgemein ,  bis  zu  welcher  Ver- 
schärfung die  Arbeiterwohnungsfrage  auch  bei  uns  gedeihen 
könnte,  wenn  wir  die  grofs städtisch- industrielle 
Entwicklung  auf  Kosten  des  platten  Landes  ungehindert 
ebenso  weit  gehen  liefsen  wie  England.  Was  nützten  die 
Segnungen  des  Freihandels  dem  englischen  Arbeiter,  wo 
sich  gleichzeitig  die  Wohnungsverhältnisse  für  ihn  zunehmend 
verschlechterten?  Doch  wir  wollen  diese  heute  wieder  so 
heifs  umstrittene  Frage  lieber  mit  unseren  Betrachtungen 
hier  nicht  verquicken. 

Davon  abgesehen  ist  aber  wohl  die  erste  und  wertvollste 
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Lehre,  speziell  der  neuesten  liier  geschilderten  Entwicklung, 
dafs  in  England  heute  gar  keine  Meinungsverschiedenheit 
mehr  darüber  besteht,  dafs  der  Gemeinde  die  Haupt- 
s  aufgäbe  in  der  Lösung  der  Wohnungsfrage  zufällt,  und  dafs 
auch  die  nötige  politische  Voraussetzung  dafür  in  einer  Re- 
form der  Kommunalverfassung  und  einer  allmählichen  Durch- 
dringung der  Kommunalverwaltung  mit  „neuen  Männern" 
seit  dem  Local  Government  Act  von  1894  geschaffen  worden 
ist^;  hier  ist  vor  allem  auf  das  für  das  heutige  England 
so  charakteristische  fruchtbare  Zusammenarbeiten  der  aka- 
demisch Gebildeten,  der  „university  men",  mit  den  Arbeitern 
hinzuweisen,  das  aus  Toynbee  Hall  entsprungen  ist  —  ein 
Ideal,  dessen  Verwirklichung  bei  uns  leider  auf  beiden  Seiten 
grofse  Schwierigkeiten  im  Wege  stehen.  Nur  darüber,  ob 
die  Gemeinde  selbst  Wohnungen  bauen  soll,  be- 
stehen noch  Meinungsverschiedenheiten  und  auch  da  eigent- 
lich nur  für  London,  weil  hier  bei  dem  gemachten  Versuch  — 
nicht  aus  prinzipiellen  Gründen,  sondern  infolge  der  gesetz- 
lich auferlegten  Beschränkungen  —  das  erstrebte  Ziel  nicht 
erreicht  worden  ist.  Aber  auch  da  hat  man  nicht  vorher 
lange  über  Richtigkeit  oder  Unrichtigkeit  theoretisiert, 
sondern  im  gröfsten  Mafsstab  praktische  Versuche  gemacht, 
die  allein  in  diesen  Fragen  ein  richtiges  Urteil  ermöglichen. 
In  den  anderen  Städten  ist  durch  den  besseren  Erfolg  der 
bisherigen  Versuche  auch  diese  Frage  zugunsten  der  direkten 
gemeindlichen  Intervention  entschieden. 

Sodann  könnten  die  Lehren  der  englischen,  speziell  der 
Londoner  Sanierungen  und  Strafsenverbesserungen  wohl 
beherzigt  werden,  wenn  auch  an  unsere  Grofsstädte  einst 
ähnliche  Aufgaben  herantreten  ^.  Man  kann  leider  nicht  be- 
haupten, dafs  dies  bei  unserer  ersten  grofsen  Sanierung  in 
Hamburg  bis  jetzt  geschehen  wäre;  es  scheint  vielmehr, 
dafs  man  hier  mit  uiedersächsischer  Hartnäckigkeit  alle  die 
Fehler  und  Erfahrungen  selbst  noch  einmal  machen  will, 
welche  die  englischen  Städte  gemacht  haben  —  trotz  dem 
vorzüglichen  Reisebericht,  welchen  die  beiden  hamburgischen 
Beamten  Olshausen  und  Reincke  schon  1897  erstattet  haben ; 
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wie  man  in  Hannover  die  in  der  napoleonischen  Zeit  be- 
seitigte alte  Agrarverfassung  nach  der  Verjagung  der  Fremd- 
herrschaft trotz  der  Erkenntnis  ihrer  Unhaltbarkeit  wieder 
eingeführt  hat,  weil  man  ihre  Aufhebung  nur  sich  selbst, 
nicht  dem  fremden  Eroberer  verdanken  wollte. 

Dann  aber  erregt  unser  besonderes  Interesse  die  ver- 
hältnismäfsig  unbedeutende  Rolle,  welche  bei  dieser  kommu- 
nalen Wohnungsreform  in  England  —  ausgenommen  London  — 
die  Bodenfrage  spielt.  Dies  erklärt  sich,  wie  schon  an- 
gedeutet, jedenfalls  aus  dem  in  den  anderen  Städten  vor- 
herrschenden lease-hold  System  mit  seiner  Trennung  des 
Eigentums  an  Haus  und  Grundstück.  Mag  man  dieses 
System  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Einkommensverteilung 
noch  so  sehr  verurteilen,  da  es  den  unverdienten  Wert- 
zuwachs in  wenigen  Händen  zu  ungeheuren  Beträgen  an- 
schwellen läfst  —  was  andrerseits  eine  radikale  Bodenreform 
sehr  erleichtern  würde  — ,  und  mag  es  auch  —  obwohl  dies 
sehr  bestritten  ist  —  an  dem  Verfall  der  Häuser  in  den 
slums  einen  gewissen  Anteil  haben  ^,  jedenfalls  aber  hat  es 
zusammen  mit  den  hohen  Umsatzkosten  und  dem  Fehlen  von 
Pfandbriefinstituten  England  die  mafslose  Bodenspekulation 
Deutschlands  erspart  und  es  vor  einer  allgemeinen 
Wohnungsfrage,  wie  wir  sie  haben,  bewahrt. 

Für  die  von  Andreas  Voigt  eingeleitete  Kontroverse 
über  den  Anteil  von  Baukosten,  Bodenwert  und  Bebauungs- 
form an  den^  Mietspreisen*  ist  es  ferner  ungemein  lehr- 
reich, dafs  in  England  allgemein  der  „Block",  die  Miets- 
kaserne, als  die  relativ  teuerere  Bauforni  erscheint,  die 
Baukosten  pro  Raum  hier  immer  höher  sind  als  in  Cottages 
und  Tenement  houses  —  hauptsächlich  infolge  der  so  viel 
leichteren  und  einfacheren  Bauweise  der  letzteren.  Und 
wenn  uns  die  starke  Abneigung  des  englischen  Arbeiters 
gegen  die  Mietskaserne,  welche  die  englischen  Kommunen 
überall  wo  angängig  an  den  niedrigen  Bauformen  festhalten 
oder  zu  ihnen  zurückkehren'  liels,  und  die  trotz  aller  rosig 
gefärbten  Angaben  über  Gesundheits-  und  Sterblichkeits- 
verhältnisse in  den  Londoner  Blockhäusern  durch  die  richtig 
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gelesene  Statistik,  iüsbesondere  der  Infektionskrankheiten, 
vollauf  gerechtfertigt  wird^,  ein  Ansporn  sein  mufs,  ihrem 
Vordringen  auch  bei  uns  jeden  möglichen  Widerstand  zu 
leisten ,  so  werden  wir  dabei ,  wie  schon  betont ,  auch  von 
jener  Einfachheit  der  kleineren  Häuser  etwjis  lernen  müssen. 

Den  Gemeinden,  welche  auch  bei  uns  selbst  bauen, 
werden  die  Forderungen  interessant  sein,  die  man  in  Be- 
ziehung auf  die  Amortisation  des  zum  Bodenerwerb 
nötigen  Kapitals  heute  in  England  an  die  Gesetzgebung  stellt, 
während  die  weitergehende  Forderung  der  Sozialisten  nach 
einem  „fair  rent  court"  zur  Verhinderung  des  Wohnungs- 
wuchers in  Deutschland  so  wenig  Anklang  linden  wird,  wie 
—  m.  E.  mit  Unrecht  —  Miquels  Anregung  zur  Bestrafung 
des  Wohnungswuchers  im  Jahre  1886.  In  der  Frage  der 
Verkehrsmittel  aber  könnten  wir  uns  freuen,  wenn  wir 
in  unseren  gröfseren  Städten  das  erreicht  hätten ,  was  in 
London  heute  als  durchaus  ungenügend  angesehen  wird. 
Das  neueste,  noch  etwas  zweifelhafte  Produkt  englischer 
Wohnungsreform,  die  „Gartenstadtbewegung",  haben 
wir  uns  dagegen  beeilt,  nachzuahmen;  dafs  sie  bei  uns  noch 
viel  nötiger  ist  als  in  England,  ist  sicher,  aber  leider  wohl 
auch,  dafs  die  entgegenstehenden  Schwierigkeiten  mindestens 
ebenso  viel  gröfser  sind. 

Endlich  aber  gilt  auch  für  Deutschland  ebenso  wie  für 
England  das  Wort,  mit  dem  George  Haw  sein  erschütterndes 
Buch  „No  room  to  live"  schliefst:  „Legislation  alone  can 
never  solve  the  problem  —  it  is  in  human  interest 
that  the  real  Solution  lies." 


Anmerkungen. 


Erster  Teil. 
I. 

Vortrag,  gehalten  am  4.  Mai  1899  im  Mittelrheini- 
schen Fabrikanten  verein  zu  Mainz.  (Erschienen  in  der 
Beil.  zur  Allgem.  Zeitung  Nr.  III  vom  16.  Mai  1899  zur  Konferenz 
der  Zentralstelle  für  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen.) 

1  Vgl.  Kley,  Bei  Krupp  (1899),  und  für  die  neueste  Entwicklung 
die  Denkschriften  der  Firma  zur  Düsseldorfer  Ausstellung.  1902. 

2  Vgl.  Grandhomme:  „Die  Fabriken  der  A.-G.  Farbwerke 
vorm.  Meister  Lucius  &  Brüning  zu  Höchst  a.  M.  in  sanitärer  und 
sozialer  Beziehung."    4.  Aufl.    Frankfurt  a.  M.  1896. 

3  Vgl.  Pfeiffer,  Eigenes  Heim  und  billige  Wohnungen.  Stutt- 
gart 1896. 

*  Vgl.  Alb  recht,  Fünf  Jahre  praktisch  -  sozialer  Tätigkeit. 
(Schriften  der  Zentralstelle  für  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  Nr.  14.) 
Berlin  1898. 

^  Vgl.  die  Denkschrift  „Vorlage  des  Stadtrats  der  Stadt  Frei- 
burg im  Breisgau  an  den  Bürgerausschufs ,  betr.  die  Erbauung 
einer  weiteren  Reihe  Häuser  mit  kleinen  Mietwohnungen".  Frei- 
burg i.  B.  1898. 

^  Vgl.  die  kürzlich  erschienene  Denkschrift  der  Stadtverwaltung 
(besprochen  in  den  Sozial.  Monatsheften.    1903.    Nr.  9). 

Vgl.  Schäffle  und  Lech  1er,  Nationale  Wohnungsreform. 
Stuttgart  1895  und  jetzt:  Die  staatliche  Wohnungsfürsorge.  Berlin  1900. 

^  Vgl.  Mangold t.  Der  Verein  Reich.swohnungsgesetz.  Frank- 
furt a.  M.  1898  und  jetzt  „Bericht  des  Vereins  Reichswohnungsgesetz 
für  das  VI.  Geschäftsjahr  mit  Jahrbuch  der  Wohnungsreform  im 
Jahre  1903".    Göttingen  1904. 

^  Die  Wohnungsnot  und  ihre  Abhülfe  durch  ein  Reichs-Wohnungs- 
gesetz.    Kommissionsverlag  von  Johannes  Alt,  Frankfurt  a.  M.  1899. 
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II. 

Keferat,  erstattet  auf  der  Generalversammlung 
des  Vereins  für  Socialpolitik  am  23.  Sept.  1901.  (Er- 
schienen in  den  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik  Bd.  98, 
Verhandlungen  1901.)  Vgl.  dazu  im  allgemeinen  meinen  Artikel 
„Wohnungsfrage"  im  Handwörterbuch  der  Staats  Wissenschaften. 
2.  Aufl. 

1  Schmoller,  Ein  Mahnruf  in  der  Wohnungsfrage  (Jahrb.  f. 
Gesetzgebung  etc.  1887). 

2  Neue  Untersuchungen  über  die  Wohnungsfrage  in  Deutschland 
und  im  Ausland  (Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik  Bd.  94 — 97). 
Leipzig  1901. 

3  Seitdem  sind  mehrere  neue  Untersuchungen  erschienen,  von 
denen  hier  nur  diejenige  von  Evert,  „Zur  Wohnungsfrage  in  Preufsen" 
(Zeitschr.  d.  Preufs.  Statist.  Bureaus,  III.  Vierteljahrsheft  42.  Jahrg. 
1902)  hervorgehoben  werden  soll.  Aufserdem  ist  hier  auch  auf  den 
I.  Band  des  umfassenden  Werkes  von  E.  Jäger,  Die  Wohnungsfrage, 
hinzuweisen. 

*  Eberstadt,  Städtische  Bodenfragen,    Berlin  1894. 
^  Voigt,  Paul,  Grundrente  und  Wohnungsfrage  in  Berlin  und 
seinen  Vororten.    Jena  1901. 

6  Akte  der  Elisabeth  von  1563.  Vgl.  Beta,  Deutschlands  Ver- 
jüngung.   Berlin  1901.    S.  22. 

7  A.  a.  0. 

8  Vgl.  unten  Erster  Teil  Nr.  V. 

9  Vgl.  dazu  jetzt  unten  Teil  II. 

10  Vgl.  dazu  jetzt  The  Tenement  House  problem,  edited  by  Rob. 
W.  de  Forest  and  C.  Veiller,  2  vol.  London  1904. 

11  Vgl.  jetzt  May,  Die  Heidelberger  Wohnungsuntersuchung  in 
den  Wintermonaten  1895/96  und  1896/97.    Jena  1903. 

12  Vgl.  jetzt  V.  Nostitz,  Mafsnahmen  der  Bau-  und  Wohnungs- 
polizei sowie  der  Wohnungsfürsorge  im  Königreich  Sachsen  (Bericht 
über  den  VI.  Internationalen  Wohnungskongrefs  zu  Düsseldorf,  15.  bis 
19.  Juni  1902.    Berlin  1902.    S.  469  ff.). 

13  Durch  das  neue  Gesetz  von  1902  aufgehoben.  Vgl.  Braun, 
Die  wirtschaftspolitische  Gesetzgebung  im  Grofsherzogtum  Hessen  im 
Jahre  1902.    Darmstadt  1902. 

1*  S.  oben  S.  5. 

15  Vgl.  oben  S.  13. 

16  Dazu  jetzt  noch  weitere  in  Hannover  und  Westfalen. 
1''  Vgl.  insbesondere  den  folgenden  Vortrag. 

18  Vgl.  unten  Teil  II. 

1®  Bingner,  Wohnungsfrage  und  Wohnungspolitik  in  ihren  Be- 
ziehungen zur  allgemeinen  Sozialreform.    Berlin  1901. 
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III. 

Gene ralrefe rat,  erstattet  auf  dem  VI.  Internatio- 
nalen Wohnungskongrefs  zu  Düsseldorf  am  15.  Juni 
1902.  (Erschienen  in  .  dem  Bericht  über  den  VI.  Internat.  Woh- 
nungskongrefs Düsseldorf  15.— 18.  Juni  1902  S.  603  ff.  und  in  der 
Sozialen  Praxis  1902  Nr.  44.) 
'  Vgl.  den  vorhergehenden  Vortrag. 

2  Bericht  etc.  S.  93.  Dazu  vgl.  auch  von  dem s  el  b  en  Verfasser: 
Bodenpreise  und  Baukosten  in  der  Wohnungsfrage  (Techn.  Gemeinde- 
blatt 1901  Nr.  15)  und  Franz:  Grundrente  und  Wohnungsfrage 
(ebenda  Nr.  14). 

3  Bericht  S.  53. 

4  Ebenda  S.  70. 

5  Ygl.  unten  S.  107  f. 

^  Städtische  Bodenfragen.  Berlin  1894. 
Dies  konnte  kürzlich  wieder  bei  der  letzten  Erhöhung  des 
Wohnungsgeldzuschusses  der  Beamten  in  Baden  beobachtet  worden: 
sie  erfolgte  zur  Ausgleichung  der  gestiegenen  Mieten,  wurde  aber  von 
Hausbesitzern  —  ich  sage  ausdrücklich  nicht  von  allen  —  ganz  offen 
als  Grund  zu  einer  neuen  Steigerung  angegeben. 

8  Vgl.  unten  S.  171. 

9  Bericht  S.  107. 

10  Vgl.  hierzu  unten  S.  147  und  189. 

11  Siehe  oben  Nr.  II. 

12  Bericht  S.  168. 

13  Vgl.  unten  Teil  II. 

1*  Vgl.  dazu  Brandts,  Wie  wirkt  die  Gebäudesteuer  auf  die 
Wohnungsverhältnisse  der  unteren  Volksklassen?  München-Gladbach 
1897,  und  jetzt  das  Stenogr.  Protokoll  der  Enquete  über  die  Eeform 
der  Gebäudesteuer  (in  Österreich),  Wien  1904,  insbes.  die  Aussage  von 
Philippovich. 

15  Bericht  S.  136. 

16  Bericht  S.  142  ff. 
1^  Bericht  S.  517. 

18  Vgl.  unten  Teil  II. 

IV. 

Eine  kritische  Besprechung  des  Buches  von  Eber- 
stadt, Rheinische  Wohnungsverhältnisse  und  ihre  Be- 
deutung für  das  Wohnungswesen  in  Deutschland. 
Jena,  Gustav  Fischer,  1903.  (Erschienen  in  der  Zeitschrift 
für  Wohnungswesen ,  herausgegeben  von  Prof.  Dr.  Albrecht, 
II.  Jahrgang  Nr,  5.) 
Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage.  13 
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Vgl.  oben  S.  30  und  67. 

2  Vgl.  oben  S.  67. 

3  Vgl.  oben  S.  70. 

*  Wie  die  Bevölkerungszahl  und  ihre  Zunahme  ganz  direkt  die 
Spekulation  inflammiert,  und  wie  hier  durch  unrichtige  „Fortschreibung" 
durch  die  Stadtgemeinde  selbst  (in  der  unsinnigen  modernen  Über- 
schätzung der  Quantität)  gesündigt  werden  kann,  zeigt  in  überaus 
lehrreicher  Weise  die  Arbeit  von  Streu  Ii,  „Die  Züricher  Liegen- 
schafts-Krise", Zürich  1902. 

^  Vgl.  den  folgenden  Aufsatz. 

V. 

Erschienen    in    der   Zeitschrift    für  Wohnungs- 
wesen, II.  Jahrg.  Nr.  9. 

1  Naturrechtliche  und  realistische  Betrachtungsweise  in  den 
Staatswissenschaften  (Schmollers  Jahrbuch  1903). 

2  Zentralblatt  der  Bauverwaltung,  XXIII.  Jahrg.  Nr.  65. 

^  Vgl.  oben  S.  95.  Ausnahmen  von  dieser  Regel  dagegen  sind 
allerdings  ein  Produkt  der  Spekulation,  wie  z,  B.  die  hohen  Mieten 
in  mittleren  Städten  wie  Wiesbaden,  Heidelberg,  Freiburg,  wo  die 
Spekulation  die  Mieten  entsprechend  der  Wohlhabenheit  der  Eentier- 
bevölkerung  in  die  Höhe  treibt.  Übrigens  sind  dies  gar  keine  Aus- 
nahmen, wenn  wir  bei  der  „Nachfrage"  auch  die  „Zahlungsfähigkeit" 
oder  Kaufkraft  der  Nachfragenden  berücksichtigen. 

*  Vgl.  unten  Teil  II. 

Zweiter  Teil. 

Ergebnisse  einer  Studienreise  im  Jahre  1902.  (Er- 
schienen in  der  Zeitschrift  für  Wohnungswesen,  I.  Jahrgang,  Nr.  11, 
13,  15,  22,  23.)  Vgl.  dazu  jetzt:  Alb  recht,  Zwölfte  Informations- 
reise der  Zentralstelle  für  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  nach 
England  und  Schottland  (Concordia,  Zeitschr.  der  Zentralstelle 
f.  A.,  XL  Jahrg.,  Nr.  1  ff.).  Walli,  Arbeiterwohnungsfürsorge  in 
England,  Beobachtungen  eines  Teilnehmers  an  der  Reise  der 
Zentralstelle  f.  A.  (Beil.  zur  Allg.  Zeit.  1903  Nr.  259)  und  Henry 
W.  Wolff,  Professor  Fuchs  on  Municipal  Housing  (The  Economic 
Review  Bd.  XIV  Nr.  2). 

I. 

1  Vgl.  oben  II,  S.  26. 

2  So  sagt  auch  Albrecht  (a.  a.  0.  Nr.  1):  „Es  kann  wohl  ohne 
weiteres  behauptet  werden,  dafs  die  Wohnungsnot,  die  wir  in  Deutsch- 
land bekämpfen,  ein  vollständig  anderes  Gepräge  trägt  als  das  Woh- 


nungselend  in  den  englischen  Grofsstädten.  Mag  in  unseren  deutschen 
Grofsstädten  die  Wohndichtigkeit  und  die  Übcrfüllung  der  einzelnen 
Wohnungen  noch  so  erschreckende  Dimensionen  angenommen  haben, 
eine  solche  Häufung  des  Verfalls,  der  Verkommenheit  und  des 
Schmutzes,  wie  sie  ganzen  Stadtteilen  von  London  und  anderen  eng- 
lischen Städten  ihr  Gepräge  aufdrückt,  finden  wir  in  keiner  deutschen 
Stadt,  auch  nicht  in  den  in  dieser  Beziehung  am  übelsten  beleumun- 
deten. Die  Bewohner  dieser  Viertel  bilden  ein  Proletariat  von  einer 
Gesunkenheit,  wie  sie  ebenfalls  bei  uns  nicht  existiert." 

^  Vgl.  das  ausgezeichnete  Werk  von  Eussell  und  Lewis,  The 
Jew  in  London.    London  1901.    S.  12  ff. 

*  Ebenda  S.  60  und  173. 

^  Vgl,  Bormaker,  The  housing  of  the  working  classes.  London 
1895.    S.  63. 

6  Uber  den  Einflufs  der  Mittelspersonen,  der  housefarmer  und 
property  sweater  in  London  auf  die  Mieten  und  das  Londoner  Woh- 
nungselend im  allgemeinen  vgl.  G.  Haw,  No  room  to  live,  und 
Walli,  Über  die  Wohnungsverhältnisse  in  London  (Beil.  zur  Allgem. 
Zeit.  1903  Nr.  55). 

^  Vgl.  Thompson  a.  a.  0.  S.  7.  Ihre  Zunahme  in  ganz  London 
aber  verhält  sich  zu  der  der  Londoner  Bevölkerung  wie  27  :  7  (Be- 
richt S.  557). 

^  Vgl.  über  diese  älteren  Gesetze  namentlich  Sinzheimer,  Der 
Londoner  Grafschaftsrat.    I.  Bd.    Stuttgart  1900. 

9  Eine  Novelle  von  1903  wird  später  berücksichtigt  werden. 

II. 

1  Bericht  über  den  VI.  Internationalen  Wohnungskongrefs, 
S.  731  ff. 

2  Vgl.  das  vorzügliche  kürzlich  erschienene  englische  Buch :  The 
Housing  Handbook  des  Eichmonder  Stadtrats  Thompson  S.  65. 

3  Thompson  a.  a.  0.  S.  66. 

*  Nach  Albrecht,  Logierhäuser  für  Unverheiratete  (Technisches 
Gemeindeblatt,  VI.  Jahrg.  1903,  Nr.  6). 

^  Vgl.  dazu  auch  die  Beschreibung  des  Albergo  Popolare  in  Mai- 
land durch  Brentano  in  der  Zeitschrift  für  Wohnungswesen  in 
Bayern,  L  Jahrg.,  Nr.  2. 

^  Oppenheimer,  Wohnungsnot  und  Wohnungsreform  in  Eng- 
land, Leipzig  1900;  Sinzheimer,  Die  Arbeiterwohnungsfrage; 
Jäger,  Die  Wohnungsfrage. 

^  Vgl.  Thompson  a.  a.  0.  S.  52. 

III. 

1  Sie  hat,  da  etwas  weiter  zurückliegend,  in  der  neueren  Literatur 
schon  wiederholt  eine  Darstellung  gefunden,  so  insbesondere  neuer- 

13* 
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dings  bei  Oppenheimer  a.  a.  0.  und  Sinzheimer,  Arbeiter- 
wohnungsfrage. Da  jedoch  m,  E.  wichtige  Punkte  darin  fehlen,  war 
es  notwendig,  sie  auch  hier  noch  einmal  im  ganzen  zu  behandeln. 
Vgl.  dazu  jetzt  auch  Bowes  im  Bericht  über  den  VI.  Internationalen 
Wohnungskongrefs  S.  416  ff.,  W.  G.  C.  M  enzi  e  s  im  Report  of  Procee- 
dings  at  Conference  as  to  Cheap  Dwellings  held  in  Glasgow  1901 
S,  73  ff.  und  desselben  Verfassers  Report  on  work  of  the  first  year. 
Corporation  of  Glasgow  (City  Improvements  Department)  1901,  Ferner: 
City  of  Liverpool,  Housing  of  the  Working  Classes,  Report  of  the 
Visit  of  the  Deputation  of  the  Housing  Committee  to  Glasgow,  Man- 
chester, Salford  and  London;  endlich  Thompson  a.  a.  0.  S.  91  ff. 
Vgl.  auch  C.  Hugo,  Städteverwaltung  und  Munizipalsozialismus  in 
England,  1897,  und  Bötzow,  Die  Wohnungsfrage  in  England  (Schriften 
des  Vereins  für  Socialpolitik  Bd.  97.  1901). 
2  Vgl.  Thompson  a.  a.  O.  S.  92. 

^  Vgl.  ihre  Schilderung  durch  den  Obersanitätsinspektor  Glasgows 
Mr.  Fyfe  auf  dem  Kongrefs  englischer  Stadtgemeinden  über  billige 
Wohnungen  im  Jahre  1901  (Report  of  Proceedings  at  Conference  as 
to  Cheap  Dwellings.    Glasgow  1902). 

*  Vgl.  Peter  Fyfe,  Back  Lands  and  their  inhabitants.  Glas- 
gow 1901. 

^  Vgl.  dazu  Fife,  Housing  of  the  labouring  classes.  Glasgow  1901. 

IV. 

1  Thompson  a.  a.  0.  S.  52. 

2  Vgl.  Thompson  S.  47 ,  70  und  101  und  City  of  Liverpool, 
Report  of  the  Visit  of  the  Deputation  1001  S.  19. 

^  Vgl.  Olshausen  und  Reincke,  Über  Wohnungspflege  in 
England  und  Schottland.    Braunschweig  1897,  besonders  Taf.  I. 

*  Vgl.  Thompson  S.  44  und  108,  C.  Hugo  a.  a.  0.  S.  88  und 
Bötzow  a.  a.  0.  S.  144. 

V. 

1  Vgl.  Thompson  a.  a.  O.  S.  41,  95,  101;  City  of  Liverpool. 
Artizans  and  Labourers  Dwellings.  Liverpool  1903;  The  Housing 
Reformer  (Zeitschrift  des  National  Housing  Reform  Council)  B.  1, 
Nr.  4  (November  1901);  Alb  recht  in  der  Concordia  XI.  Jahrg.  Nr.  2. 

2  Albrecht  a.  a.  0.  S.  19. 

3  Ebenda  S.  20. 

*  Diesem  Urteil  stimmt  auch  Alb  recht  (a.  a.  0.  Nr,  1)  zu;  nur 
/  spricht  er  von  einer  „niederdrückenden  Nüchternheit  und 
(  Armli chkeit  der  Aufs en architektur".   Diese  kann  ich  aber  nur 

für  die  älteren  (Arley  Street  und  Gildart  Gardens)  zugeben,  nicht  für 
die  neueren ,  die  im  Gegenteil  in  ihrer  geschmackvollen  Einfachheit 
auch  für  uns  vorbildlich  sein  könnten.    Dagegen  ist  die  Häfslichkeit 
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nicht  geputzter,  sondern  direkt  auf  den  Backstein  getünchter  Wände 
ohne  weiteres  zuzugeben, 

5  Thompson  S.  114  ff. 

6  Beilage  zum  „Freiburger  Tageblatt"  Nr.  120  vom  29.  Mai  1900. 
Vgl.  Sykes,  Public  Health  and  Housing,  the  inüuence  of  the 

dwelling  upon  health  in  relation  to  the  changing  style  of  habitation, 
London  1901  S.  34:  „it  must  be  healthier  to  live  in  two  small  rooms 
than  in  one  large  room  of  the  same  cubic  capacity"  und  Hon ey man 
in  „Working-Class  Dwellings"  London  1900  (Extract  from  the  Journal 
of  the  Eoyal  Institute  of  British  Architects  3.  Series  Vol.  VII  Nr.  11): 
„It  may  be  said  that  the  poor  ahveys  can  and  in  fact  do  find  accomo- 
dation.  Yes;  but  how?  Siraply  by  clubbing  together  and  making  one 
house  (Wohnung)  serve  for  two  or  more  families.  That  is  the  only 
alternative  the  poor  man  has  if  he  cannot  obtain  a  house  proportionate 
to  his  means;  and  it  is  more  dangerous  to  the  welfare  of  a 
Community  than  high  dwellings  and  low  ceilings,  hollow 
Squares,  narrow  streets  and  a  great  many  other  things 
which  civic  authorities  are  so  careful  to  guard  against." 
Ähnlich  Fyfe,  Housing  of  the  labouring  classes  S.  19:  „Government 
and  municipal  Standards  are  in  the  main  good  and  desirable ,  but  in- 
finitely  more  important  and  useful  for  the  poor  labourer  are  good 
accomodation  and  low  rents;  and  in  my  opinion  where  the  former 
makes  impossible  the  latter,  elasticity  must  be  found  in  construction, 
as  there  is  none  in  the  poor  man's  ability  to  pay." 

Unverständlich  ist  mir,  wie  Henry  W.  Wolff  a.  a.  0.  an- 
gesichts dieser  Beurteilung  der  Richmonder  Häuser  mich  von  ihnen 
sagen  lassen  kann:  „But  they  are  bad",  wo  sie  von  mir  gerade  als 
Vorbild  hingestellt  und  die  deutschen  Ausstellungen  an  ihnen  zurück- 
gewiesen werden.  Diesem  vollständigen  Mifsverstehen  meiner  Aus- 
führungen liegt  wohl  die  Abneigung  des  manchesterlichen  Geiiossen- 
schaftsmannes  gegen  den  kommunalen  Wohnungsbau  überhaupt  zu 
gründe.    Vgl.  unten. 

^  Professor  AI  brecht  hat  gegen  diese  Forderung,  in  der 
ich  mich  mit  Technikern  wie  Stadtbaurat  Rehorst  in  Halle  a.  S. 
einig  weifs,  a.  a.  0.  Widerspruch  erhoben,  mit  der  Begründung: 
„dieses  System,  die  Wohnung  in  drei  bis  vier  Räume  zu  teilen,  deren 
jeder  höchstens  12 — 15  cbm  Luftraum  gewährt  —  in  Liverpool  z.  T. 
nur  10  cbm  —  führt  fast  mit  Notwendigkeit  dazu,  dafs  der  eigent- 
liche Luftraum  auf  das  alleräufserste  Mindestmafs  eingeschränkt  wird. 
So  wurde  z.  B.  in  Richmond  fast  durchweg  einer  von  diesen  Räumen 
als  Wohnküche,  ein  zweiter  als  „beste  Stube"  benutzt,  und  in  den 
verbleibenden  Räumen,  von  denen  bei  den  gröfseren  Wohnungen  in 
der  Regel  noch  der  eine  oder  der  andere  abvermietet  war,  schlief  die 
ganze  Familie  vielfach  in  durchaus  unzureichendem  Luftraum. 
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Darauf  ist  zu  erwidern,  dafs  auch  der  deutsche  Arbeiter  bei 
der  zweizimmerigen  Wohnung,  solange  es  irgend  geht  —  und  in 
einem  m.  E.  ganz  berechtigten  Bestreben  —  ein  Zimmer  (aller- 
dings törichterweise  auch  oft,  und  vielleicht  öfter  als  der  englische, 
das  gröfste)  als  „gute  Stube"  von  Betten  freizuhalten  sucht,  und 
wenn  er  es  nicht  mehr  kann,  was  bei  ihm  natürlich  sehr  bald  eintritt, 
dann  hat  er  einen  niedrigeren  Wohnstandard  als  der  englische  trotz 
seinen  gröfseren  und  höheren  Zimmern !  Ein  Abvermieten  einzelner 
Zimmer  ist  aber  m.  W.  bei  den  städtischen  Wohnungen  in  England 
überall  verboten,  Übertretungen  scheinen  allerdings  vorzukommen, 
können  aber  keinesfalls  die  Eegel  bilden. 

Wenn  Albrecht  ferner  als  „Kuriosum"  ein  Schlafzimmer  anführt, 
in  dem  „ein  Bett  von  den  bei  uns  üblichen  Abmessungen  (vielfach 
auch  unnötig  grofs !)  nicht  anders  aufzustellen  möglich  gewesen  wäre, 
als  indem  man  es  mitten  in  das  Zimmer  rückte",  so  mufs  wieder 
daran  erinnert  werden,  dafs  eine  solche  Aufstellung  der  Betten  in  Eng- 
land auch  bei  den  wohlhabenden  Klassen  ganz  allgemein  üblich  ist 
und  von  der  Hygiene  wohl  überall  als  die  richtigste  angesehen  wird. 

Damit  erledigt  sich  wohl  auch  seine  Verurteilung  der  „englischen 
Grundrisse,  die  vielfach  durch  komplizierte  Einsehachtelung  von  Neben- 
räumen zu  Zimmerformen  mit  allerlei  einspringenden  Ecken  und 
Nischen  geführt  haben ,  welche  die  betreffenden  Räume  für  ihre 
Zwecke  geradezu  unbrauchbar  machen",  gegenüber  dem  „klaren,  in 
allen  Teilen  übersichtlichen  deutschen  Grundrils".  Auf  jenem  beruht, 
.wie  man  bei  den  Villen  der  oberen  Klassen  in  Deutschland  allmählich 
einzusehen  beginnt,  ein  gut  Teil  Schönheit  und  Gemütlichkeit  der 
Eäume,  auf  letzterem  eine  innere  Häfslichkeit ,  die  schlimmer  ist  als 
jede  äufsere! 

VI. 

^  Bei  den  Bauten  dieser  Gesellschaften  und  Stiftungen  auf  diesen 
Terrains  hielt  das  hohe  Etagenhaus,  die  Mietskaserne,  ihren  ersten 
Einzug  in  London.    (Vgl.  Abbildung  22.) 

2  Vgl.  die  eingehende  offizielle  Darstellung  desselben  in  dem 
vom  Grafschaftsrat  herausgegebenen  Werk :  The  HousingQuestion 
in  London  1855 — 1900,  bearbeitet  von  Stewart. 

3  Vgl.  Olshausen  und  Eeincke  a.  a.  0.  S.  30  (mit  Plan); 
Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik  Bd.  97  Anhang;  Oppen- 
heimer a.  a.  0.  S.  82;  Alb  recht  a.  a.  0.  Nr.  2;  Housing  Question 
in  London  S.  190  ff. 

*  Die  Erwerbungs-  und  Freilegungskosten  (inkl.  Strafsenkosten) 
betrugen  bei  dem  Boundary  Street-Projekt  356  548  davon  sind  nur 
63010      für  den  Grund  und  Boden  der  neuen  Häuser  angeordnet. 

s  Vgl.  The  Housing  Question  in  London  Kap.  VII — IX. 

6  Ebenda  S.  268  ff. 


—    199  — 


Diese  Steigerung  wird  vom  Grafschaftsrat  folgenclermafsen  an- 
gegeben:  Backsteine  sind  von  80  bis  35  s.  per  1000  im  Jahre  1890, 
in  den  Jahren  1897  und  1898  auf  42  s.,  Zement  um  20%  und  Eisen- 
und  Stahlmaterial  um  27%  gestiegen,  die  Löhne  von  6  d.  auf  7V2  d. 
und  von  9  auf  11  d.  pro  Stunde,  und  zugleich  hat  die  Zahl  der  von 
einem  Arbeiter  im  Tag  gelegten  Steine  abgenommen  (!).  Alles  zu- 
sammengenommen bedeutet  eine  Ei^höhung  der  Ko^^ten  des  Mauerwerks 
per  Eute  von  £  11  im  Jahre  1880  auf  £  20  15  s.  Ende  1898. 

s  Haw,  No  room  to  live  S.  157. 

»  Vgl.  Haw,  a.  a.  0.  S.  169. 

'°  London  County  Council.  Housing  of  the  Working  Classes- 
Eeturns  Nr.  596  (1903). 

^1  Beim  Bau  des  Blackwalltunnels  wurden  1210  Personen  obdach- 
los,  für  1104  wurde  Ersatz  in  der  Nachbarschaft  heschaflPt,  aber  nur 
8  machten  davon  Gebrauch-,  in  ßoundary  Street  nur  11  von  5719; 
bei  der  Falcon  Court-Sanierung  wurden  40  der  neuen  500  Wohnungen 
von  früheren  Bewohnern  bezogen.  (Vgl.  Pohlmann,  ;,Der  Wohnungs- 
bau durch.  Gemeinden  —  eine  Hinderung  der  Wohnungsreform"  in 
der  Deutschen  Volksstimme  1903  Nr.  16.) 

^2  Nach  einer  Zusammenstellung  vom  31.  Dezember  1901  (Rotbuch 
des  London  County  Council  Nr.  596:  Housing  of  the  Working  Classes 
S.  41  tf.)  waren  unter  2720  Haushaltungsvorständen  der  in  den  Häusern 
des  Grafschaftsrats  wohnenden  Familien: 


Labourer   .    .  . 

275 

Stoker.    .    .  . 

27 

Woodcarver     .  . 

15 

Policeman  .    .  . 

162 

Torem  an  .    .  . 

.  25 

Butcher  .... 

14 

Porter    .    .    .  . 

107 

Painter    .    .  . 

.  26 

General  dealer  . 

14 

Tailor    .    .    .  . 

106 

Commissionaire 

.  24 

Horsekeeper    .  . 

14 

Carman  .    .    .  . 

86 

Office-cleaner  . 

.  21 

Milkman  .... 

14 

Clerk     .    .    .  . 

81 

Stevedore    .  . 

.  21 

Pensioner    .  . 

14 

Cabinet  maker  . 

76 

Machinist     .  . 

.  20 

Storekeeper .    .  . 

14 

Warehouseman  . 

55 

Traveller     .  . 

.  20 

Charwoman .    .  . 

13 

Engineer    .    .  . 

54 

Coachman    .  . 

.  18 

Domestic  servant. 

13 

Printer  .    .    .  . 

51 

Compositor  .  . 

.  18 

Brass  finisher  .  . 

12 

Bootmaker     .  . 

40 

17 

Chairmaker  .    .  . 

12 

Costermonger .  . 

47 

Fitter  .... 

.  17 

Letter  sorter   .  . 

12 

Postman     .    .  . 

44 

Bookbinder  .  . 

.  16 

Bricklayer  ,    .  . 

11 

Dressmaker    .  . 

40 

Cabmann     .  . 

.  16 

Cooper     .    .    .  . 

11 

Packer  .    .    .  . 

36 

Cook  .... 

16 

Glass-worker  .  . 

11 

Walter  .    .    .  . 

36 

Drayman.    .  . 

.  16 

Harman   .    .    .  . 

10 

Carp  enter  .    .  . 

33 

Lighterman  .  . 

.  16 

Cap  maker ".    .  . 

10 

Salesman   .    .  . 

33 

Musician  .    .  . 

.  16 

Fishmonger .    .  . 

10 

Cigar-maker  .  . 

31 

Blacksmith  .  . 

15 

Messenger   .    .  . 

10 

Attendant  .    .  . 

30 

Upholsterer .  . 

15 

Railway  porter  . 

10 

Polisher     .    .  . 

29 

Watchman  .  . 

.  15 
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1^  Vgl.  die  scharfe  Kritik  des  Architekten  Williams,  Mitglieds 
des  Grafschaftsrats  und  des  (sozialdemokratischen)  Workmen's  National 
Housing  Council,  im  Bericht  über  den  VI.  Internat.  Wohnungs- 
kongreis S.  556  ff.  (mit  Plänen), 

Vgl.  Sykes,  Public  Health  and  Housing  S.  188. 

i-"^  Nach  Pohlmann  (a.  a.  0.)  wäre  dies  allerdings  auch  hier  z.  T. 
der  Fall,  z.  B.  bei  dem  To ttenham  Projekt,  da  hier  der  Voranschlag 
ein  wenn  auch  geringes  Defizit  vorsieht.  Naeh  meinen,  wie  ich  glaube 
neueren,  Informationen  ist  dies  jetzt  nicht  mehr  der  Fall,  das  Projekt 
ist  so  modifiziert  worden,  dafs  es  sich  vollständig  bezahlt  macht. 

1^  Vgl.  Sinz  he  im  er,  Der  Londoner  Grafschaftsrat  S.  329  ff. ; 
Oppenheim  er  a.  a.  0.  S.  161;  Heifs,  Wohnungsreform  und  Lokal- 
verkehr.   Göttingen  1903;  Thompson,  Kap.  XVIII. 

^'^  Vgl.  Charles  Booths,  Improved  Means  of  Locomotion  as  a 
first  Step  towards  the  eure  of  the  housing  difficulties  of  London. 
London  1901. 

18  Vgl.  die  eingehende  Darstellung  in  The  Housing  Question  in 
London  Kap.  IV:  Workmen's  Trains. 

^9  Ebenda  S.  56.  Das  bestehende  System  der  Lokalbesteuerung 
wird  hier  geradezu  als  Bestrafung  des  Baugewerbes  bezeichnet.  Es 
bedeute ,  dafs  kein  Bauplatz  mit  Nutzen  bebaut  werden  kann ,  ehe 
sein  Wert  so  hoch  gestiegen  ist,  dafs  er  neben  einer  angemessenen 
Grundrente  die  ganzen  Abgaben  und  Steuern  einbringt,  die  nach  dem 
Ertragswert  des  Hauses  erhoben  werden,  wenn  es  gebaut  und  bewohnt 
ist.  Gegen  die  geforderte  reine  Grundsteuer  nach  dem  gemeinen  Wert 
spricht  sich  aus  William  Smart,  Taxation  of  Land  Values  and  the 
Single  Tax.  Glasgow.  Im  April  1904  hat  im  Unterhaus  ein  Antrag 
auf  Einführung  derselben  gegen  die  Eegierung  die  Majorität  erhalten, 

20  The  Housing  Question,  S.  61  ff. 

21  Vgl.  Ebenezer  Howard,  Garden  Cities  of  Tomorrow;  Kampf- 
meyer.  Eine  gemeinnützige  Terraingesellschaft,  die  Gartenstadt 
(Zeitschr,  für  Wohnungswesen  Jahrg.  II  Nr.  13)  und:  Gartenstädte 
Kunstwart  XVII,  16).  Das  von  der  Gründungsgesellsshaft  „First  Garden 
City  Lim."  erworbene  Terrain  von  1600  ha  liegt  60  km  nordwärts  von 
London.  Ein  Drittel  davon  ist  für  die  städtische  Siedlung  und  die  Auf- 
nahme von  30000  Einwohnern  bestimmt.  Diese  Zahl  und  Gröfse 
soll  nicht  überschritten  werden.  Die  übrigen  zwei  Drittel 
sollen  für  alle  Zukunft  landwirtschaftlichen  Zwecken  dienen.  Der  Plan 
dieser  ersten  Gartenstadt  ist  von  den  Architekten  Parker  und  Unwin, 
den  Verfassern  des  ausgezeichneten  Buches  The  Art  of  building  a  Home 
1901.  Die  Aussichten  der  Besiedlung  seitens  Industrieller,  Privatpersonen 
und  namentlich  auch  genossenschaftlicher  Betriebe  sollen  nach  den 
vorliegenden  Meldungen  vielversprechende  sein.  Hinter  der  Gesell- 
schaft stehen  genügende  Kapitalien  und  einflufsreiche  Männer,  ins- 
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besondere  auch  Industrielle  wie  Cadbury,  Rowntree,  Lever  (Sunlight- 
Seifenfabrik) ,  Thomasson  (Spinnerei),  Idris  (Minerahvasserfabrik), 
Williams  (Hüttenwerk)  u.  a. 

22  Jetzt  ins  Deutsche  übersetzt  von  Gustav  Landauer  unter 
dem  Titel  „Landwirtschaft,  Industrie  und  Handwerk".  Berlin  1904. 

Vgl.  die  Schilderung  der  letzteren  im  Bericht  über  den 
VI.  Internationalen  Wohnungskongrefs,  S.  571  ff.,  Thompson  S.  19& 
und  Albrecht  a.  a.  0.  Nr.  3  (mit  Abbildungen). 

24  Die  Schuhwarenindustrie  ist  grofscnteils  nach  Northampton- 
shire,  Leicestershire ,  Bristol  und  Norwich  ausgewandert,  die  Be- 
kleidungsindustrie nach  Leeds,  Bradford  und  anderen  Plätzen,  und 
viele  der  gröfsten  Druckereien  haben  Branchen  auf  dem  Land  eröffnet, 
in  Ajlesbury,  St.  Albans,  Tonbridge,  Dunstable,  Beccles  und  Wat- 
ford —  Städten,  die  vor  einigen  Jahren  wenig  mehr  als  Dörfer  waren 
(rural  villages).  Es  ist  keineswegs  nur  eine  Frage  der  Steuern 
und  Mieten:  Farben-  und  photographischer  Druck  werden  in  den 
Grofsstädten  infolge  der  unreinen  Atmosphäre  immer  schwieriger,  daher 
sind  solche  Fabriken  jetzt  in  Orten  wie  Aslistead,  Watford,  Elstree, 
Rickmansworth  und  West  Drayton. 

Vgl.  die  Adresse  Dr.  Camerons  an  den  Kongrefs  für  öffent- 
liche Gesundheitspflege  in  Dublin  1898  in  Bezug  auf  die  Dublin  er 
Verhältnisse,  auf  die  hier  nicht  näher  eingegangen  werden  kann:  „The 
closing  of  insanitary  houses  and  the  Clearing  of  unhealthy  areas  have 
been  of  little  benefit  to  the  poorest  of  the  poor.  The  people  who 
lived  on  the  unhealthy  areas  have  not  returned  to  occupy  the  neat 
dwellings  which  replaced  their  wretched  tenements.  The  rents  of  the 
new  dwellings  were  beyond  their  means.  The  unhealthy  areas  have 
been  cleared,  but  the  condition  of  the  people  who  dwelt  on  them  has 
remained  unchanged.  They  have  sought  on  other  areas  low-rented 
tenements  as  insanitary  as  those  from  which  they  had  been  ejected. 
If  all  the  lowest  rented  and  consequently  least  sanitary  of  the  Dublin 
tenement  houses  were  compulsivily  closed,  where,  save  in  the  work- 
house,  could  there  inmates  obtain  shelter! 

„I  feel  convinced  that  the  ordinary  iandlords  of  tenement  houses, 
the  majority  of  whom  are  lease-holders  only  or  yearly  tenants,  cannot 
provide  proper  dwellings  at  from  1  sh  to  2  sh  per  week,  the  rent 
which  the  very  poor  can  afford.  Dwellings  so  low  rented  can 
only  be  providedbythe  municipalityorbyphilanthropic 
societies  and  individuals.  They  will  pay  very  little  if  any 
interest  on  the  money  expended  on  their  erection  and  maintenance, 
but  every  unhealthy  dwelling  which  they  replace  will  be  a  distinct 
gain  to  the  whole  Community.  The  replacement  of  unhealthy  by 
healthy  habitations  means  less  illness,  longer  duration  of  life  and 
diminished  pauperism." 

13** 
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"-•^  Vgl.  Owen  Fleming,  Municipal  Housiug,  its  economic  basis. 
London  1902.  S.  14.  Der  Grafschaftsrat  hat  neuerdings  als  Ergebnis 
zweijähriger  sorgfältigster  Untersuchung  seines  Housing  Committee 
erklärt,  dafs  er  keine  Wohnungen  zu  einer  niedrigeren  Miete  als  2  sh 
71/2  d  pro  Raum  schaffen  könne,  wenn  die  Wohnungen  nicht  associated 
sein  und  die  Mieter  viel  gemeinsam  haben  sollen;  würde  aber  die 
Rückzahlungsperiode  von  60  Jahren  auf  über  80  erhöht,  so  wäre  es 
möglich,  auf  2  sh  6  d  pro  Raum  herunterzugehen, 

2^  Vgl.  „Working  Class  Dwellings"  :  Honeyman,  R.  S.  A.,  Effects 
of  injudicious  legislation,  im  Journal  of  the  Royal  Institute  of  British 
Architects,  3.  Series  Vol.  VII  Nr.  11  S.  251.    London  1900. 

28  A.  a.  0.  S.  178. 

29  Vgl.  Thompson  S.  216. 

Vgl.  Aldridge,  Rural  Housing  im  Municipal  Journal.  Vol.  XII 
Nr.  565.  1903. 

^1  Die  Novelle  zum  Wohnuugsgesetz  von  1903  hat  nun 
diese  Ausdehnung  der  Amortisationsfrist  zugelassen,  und  das  Local 
Government  Board  die  Erklärung  abgegeben,  dafs  bei  freehold  land 
in  der  Regel  80  Jahre  gestattet  werden  sollen.  Aufserdem  hat  das 
Gesetz  noch  einige  weitere  kleine  Verbesserungen  gebracht:  so  eine 
Abkürzung  und  Vereinfachung  des  Verfahrens  beim  Schliefsen  un- 
gesunder Häuser  und  die  allgemeine  g  es etz  liehe  Verpflichtung  zur 
Wiederunterbringung  der  (durch  ein  Bahn-,  Strafsen-  oder  Sanierungs- 
projekt) obdachlos  gemachten  Personen.  (Vgl.  Aldridge,  Housing 
Progress  im  Municipal  Journal  Vol.  XII  Nr.  561.) 

VII. 

1  Vgl.  G.  Haw  a.  a.  0.  S.  135. 

2  Henry  W.  Wolff  läfst  mich  a.  a.  O.  merkwürdigerweise  sagen, 
dafs  die  englischen  „municipal  bodies  have  been  less  successful  than 
the  German  in  the  matter  of  clearances  on  sanitary  grounds". 

3  Vgl.  Town  Holdings,  a  digest  of  evidence  etc.  3  Bände.  London. 
Cassell  &  Co.,  1888—91. 

4  Vgl.  oben  erster  Teil  Nr.  II  und  III. 

^  Vgl.  insbesondere  Sykes  a.  a.  O.  S.  56  ff.  Danach  war  zwar  die 
Sterblichkeit  in  den  Peabodyhäusern  (hohen  Etagenhäusern)  abgesehen 
von  den  infektiösen  Kinderkrankheiten  im  allgemeinen  niedriger  als 
der  Londoner  Durchschnitt  (bei  dem  auch  die  wohlhabenden  und 
reichen  Familien  mitzählen!),  aber  die  Infektionskrankheiten 
sind  als  Todesursache  in  den  Mietskasernen  häufiger,  und 
aufserdem  sind  die  Bewohner  der  Peabodyhäuser  wie  anderer  „Muster- 
häuser" in  doppeltem  Sinn  ausgelesen,  indem  es  einmal  diejenigen  sind, 
welche  derartige  bessere  Wohnungen  ihren  Lebensgewohnheiten  ge- 
mäfs  lieben,  und  sie  andererseits  aus  einer  grofsen  Zahl  von  Bewohnern 
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ausgesucht  sind.  Ein  Gleiches  betont  Williams  (Bericht  über  den 
VI.  Intern.  Wohnungskongrefs  S.  557)  von  den  Mietskasernen  der  Lon- 
doner Baugesellschaften,  die  sich  rühmen,  nur  eine  Sterblichkeit  von  10 
pro  mille  zu  haben,  indem  er  hervorhebt,  dafs,  abgesehen  von  der  sorg- 
fältigen Auslese  bei  der  Annahme  der  Mieter,  jeder  Kranke  hier  sofort  in 
das  nächste  Krankenhaus,  Arbeitshaus  oder  Irrenhaus  gebracht  wird  und 
da  eventuell  stirbt,  wodurch  in  diesen  Anstalten  die  Sterblichkeit  in 
den  letzten  zehn  Jahren  sehr  gestiegen  ist.  Bei  den  Mietskasernen 
des  Londoner  Grafschaftsrats  dagegen  wird  eine  solche  strenge  Auslese 
nicht  vorgenommen,  wenn  die  Mieter  auch,  wie  gezeigt,  nicht  aus  den 
ärmsten  Klassen  stammen;  hier  nun  ist  die  Sterblichkeit  17,5  pro  mille 
oder  unter  Berücksichtigung  der  Altersklassen  20 — 22  pro  mille,  ver- 
hält sich  also  zu  der  allgemeinen  in  London  wie  8  :  2. 


Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage. 


Abb.  3.   Lesesaal  des  Eowton  House. 


Abb  5.    Schlafkabinen  des  Rowton  Houg^. 


Abb.  7.   Hüuser  in  St,  James  Boad  jn  Glasgow. 


Abb.  9.    Miethiinser  in  Oldham  Road  in  Manchester. 
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Abb.  10.   Cottages  in  Oldham  Koad,  Manchester. 


Abb.  11.   Miethäuser  in  Juvenal  Street  in  Liverpool, 


Abb.  13.    Gildai  ts  Gar(l(  ns,  Liverpool. 


Abb.  15.   Dryden  Street,  Liverpool. 


Abb.  17.    Kempston  Street,  Liverpool  (Rückseite). 
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Abb.  18.   Fontenoy  Street,  Liverpool. 


Abb,  19.   Cottages  in  Manor  Grove  in  Richmoud. 


Abb.  2''.    Cottage-llats  in  Mauor  Grove,  Richmond. 


Abb.  21.    Rückseite  der  Cottage-flats  in  Manor  Grove,  Richmond. 
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Abb.  23.    Boimdary  Street  in  London  vor  der  Sanierung. 
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Abb.  25.   Mi^thftuser  in  Bomidar^  Street  in  I^on4Qii. 
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